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. Einleitung

1.  Problemstellung

In der industrialisierten Volkswirtschaft ist die Energiewirtschaft einer der bedeu-
tendsten Sektoren. Die Elektrizitatswirtschaft als Zweig der Energiewirtschaft um-
fallt die gesamte Erzeugung, Fortleitung und Abgabe elektrischer Energie. Die
Elektrizitdtsversorgung ist - neben den nationalen, historischen, politischen und
rechtlichen Besonderheiten - durch maligebliche physikalische Charakteristiken in
zweierlei Hinsicht gepragt: Die nur durch hohen wirtschaftlichen Aufwand ge-
kennzeichnete Speicherbarkeit sowie die ausschlielliche |eitungsgebundenheit

der Transportwege stellen die priméaren Determinanten der Elektrizitatsversorgung

dar.

Die faktisch nicht vorhandene Speicherbarkeit verlangt nach einem, dem Nach-
frageverhalten synchronen Angebotsverhalten. Die Leitungsgebundenheit bedingt
zum einen kapitalintensive Investitionen, zum anderen eine langfristige Planung
hinsichtlich der prognostizierten Nachfrageverdnderungen, um eine sichere Ver-
sorgung mit elektrischer Energie zu gewéhrleisten. Die Versorgungssicherheit ist
neben den physikalischen Gegebenheiten ein determinierendes primares Ziel in

der Elektrizitatswirtschaft.

Aus der Leitungsgebundenheit der Elektrizitdtsversorgung und der Subadditivitat
der Kostenfunktionen, d.h. einer kostenglnstigeren Elektizitdtsherstellung von
einem im Vergleich zu mehreren Unternehmen, resultiert ein ,natirliches” Mono-
pol der Elektrizitdtsversorgungsunternehmen (EVU).1 Letzteres wird in der Netz-
6konomik durch das Vorliegen von ,Biindelungsvorteilen mit irreversiblen Ko-
sten*? charakterisiert. Die Kostendegression bei steigender Grofe der Erzeu-
gungs- und Verteilungseinheiten (economics of scale) fuhrt gleichfalls zu einem

hohen Konzentrationsgrad im elektrizitatswirtschaftlichen Sektor.® Des weiteren

Vgl. Vogelsang, I. (1982), S. 11.

2 Blankart, C.B./Knieps, G. (1992), S. 75 f. Die Biindelungsvorteile resultieren aus der Subadditivi-
tat der Kostenfunktionen; die irreversiblen Kosten resp. versunkene Kosten (,sunk costs") sind
dadurch gekennzeichnet, dalk sie fir das Monopolunternehmen nicht mehr entscheidungsrele-
vant sind, wohl aber fur den Markteintritt eines potentiellen Konkurrenten; vgl. Baumol,
W.J./Panzar, J.J./Willig, R.D. (1982).

® vgl. Munch, P. (1983), S. 116.



resultiert aus der Monopolstellung ein Marktversagen mit der Konsequenz von

Wohlifahrtsverlusten.

Angesichts dieser unumganglichen Determinanten sowie der daraus resultieren-
den Monopolstellung der EVU greift der Staat mittels gesetzlicher Vorgaben und
Regelungen in den elektrizitdtswirtschaftlichen Sektor ein, um eine Vermeidung
von Wohlfahrtsverlusten aufgrund monopolistischer Verhaltensweisen der Anbie-
ter zu erreichen. Diese durch Reglementierungen gekennzeichnete Beziehung
zwischen der staatlichen und der versorgenden Seite hat sich historisch entwik-
kelt.

Eine temporére Monopolstellung wird zudem durch konzessionsvertragliche Ver-
einbarungen zwischen den Versorgungsunternehmen und den Gebiets-
kérperschaften wahrend der Vertragslaufzeit garantiert, so dal} sich ein System
abgegrenzter, geschlossener Versorgungsgebiete offenbart. Die tradierte Mono-
polsituation im Verteilungs- und Erzeugungsbereich der Elektrizitatswirtschaft ist
in den letzten Jahren zunehmender Kritik ausgesetzt - Forderungen nach einer
starkeren wettbewerblichen Orientierung in diesem Sektor zum Vorteil der Ver-

braucher gewinnen zunehmend an Bedeutung.”

Vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion Uber eine starkere Wettbe-
werbsorientierung der Elektrizitdtsversorgung ist die vorliegende Arbeit im Hin-
blick auf auslaufende Konzessionsvertrage und im Zusammenhang mit der Erstel-
lung eines entsprechenden Gutachtens im Auftrag des hessischen Ministeriums
fur Umwelt und Bundesangelegenheiten entstanden.” Sie widmet sich der Frage-
stellung des ,angemessenen” Ubernahmepreises gebrauchter Versorgungsanla-
gen bei einem potentiellen Wechsel der Versorgungszustandigkeit. Der Uber-
nahmepreis ist - neben dem Auftreten einiger Sonderprobleme - der primére
Faktor, der die Auswirkungen einer potentiellen Netzibernahme bestimmt. Vor-
schlage in der Literatur zur Entwicklung eines ,angemessenen* Ubernahmeprei-

ses sind durch Dissens gekennzeichnet® teilweise werden nur partikulare

Vgl. Budde, H.-J. (1994), S. 54 ff.; vgl. auch Gréner, H. (1989), S. 22 ff.
Bedingt durch die 4. und 5. Kartellrechtsnovelle laufen alle Konzessionsvertrage, die vor 1980
abgeschlossen wurden, Ende 1994 aus; vgl. Bolle, F. (1993), S. 174.

® Vgl Hubig, K. (1990), S. 215.



Aspekte und Interessen dieser Problematik berucksichtigt oder interessengeleite-

te Ansichten vertreten.

2. Vorgehensweise

Die Frage des ,angemessenen” Ubernahmepreises muf - wie zu zeigen sein wird
- mit den speziellen Gegebenheiten der Elektrizitatswirtschaft verkntpft werden.
Daher ist zunachst eine Analyse der elektrizitatswirtschaftlichen Grundlagen not-
wendig, die die staatliche Regulierungsfunktion beschreiben (Kap. Il.). Aufbauend
auf den erérterten Grundlagen findet eine Diskussion der polit-6konomischen
Determinanten statt (Kap. ill.), um die vielseitig verzahnten Interessenstrukturen
zu verdeutlichen. Die Analyse der komplementaren bzw. konfliktdren Interessen
und Ziele der beteiligten Akteure soll zu einer kritischen Sichtweise der globalen

Gesamtproblematik beitragen.

Im weiteren Verlauf wird das Tarifpreisgenehmigungsverfahren (Kap. IV.) genauer
analysiert. Die konzeptionellen Anforderungen sowie die konkreten Komponenten
bzw. Bestimmungsgrinde, die die Tarife der Elektrizitdtswirtschaft determinieren,
werden dargestellt. Mégliche methodische Vorgehensweisen im Rahmen der
Erfullung der konzeptionellen Vorgaben werden zugleich anhand abstrakter Mo-

dellrechnungen verdeutlicht.

Vor diesem Hintergrund werden potentielle Bewertungsmethoden vorgestellt, die
den zuvor diskutierten Besonderheiten Rechnung tragen kénnten, (Kap. V.). In
Verbindung mit den gewonnenen Erkenntnissen wird ein ,angemessener* Uber-
nahmepreis fUr gebrauchte Versorgungsanlagen entwickelt, der sowohl die be-
rechtigten wirtschaftlichen Interessen der abgebenden als auch die der aufneh-

menden Versorgungsunternehmen reprasentiert.

Die Uberpriufung der Evidenz des den elektrizitatswirtschaftlichen Erfordernissen
entsprechenden ,richtigen* Ubernahmepreises erfolgt zunachst anhand eines
Simulationsmodelles (Kap. VI.). In diesem Modell wird ein theoretisches Investiti-
ons-Rechenverfahren mit der Ubernahmepreis-Problematik verknipft. Aufbauend
auf den Ergebnissen der Simulationsrechnung werden diese nachfolgend mit

einem konkreten Praxisbeispiel eines Versorgerwechsels belegt.



ll. Grundlagen der Elektrizitatswirtschaft

Im folgenden werden die notwendigen Grundlagen der Elektrizitatswirtschaft in
der Bundesrepublik Deutschland vorgestellt: Zunéchst ist das normative Grundge-
rust des elektrizitatswirtschaftlichen Sektors beschrieben (1.), das die gesetzli-
chen Rahmenbedingungen der beteiligten Akteure festschreibt. Aufbauend auf
den gesetzlichen Grundlagen werden die strukturellen Besonderheiten dargestellt
(2.). Des weiteren wird der Ist-Zustand der Elektrizitatswirtschaftsstruktur analy-
siert. Daran schlielt sich die Darstellung einiger technischer Charakteristiken der
Elektrizitatsversorgung an (3.); abschlieRend wird auf die Méglichkeiten der Tarif-

gestaltung naher eingegangen (4.).

1. Normative Regelungen des elektrizitatswirtschaftlichen Sektors

Die Elektrizitatsversorgung kann aufgrund ihrer besonderen Stellung im Energie-
sektor nach Auffassung des Gesetzgebers nicht dem freien Markt Uberlassen
werden, da gerade in diesem Sektor das Primarziel Versorgungssicherheit zu
jeder Zeit sichergestellt sein muf}, ohne dal? es zu negativen Allokationswirkun-
gen kommt. Aus diesem Grunde hat der Gesetzgeber eine Reihe von Gesetzen

und Verordnungen erlassen, die die Funktionsfahigkeit des Elektrizitatssektors im

Interesse des Gemeinwohls gewahrleisten soll.

Aufbauend auf das Energiewirtschaftsgesetz (1.1.) wird die Bundestarifordnung
Elektrizitat (1.2.) diskutiert. Die besondere - einleitend dargestellte - Situation des
Elektrizitatssektors erfordert eine Erérterung der Rahmenbedingungen, die das
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrénkungen (1.3.) zur Regulierung vorgibt.” Eine
Erlauterung der konkretisierenden Regelungen zur Kostendarstellung (1.4.), der
konzessionsrechtlichen Vorgaben (1.5.) sowie der allgemeinen Versorgungsbe-

dingungen (1.6.) schlief3t sich an.

" Auf die Darstellung der fiir den Elektrizitdtssektor zwar relevanten, aber nachrangigen Vor-
schriften, wie beispielsweise Teile der Gemeindeverordnungen sowie der kommunalrechtlichen
Bestimmungen, wird im Rahmen dieser Arbeit verzichtet.



1.1. Energiewirtschaftsgesetz

Das ,Gesetz zur Férderung der Energiewirtschaft‘® (Energiewirtschaftsgesetz
(EnWG)) stammt, abgesehen von einigen geringfigigen Anderungen der Nach-
kriegszeit, aus dem Jahre 1935. Dieses Gesetz ist die Basis fur die Reglementie-
rung des Energiesektors und wurde aufgrund von NS-AutarkieUberlegungen auf
der Grundlage des sog. Erméachtigungsgesetzes in den dreilliger Jahren von der
Reichsregierung erlassen. Mit Inkrafttreten des Grundgesetzes wurde das Ener-
giewirtschaftsgesetz grundséatzlich in das Gesetzesgefige der Bundesrepublik
tUbergeleitet.’ In der Praambel war die Férderung der Verbundwirtschaft, die Ver-
meidung der ,volkswirtschaftlich schadlichen Auswirkungen des Wettbewerbs*'°
sowie die Sicherung einer billigen Energieversorgung festgeschrieben; die Pra-
ambel besitzt allerdings keine normative Gesetzeskraft mehr."" In der Vergan-
genheit sind indes vielfach Zweifel an der Rechtmafligkeit des Energiewirt-
schaftsgesetzes - wegen des Ermachtigungsgesetzes als Grundlage - aufgekom-
men."? Jedoch ist es bislang zu keiner endgultigen Entscheidung des Bundesver-

fassungsgerichtes gekommen.

§ 1 des EnWG stellt die deutsche Energiewirtschaft (Elektrizitats- und Gasversor-
gung) unter die Aufsicht des Staates. Demnach unterstehen samtliche energie-
versorgenden Unternehmen diesem Gesetz. Die allgemeine Anschlul3- und Ver-
sorgungspflicht ist in § 6 Abs. 1 EnWG des Gesetzes festgeschrieben. Diese
Bestimmung verpflichtet die EVU zur bestandigen Versorgung des Elektrizitats-
kunden. Die allgemeinen Elektrizitatstarife der EVU sowie die Energieein-
kaufspreise der Energieverteiler kénnen nach § 7 EnWG von staatlicher Seite her
Jwirtschaftlich gestaltet werden“.” Im Rahmen dieses staatlichen Eingriffs sind
allerdings beide Interessenseiten zu beriicksichtigen.’ Zur Leitungsverlegung im

Gebiet der Gemeinden kann nach § 12 EnWG den Versorgungsunternehmen

Energiewirtschaftsgesetz, i.d.F. vom 13.12.1935, RGBI. I, 8. 1451 ff.
Rechtsgrundlage zur Uberleitung einiger, nicht den Grundrechten entgegenstehender Rechts-
normen ist Art. 123 GG.

'° praambel des Energiewirtschaftsgesetzes, RGBI. I, S. 1451,

" vgl. Weigt, N.(1984), S. 291.

2 vgl. Kammerl, F. A. (1990), S. 35 f.

> § 7 EnWG.
% D.h. es ist im Rahmen des staatlichen Eingriffs auf die Interessenlage des Staates, der Unter-

nehmen und die der Konsumenten Ruicksicht zu nehmen; vgi. § 7 Abs. 2 EnWG.



eine Gebuhrenpflicht fur die Benutzung von Stralen und Verkehrswegen jeder Art
auferlegt werden. Diese Gebuhrenpflicht ist heute durch die Konzessionsabga-
benverordnung (KAV) konkretisiert."

Nach den Erfahrungen der ersten Energiekrise in den siebziger Jahren wurde
1977 eine Bevorratungspflicht dem Gesetzeswerk beigefiigt.’® Die Versorgungs-
unternehmen wurden in die Pflicht genommen, einen Vorrat an fossilen Brennstof-
fen zu halten, der ihre Abgabeverpflichtung fur 30 Tage decken muR3. Das Gesetz
enthalt weiterhin eine Reihe von SanktionsmafRnahmen, die bei Zuwiderhandlung
der einzelnen Vorschriften angewandt werden kénnen. Nach § 19 EnWG ist die
Méglichkeit des Erlassens von Rechtsverordnungen im Zusténdigkeitsbereich des
Bundesministers fur Wirtschaft angesiedelt. Diese Verordnungen bedurfen geman

Art. 80 GG der Zustimmung des Bundesrates.

Die Vorschrift des § 7 EnWG bildet die Grundlage der Bundestarifordnung Elek-
trizitat (BTO Elt), in der die Ausgestaltung der allgemeinen Tarife'” geregelt ist.

1.2. Bundestarifordnung Elektrizit&t

Fur die Versorgung der Niederspannungskunden ist den EVU in der Bundestari-
fordnung Elektrizitat die Pflicht zur Bildung eines ,allgemeinen Tarifes" vorge-
schrieben. Der Tarif hat ,den Erfordernissen einer méglichst sicheren und preis-
gunstigen Elektrizitatsversorgung, einer rationellen und sparsamen Verwendung
von Elektrizitdt sowie einer Ressourcenschonung und mdglichst geringen Um-
weltbelastung“'® zu gentigen. Die Grundsatze der rationellen und sparsamen
Verwendung von Elektrizitdt sowie der Ressourcenschonung und mdéglichst ge-
ringen Umweltbelastung sind im Rahmen der Novellierung der BTO EIt 1990 dem
§ 1 hinzugefugt worden. Die Reform der BTO Elt hat den Zweck, das Tarifsystem
zum einen transparenter zu gestalten, zum anderen eine starkere Verbrauchsab-

hangigkeit im Tarif zu verankern. Die grundsatzliche Ausrichtung am zwei-

S vgl. § 2 KAV.

16 Vgl. § 14 EnWG, eingefiigt durch Art. 3 des Gesetzes zur Anderung energierechtlicher Vor-
schriften vom 19.12.1977, BGBI. | S. 2750.

7 Unter ,allgemeinen Tarifen* ist der Tarif, den ein EVU im Rahmen seiner Anschiuf- und Ver-
sorgungspflicht anbieten muB, zu verstehen; vgl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W.
(1990), S. 111 84j.

' §1BTO Elt, 1990, BGBI. | S. 2255.



gliedrigen Tarifsystem'® ist beibehalten worden; die starke Kostendegression, die
in keiner Weise Anreize zur sparsamen Energieverwendung gibt, ist mit der

,neuen" Tarifstruktur allerdings etwas abgemildert worden.?

Die moglichst ,sichere und preisgunstige” Elektrizitdtsversorgung trat im Rahmen
der Reform an die Stelle einer mdglichst ,sicheren und kostengunstigen“21 Elek-
trizitdtsversorgung. Die Abstellung auf eine ,preisgunstige” Versorgung, bei dem
unveranderten Primarziel der sicheren Versorgung, hat nach dem Willen des
Gesetzgebers psychologische Bedeutung, denn die Formulierung ,der Preisgun-
stigkeit trifft das Gewollte besser, da es letztlich um den Preis geht, den der Kun-
de zu zahlen hat.?®> Grundsatzlich haben sich die Tarife jedoch an den Kosten
der Elektrizitatsversorgung zu orientieren. Die kostenorientierte statt einer koste-
nechten Preisbildung soll die Kunden, die in einem strukturell ungunstigeren
Gebiet versorgt werden, gegenuber anderen Kunden nicht benachteiligen. Wurde
eine Kostenechtheit vom Gesetzgeber verlangt, waren Kunden, deren Versorgung

héhere Kosten als die Durchschnittskosten verursacht, benachteiligt.?

Die Tarife kénnen nach den verschiedenen Bedarfsarten differenziert werden. Je
nach Abnahmeverhalten kénnen unterschiedliche Tarife fur den Haushaltsbedarf,
den landwirtschaftlichen Bedarf oder den gewerblichen, beruflichen und sonstigen
Bedarf festgelegt werden, wenn das Abnahmeverhalten unterschiedliche Kosten
verursacht.?* Da eine exakte Zuordnung der Kosten, die durch die Lieferung einer
einzelnen Kilowattstunde oder durch die Versorgung der Kunden hervorgerufen
werden, aus praktischen Grunden ausgeschlossen ist, mul vielmehr eine einfa-
che und pauschale Regelung zum Zuge kommen.”® Im Bereich der Sonderver-

tragskunden®® ist eine exakte Kostenzurechnung denkbar, wenn beispielsweise

¥ Der zweigliedrige Tarif besteht aus einem leistungsorientierten Grundpreiselement und einem
verbrauchsabhingigen Arbeitspreiselement, d.h. die Tarifermittlung erfolgt nicht ausschlieBlich
nach - volkswirtschaftlich effizienten - Grenzkosten, sondern sowohl nach Grenz- als auch nach
Durchschnittskosten; vgl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1989), S. lll 70 sowie Fn.
127.

2 vgl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1989), S. Il 70.

2! |n der Fassung von 1935 war eine ,sichere und billige* Energieversorgung festgeschrieben,

22 \/gl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1990), S. lll 84k.

2 ygl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1990), S. Il 84p.

24 ygl. § 3 BTO Elt.

25 y/gl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1989), S. Il 73.

%8 Zur Abgrenzung der Sondervertragskunden zu den Kunden mit einer Versorgung nach allge-
meinen Tarifen vgl. Kap. [.4.2.



die Elektrizitdtsnachfrage eines GroRabnehmers zu bestimmten Tageszeiten den
dadurch verursachten Kosten zugeordnet werden kann. Im Massengeschaft ist

eine derartige Zuordnung jedoch nicht méglich.

Um eine Preisdiskriminierung von Kunden auszuschlielen, ist ein Kostenver-
gleich mit angrenzenden Versorgungsunternehmen durchzufhren. Die Zuléssig-
keit des Kostenvergleichs ist in der Literatur umstritten, da jedes EVU seine spe-
zifische kalkulatorische Kostenstruktur hat. Nach Auffassung von Badura/Kern
kénnen daher nur die echten Kosten verglichen werden.?” Die tatsachlichen Ko-
sten kénnen je nach Struktur des Versorgungsgebietes erhebliche Ungleichheiten
aufweisen. Der Kostenvergleich scheint trotz dieses Einwands sinnvoll, weil die
Unternehmen damit zu einem sparsameren und wohlUberlegteren Handeln in

ihren Entscheidungen angehalten werden kénnen.

Der Grundsatz der Kostenorientierung®® des Stromtarifes wirft jedoch die Proble-
matik der externen Wirkung der internen Kostenrechnung auf. Ein Unternehmen
kann die interne Kostenrechnung nach seinen spezifischen Erfordernissen aus-
richten. Dieses von den Unternehmen frei wahlbare System kann nicht zur Mal3-
gabe der Tarifpreisgenehmigung werden; es mussen vielmehr verbindliche Nor-
men vorgegeben werden, nach denen die Kosten der Elektrizitdtsversorgung
angesetzt werden durfen. Konkretisiert werden die einzelnen Kostenelemente in
der ,Arbeitsanleitung zur Darstellung der Kosten- und Erlésentwicklung® in Ver-
bindung mit den ,Leitsatzen fur die Preisbildung auf Grund von Selbstkosten®
(LSP).?®

Der leitungsgebundene Versorgungsbereich gilt u.a. aufgrund der geschutzten
Versorgungsgebiete als wettbewerblicher Ausnahmebereich, der ein gewisses
Regulativ erfordert, da ansonsten die Unternehmen versucht sein kénnten, jegli-
che Kosten auf den Strompreis abzuwalzen. Dieses Regulativ ist in dem von der
Preisaufsichtsbehérde zu verfolgenden Grundsatz der ,elektrizitatswirtschaftlich
rationellen Betriebsfuhrung” zu sehen. Die Aufsicht Uber die Tarife ist im § 12

2T Nach Auffassung von Badura/Kern miissen Tarifvergleiche einen stets identischen Gewinnzu-
schlag beinhalten, um die Vergleichbarkeit zu ermdéglichen; vgl. Badura, P./Kern, W. (1983),
S. 99

2 Weigt sieht ,unter der Beriicksichtigung der Kosten- und Erléslage eine kostenorientierte
Gestaltung des Tarifs, vgl. Weigt, N in: Obernolte, W./Danner, W. (1984), S. Ill 134p.

29 Vgl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1984), S. Il 134h; vgl. auch Kap. 1.4.
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BTO Elt geregelt.*® Die Tarifpreisgenehmigung wird nur erteilt, wenn das Unter-
nehmen nachweist, dal ,entsprechende Preise in Anbetracht der gesamten Ko-
sten- und Erléslage bei elektrizitdtswirtschaftlich rationeller Betriebsflihrung erfor-
derlich sind“.*' Das Merkmal der ,rationellen Betriebsfuhrung” ist ein normatives
Merkmal, das eine Wertung seitens der Preisaufsichtsbehérde erforderlich
macht.*? Dem EVU ist demnach von der Preisaufsichtsseite her nachzuweisen,
dal seine Betriebsfuhrung konkreten Mangeln unterliegt. Der zu genehmigende
Tarifpreis hat unter Zugrundelegung eines mangelfreien Kostennachweises zu
erfolgen.® Der von der Behérde mit seinen Bestandteilen genehmigte Tarifpreis
gilt als ein Héchstpreis, der nicht Uberschritten werden darf. Die Genehmigung ist
grundsatzlich befristet - i.d.R. auf einen Zeitraum von zwei Jahren -, wobei die

Behérde dem Unternehmen den Preis unter Auflagen oder Bedingungen geneh-

migen kann.**

Die Preisaufsichtsbehérde hat nicht das Recht, den Tarifpreis autonom festzuset-
zen. Sie ist vielmehr auf eine enge Zusammenarbeit mit den EVU angewiesen, da
die Preisaufsichtsbehérde gleichzeitig die berechtigten Interessen der Unterneh-
men, die zur sicheren Elektrizitatsversorgung verpflichtet sind, zu beachten hat.*
Eine von der Preisaufsichtsbehérde im Falle fortgesetzter Preissteigerungen zu
genehmigende Erlésverbesserung hat ein EVU, unter Darlegung seiner verander-
ten Kosten- und Erléslage zu beantragen. Dieses Begriffspaar gilt als unbestimm-
ter Rechtsbegriff, welcher der Betriebswirtschaftslehre - speziell dem Bereich der
kalkulatorischen Kostenrechnung - entlehnt worden ist.*® Weigt sieht die Tatigkeit
der Preisaufsichtsbehérde als ,Ausdruck des Ringens um einen Ausgleich dieser
kollidierenden Unternehmens- und Kundeninteressen nach dem Grundsatz ‘so

preisgiinstig wie maglich und so auskémmlich wie nétig™

% §12BTOEIt wurde 1990 aus dem vorhergehenden § 12a im wesentlichen ibernommen.
Absatz 2 stellt deutlicher als friiher klar, daB fiir die Genehmigung der Tarifpreise die Kosten-
und Erloslage im Tarifabnehmerbereich maRgeblich ist; vgl. Weigt, N. in: Obernolte,
W./Danner, W. (1989), S. IIl 82a.

3" §12 Abs. 2 BTO Elt.

32 ygl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1984), S. Il 134o0.

3 vgl. ebenda.

3 vgl. § 12 Abs. 4 BTO Elt.

% vgl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1984), S. Ill 134g.

% vgl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1984), S. 1ll 134g.

3 weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1984), S. Ill 134g.
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Die Kontrolle der allgemeinen Tarife ist im Energiewirtschaftsgesetz in Verbin-
dung mit § 12 BTO EIt festgeschrieben; die Tarife der Sonderabnehmer unterlie-
gen allerdings nicht der Preisaufsicht. Sie fallen unter die kartellrechtliche MiR-
brauchsaufsicht, die im § 103 Abs. 5 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschréan-
kungen (GWB) festgelegt ist.® Durch die unterschiedlichen Vorschriften ergibt
sich eine formale Trennung zwischen dem Tarifkunden- und dem Sonderabneh-
merbereich.* Indirekt schlagt die Tarifpreisgenehmigung jedoch auch auf den
Sondervertragskundenbereich durch, da der Tarifpreis unter Berlcksichtigung der
Gesamtkostenstruktur zu genehmigen ist. Tarifkunden durfen aufgrund der Ko-
stenorientierung nicht fur die Kostendeckung des Sonderkundenbereichs heran-
gezogen werden - et vice versa.*® Zur Vermeidung der Quersubventionierung
sind Uber- bzw. Unterdeckungen in einem der beiden Bereiche gegebenenfalls
mit den Mitteln der kartellrechtlichen MiRbrauchsaufsicht zu vermeiden. Beide
Aufsichtsbehérden sind in den Umwelt- oder Wirtschaftsministerien der Lander

angesiedelt und arbeiten i.d.R. eng zusammen.

1.3. Gesetz gegen Wettbewerbsbeschréankungen

Wie bereits erwadhnt, unterliegen die EVU partiell dem Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschrankungen (GWB). Darunter ist eine Freistellung bestimmter Vertrag-
stypen von Teilen dieses Gesetzes zu verstehen.* Die Vertragstypen umfassen
im einzelnen Demarkations-, Konzessions-, Preisbindungs- und Verbundvertra-
ge.® Sie unterliegen indessen einer standigen MiRbrauchsaufsicht. Die kartellbe-

38 Vgl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1989), S. lil 82a.

% Weigt spricht von einem ,dualistischen Aufsichtssystem®; vgl. Weigt, N. in: Obernolte,
W./Danner, W. (1984), S. 111 134n.

‘0" vielmehr hat die Tarifpreisgenehmigung in Anbetracht der ,gesamten Kosten- und Erléslage*
zu erfolgen. Nach dem Grundsatz der Kostenorientierung der BTO Elt sind keine Quersubven-
tionierungen zwischen beiden Abnehmerbereichen zuldssig.

“'vgl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1984), S. lll 134m.

2 Eg handelt sich um eine Freistellung von den §§ 1, 15 und 18 GWB.

43 Zur horizontalen und vertikalen Abgrenzung der Versorgungsgebiete zwischen zwei Unterneh-
men werden Demarkationsvertrage abgeschlossen; die Konzessionsvertrage erlauben dem
Versorger eine ausschlieliche Versorgung eines Gebietes; Preisbindungsvertrdge normieren
Preisbeziehungen; Verbundvertrdge erlauben unternehmerische Verbindungen; vgl. Aberle, G.
(1992), S. 113. Insgesamt sind bei den Kartellbehérden 42000 Vertrage zur Freistellung ange-
meldet worden. Dies betrifft vor allem Konzessionsvertrage; vgl. Klaue, S. (1992), S. 2425 ff,



11

hérdliche MiRbrauchsaufsicht ist das notwendige Korrektiv einer durch fehlenden

Wettbewerb nicht wirksam kontrollierten Marktstellung.**

Im Rahmen der 4. Kartellgesetznovelle ist die Freistellung zeitlich befristet wor-
den. Obgleich das GWB nur die kartellrechtlich relevanten Teile eines Vertrages
erfalt, endet die Freistellung in jedem Falle nach 20 Jahren,* da ansonsten eine
mit dem GWB unvereinbare faktische Bindung an den bisherigen Versorger vor-
liegen wirde.®® Die zeitliche Befristung solcher Vertrage hat das Ziel, dem
,2Erfordernis einer mdglichst hohen Anpassungsflexibilitdt der Versorgungswirt-
schaft Rechnung zu tragen und zu verhindern, dal} das System der Gebietsmo-
nopole zum Nachteil der Abnehmer erstarrt und nicht mehr flexibel genug ist, auf
versorgungswirtschaftliche Erfordernisse zu reagieren“.*’ Die Intention des Ge-
setzgebers war es, die méglicherweise erstarrte Versorgungsstruktur zu lockern,

um den Wettbewerb zum Vorteil der Verbraucher zu starken.

Bezlglich eines potentiellen Versorgerwechsels kann nach Ansicht der Landes-
kartellbehérden eine Kaufpreisvereinbarung, die fur die Gemeinden eintrittsver-
hindernd® ist, einen Preismifbrauch im Sinne des § 103a Abs. 1 GWB darstellen
und somit die Nichtigkeit der Vereinbarung bedeuten.*

Mit der 5. Kartellrechtsnovelle im Jahre 1990 sind die Regelungen uber die De-
markationsvertrdge dahingehend geéndert worden, dal sie gleichfalls enden,
wenn sie einem Versorgerwechsel entgegenstehen. Aulerdem kann die MiR3-
brauchsaufsicht nun im gréRerem Maflde Durchleitungen Uber verschiedene Ver-
sorgungsgebiete hinweg erzwingen, um Wettbewerbsspielrdume innerhalb von

Versorgungsgebieten besser ausschépfen zu kénnen.*

§ 103 GWB hat nach dem Willen des Gesetzgebers jedoch nur vorldufigen Cha-

rakter, bis ein neues Energiewirtschaftsgesetz in Kraft getreten ist.”' Im Zuge der

“ vgl. Klaue, S. (1992), S. 2426.

> vgl. Fn. 5.

6 vgl. Urteil des LG Miinchen | vom 31.12.1989, Az.: 7 O 21.038/88 Kart.

4 Bundestagsdrucksache 8/3690 vom 12.02.1980, S. 32.

8 Falls eine Gemeinde aus wirtschaftlichen Griinden nicht in der Lage ist, ein Netz zu {iberneh-
men, gilt dies als eintrittsverhindernd.

‘9 AGE (1993), S. 5.

%0 vgl. Schiffer, H.W. (1991), S. 195.

5 vgl. Klaue, S. in: Immenga, U./Mestmacker, E.-J. (1992), S. 2398.
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Harmonisierung des Wettbewerbsrechts in der EU ist jedoch langfristig mit einem

Wegfall der Normen des GWB zu rechnen.

1.4. Leitsatze fiir die Preisermittlung auf Grund von Selbstkosten /

Arbeitsanleitung zur Darstellung der Kosten- und Erlésentwicklung

Die grundsétzliche Orientierung des Tarifpreises an den Kosten erfordert klare
Richtlinien zur Darstellung der Kosten- und Erlésentwicklung. Die notwendige
Konkretisierung hinsichtlich der Kosten im gesamten Bereich der 6&ffentlichen
Auftrage ist in den Vorschriften der ,Leitsatze fur die Preisermittlung auf Grund
von Selbstkosten*>® (LSP) zu finden. Die LSP basieren auf den sog. ,Leitsatzen
fur die Preisermittlung auf Grund der Selbstkosten bei Leistungen fur éffentliche
Auftraggeber“ (LSO), die in den dreiRiger Jahren erlassen wurden. Die LSP lésten
am 01.01.1954 die bis dahin geltenden Vorschriften der LSO ab.*®

Da fur die Energiewirtschaft und deren besondere Verhéltnisse bestimmte Abwei-
chungen notwendig sind,>* existieren einige spezielle Arbeitsanleitungen ,zur
Darstellung der Kosten- und Erlésentwicklung in der Stromversorgung”.® Die
Preisbehorden der Lander haben sich in der Arbeitsanleitung weitgehend an der
LSP orientiert. Lediglich die Vorschriften fur die Ermittlung der kalkulatorischen
Abschreibungen und der kalkulatorischen Zinsen wurden nicht Gbernommen, da
sie bei entsprechenden Stromtarifen zu Gesamtkosten weit Uber der Notwendig-
keit der betrieblichen Substanzerhaltung gefuhrt hatten.®® Im Jahr 1986 und 1989
hat die LSP Anderungen hinsichtlich der kalkulatorischen Abschreibungen und

52 Ebisch, H./Gottschalk, J. (1987), LSP-Anlage zur VO PR Nr. 30/53.

8 Zzu den Unterschieden zwischen beiden Leitsatzen, vgl. Ebisch, H./Gottschalk, J. (1987),
S. 212

> Die Abweichungen resultieren u.a. aus den notwendigen langfristigen und kapitalintensiven
Investitionen in dieser Branche; vgl. Weigt, N. (1984), S. lll 134h.

% Eine bundeseinheitlich angewandte Arbeitsanleitung ist nicht vorhanden; im weiteren wird
zundchst von der mehrheitlich angewandten Arbeitsanleitung ausgegangen, abgedruckt in:
Obernolte, W./Danner, W. (1984), S. lll 154b. Im spéteren Verlauf der Arbeit werden zwei wei-
tere Arbeitsanleitungen mit einbezogen; vgl. Kap. 1V.2.

% Vgl. Ebisch, H./Gottschalk, J. (1987), S. 216.
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der kalkulatorischen Zinsen erfahren,”” die allerdings noch nicht in eine neue

Arbeitsanleitung umgesetzt worden sind.*®

Die Vorschriften der Arbeitsanleitung haben Prioritat gegenuber der LSP, die,
soweit die Arbeitsanleitung keine abweichende Regelung vorsieht, subsidiar zur
Anwendung kommt.*® Die Arbeitsanleitung liefert eine standardisierte Vorge-
hensweise zur Darstellung der im Rahmen der Tarifpreisgenehmigung der Preis-

aufsichtsbehérde anzuzeigenden Kosten und Erlése.®

1.5. Konzessionsabgabenverordnungen

Die preisrechtliche Regelung der Konzessionsabgaben wurde in der Konzessi-
onsabgabenanordnung (KAE) am 04.03.1941 vom Reichskommissar fur die
Preisbildung erlassen. Dies geschah mit der Intention, die Versorgungsunterneh-
men von betriebsfremden Aufgaben zu entlasten und eine fortschreitende Verbil-
ligung von Elektrizitat, Gas und Wasser einzuleiten.®’ In der Verordnung ist die
Zulassigkeit von Konzessionsabgaben ndher geregelt. Zu der KAE wurden am
27.02.1943 eine Ausfuhrungsanleitung (A/KAE) sowie Durchfuhrungsbestimmun-
gen (D/KAE) erlassen. Diese drei Regelungen galten bis 1992 als Bundesrecht
fort.®? Ziel der Rechtsvorschriften war es, die Konzessionsabgaben vollstandig
zurlckzudrangen. Neue Konzessionsabgaben durften nicht eingefuhrt werden,
bestehende Abgaben waren schrittweise bis zur vélligen Abschaffung der Kon-
zessionsabgaben zu vermindern. Das Verbot der Neueinfihrung von Abgaben
fuhrte nach dem Kriege zu einer ungleichmé&gigen Behandlung der Gemeinden,
da nur solche eine Konzessionsabgabe erhielten, die vor dem Stichtag
04.03.1941 eine Abgabe vertraglich festgeschrieben hatten. Das Bundesverwal-

% \gl. VO PR 1/89 sowie VO PR 1/86 zur Anderung der LSP.

> Gegenwartig ist eine bundeseinheitliche Neufassung der Arbeitsanleitung in Vorbereitung und
wird von den Preisaufsichtsbehdrden der Lander diskutiert; die vorldufige Fassung wird unter
Kap. IV.3. vorgestelit und analysiert.

% vgl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1984), S. ilt 134h und Arbeitsanleitung, Abschnitt
A. Allgemeines.

% Eine ausfiihrliche Darstellung der verschiedenen Arbeitsanleitungen findet in Kap. IV.2. statt.

& vgl. Herlitz, R. (1992), S. 77.

2 vgl. Lenz, U. (1992), S. 253.
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tungsgericht hob 1990 das Verbot der Neueinfihrung von Konzessionsabgaben

auf %

Der in der gegenwartigen Diskussion bei Netzibernahmen angefuhrte
,Sachzeitwert*®* erscheint in der D/KAE unter Ziff. 60 erstmals in diesem Zusam-
menhang. Ziff. 60 D/KAE in Verbindung mit § 6 KAE und § 13 A/KAE bestimmten,
daf der Ubergang von Versorgungsanlagen auf Kommunen nur gegen Zahlung

eines Mindestpreises - dem Sachzeitwert - zulassig sei.*

Am 01.01.1992 trat eine neue Konzessionsabgabenverordnung (KAV) in Kraft, die
die Hohe der Konzessionsabgabe in Pfennig pro kWh - gestaffelt nach der Ein-
wohnerzahl der betreffenden Gebietskérperschaft - genau regelt. Die Umstellung
der Bemessungsgrundiage von einem relativen Anteil des Gewinns auf einen von
der Gewinngréfde unabhangigen Festbetrag erfolgte, um diesen Kostenbestand-
teil von der allgemeinen Preisentwicklung in diesem Bereich abzukoppeln.® Im
Gegensatz zu der vorhergehenden Regelung gelten die Konzessionsabgaben

nunmehr als Kostenbestandteil des Tarifpreises.®’

In der Konzessionsabgabenverordung wird in § 3 KAV fur den Ubernahmepreis
statt des Terminus des Sachzeitwertes der des ,wirtschaftlich angemessenen
Entgelts“®® verwendet. Der Gesetzgeber stellt in seiner Begriindung den Sach-
zeitwert zwar nicht generell in Frage, er versieht ihn jedoch mit einem Vorbehalt,
falls kartellrechtliche oder preisrechtliche Entwicklungen dem Sachzeitwert als

Ubernahmepreis entgegenstehen.69

8 ygl. Urteil vom BVerwG von 20.11.1990, BVerwGE 87, S. 136.

8 Der erwihnte Sachzeitwert ist in der Verordnung jedoch weder definiert noch naher konkreti-
siert. Die Diskussion tber die ,richtige” Definition dauert gegenwértig an; vgl. Kap. V.2.1.

6 vgl. Ziff. 60 D/KAE; vgl. auch Herlitz, R. (1992), S. 77.

% vgl. Bundesratsdrucksache 686/91, S. 11.

& vgl. Lenz, U. (1992), S. 258. In diesem Zusammenhang muR darauf hingewiesen werden, da
die derzeit geltende Arbeitsanleitung die Konzessionsabgaben nicht als Kostenbestandteil an-
erkennt, sondern diese gesondert anzusetzen sind.

 § 3 Abs. 2 KAV.
8 vgl. Bundesratsdrucksache 686/91, S. 19.



15

1.6. Aligemeine Bedingungen fur die Elektrizitdtsversorgung

von Tarifkunden

Die aus § 6 EnWG resultierende allgemeine Anschlulpflicht ist fir beide Ver-
tragsparteien in den ,allgemeinen Bedingungen fur die Elektrizitdtsversorgung
von Tarifkunden* (AVBEItV) prézisiert. Diese Verordnung ist Bestandteil eines
jeden Versorgungsvertrages.” In ihr sind Art und Umfang der Versorgung nor-
miert: sie ist zugleich das Substitut zu den Vorschriften des AGB-Gesetzes.”" Im
§ 6 AVBEItV werden Haftungsverhéitnisse, die durch Vermdgensschaden infolge
von Versorgungsstérungen hervorgerufen werden, geregelt, wahrend in § 8 die
Bedingungen der Grundsticksbenutzung erlautert sind. Die fur die Herstellung
von Hausanschlissen requirierbaren Baukostenzuschisse sowie die konkreten
Zahlungsmodalitaten fur die vom EVU erbrachten Leistungen sind ebenfalls in
den allgemeinen Bedingungen fur die Elektrizitatsversorgung von Tarifkunden

systematisiert.

2. Strukturelle Merkmale der Elektrizitatswirtschaft

Die Elektrizitatswirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland ist in drei Teilberei-
che gegliedert. Der erste ist die 6ffentliche Elektrizitatsversorgung.” Sie umfaft
die Unternehmen, die Dritte (Industrie, private Haushalte, Gewerbebetriebe und
Landwirtschaft) mit elektrischer Energie versorgen. Als zweiter Teilbereich fun-
giert die industrielle Kraftwirtschaft, welche mit eigenen Kraftwerken den betrieb-
lich benétigten Elektrizitatsbedarf produziert. Dieser Bereich ist nicht isoliert zu
sehen, er kann sowohl! Strom aus dem 6ffentlichen Netz beziehen, als auch Uber-
schulRkapazitaten in dieses einspeisen. Die Deutsche Bundesbahn wird als dritter
Teilbereich der Elektrizitatswirtschaft betrachtet. Sie betreibt eigene Anlagen zur
Elektrizitatserzeugung, um die notwendige Elektrizitdtsversorgung der Schienen-

netze zu gewahrleisten.”

® vgl. § 1 AVBEItV vom 21.06.1979, BGBI. | S. 684.

" vgl. §§ 3 ff AVBEItV.
2 Dies darf nicht als Kennzeichnung der Eigentumsverhéltnisse miBverstanden werden.

73 vgl. Schiffer, H.-W. (1985), S. 79 f.
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Im folgenden wird der Schwerpunkt der Betrachtung auf die 6ffentliche Elektrizi-
tatsversorgung gelegt. Hierzu ist es notwendig, die Versorgung in zwei durch
unterschiedliche Merkmale gekennzeichnete Bereiche zu differenzieren. So kén-
nen Unternehmen der &ffentlichen Elektrizitatsversorgung in Stromproduzenten
und Verteilerunternehmen™ unterschieden werden. In der Praxis ist vielfach ein
Zusammenschlufy oder ein Verbund zwischen beiden Sektoren feststellbar. Diese
sog. Verbundunternehmen sind Uberregional, d.h. eine scharfe Abgrenzung ist bei
ihnen nicht mdglich. Im folgenden werden die Stromproduzenten (2.1.) und die
Verteilerunternehmen (2.2.) dargestellt, bevor auf strukturelle Einzelheiten des

Elektrizitatsaufkommens (2.3.) sowie des Verbrauchs (2.4.) eingegangen wird.

2.1. Stromproduzenten

Die Produktion elektrischer Energie entfallt auf einige wenige Stromproduzenten,
da die Herstellung von Strom einen hohen technischen Aufwand erfordert. Durch
die physikalische Eigenschaft der eingeschrankten Speicherfahigkeit von elektri-
scher Energie ist es notwendig, die Energieproduktion an die Inanspruchnahme
anzupassen. Somit ist die Bereitstellung eines Grundlastbedarfsniveaus sowie die
Deckung des darUber hinausgehenden Spitzenlastbedarfs erforderlich.” Der
Grundlastbedarf wird durch die GroRkraftwerke, der zu bestimmten Tageszeiten
oder Jahreszeiten notwendige Spitzenlastbedarf mit zusatzlichen Kraftwerken

gedeckt.”

In der Bundesrepublik entféllt der grélte Teil der Stromerzeugung auf neun Ver-
bundunternehmen - ausnahmslos GroRRkonzerne in der Rechtsform von Aktienge-
sellschaften. Auf diese neun Verbundunternehmen’ entfallt ein Anteil von

rd. 80 % der gesamten nutzbaren Stromabgabe.”® Die Verbundunternehmen

% Bei diesen Verteilerunternehmen ist vielfach eine konglomerate Unternehmensverbindung -
sog. Querverbundunternehmen - festzustellen, d.h., sie betreiben auch Gas- und Wasserver-
sorgungsanlagen, und auf regionaler Ebene ist z.T. ein Verbund mit dem offentlichen Perso-
nennahverkehr vorzufinden.

> Unter Spitzenlast wird eine Leistung verstanden, die nur an wenigen Stunden eines Tages oder
an einigen Tagen im Jahr nachgefragt wird.

76 vgl. Abbildung 1.

7 Badenwerk AG, Bayernwerk AG, Berliner Kraft- und Licht AG (BEWAG), Energieversorgung
Schwaben AG, Hamburgische Electricitdts-Werke AG (HEW), PreuBen-Elektra AG (PREAG),
Rheinisch-Westfalisches Elektrizitaitswerk AG (RWE), Vereinigte Elektrizitatswerke Westfalen
AG (VEW) sowie seit 1890 Vereinigte Energiewerke AG (VEAG).

8 Vgl. DVG (1993a), S. 24.
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produzieren nicht ausschliellich Strom, sie betreiben vielfach auch selbst oder
mit ihren Konzerntéchtern das Endkundengeschéft in Stadten und Regionen.

Derzeit existieren in Westdeutschland rd. 900 Stromversorgungsunternehmen,
von denen 658 in der VDEW-Statistik statistisch erfalt’® und 447 als Produzen-
ten ausgewiesen sind.*® Diese Statistik unterscheidet Unternehmen der 6ffentli-
chen Hand, gemischtwirtschaftliche und private Unternehmen.®' Die 264 Unter-
nehmen der ©6ffentlichen Hand produzieren 11 %, die 107 gemischt-
wirtschaftlichen Unternehmen 74 % und die 76 privaten Unternehmen 15 % der

® In den gemischtwirtschaftli-

gesamten Brutto-Erzeugung elektrischer Energie.
chen Unternehmen ist der Kapitalanteil der Gebietskérperschaften zwar niedrig,
jedoch sind ein Teil der Aktien Namensaktien mit 20-fachem Stimmrecht,®* so daR
oftmals eine éffentliche bzw. kommunale Stimmrechtsmehrheit anzutreffen ist.®
Daher ist eine Abgrenzung nach Eigentumsverhaltnissen nur eingeschrankt aus-
sagefahig: Gemischtwirtschaftliche Unternehmen, deren Kapital mehrheitlich in
privatem Besitz ist, werden dennoch Uber die Stimmrechtsmehrheit zumeist von

der 6ffentlichen Hand kontrolliert.

2.2. Stromverteiler

Eine scharfe Abgrenzung zwischen Stromproduzenten und Stromverteilern ist
nicht moglich, da beispielsweise viele vorrangig als Verteiler einzustufende Un-
ternehmen kleinere Blockheizkraftwerke unterhalten. Die Verbundunternehmen
betreiben auf untergeordneten Konzernebenen reine Verteilerunternehmen. Der

Konzentrationsgrad zwischen Produzenten und Verteilerunternehmen ist je nach

® \gl. VDEW (1992), S. 8. In der &ffentlichen Elektrizitatswirtschaft ist eine zunehmende Konzen-
tration zu konstatieren. Existierten 1933 im Gebiet des Deutschen Reiches noch 16000 EVU,
so waren 1955 nur noch 3000 EVU in Westdeutschland vorhanden; vgl. Monopolkommission
(1976), S. 386.

80 Die amtliche Elektrizitatsstatistik ist nicht nach den Unternehmensstrukturen differenziert; eine
solche Untergliederung findet in der Statistik des VDEW statt.

8" Unternehmen der offentlichen Hand sind gekennzeichnet durch eine Kapitalbeteiligung des
Bundes, der Lander, Gemeindeverbdnde und Gemeinden von 95 % und mehr, die gemischt-
wirtschaftlichen Unternehmen durch weniger als 95 % oOffentliches und unter 75 % privates
Kapital, private Unternehmen durch private Kapitalanteile von 75 % und mehr.

82 ygl. VDEW (1993a), S. 29.

8 |m Falle des RWE hielten 1982/83 die Gebietskdrperschaften bei einer Kapitalbeteiligung von
30,6 % einen Stimmrechtsanteil von 61,3 %.

8 vgl. Hennicke, P./Johnson, J. P./Kohler, S /Seifried, D. (1985), S. 187.
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Bundesland sehr unterschiedlich.®> Von 658 Unternehmen, die in der Statistik

erfaldt sind, gelten 228 als reine Verteilerunternehmen.

Der interregionale Stromtransport wird praktisch ausschlieRlich von den Ver-
bundunternehmen betrieben.®” Seit 1960 wurde das 380 kV Hoéchstspannungs-
netz erheblich ausgebaut, um eine Versorgung durch grofe Produktionseinheiten
zu ermoglichen. Die mittlere Transportentfernung betrug 1972 ca. 270 km, im Jahr
1983 hingegen nur noch ca. 100 km. Das aufwendig und kapitalintensiv erstellte
380 kV Netz wird hauptséchlich auf einer Spannungsebene von 110 kV betrie-
ben.?® Ursache sind die im Verhaltnis zur durchschnittlichen Nachfrage sehr ho-

hen Kapazitaten, die im Mittel nur zur Halfte ausgelastet sind.*

Die Elektrizitatsverteilung im Niederspannungsbereich ist durch unterschiedlichen
technischen Aufwand gekennzeichnet, wobei sich die Unterschiede aus den dif-
ferierenden Verteilungsstrukturen ergeben. Ordnet man den Tarifkunden in den
Bundeslandern durchschnittliche Netzlangen zu, so sind zur Versorgung eines
Taritkunden in Bayern Niederspannungsleitungen von 31 Meter Lange, in Hessen
von 22 Meter Lange und in Berlin von 7 Meter Lange notwendig.*® Dadurch wer-
den unterschiedliche Kostenstrukturen im Bereich der Endkundenverteilung ver-
ursacht. Die Kosten der Verteilung sind in den Stadtstaaten geringer als in den
Flachenlandern der Bundesrepublik. Wird die Abgabe an elektrischer Energie mit
einbezogen, bendtigt man in Bayern zur Verteilung von einer Gigawattstunde eine
Leitungsidnge von 7,5 km, in Hessen von 5,2 km und in Berlin eine Lange von

2,1 km.*

Wird die Flache und die zugehdrige Einwohnerzahl nach den Eigentumsverhait-
nissen differenziert, decken die gemischtwirtschaftlichen Unternehmen 79 % der
gesamten Flache der Bundesrepublik ab, 62,9 % der Gesamtbevélkerung fallen

somit in den Versorgungsbereich dieser 107 Unternehmen. Die 417 Unternehmen

8 Die in den Stadtstaaten tatigen Unternehmen sind sowoh! Produzenten als auch Verteilerunter-
nehmen, wie beispielsweise die Berliner Kraft- und Licht AG (BEWAG), die auf dem Berliner
Markt als alleiniger Anbieter auftritt.

% vgl. VDEW (1993a), S. 8.

8 vgl. Groner, H. (1975), S. 55.

8 vgl. Hennicke, P./Johnson, J. P./Kohler, S./Seifried, D. (1985), S. 143 f.

8 vgl. Schacht, M. (1988), S. 90.

% \gl. VDEW (1993a), S. 40.

" vgl. ebenda.
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der offentlichen Hand versorgen 15 % der Flache und 32 % der Einwohner.®
Gliedert man die gesamte Abgabe elektrischer Energie ebenfalls nach den Eigen-
tumsverhéaltnissen, so ergibt sich nahezu die gleiche Relation wie bei der versorg-
ten Bevolkerung. Dieses Ungleichgewicht resultiert aus der vergleichsweise ho-

hen Anzahl kommunaler Versorger in stadtischen Ballungsraumen.

2.3. Aufkommen

Die inléndische Bruttostromerzeugung belief sich im Jahre 1992 auf
537 Mrd. kWh; 86 % stammen aus den Kraftwerksanlagen 6&ffentlicher Energie-
versorger.” Das restliche Aufkommen verteilte sich auf Anlagen der Industrie,
des Bergbaus und der Deutschen Bahnen. Die Nettoerzeugung errechnet sich
aus der Brutto-Erzeugung, abzuglich des Kraftwerkseigenverbrauchs, der Netz-
verluste, des Pumpstromverbrauchs, der industriellen Erzeugung sowie des Ex-

portsaldos.®

Tabelle 1 zeigt die absoluten Stromerzeugungsdaten in Gigawattstunden und den
auf Industrie, Bundesbahn und offentliche Elektrizitatsproduktion entfallenden
Anteil sowie die Veranderungen gegeniber dem jeweiligen Vorjahr in den Jahren

1972 bis 1991.

Die Stromerzeugung der Bundesrepublik Deutschland ist in den letzten Jahren
gestiegen. Die Veranderungen schwankten in den 80er Jahren stark, verringerten
sich jedoch gegentber den 70er Jahren. Die Produktion der Industrie ist in den

letzten Jahren, bedingt durch den Rluckgang des Verbrauchs, rucklaufig.

°2 Die fehlende Restfliche von 6 % entfallt auf die privaten Versorgungsunternehmen; vgl.
VDEW (1993a), S. 29.

% vgl. VDEW (1993a), S. 23 f.

% vgl. BMWi (1993), S. 27.
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Tabelle 1: Stromaufkommen, Veréanderungen gegentber dem Vorjahr
sowie Erzeugeranteile in der BRD von 1972 bis 1991

1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981

Elektrizitatserzeugung *| 274768 298995 311710 319432 333651 335319 353360 372183 368770 368810
Veranderung geg. Vorjahr 58% 88% 43% 25% 45% 05% 54% 53% -09% 0,0%
Offentliche E-Werke 71,2% 73,0% 744% 748% 80,3% 80,3% 803% 802% 809% 81,8%
Industrie 26,7% 253% 239% 181% 18,1% 18,1% 181% 18,1% 17.4% 165%
Deutsche Bundesbahn 21% 17% 17% 7,0% 15% 1,6% 16% 17% 17% 1,7%

1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991
Elektrizitatserzeugung *{ 366642 373813 394884 408705 408266 418262 431164 440893 449494 458681

Veranderung geg. Vorjahr -06% 20% 56% 35% -01% 24% 31% 23% 20% 20%
Offentliche E-Werke 828% 833% 839% 848% 87,0% 864% 852% 858% 857% 861%

Industrie 156% 151% 146% 137% 13,6% 13,6% 13,4% 13,0% 13,1% 12,6%
Deutsche Bundesbahn 16% 16% 16% 15% . y 14% 12% 13% 13%
*in GWh

Quelle: Statistisches Bundesamt;95 eigene Berechnungen.

Das deutsche Elektrizitatsaufkommen stammt zu 95 % aus inldndischer Produkti-
on. Der grofite Teil des importierten Stroms kommt aus Frankreich, das ca. 40 %
des auslandischen Bezuges liefert. Der Stromauflenhandel gewann in den letzten
10 Jahren zunehmend an Bedeutung.”® Eine Analyse des Stromaustausches mit
dem Ausland ist jedoch nur eingeschrénkt moéglich, da statistisch ausschlieflich
die direkt angrenzenden Lander erfal3t werden. Beispielsweise werden Importe

aus Norwegen, die Uber Danemark erfolgen, statistisch Danemark zugerechnet.97

Der relative Anteil der verschiedenen Energietrager an der Bruttostromerzeugung
entfallt 1992 zu ca. 61 % auf fossile Brennstoffe. Der Anteil der Kernenergie belief
sich 1992 auf ca. 34 % des Gesamtaufkommens; der aus Wasserkraftwerken
stammende Anteil betrug ca. 4 %. Das Aufkommen aus regenerativen Energietra-

gern ist im Bereich der Stromversorgung unbedeutend.®®

Der durchschnittliche Brennstoffeinsatz je kWh der Nettoerzeugung in den alten
Bundeslandern hat sich innerhalb der letzten 40 Jahre nahezu halbiert, wahrend
sich der Primarenergieeinsatz in den ostdeutschen Landern auf dem Stand der
60er Jahre der westdeutschen Lander befindet.* Das ostdeutsche Versorgungs-

% Vgl. Statistisches Bundesamt (1972), S. 230; vgl. Statistisches Bundesamt (1976), S. 268; vgl.
Statistisches Bundesamt (1981), S. 204; vgl. Statistisches Bundesamt (1987), S. 210; vgl. Sta-
tistisches Bundesamt (1993), S. 254.

% vgl. VDEW (1993a), S. 6 f.

7 vgl. BMWi (1994), S. 17.

% vgl. BMWi (1994), S. 44.

% vgl. VDEW (1993a), S. 38.
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netz ist bislang noch nicht volistdndig in das westeuropaische Verbundnetz inte-

griert.'®

2.4. Verbrauch

Die Zuwachsraten des Elektrizitdtsverbrauchs haben sich in den letzten Jahren
deutlich gegenuber den Steigerungen in den vergangenen Jahrzehnten abge-
schwéacht. Waren in den fUnfziger und sechziger Jahren Zuwéachse von 7 bis 10 %
keine Seltenheit, ist demgegenuber die Steigerung des Verbrauchs in den siebzi-
ger und achtziger Jahren von ca. 5 % auf ca. 2 % gesunken. Ausgepragter ist das
Absinken der jahrlichen Zuwachsraten im industriellen Sektor: Hier sind in den
letzten 20 Jahren vielfach sogar absolute Ruckgénge des Verbrauchs aufgetre-

ten.

Als Folge der unterschiedlichen Entwicklung in diesen Sektoren ist der Anteil des
Industrieverbrauchs am Gesamtverbrauch relativ gesunken. Im Jahre 1984 hatte
die Industrie einen Verbrauchsanteil von 50 %. Die privaten Haushalte konsumier-
ten 26 % und der gewerbliche Verbrauch lag bei 24 % des gesamten Nettostrom-
verbrauches der Bundesrepublik. Die gréite Verbrauchergruppe innerhalb des
industriellen Sektors ist die Grundstoff- und Produktionsgiterindustrie. In diesem

Bereich dominiert die Chemie-, Stahl-, und NE-Metallindustrie.™"

Eine Prognose des Verbrauchs in den kommenden Jahren gestaltet sich schwie-
rig, da der durchschnittliche Zuwachs héher war als der Anstieg des BSP. Der
Energiekonsum hat jedoch in den letzten Jahren einen erheblichen Wertewandel
erfahren, so dafl es nicht méglich ist, die bisherigen Veranderungen als Trend
fortzuschreiben. Die Versorgungsunternehmen erwarten derzeit sogar einen

Ruickgang des Verbrauchs.'®

Der gesamte Stromverbrauch kann nach spezifischen Kundengruppen differen-
ziert werden. Tabelle 2 illustriert die absoluten Verbrauchsdaten der verschiede-
nen Verbrauchergruppen der 6ffentlichen Elektrizitdtsversorgung; der Anstieg im
Jahr 1991 resultiert aus der Einbeziehung der neuen Bundeslénder in die Stati-

1% vgl. BMWi (1994), S. 14.
%" yigl. Schiffer, H.-W. (1985), S. 99.
192 \/gl. FAZ vom 02.03.1994, S. 16; vgl. auch FAZ vom 14.04.1994, S. 20.



22

stik. Die Zahlen des Industriesektors sind jedoch nur eingeschrénkt aussageféhig,
da sie die Ubertragungen durch das Netz der éffentlichen Versorgung mit ein-
schlieRen.'®

Tabelle 2: Netto-Stromverbrauch der 6ffentlichen Elektrizitadtsversorgung nach

Verbrauchergruppen und Gesamtverbrauch
von 1980 bis 1992 (in GWh)

1980 1985 1988 1989 1990 1991 1992

Industrie 138053 150944 160101 165806 169450 194126 192442
Verkehr 4399 4935 4857 5856 5926 9454 8879
Offentliche Einrichtungen | 24069 28301 31262 32058 32822 37237 37439
Landwirtschaft 7099 7580 7313 7219 7223 9312 8755
Haushalte 85551 97108 97697 97678 99586 122154 122804
Handel und Gewerbe 34162 40797 44850 46159 47833 56790 54622
Gesamtverbrauch 307856 346134 359935 371168 379299 450785 445732
Die Werte bis 1990 beinhaiten das frihere Bundesgebiet; ab 1991 inklusive der neuen Bundesldnder

Quelle: BMWi (1994), S. 42."%

Tabelle 3 veranschaulicht den durchschnittlichen Pro-Kopf-Verbrauch der Tarif-

kunden in Westdeutschland. Offensichtlich ist ein nahezu gleichbleibender Ver-

105

brauch™ im Haushaltssektor zu verzeichnen; im gewerblichen Sektor ist hinge-

gen eine deutliche Zunahme des Verbrauchs feststellbar. Der landwirtschaftliche
Sektor ist durch einen vergleichsweise hohen Durchschnittsverbrauch gekenn-

zeichnet.

Tabelle 3: Durchschnittlicher Verbrauch je Tarifkunde und Jahr in
Westdeutschland von 1985 bis 1992 (in kWh)
1985 1987 1988 1989 1990 1991 1992

Haushalte m. Speicherheizungen 3634 3690 3555 3518 3550 3697 3627
Haushalte o. Speicherheizungen 2886 2929 2884 2870 2903 2999 2977

Landwirtschaft 11136 11513 11136 11182 11340 11263 11267
Gewerbe und Sonstige 9695 9820 9802 9944 10129 10216 10508
Tarifkunden insgesamt 4398 4466 4334 4310 4357 4496 4422

Quelle: VDEW (1993a), S. 32.

Im Vergleich zu den OECD-L&nder hat die Bundesrepublik in den Jahren 1988 bis
1991 ein unterdurchschnittliches Wachstum des Endenergieverbrauchs von 1,2 %

103 yigl. BMWi (1994), S. 42.

1% Die Differenz zwischen der Summe der einzelnen Verbrauchergruppen und dem Gesamtver-
brauch resultiert aus Netzverlusten und NichterfaRtem. Eine weitere Differenzierung nach Son-
dervertragskunden und Tarifabnehmern sowie nach den einzelnen Bundesldndern ist in der
Elektrizitatsstatistik zu finden; vgl. BMWi (1994), S. 42.

> Bewegungen kénnen die Folge von klimatischen Schwankungen sein, die sich auf den Ener-
gieverbrauch auswirken.
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zu verzeichnen. In den USA und in GroRbritannien waren im gleichen Zeitraum

10 .
® Dies

Steigerungen von 2,0 %, in Japan ein Anstieg von 5,5 % zu beobachten.
kann als Indiz fur ein vergleichsweise hohes Umweltbewuf3tsein in der Bundesre-
publik gewertet werden. Ein Vergleich der internationalen Strompreise ist aller-
dings nur eingeschrénkt aussageféhig, denn bei einer direkten GegenuUberstel-

lung bleiben wichtige preisbestimmende Faktoren unbericksichtigt."”

Die Elektrizitdtsnachfrage unterliegt sowohl starken tages- als auch jahreszeitli-
chen Schwankungen. Die Versorgungsunternehmen waren in der Vergangenheit
bemuaht, die Lastverteilung innerhalb eines Tages anzugleichen. Mit einer flexible-
ren Tarifgestaltung sind die Abnehmer zur verstérkten Nachfrage in den Nachizei-
ten angehalten worden.’® Dies geschieht im wesentlichen durch Sondervereinba-
rungen mit Kunden, die ihre Raumheizungen und Warmwasserbereitungen mittels
elektrischer Energie betreiben. Nachfolgende Abbildung 1 zeigt die Tageslastkur-
ve am 15. Januar 1992. Dieser Werktag ist in der Elektrizitatsstatistik witterungs-
bedingt als der Tag mit der héchsten Nachfrage innerhalb des Jahres 1992 aus-

gewiesen.

Der unten abgebildete Lastverlauf ist annahernd reprasentativ fur den regelmafi-
gen taglichen Lastgang. Die Belastung des Versorgungsnetzes steigt in den Mor-
genstunden an, erreicht gegen 12 Uhr ihren Héhepunkt und flacht in den Nachmit-
tags- und Abendstunden wieder ab. Die Verbrauchswerte in den Zeiten der Spit-
zennachfrage erfordern zusatzliche Produktionskapazitdten und somit héhere
Kosten. Um eine kostenglnstige, gleichmaRige Produktionsstruktur zu erreichen,
kénnten durch eine bestimmte Konstruktion des Tarifsystems Anreize zu einem

gleichmaRigeren Verbrauch gegeben werden.'®

1% \gl. BMWi (1994), S. 6.

107 Als Faktoren sind u.a. Unterschiede in der Erzeugungstechnologie, der Energie- bzw. Tarifpoli-
tik, der jeweiligen Verbrauchs- und Tarifstruktur, den spezifischen Kaufkraftparitaten sowie den
Strompreis tangierende Wechselkursschwankungen anzufiihren; vgl. VDEW (1993b), S. 3 f.

198 v/gl. VDEW (1993a), S. 11.

1% vgl. Kap. 11.4.1.2.
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Abbildung 1: Netzbelastung in den alten Bundeslandern am Tag der Hochstlast
(15. Januar 1992; ohne Pumpstrom)

70000
60000 + V\_\
50000--\_//
2
= 40000 |
£
g 30000
R
% 20000 +
10000 +
0 +—+———+———F—+———————————t————+———+—
01 2 3 45 6 7 8 9 1011 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24
Uhrzeit am Tag der Hochstlast (15.01.1992)

Quelle: BMWi (1994), S. 48 f.; eigene Berechnungen.110

3. Technische Struktur der Elektrizitatsversorgungsnetze

Unter den technischen Merkmalen wird im folgenden die Differenzierung des
gesamten Netzes nach Spannungsebenen verstanden. Das Versorgungsnetz ist
in eine Hochst- bzw. Hoch-, Mittel- sowie Niederspannungsebene unterteilt. Die in
Abbildung 2 gegebene Ubersicht stellt den technischen Zusammenhang zwischen
den verschiedenen Spannungsebenen sowie den Einspeisungen und Abnahmen

aus dem Netz der 6ffentlichen Versorgung dar.

10 werden die Spitzenbelastungskurven der Netze der letzten Jahre verglichen, zeigt sich gegen-

wirtig eine deutlich gleichméafigere Auslastung als in der Vergangenheit; vgl. VDEW (1993a),
Abbildung 1.



25

Abbildung 2: Spannungsebenen und Produktionssystem der
Elektrizitatswirtschaft in der BRD
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Quelle: Mergenthaler, H. (1984), S. 31.

Das Leitungsnetz der Elektrizitdtsversorgung in der Bundesrepublik hatte 1992

111

eine Gesamtlange von mehr als 1,48 Mio. Kilometern.”' Diese Strecke besteht zu

67 % aus Erdkabelleitungen im Mittel- und Niederspannungsbereich.

Im folgenden werden die Besonderheiten des Hochspannungsnetzes (3.1.), Mit-

telspannungsnetzes (3.2.) und Niederspannungsnetzes (3.2.) kurz dargestellt

""" vgl. VDEW (1992), S. 2.
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sowie deren Relevanz im Falle eines Netziibergangs zwischen zwei Versorgern

erlautert.

3.1. Hochspannungsnetz

Der Transport elektrischer Energie vom Ort der Produktion Gber groRe Distanzen

zu den regionalen und Uberregionalen Verteilungsunternehmen geschieht mittels

> Weite Entfernungen erfordern einen

Hoch- und Héchstspannungsnetzen.™
Transport Uber solche Netze aufgrund der physikalischen Eigenschaft der gerin-
geren Verluste bei Hoéchst- bzw. HochspannungsUbertragungen. Diese Netze
befinden sich i.d.R. im Besitz der grolen Verbundunternehmen. Die Verbundun-
ternehmen planen gemeinsam die Héchst- bzw. Hochspannungsverbundnetze

"* Im Hoch- und Héchstspannungsbereich domi-

114

und betreiben diese kooperativ.
nieren aus technisch-wirtschaftlichen Grinden Freileitungen. Der Energie-
transport bei Héchst- bzw. Hochspannung reicht bis zu den sog. Umspannwerken,
wo die Spannung auf die Mittelspannungsebene heruntertransformiert wird. Im
Rahmen dieser Arbeit werden diese Netze nicht weiter berlcksichtigt, da ein

potentieller Verkauf nicht zur Diskussion steht.

3.2. Mittelspannungsnetz

Fur den Transport der an Umspannwerken aus dem Hochspannungsnetz ankom-
menden Energie in die Nahe der Endkunden oder Grof’abnehmer wird ein Mit-
telspannungsnetz mit einer Spannungsebene von 20 kV bendtigt. Uber dieses
Netz wird die elektrische Energie zu den értlichen Transformatorenstationen'’®
beférdert, wo sie nochmals heruntertransformiert wird, um die Endkunden zu
beliefern. Gewerbliche GroRRkunden werden - je nach Bedarf - auch mit Elektrizitat
in Form von Mittelspannung versorgt. Die Mittelspannungsnetze bestehen aus
Freileitungen oder Erdkabeln. Freileitungen sind hauptséchlich alterer Bauart; bei

Neuveriegungen werden gegenwartig fast ausschliellich Kabel verlegt. Die In-

Y12 Unter Hochspannung wird die Spannung von 110.000 Volt (110kV), unter Héchstspannung
werden die Spannungsebenen von 220.000 (220kV) und 380.000 Volt (380kV) verstanden.
13 yvgl. Mergenthaler, H. (1984), S. 31 f.

" VDEW (1993a), S. 22.
S Die Transformatorenstationen zur Umwandlung von Mittel- in Niederspannung sind je nach

Leistung als Stationshduser oder Maststationen realisiert.
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vestitionskosten der Kabelverlegung sind wegen der notwendigen Erd- und Ober-
flachenarbeiten weitaus hoher als die einer Freileitungsverlegung. Fur die Ermitt-
lung von Ubergabepreisen fir Ortsnetze sind die Mittelspannungsleitungen von
Relevanz, da im Falle eines Netzibergangs die Neueinbindungen und Entflech-
tungen auf dieser Ebene durchzufuhren sind. Um volkswirtschaftlich ineffiziente
Doppelverlegungen von Leitungen zu vermeiden, ist hinsichtlich eines Netziuber-

gangs die Frage der Durchleitungsrechte gleichfalls von Interesse.'®

Gegenwartig hat das Mittelspannungsnetz in der Bundesrepublik ein Gesamtlan-
ge von 461.000 km; die Freileitungen im Mittelspannungsbereich belaufen sich
auf ca. 42 %.""" Der gesamte Wiederbeschaffungswert des Mittelspannungsnet-
zes betragt ca. 70 Mrd. DM.""®

In der Bundesrepublik existierten 1992 insgesamt 539.231 Transformatoren.'*
Diese Umspannanlagen mit einer Oberspannung'® von 10 bis 20 kV kommen im
Gebiet der Endverbraucher zum Einsatz. Legt man einen durchschnittlichen Wie-
derbeschaffungspreis von 20.000 DM pro Transformatorenstation zugrunde, er-

121

gibt sich ein Gesamtwert von 10,8 Mrd. DM.

3.3. Niederspannungsnetz

Die Verteilung elektrischer Energie an Tarifkunden und gewerbliche Kleinabneh-
mer geschieht Uber das Niederspannungsnetz. Die Spannungshéhe betrégt
0,4 kV (380 V). Die Eigentumer dieser Netze sind zumeist die regionalen oder

ortlichen Versorgungsunternehmen.

Das Niederspannungsnetz der Bundesrepublik Deutschland hatte 1992 eine Ge-
samtlange von 904.150 km. Der Bestand an Freileitungen, der wie im Bereich der

"% vgl. Kap. vV.2.2.3.

""" vgl. BMWi (1994), S. 58.

8 Dieser Wert ist unter Zugrundelegung eines Preises von 150,-- DM pro Meter errechnet. In der
Realitst ist ein deutlich hoherer Preis fiir Versorgungsleitungen, sofern es sich um ein Mittel-
spannungskabelnetz handelt, diblich. Der hier verwendete Preis gilt fir ein Mittel-
spannungsfreileitungsnetz. Im Niederspannungsbereich wird fiir einen Meter Kabel mit einem
kalkulatorischen Satz von 170,-- DM als durchschnittlichem Wiederbeschaffungswert gerech-

net.

119 vgl. VDEW (1993a), S. 39.

20 pie Priméarspannung - héhere Spannung - wird Oberspannung genannt.

2" Ein Transformator kostet je nach Leistung zwischen 5.000 und 30.000 DM. Kosten fiir die
Montage und die Stationshduser kommen hinzu.
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Mittelspannung stetig abnimmt, belauft sich auf 251.900 km. Dies entspricht ei-
nem prozentualen Anteil von 28 % am gesamten Niederspannungsnetz.'?

Wird - wie im Falle der Mittelspannung - ein durchschnittlicher Wiederbeschaf-
fungspreis von 150,- DM je Meter'®® zugrunde gelegt, ergibt sich daraus ein Wert
von zusammen ca. 135 Mrd. DM. Dem Niederspannungsnetz sind die Zahl- und
Mefeinrichtungen zuzurechnen, da im Falle von VerduRerungen diese Anlagen
mit in das zu Ubertragende Mengengerust einbezogen werden. Die Zahl der
Haushaltsanschlisse betrug 1992 im Westen der Bundesrepublik insgesamt

' pro Zahlein-

28,9 Mio." Wird eine vorsichtige Preisschatzung von 350,- DM
richtungen angenommen, resultiert ein  Wiederbeschaffungswert von

ca. 10 Mrd. DM.

Diese Uberschlagsrechnungen zeigen, welche Kostendimensionen sich bei einem
Wechsel der Versorger ergeben kénnen. Steht lediglich ein kleiner Teil des 6f-
fentlichen Netzes zur Dispaosition, kdnnen Kaufpreissummen in Héhe von mehre-
ren Milliarden DM entstehen. Sicherlich stehen nur die Partikularnetze der auslau-
fenden Konzessionsvertrage zum Verkauf an; gerade auf kommunaler Seite wer-
den jedoch - nicht zuletzt wegen des vermeintlich hoch rentablen Elektrizitatsver-

sorgungsbereichs - aktuelle Uberlegungen zur Netzibernahme durchgefuhrt.'*®

4. Tarifsystematik

Der Elektrizitdtsmarkt ist zum einen regional abgegrenzt und zum anderen hin-
sichtlich der Preisgestaltung im Abnehmerbereich differenziert. Zunachst wird der
Komplex der Tarifabnehmer (4.1.) diskutiert, danach werden die wesentlichen
Unterschiede zum Sondervertragskundenbereich (4.2.) aufgezeigt. Die kostenori-

entierten Tarife kdnnen sich einerseits nach den Durchschnittskosten, anderer-

122 \/gl. BMWi (1994), S. 58.
123 per Preis von 150,- DM ist aus Vorsichtsiiberlegungen heraus sehr niedrig bemessen; vgl. Fn.

118.

124 \/gl. VDEW (1993a), S. 12.

25 Die Preise der Zahl- und MeBeinrichtungen differieren je nach AnschluBart zwischen 100,- DM
fir einfache Wechselstromzéhler und 1.000,- DM fiir Doppeltarifzéhler. Diese Werte stellen
ausschlieBlich Materialpreise dar. Die Montagekosten variieren sehr stark, so daB auf eine
Uberschlagsermittiung verzichtet wurde.

126 Dies zeigt die ,Material-Sammlung* vom Januar 1993 zu dem Thema ,Netziibernahmen* des
VKU, in der der kommunalen Seite eine Netziibernahme nahegelegt wird, vgl. VKU (1993),
S. 2.
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seits nach den Grenzkosten orientieren.'” Auf eine Wiedergabe der theoreti-
schen Preisbildungskonzeptionen nach Grenz- und/oder Durchschnittskosten auf

diesen Markten wird verzichtet.'?®

4.1. Alilgemeine Tarife

Grundséatzlich ist der Tarif - wie oben erwahnt - nach MalRgabe der Kosten zu
bilden. Aus Praktikabilitatsgrinden setzt sich der Tarif aus unterschiedlichen
Preiselementen zusammen, die nachfolgend dargestellt werden. Vor der Ande-
rung der BTO Elt im Jahre 1990 existierten verschiedene Tarife mit unterschied-
lich bemessenen Preiselementen. Die Tarifstruktur wurde wesentlich umgestellt:
Der ,neue" Tarif ist auf die hinzugeflagten Ziele, die sparsame und rationelle Ver-
wendung von Elektrizitdt sowie die Ressourcenschonung und eine mdglichst
geringe Umweltbelastung abgestellt.””® Ein einheitlicher Pflichttarif wurde ge-
schaffen, der die aus § 1 BTO Elt abgeleitete Kostenorientierung starker betonen
soll.

Zunachst wird die Systematik der Tarife vor der Reform dargestellt (4.1.1.), die

wesentlichen Kritikpunkte werden diskutiert; im weiteren wird das gegenwartig

geltende Tarifsystem beschrieben (4.1.2.).

4.1.1. Tarifstruktur vor der Anderung 1990

Das aus der BTO Elt a.F. abgeleitete Tarifsystem verpflichtete die EVU, ihren
Kunden mindestens zwei Grundpreistarife, einen Kleinverbrauchstarif sowie einen

Schwachlasttarif anzubieten. DarUber hinaus durften individuelle Tarife mit Son-

27 Die Tarifbildung in der Bundesrepublik Deutschland erfolgt nach dem - bereits erwahnten -
zweigliedrigen Tarif, einem Mischsystem zwischen Grenz- und Durchschnitiskostenorientie-
rung. Unter volkswirtschaftlichen Lenkungs- oder Allokationsgesichispunkten ware eine aus-
schilieBliche Grenzkostenorientierung vorteilhafter. Das Mischsystem besteht jedoch aufgrund
der Versorgungssicherheit, da durch eine volistandige Grenzkostenorientierung das langfristige
Bestehen der Versorgungsunternehmen geféhrdet wire, wenn die langfristigen durchschnittli-
chen betrieblichen Ist-Kosten liber den Grenzkosten liegen wiirden. Vice versa wiirden die Un-
ternehmen allokativ ineffiziente ,super normal profits* erhalten; vgl. Hoven, 1./Schulz, W.
(1988), S. 221.

128 Eine elekrizitatswirtschaftlich bezogene Eriauterung der theoretischen Preisbildungskonzeptio-
nen nach der Grenzkostenorientierung geben Hoven/Schulz; vgl. Hoven, 1./Schulz, W. (1988),
S. 221 ff. Eine Darstellung der Spitzenlastpreis-Problematik ist bei Wenders zu finden; vgl.
Wenders, J.T. (1982), S. 91 ff.

129 vgl. Zimmermann, G. (1990), S. 34.
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derabnehmern vereinbart werden. Die Tarifkunden waren im preisgunstigsten
Tarif einzustufen, diese sogenannte ,Bestabrechnung“ war in § 2 Abs. 5 BTO Elt

verankert. '

Die Grundpreistarife bestanden aus zwei Elementen - einem Grund- und einem
Arbeitspreis. Der Grundpreis setzte sich aus dem Bereitstellungspreis und dem
Verrechnungspreis zusammen. Ersterer war das Entgelt fur die Bereitstellung des
Netzanschlusses; in den Verrechnungspreis flossen die Kosten der Zahl- und

MeReinrichtungen, des Inkassos und der Verrechnung ein."

Die Bereitstellung des Netzanschlusses fur die drei verschiedenen Bedarfsarten -
Haushalts-, landwirtschaftlicher- und gewerblicher Bedarf - hatte jeweils unter-
schiedliche Bemessungsgrundlagen. Fur den Haushaltsbedarf wurde die Anzahl
der genutzten Radume zugrunde gelegt. Die landwirtschaftliche Nutzflache galt als
Grundlage des landwirtschaftlichen Bedarfs, und die Anschluflwerte der einge-
setzten elektrischen Geratschaften waren die Bemessungsgrundlage des ge-
werblichen Bedarfs.'” Die Tarifbildung des Bereitstellungspreises nach den Be-
messungsgrundlagen der drei Bedarfsarten war aufgrund der nicht vorhandenen

3 Kunden

Kostenorientierung umstritten und fur Kunden nicht nachvollziehbar.
des Haushaltsbedarfs wurden im Grundpreis Il eingestuft, der einen vergleichs-
weise hohen Grundpreis und einen niedrigen Arbeitspreis vorsieht. Die Grund-
preistarife waren so angelegt, dal} oberhalb einer bestimmten Verbrauchsmenge
der Grundpreistarif Il fur den Verbraucher - von der durchschnittlichen Kostenhé-

he her - gunstiger war.

Auflerdem existierte eine lineare Komponente, so dal} der Durchschnittspreis des
Verbrauchers oberhalb einer bestimmten Verbrauchsmenge nicht mehr sinken
durfte, sondern sich asymptotisch an einen Minimumpreis annahern mufdte.”** Ein
Kritikpunkt an den Grundpreisen war deren Entscheidungsirrelevanz fur den indi-

viduellen Verbrauch, wodurch sie die Charakteristik einer Kopfsteuer besaRen.'

130 y/gl. Schiffer, H.-W. (1985), S. 118.

' vgl. § 4 BTO Elt a.F.

32 y/gl. § 2 BTO Elt a.F.

133 v/gl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1989), S. |1l 70 ff.
34 \/gl. Schiffer, H.-W. (1985), S. 119.

35 vgl. Zimmermann, G. (1990), S. 34.
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Der Grundpreis sollte die fixen Kosten der Netzinfra- und Kraftwerksstruktur si-

chern, wahrend der Arbeitspreis die variablen Kosten der Elektrizitédtserzeugung

decken solite. Die Gesamtkosten des Elektrizitatssektors setzten sich zu 70 %

aus fixen Kosten und zu 30 % aus variablen Kosten zusammen."*® Eine Ubertra-

gung dieser Kostenstruktur auf die allgemeinen Tarife war nicht méglich, da dann

eine starke Verbrauchsabhéangigkeit der Stromkosten nicht existieren wurde. Die

gesamte Abdeckung der Fixkosten durch einen Sockelbetrag im jeweiligen Tarif

hatte zur Folge, dall aus einem steigenden Elektrizitdtsverbrauch sinkende

Durchschnittskosten pro kWh fur den Verbraucher resultierten. Abbildung 3 gibt

einen Uberblick zu den verschiedenen Tarifpreisen sowie deren Bemessungs-

grundlagen.

Abbildung 3: Tarifstruktur der allgemeinen Elektrizitatstarife vor

Novellierung der BTO EIlt 1990
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Graphische Darstellung der §§ 2 - 9 BTO Elt a.F.

Die degressive Tarifstruktur wurde massiv kritisiert. Es wurde die Ansicht vertre-

ten, daR die degressiven Tarife zu einem héheren Verbrauch ,ver‘fUhren.

136 yigl. Zimmermann, G. (1990), S. 33.

3" Ebenda.

137

Im
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Bereich der Tarifabnehmer mit vergleichsweise hohen Abnahmemengen fuhrte
diese Struktur zur rechnerischen Verbilligung der durchschnittlichen Tarifpreise.
Berucksichtigt man, daR industriellen GroRabnehmern deutlich gunstigere Kondi-
tionen des Abnahmepreises eingeraumt wurden, fuhrte diese Differenzierung zu
einer mit dem ,neuen” Ziel der sparsamen Verwendung nicht in Einklang zu brin-
genden Verbrauchsférderung. Zudem wurde der Tarif nach den Verwendungsar-
ten elektrischer Energie differenziert; Kunden, die Strom zu vergleichsweise inef-
fizienten Warmezwecken nutzen, wurden damit durch niedrigere Tarifpreise be-

138

gunstigt.

Kunden mit Warmespeicheranlagen wurde zur zeitlichen Nivellierung des
Lastgangs ein Schwachlasttarif angeboten. Dieser galt i.d.R. zwischen 22 Uhr und
6 Uhr. Es ist fraglich, ob dieser Tarif Anreize zur Verbrauchsminderung und Um-
weltschonung setzt. Sinnvoller ist eine Verschiebung von Uberschissen in gerin-
gen Lastzeiten durch den verstarkten Einsatz von Pumpspeicherkraftwerken auf
die Zeit hoherer Lastgange. Dies wulrde gleichzeitig zu einer Reduzierung der
CO,-Emissionen und damit zur umweltschonenderen Ressourcenverwendung

beitragen.

Zu den Tarifkosten des Verbrauchers sind die Mehrwertsteuer und eine 7,5 %ige
Ausgleichsabgabe zu addieren. Diese Abgabe ist im Rahmen des sog.
,<Jahrhundertvertrages zur Verstromung der deutschen Steinkohle“ dem Abneh-
mer auferlegt worden. Die Zahlungen flieBen in den ,Ausgleichsfonds zur Siche-

rung des Steinkohleneinsatzes".'*

4.12. Gegenwartige Tarifstruktur

Mit der BTO Elt-Reform im Jahr 1990 hat sich die Tarifstruktur grundlegend gean-
dert. Das Primarziel der Reform war eine starkere Verankerung der Verbrauchs-
abhangigkeit im Tarif, um dem Verbraucher finanzielle Anreize zum sparsamen

Umgang mit elektrischer Energie zu bieten.

Wie in der vorangegangenen Tarifstruktur kénnen die EVU die Tarifpreise nach

Bedarfsarten differenzieren, sofern die einzelnen Kundengruppen unterschiedli-

138 \gl. Hennicke, P./Johnson, J. P./Kohler, S./Seifried, D. (1985), S. 214 f.
138 Rechtsgrundlage ist das ,Dritte Verstromungsgesetz* i.d.F. vom 19.04.1990, BGBI. | S. 917.
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che Kosten verursachen. Die Preise sind jedoch nach den gleichen, nachfolgend

beschriebenen Grundsatzen zu ermitteln.'*

Die Versorgungsunternehmen werden verpflichtet, grundsatzlich einen leistungs-
bezogenen Tarif mit Arbeits- und Leistungspreiselementen anzubieten, wobei der
Leistungspreis durch Messung der in Anspruch genommenen Leistung oder in
Abhangigkeit von der Hohe des Stromverbrauches zu ermitteln ist."*" Durch die
Neuregelung des Tarifsystems entfallen die Bemessungsgrundlagen ,GréRe des
Wohnraums*, ,Hektarzahl* oder ,AnschluRwerte®, die fur die Kunden kaum nach-

2 Der Leistungspreis kann in einen verbrauchsabhangigen

vollziehbar waren.
variablen und in einen festen Bestandteil getrennt werden. Der feste Bestandteil
darf nur mit Kosten begrindet werden, die bei langfristiger Betrachtung ver-
brauchsunabhangig sind.'* Die variable Komponente des Leistungspreises ist,
sofern kein unverhaltnismanRig hoher Aufwand dem entgegensteht, durch Mes-
sung zu ermitteln. Die in Anspruch genommene Leistung eines Abrechnungsjah-
res bestimmt sich nach dem hdéchsten Verbrauch des Kunden wahrend einer
Zeitspanne, die im Tarif festzulegen ist.'* Dies geschieht beispielsweise durch

145

Anwendung des sog. 96-Stunden-Tarifs. Die MeRperiode betragt 4 Tage
(96 Stunden). Innerhalb dieses Zeitraums werden die bezogenen Kilowattstunden
vom Zahler im Stundentakt fortschreitend gemessen, wobei der Leistungsmittel-
wert durch Gleichsetzung mit der Menge der elektrischen Arbeit in diesem Zeit-
raum festgestelit wird."*® Der héchste Leistungsmittelwert im Abrechnungszeit-

raum wird der Berechnung des Leistungpreises zugrunde gelegt."’

Andere Periodenlangen kdonnen ebenfalls zur Bestimmung des variablen Lei-
stungspreises herangezogen werden. Fur GroRabnehmer ist beispielsweise eine

viertelstindige Mef3periode vorgesehen. Wenn der Leistungspreis aufgrund eines

0 vgl. § 2 BTO Elt.

1“1 ygl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1989), S. Ill 70.

42 \igl. Zimmermann, G. (1990), S. 35.

43 \gl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1989), S. Il 71.

*4 vgl. § 5 Abs. 2 BTO Elt.

145 Urspriinglich wurde in Feldversuchen die Messung mit einer 100-stiindigen MeRperiode er-
probt. Im Falle einer solchen Periodenldnge verschiebt sich alle 4 Tage der Beginn der darauf-
folgenden Periode um 4 Stunden, was Verzerrungen zur Folge hatte; vgl
Zimmermann, G. (1990), S. 34 f.

146 vigl. Zimmermann, G. (1990), S. 43.

47 vgl. VDEW (1993¢), S. 5.
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unvertretbar hohen technischen Aufwandes nicht durch Messungen ermittelt wer-
den kann, ist er wie bisher nach Durchschnittswerten oder nach Mengenzonen

aus dem Jahresverbrauch zu berechnen.'®

Der Pflichttarif besteht, neben dem Leistungspreis, aus einem Arbeitspreis fur
jede in Anspruch genommene Kilowattstunde und aus dem Verrechnungspreis zur
Abdeckung der Kosten der Verrechnung, des Inkassos sowie der Mel3- und Zah-

leinrichtungen.
Abbildung 4 verdeutlicht die derzeit geltende Tarifstruktur.

Abbildung 4: Tarifstruktur der allgemeinen Elektrizitétstarife
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Graphische Darstellung der §§ 2 - 9 BTO Elt.

Nach § 4 BTO Elt kénnen, wenn die Lastverhaltnisse des EVU dies rechtfertigen,

einzelne Preisbestandteile mit einer zeitlichen Staffelung (Zeitzonung) angeboten

149

werden, um eine Nivellierung des Lastverlaufes zu erreichen.”™ Der Schwachlast-

tarif wurde zugunsten einer Schwachlastregelung aufgehoben. Diese Regelung
bezieht sich ausschlief3lich auf eine Verminderung des Arbeitspreises, wodurch in
Zeiten schwacher Leistungsinanspruchnahme ebenfalls Anreize zur Nivellierung

150

des Verbrauchs erbracht werden sollen.™ Die EVU sind zum Angebot einer sol-

8 vgl. § 6 BTO Elt.
%S yvgl. § 4 Abs. 1 Satz 2 BTO Elt.
%0 vgl. § 9 BTO Elt.
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chen Regelung nicht verpflichtet, sofern mit einer Zeitzonung des Tarifes ein

gleichwertiges Ergebnis erzielt werden kann.

Neben dem Pflichttarif darfen - wie im vorhergehenden Tarifsystem - von den
EVU Wabhltarife angeboten werden, um eine Erprobung neuer Tarifmodelle zu

ermoglichen.™

4.2. Sondervertragskunden

Die erlauterten und diskutierten Tarife finden lediglich im Tarifabnehmerbereich
Anwendung; im Rahmen der Sondervertragskunden gelten andere Preisstruktu-
ren. Die Tarife kénnen individuell ausgehandelt werden. Diese individuellen Son-
dervereinbarungen werden i.d.R. nur ausgehandelt, wenn ein industrieller Grof3-
kunde sich nicht in einer Abhéngigkeitsposition gegentuber dem EVU befindet,
d.h. eine Eigenproduktionsanlage besitzt und diese gegebenenfalls erweitern
kann. Falls dies nicht der Fall ist, werden genormte Sondervertrége

152

(Sonderabnehmertarife) abgeschlossen. ™ Preisernéhungen im Bereich der Son-

derabnehmer sind im Gegensatz zu den Tarifkunden nicht genehmigungspflichtig,

sie unterliegen ausschlieRlich der kartellrechtlichen Mibrauchsaufsicht.’>

Die Preisaufsichtsbehérde wirkt jedoch auch indirekt auf die Sondervertragskun-
dentarife ein, da sie die allgemeinen Tarife in Anbetracht der gesamten Kosten-
und Erléslage zu genehmigen hat. ,Werden dabei Unter- bzw. Uberdeckungen im
Bereich der Sondervertragskunden festgestellt, so mu} dies entweder zu ent-
sprechenden Restriktionen (Versagung bzw. Einschrénkung) oder (und) zur Ein-

“ Die Erlése aus dem Sondervertragskun-

schaltung der Kartellbehérde fuhren.
denbereich durfen demnach nicht zur Querverrechnung der den Tarifkunden

zuzuordnenden Kosten herangezogen werden. "

Es ergibt sich dennoch eine Preisdifferenzierung, beispielsweise zwischen den

gewerblichen Abnehmern des Mittelstandes und den industriellen GroRkunden,

>1 vgl. Weigt, N. in: Obernolte, W./Danner, W. (1989), S. 1l 71.

32 ygl. Groner, H. (1975), S. 373.

%3 yigl. Schiffer, H.-W. (1984), S.117; vgl hierzu auch die Analyse von Salie zum
,PreismiBbrauch durch EVU*; Salje, P. (1978).

3% Jiingst, R. (1990), S. 153.

135 vgl. Kap. 11.1.2.



36

die durch ein besonders hohes preisliches Milverhaltnis gekennzeichnet sein
kann; so sind die Tarifpreise der gewerblichen Abnehmer pro abgegebener kWh
2.T. um das Sechsfache héher als die industrieller GroRkunden.'®® Der Durch-
schnittserlés aus dem Stromverkauf nach Sondervertragen lag 1992 um 8,8 Pf pro

kWh niedriger als derjenige des Tarifkundenbereichs."’

Begrundet wird die Diffe-
renz mit einem unterschiedlichen Kostenaufwand in der Verteilungsstruktur, da
industrielle GroRabnehmer ihren Strombezug zumeist mittelspannungs- oder
hochspannungsseitig erhalten. Ein weiteres Argument ist die vergleichsweise
hohe Ausnutzungsdauer der GroRRkunden, da mit zunehmender Ausnutzungsdau-
er der Anteil der aus kostengunstigeren Grundlastenergien erzeugten Elektrizitat

158

wéachst. Die folgende Abbildung 5 zeigt die Preisspanne die in den letzten

17 Jahren zwischen diesen Abnehmerbereichen bestand.

Abbildung 5: Durchschnittspreise der éffentlichen Versorgung
in Pf pro kWh in den Jahren 1975 bis 1992
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Quelle: ARE (1994), S. 52 f.; eigene Berechnungen.

Die grundsatzliche Tarifgestaltung erfolgt - weitgehend einheitlich in der Bundes-
republik - nach dem zweigliedrigen Prinzip, es besteht eine Leistungspreisrege-
lung mit zwei nach Tag und Nacht differenzierten Arbeitspreisen.’™ Der Lei-
stungspreis bestimmt sich aufgrund des kontinuierlicheren Verbrauchs aus einer

viertelstiindigen MeRperiode.'®

136 yigl. Gréner, H. (1975), S. 21.

157 \igl. ARE (1994), S. 52 f. Der Durchschnittserlds des Sonderkundenbereichs betrug 1992 somit
iediglich 63 % des Erléses aus dem Tarifkundenbereich.

158 BMWi (1994), S. 19.

199 yvgl. VDEW (1993c), S. 8.

160 Vgl. zur Leistungspreisbestimmung, Kap. 11.4.1.2.
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AuRerdem sind Rabattvereinbarungen zwischen den EVU und ihren Gro3abneh-
mern maoglich, die nochmals in vielschichtiger Weise differenziert werden kénnen.
Im weiteren Fortgang dieser Arbeit wird der Betrachtungsschwerpunkt auf den

Bereich der allgemeinen Tarifkunden gelegt, da nur dieser hinreichend objektiviert
werden kann.
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lll. Interessenstruktur der beteiligten Akteure

Die in Kap. Il. dargestellten Grundlagen zeigen die besonderen Eigenschaften der
Elektrizitatswirtschaft auf. Gleichsam ist - neben der Untersuchung der normati-

ven, technischen, strukturellen und monetdren Strukturen - eine polit-

dkonomische Analyse der Elektrizitdtswirtschaft erforderlich, da Entscheidungen,
die die Interessensphére der beteiligten Akteure betreffen, durch bestimmte
Gruppenstrukturen beeinfluft werden kénnen. Die demarkations- bzw. konzessi-
onsvertraglich abgegrenzten Gebietsmonopole kénnten daher auch ein Bestim-
mungsgrund fur die in der Elektrizitatswirtschaft ausgepragte Interessenvertre-

tungsstruktur sein.’

Jeder Akteur der Elektrizitatswirtschaft kann Versuche unternehmen, einzeln oder
durch Interessenvertretungen, Einfluf} auf die Ausgestaltung oder die Auslegung
des staatlichen Ordnungsrahmens auszulben. Bei diesem, in der Theorie des
Jrent seeking" analysierten Phanomen versucht jedes beteiligte Wirtschaftssub-
jekt, seine 6konomische Rente zu erhohen.'® Sowohl Lobbyisten als auch staat-
liche Entscheidungstréger kénnen durch ihren Informationsvorsprung den eige-
nen Nutzen maximieren.'®® Alle beteiligten Akteure werden demnach grundsatz-

lich bestrebt sein, eventuell bestehende Regulierungsspielrdume auszuschépfen.

Um sich Renten aus den &ffentlichen Unternehmen anzueignen, streben die In-
teressengruppen bzw. Entscheidungstrager nach wettbewerblichen Ausnahmere-
gelungen; dies kann als Bestimmungsgrund far die in der Bundesrepublik
Deutschland charakteristische 6&ffentlich-rechtliche bzw. gemischtwirtschaftliche

Eigentumsstruktur interpretiert werden.®

Eine moégliche Verbindung zwischen den Unternehmen der 6ffentlichen Hand und
den staatlichen Entscheidungstrégern beglnstigt zugleich das Auftreten der
Principal-Agent-Problematik. Jeder Entscheidungstréger wird sein Handeln nach

eigenen Nutzenmaximierungsvorstellungen ausrichten, da infolge einer asymme-

*T y/gl. Kap. 1.11.2.
%2 pie positive Theorie der staatlichen Regulierung erklart das Regulierungsverhalten des Staates

als ,politisches Gleichgewicht, in dem starke Interessengruppen den staatlichen Regulierungs-
eingriff benutzen, um Wettbewerb auszuschalten und so Einkommen zu ihren Gunsten umzu-
verteilen.“ von Weizédcker, C. C. (1982), S. 343.

183 7ur Theorie des ,rent seeking®; vgl. Buchanan, J. M./Tollison, R. D./Tullock, G. (1980).

164 y/gl. Blankart, C.B. (1980), S. 159.
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trischen Informationsstruktur zwischen Agent und Principal fur ersteren sich trotz

'®s Wenn diese - sofern

Regulierung zusatzliche Handlungsspielrdume erdffnen.
sie vom Wahler legitimiert wurden - den Ubergeordneten politischen Interessen
der Wahler verpflichtet sind, ergeben sich konfliktére Zielsetzungen zwischen den

jeweils angestrebten Handlungsstrategien.

Im folgenden werden die Interessenstrukturen der einzelnen beteiligten Akteure
genauer beleuchtet. Zunachst erfolgt dabei eine Analyse des Interessengefiiges
der Elektrizitdtsversorgungsunternehmen (1.), daran schlie3t sich eine Skizzie-
rung der Interessenlage der Konsumenten (2.) und der Interessenstruktur des
éffentlichen Sektors (3.) an. AbschlieBend wird eine Ubersicht der beteiligten

Akteure im elektrizitatswirtschaftlichen Sektor gegeben (4.).

1. Interessen der Elektrizitatsversorgungsunternehmen

Das Geschéftsfeld des Elektrizitdtsmarktes stellt einen wettbewerbspolitischen
Ausnahmebereich dar. Wie bereits ausflhrlich erldutert, ist dieser Ausnahmebe-
reich erheblichen gesetzlichen Reglementierungen unterworfen. Nicht zuletzt
aufgrund der gesetzlichen Verpflichtungen, die die legitimen Ziele des Staates
bzw. der Konsumenten repréasentieren, sehen die EVU ihr unternehmerisches
Handeln ausgesprochen stark eingeschrénkt. Die EVU behaupten gegentber den
Gemeinden infolge des ausschlieBlichen Wegemonopols ,beim Aushandeln und
166

Abwickeln von Konzessionsvertragen eine vergleichsweise schwache Position

zu haben.

Die Interessensphéare der EVU kann jedoch nicht eindeutig gegentber der des
Staates, insbesondere der kommunalen Gebietskérperschaften, abgegrenzt wer-
den: Sie besitzen mit Kapitalbeteiligungen und Stimmrechten an elektrizitatswirt-
schaftlichen Unternehmen grofen Einflul in diesem Sektor. Die kommunalen
Gebietskorperschaften haben folglich ahnliche Zielsetzungen wie die Elektrizi-

tatsversorgungsunternehmen.

%S Die Principal-Agent-Problematik ist i.d.R. verbunden mit einer asymmetrischen Informati-
onsstruktur, d.h. der Agent, der iiber Informationsvorspriinge gegeniiber dem Principal verfiigt,
kann seinen persénlichen Nutzen maximieren; vgl. Elschen, R. (1991), S. 1002 ff.

1% ARE/DVG (1993), S. 4.
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Die vielseitig verzahnte Interessenstruktur von Akteuren der Elektrizitatswirtschaft
verursacht einen Widerstand gegenuber Verénderungen des Ordnungsrahmens,
der diesen Sektor umgibt. Kapitalintensive Investitionen und die damit verbunde-
ne langfristige Bindung an Investitionsentscheidungen verstarken dies nochmals.
Einen Versuch zur Beibehaltung des gegenwartig geltenden ordnungspolitischen
Rahmens belegen Veroffentlichungen der Verbande der Versorgungsunterneh-

“1%7 der Versor-

men, die immer wieder die ,bewahrte pluralistische Struktur
gungswirtschaft betonen. Der gescheiterte Reformversuch des EnWG in den 70er
Jahren laRt erkennen, daR die Elektrizitatswirtschaft ein wesentliches Interesse

168 ..
Gegenwar-

an der Beibehaltung der gegenwartigen Rahmenbedingungen hat.
tig ist das Bundesministerium fur Wirtschaft beauftragt, eine Novelle des EnWG
vorzulegen.'® Die Elektrizitatswirtschaft nimmt diese Aktivitdten wiederum zum
AnlaR, falls ein neues EnNWG erlassen wird, mit den neuen Rahmenbedingungen

«170

eine ,Begrenzung des kommunalen Einflusses in diesem Bereich zu fordern.

Im folgenden werden die Zielfunktionen der Unternehmen (1.1.) sowie die fur die

Elektrizitatswirtschaft agierenden Interessenvertretungen (1.2.) betrachtet.

1.1. Zielfunktionen der Unternehmen

Fur die EVU entstehen aufgrund ihres Versorgungsauftrages konkurrierende bzw.
konfliktare Zielvorstellungen. Ursache ist zum einen die gesetzliche Verpflichtung
Zu einer ,sparsamen und rationellen* Betriebsfuhrung; zum anderen verfolgen die
EVU jedoch ihre eigenen Zielfunktionen. Wird realistischerweise von einer in
erster Linie egoistisch orientierten Verhaltensweise ausgegangen, ergibt sich
folgende Zielsetzung: Als priméare Zielfunktion der Unternehmen ist somit die
Gewinnerzielung und zugleich deren langfristige Maximierung zu nennen. Hieraus

resultieren die Subziele Einkommenssicherung durch angemessene Ausschuiit-

7 VDEW (1994), S. 1.
"% \igl. Schacht, M. (1988), S. 94. Die Monopolkommission konstatierte im Hauptgutachten |

1973/1975, daR Reformversuche vor allem an den vielfaltigen ,wirtschaftlichen und politischen
Besitzsténden®, die das geltende Recht geschaffen hat, gescheitert sind; Monopolkommission
(1976); S. 400.

'8 AnlaR zur Novellierung des EnWG ist der Beschlu® der Bundesregierung zur CO,-Reduktion
im Jahr 1990; vgl. Boke, E./Heller, W. (1991), S. 269.

"0 Boke, E./Heller, W. (1991), S. 269.
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tungen bzw. Vermoégenssicherung und -mehrung. Die langfristige Gewinnmaxi-
mierung impliziert eine Bestandssicherung des Unternehmens, die aufgrund der
gesetzlichen Rahmenbedingungen sowie der konzessionsvertraglichen Vereinba-
rungen Uber einen Zeitraum von 20 Jahren garantiert ist. Die Gewinnorientierung
trifft aufgrund fiskalischer Interessen der 6ffentlichen Hand auch auf Unternehmen

zu, die weitgehend im EinfluRbereich des Staates liegen."”

Entsprechend den erwerbswirtschaftlichen Zielen eines im Wettbewerb stehen-
den Unternehmens sollen einerseits die Kosten minimiert, andererseits die Eriose
durch Absatzausweitung maximiert werden. Im Gegensatz zu den im Wettbewerb
stehenden Unternehmen, deren Gewinn sich als Residualgréle (erzielbarer Erlés
abzuglich der Kosten) ergibt, resultieren aus dem in der Elektrizitadtswirtschaft
angewandten Kostenerstattungsprinzip andere Zielsetzungen. Aus der Kosten-
Uberwalzung auf die Tarifpreise kann, sofern die Preisaufsichtsbehérde dies zu-
lart, eine Maximierungsstrategie hinsichtlich der tariflich anerkennungsfahigen
Kosten“'”? resultieren. Aus dieser Uberlegung, soweit rationales unternehmeri-
sches Verhalten unterstellt wird, folgt eine zumindest partielle Kostenmaximie-

rungsstrategie der Unternehmen.'”

Ein weiteres, durch die Existenz der staatlichen Aufsichtsbehérden hervorgerufe-
nes spezifisches Charakteristikum ist die Rentabilitdtsregulierung bzw.
-beschrankung, die den Unternehmen mit Hilfe der Tarifpreisgenehmigungsver-
fahren auferlegt werden. Hieraus resultiert sowoh] im theoretischen Modell als
auch in der Realitat zur Maximierung der Gesamtrentabilitdt eine Tendenz zur
Uberkapitalisierung der Produktions- und Verteilungsanlagen (Averch-Johnson-
Effekt)."

1 vgl. Kap. I11.3.
"2 Die gesamten Kosten setzen sich aus den kalkulatorischen und aufwandsgleichen Kostenele-

menten zusammen. Der Maximierungsspielraum der im Unternehmen verbleibenden Gewinn-
griéRe ist im Rahmen der kalkulatorischen Kosten zu vermuten, da diesen kein tatsdchlicher
Aufwand in der gleichen Héhe gegeniibersteht. Im weiteren wird zu zeigen sein, welche Spiel-
rdume das Tarifpreisgenehmigungsverfahren ermdglicht, eine Maximierungsstrategie hinsicht-
lich der einen oder anderen Kostenart zu betreiben.

3 Wenn alle mit einer rationalen Betriebsfiihrung begriindbaren Kosten anerkannt und auf die
Kunden iiberwilzt werden kénnen, setzt dies zugleich Anreizwirkungen zur Maximierung der

anerkennungsfahigen Kosten.
174 vgl. Vogelsang, I. (1982), S. 154; vgl. auch Schacht, M. (1988), S. 90.
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Trotz dieser Maximierungsstrategie werden sich die Unternehmen gegen Ent-
scheidungen sperren, die ihre wirtschaftlichen Interessen negativ beeinflussen
(wie beispielsweise eine CO.-Abgabe oder die Forcierung energiesparender
Systeme), da sie einen mit Gewinnrickgang verbundenen Absatzriickgang be-
fGrchten. Die Energiewirtschaft wurde Ende der 80er Jahre von vielen Seiten
aufgefordert, sich ,den Innovationen auf dem Gebiet der Energieeinsparung an-
zunehmen®."”> Derartige Programme werden in der Elektrizitatswirtschaft erst

«176

langsam und aufgrund des ,unubersehbaren politischen Drucks sowie teilwei-

se mit Hilfe politischer Kompensationsgeschafte eingefahrt.'”

Das Verbundunternehmen RWE als gréfltes Elektrizitatsunternehmen der Bun-
desrepublik Deutschland ist ein anschauliches Beispiel fur die Verflechtung zwi-
schen offentlichem Sektor und Elektrizitatswirtschaft. Die Gemischtwirtschaftlich-
keit, d.h. die Beteiligung sowohl privater als auch 6ffentlicher Kapitalgeber hat zur
Konsequenz, dall kommunale Entscheidungstréager als Vertreter der kommunalen
Kapitalbeteiligung in den Beiraten des Unternehmens auch Unternehmensent-
scheidungen mitbestimmen.'”® Zugleich vertreten die kommunalen Entschei-
dungstrager die privaten Konsumenten im Rahmen der Kommunalpolitik. Hieraus
resultieren - eine persénliche Nutzenmaximierungsstrategie der kommunalen
Individuen vorausgesetzt - erhebliche Konflikte im Hinblick auf die zu verfolgen-
den Ziele bzw. interessen. Im Rahmen ihrer Funktion im Unternehmen werden die
Entscheidungstrager an mdglichst hohen Erlésen interessiert sein, in ihrer Funkti-
on als kommunaler Vertreter sind sie der preisgunstigen Versorgung ihrer Wahler

verpflichtet.

1.2. Interessenvertretungen

An dieser Stelle werden beispielhaft die groRten Interessenvertretungen der

Elektrizitatswirtschaft sowie deren Ziele kurz vorgestellt. Die gemeinsame Organi-

'S \Jon Weizécker, C. C. (1988), S. 146.

76 Wirtschaftswoche Nr. 20, vom 13.05.1994, S. 54.

77 Die RWE AG startete Ende 1992 ein groRes Energieeinsparprogramm, um im Gegenzug einen
umstrittenen Braunkohlentagebau genehmigt zu bekommen. Ahnlich verhielt sich die Preu-
ssenElektra AG, die eine mogliche Disposition der vier Kernkraftwerke im SPD-regierten Bun-
desland Niedersachsen fiirchtete; vgl. Wirtschaftswoche Nr. 20, vom 13.05.1994, S. 54.

178 yigl. Hennicke, P./Johnson, J. P./Kohler, S./Seifried, D., P. (1986), S. 187 ff.
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sation der Unternenmen der Elektrizitdtsversorgung ist die ,Vereinigung Deut-
scher Elektrizitatswerke® e.V. (VDEW), die die éffentliche Meinungsbildung in
elektrizitatspolitischen Fragen entscheidend zu beeinflussen versucht. Die
VDEW, die Grundsatzstellungnahmen fur die Offentlichkeit oder fiur staatliche
Stellen erarbeitet, ist der Spitzenverband der Elektrizitdtsversorgung in der Bun-

desrepublik Deutschland.

Die mehr als 700 Mitgliedsunternehmen des VDEW decken ca. 90 % des gesam-
ten Stromverbrauchs der Bundesrepublik Deutschland.'® Eine der elementaren
Aufgaben sieht die VDEW darin, ,die gemeinsamen Interessen ihrer Mitglieder
bei Parlamenten, Regierungen, Behdérden, geselischaftlichen Gruppen, anderen
Verbanden und sonstigen Stellen zu vertreten und ,diesen Vorschlage zu unter-
breiten“."®® Diese Zielsetzung verdeutlicht, daR die VDEW samtliche sie betref-

fenden Akteure und Entscheidungstrager zu beeinflussen versucht.

Die VDEW pflegt eine enge Zusammenarbeit mit den drei wichtigsten spezifi-

schen Interessenvertretungen der Elektrizitatswirtschaft:
e Der Deutschen Verbundgesellschaft e.V. (DVG),

¢ der Arbeitsgemeinschaft regionaler Energieversorgungs-Unternehmen e.V.
(ARE) sowie dem

e Verband kommunaler Unternehmen e.V. (VKU).

Aus der Zusammenarbeit mit den einzelnen Interessenvertretungen kann eben-
falls ein Zielkonflikt innerhalb der VDEW resultieren, da die genannten Verbande

nicht immer gleichgerichtete Interessen besitzen.

Die neun groRen Verbundunternehmen, die in den Bereichen der Elektrizitatser-
zeugung und dem interregionalen Stromtransport bzw. -austausch tatig sind,
organisieren ihre Interessen in der ,Deutschen Verbundgeselischaft* (DVG). Die-
ser Verband arbeitet - bei gemeinsamen Belangen - eng mit anderen Gruppen
zusammen. lhre Hauptaufgabe sieht die DVG in der Férderung ,der Zusammen-

arbeit im nationalen und internationalen Verbundsystem* sowie der Erweiterung

79 vgl. VDEW (1992), S. 1.
80 VDEW (1992), S. 3.
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desselben.'® Die internationale Zusammenarbeit im Bereich der Elektrizitatswirt-

schaft wird durch mehrere Organisationen gewahrleistet, %2

Der Zusammenschiul® der regionalen Elektrizitdtsunternehmen erfolgt durch die
Arbeitsgemeinschaft regionaler Energieversorgungsunternehmen e.V. (ARE); ihr
gehoren gegenwartig 54 regionale EVU an.'®  Die Aufgabe des Verbandes ist
es, die besonderen Belange und gemeinsamen Interessen der regionalen EVU
gegenuber anderen Gruppen innerhalb der Energiewirtschaft, gesetzgebenden
Korperschaften, Behorden, Verbanden und sonstigen Stellen zu vertreten.'®
Diese Arbeit vollzieht sich zur Wahrung der Gesamtinteressen in enger Zusam-
menarbeit mit dem VDEW. Eine der wesentlichen Zukunftsaufgaben der ARE ist
es, der ,Dezentralisierung” und ,Rekommunalisierung* wirksam entgegenzutreten
sowie mit den Bereichen der Ver- bzw. Entsorgung und der Energiedienstleistun-

gen eine horizontale Integration zu férdern.'®

Zu den Aufgaben des Verbandes gehoért gleichsam eine intensive Offentlichkeits-
arbeit. Die ARE nimmt EinfluR auf den Meinungsbildungsprozel3 der politischen
Entscheidungstrager, u.a. durch die Vergabe von Gutachten zu energiepolitischen

"% Dies geschieht, wenn globale Interessen der

und -rechtlichen Fragestellungen.
gesamten Elektrizitdtsversorgungsbranche tangiert werden, gemeinsam mit ande-

ren Interessenvertretungen.'®’

Die energiepolitischen Interessen der kommunalen EVU werden durch den Ver-
band der Kommunalen Unternehmen (VKU) wahrgenommen. Dem VKU gehéren
673 Mitgliedsunternehmen an; dies sind i.d.R. Eigengeselischaften der Kommu-
nen. Ebenso wie die ARE ist der VKU ,ein energiepolitischer ‘Kampfverband™,'®®

der seine Interessen gegenuber den anderen beteiligten Akteuren vertritt. Der

'*1 DVG (1993a), S. 25.

182 Die Interessen des westeuropaischen Verbundbetriebs werden durch die ,Union fiir die Koordi-
nierung der Erzeugung und des Transports elektrischer Energie* (UCPTE) vertreten, dartiber
hinaus existieren weitere internationale Interessenzusammenschliisse; vgl. DVG (1993b),
S.17f.

183 vgl. ARE (1994), S. 250 ff.

84 ARE (1994), S. 248.

185 yvgl. ARE (1994), S. 13.

'8 50 z.B. die Publikationen von Badura/Kern (1983), Hiiffer/Tettinger (1990) und Busse von
Colbe (1994), denen Auftrage der ARE u.a. zugrunde liegen.

'®7 Die Diskussion der Reform des § 12a BTO Elt ist beispielsweise wesentlich durch das von der
ARE und der DVG veranla3te Gutachten von Badura/Kern (1983) beeinflult worden.

188 schmidt, G. (1987), S. 263.
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VKU berat seine Mitglieder bei einer aufgrund auslaufender Konzessionsvertrage
moglichen Netzibernahme von kommunaler Seite."® Hintergrund der VKU-
Argumentation im Zusammenhang mit der Rekommunalisierung ist es, die im
Stromgeschéft erzielbaren Gewinne zur Quersubventionierung von chronisch

190

defizitdren Unternenmen zu nutzen; der Elektrizitdtsbereich kénnte beispiels-

weise im Querverbund mit offentlichen Verkehrseinrichtungen betrieben wer-

den 191

Aus den Dezentralisierungsinteressen'® der im VKU organisierten Gemeinden
resultiert ein Konflikt mit anderen Zielsetzungen der Verbundunternehmen und
der Regionalversorger. Die Gemeinden sehen die lokale Energieversorgung zum
einen als Instrument der Industrieansiediungspolitik, zum anderen als einen Weg
zur Entwicklung kommunaler Energieversorgungskonzepte. Dies steht diametral
im Gegensatz zu den Konzentrationstendenzen der Regionalversorgungs- und

Verbundunternehmen.'®

2. Interessen der Konsumenten

Aus der Perspektive der Konsumenten ist zunéchst die Sicherheit einer bestandi-
gen Versorgung als priméares Ziel anzufihren. Die Preisgunstigkeit der Versor-
gung und die Pflicht zum Anschluf3 an das offentliche Versorgungsnetz sind wei-
tere ebenso wichtige Zielkategorien. Die preisgunstige Elektrizitatsversorgung ist
zum Schutz der Verbraucher von immenser Bedeutung; sie soll durch die gesetz-
lichen Rahmenbedingungen gewahrleistet werden. Die Rahmenbedingungen
sollen den Konsumenten vor monopolistisch Uberhéhten Preisen schutzen, da

diese aus Sicht der Verbraucher zu einem unerwlnschten Wohlstandsverlust

fuhren wirden.

VVon den Verbrauchern wird der Verbesserung der Umweltqualitat als éffentlichem

Gut eine eher nachrangige Rolle eingerdumt, da die Konsumenten primar ihren

189 vgl. VKU (1993), S. 2.

% per Verband versucht somit das gesetzlich vorgegebene Quersubventionierungsverbot zu
unterlaufen; vgl. Kap. I11.1.2.

191 vgl. Bolte, H./Glinther, A. (1990), S. 128.

192 vgl. Kap. 111.3.2.

193 \vgl. Rehfeld, D. (1986), S. 68.
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194 . R
Die 0.g. Ziele der Konsumenten - auch

einzelwirtschaftlichen Interessen folgen.
das Ziel der Verbesserung der Umweltqualitat, das im strategischen Verhalten der
Verbraucher nicht unbedingt zum Ausdruck kommt - sollen durch den Gesetzes-

rahmen erreicht werden, der die Elektrizitatswirtschaft umgibt.

Im Gegensatz zu den weitgehend gut organisierten Interessenvertretungen der
Elektrizitatswirtschaft haben die privaten Konsumenten keine Organisation, die

19 Zur Interessenwahrung der Konsumenten tritt der

thre Standpunkte verfolgt.
Staat daher subsidiar ein. Die staatlichen Aufsichtsbehérden erfullen im Rahmen
ihrer Tatigkeit als Preisaufsicht bzw. kartellrechtliche MiRbrauchsaufsicht eine
Verbraucherschutzfunktion. Die simultane Berucksichtigung der Interessen von
Unternehmen und Konsumenten verursacht einen Interessenkonflikt. Die Auf-
sichtsbehérden haben in ihrer Funktion sowohl das Verbraucherschutzinteresse
wahrzunehmen als auch die Ziele der Unternehmen, d.h. eine Erhaltung der
Reinvestitionsfahigkeit zum Zwecke einer sicheren Elektrizitdtsversorgung sowie

eine angemessene Rendite, zu berucksichtigen.

Die Konsumenten des industriellen Sektors, die auch in begrenztem Male eigene
Produktionsanlagen betreiben, assoziieren sich im ,Verband der Industriellen
Energie- und Kraftwirtschaft* e.V. (VIK)."® Der VIK fihrt mit dem VDEW seit den
50er Jahren eine kontroverse Auseinandersetzung um die ordnungspolitische
Ausgestaltung der Elektrizitatswirtschaft; er halt den Wettbewerb in der Elektrizi-
tatswirtschaft far zu gering und fordert eine entsprechende Anderung des Elek-
trizitatswirtschaftsgesetzes."’ Wirde ein Wettbewerb zwischen den Versorgern
bestehen, hatten die Konsumenten eindeutige Vorteile im Hinblick auf eine preis-
gunstigere Versorgung zu erwarten, da eine monopolistisch bedingte Produzen-

tenrente auf die Konsumenten umverteilt wlrde.

19 ygl. Schacht, M. (1988), S. 72.
% Der in der Bundesrepublik existierende Verband der Energieabnehmer (VEA) vertritt haupt-
sachlich die Interessen industrieller Abnehmer.
® Eine eindeutige Zuordnung des VIK zum Bereich der Konsumenten oder Produzenten ist nicht
méglich. Der Verband wird an dieser Stelle unter der konsumtiven Seite subsumiert, da seine
Mitglieder Elektrizitdt aus dem Netz der 6ffentlichen Versorgung beziehen.
97 vgl. Rehfeld, D. (1986), S. 69.
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3. Interessenstruktur der Entscheidungstrager im 6ffentlichen Sektor

Die Interessen des Staates werden zum einen von der Legislative vertreten, in-
dem sie den institutionellen Rahmen der gesamten Energiewirtschaft vorgibt. Im
Rahmen dieser Zielvorgabefunktion ist die Wahrung der Konsumenten- und Pro-
duzenteninteressen zu gewahrleisten. Die Kontrolle der Zielerreichung der ge-
setzlichen Vorgaben wird zum anderen durch die Exekutive (Landesbehérden)
ausgeubt. Eine nach den spezifischen Markten differenzierte Kontrolle erftllen die
Bundesiander mittels der Preisaufsichts- und Kartellbehérden. Deren Aufsichts-
pflicht hinsichtlich einer preisglnstigen Versorgung kann jedoch von den kommu-
nalen und landespolitischen Zielsetzungen erheblich abweichen, da die Auf-
sichtsbehérden zumindest Ubergeordnete Interessenstandpunkte reprasentieren,
die nicht immer mit den Partikularinteressen der Kommunen Ubereinstimmen
mussen. Sie haben vielmehr einen Interessenausgleich zwischen den beteiligten

Akteuren herbeizufihren.'®

Die Interessenstruktur der regulierenden Seite des elektrizitatswirtschaftlichen
Sektors kann in drei Teile differenziert werden: die Interessenlage von Bund

(3.1.), Landern (3.2.) und Kommunen (3.3.).

3.1. Bundesinteresse

Die primare Funktion des Bundes ist die Bereitstellung der Rahmenbedingungen,
die die Gesetzgebungsorgane beschlieBen. Durch energiepolitische Gesetzge-
bungsmalnahmen kann eine Bundesregierung die Richtung der Energiepolitik
vorgeben bzw. beeinflussen. Eine Neuorientierung ist unter Beachtung der Inter-
essenlage der beteiligten Akteure nicht ohne weiteres moglich, da durch kapitalin-
tensive Investitionen die Versorgungsunternehmen langfristig an ein bestehendes

Energiekonzept gebunden sind.

Zugleich kann der Bund jedoch mittels gezielter Subventionspolitik aktive Elek-
trizitatspolitik betreiben. Zu nennen sind an dieser Stelle Férderungen der Stein-
kohle und der Kernenergie sowie Unterstatzungen der Forschung und Entwick-

lung im Bereich der Grundlagenforschung und Erschlielung neuer Energiequel-

198 vigl. Kap. 11.1.2.
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len 199

Die kohlepolitisch motivierten, staatlichen Finanzhilfen im Rahmen der
Elektrizitatspolitik beliefen sich im Zeitraum von 1979 bis 1984 auf ca.
37 Mrd. DM.*® Die staatliche Férderung der Kernenergie in Form offener und
verdeckter Subventionen betrug im gleichen Zeitraum ca. 18 Mrd. DM; etwa zwei
Drittel dieser Mal3nahmen erstreckten sich auf den Bereich der Grundlagenfor-
schung. Die restlichen Aufwendungen gingen in die Reaktorentwicklung sowie

201

den Brennstoffkreislauf und die Sicherheit. Dieses Volumen ist ein Anzeichen

fur das Engagement des Bundes in der aktiven Elektrizitatspolitik.

Rehfeld konstatiert zudem eine ,Fragmentierung der Energiepolitik* auf der Ebe-
ne des Bundes, da Teilbereiche der Energiepolitik eine unterschiedliche institu-
tionelle Verankerung haben.?” Die Elektrizitatspolitik unterliegt dem Bundesmi-
nisterium far Wirtschaft, das fiskalische Interesse obliegt dem Bundesministerium
der Finanzen und die Energieeinspar- sowie die Kernenergiepolitik werden durch
das Bundesministerium far Forschung und Technik vertreten. Hinzu kommt das
arbeitsmarktpolitische Interesse des Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales,
das beispielsweise i.V.m. dem Bundesministerium far Wirtschaft Kohlepolitik

betreibt und damit sozial- und strukturpolitische Ziele verfolgt.?®

3.1. Landesinteresse

Der energiepolitische Gestaltungsspielraum auf Landesebene ist durch die ge-
setzlichen Vorgaben des Bundes eingeschrankt, die Lander haben lediglich eine

ausfuhrende Funktion. Dennoch kénnen die Lander im Tarifpreisgenehmigungs-

99 ygl. Dungen, H. (1984), S. 262 ff.

20 |n diesem Forderungsvolumen sind jedoch keine sozialen Kosten im Rahmen des Strukturan-
passungsprozesses (d.h. vor allem Zuschiisse zu den knappschaftlichen Rentenversicherun-
gen) beriicksichtigt; vgl. Diingen, H. (1984), S. 266.

201 |m Zeitraum von 1979 bis 1984 wurden der Komplex der Reaktorentwicklung mit 4,1 Mrd. DM,
die Bereiche Brennstoffkreislauf und Sicherheit (hierzu zahlen u.a. Risikobeteiligungen, Strah-
lenschutz und Lagerung von Kernbrennstoffen) mit 2,5 Mrd. DM geférdert; vgl. Dingen, H.
(1984), S. 267.

2%2 ygl. Rehfeld, D. (1986), S. 188.
% Es ergeben sich z.B. Konflikte zwischen BMWi und BMF hinsichtlich des AusmaBes der steu-

erlichen Belastung bei Energieprodukten. Zwischen BMWi und BMFT konnen Kontroversen
tber die Tiefe der staatlichen Eingriffe in der Forschungsférderung sowie Energieeinsparpolitik
auftreten; vgl. Rehfeld, D. (1986), S. 189.
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verfahren gewisse Spielraume ausschopfen. Die Ausgestaltung der jeweiligen

Arbeitsanleitung wird von den Aufsichtsbehérden der Lander vorgenommen.?*

Im Rahmen von Landesbeteiligungen verfolgen die Bundeslander auch fiskal-
politische Zielsetzungen. Dieses primér einnahmeorientierte Interesse wird im
Freistaat Bayern deutlich. Die Landesbeteiligung am Bayernwerk AG betrug 58 %
im Jahr 1991.%® Im Haushalt war dazu eine Gewinnabfuhrung von 66,5 Mio. DM
vorgesehen.’® Ahnliche Interessen bestehen in den Stadtstaaten Hamburg und
Berlin, die ihre Elektrizitdtsversorgung durch regionale Versorger durchflhren
lassen.””” In diesen Fallen ist eine Interessentiberschneidung festzustellen, da
auch die Preis- und Kartellaufsichtsbehérden der Stadtstaaten primar dem Ver-
braucherschutz verpflichtet sind. Zugleich ist die jeweilige Landesregierung durch
die Kapitalbeteiligungen den Unternehmensinteressen sowie den eigenen fiskali-

schen Interessen verbunden.

3.2. Kommunalinteresse

Die primare Bestrebung der Gemeinden, d.h. insbesondere die der jeweiligen
Stadtkammerer, ist die Maximierung der finanziellen Einnahmen, die durch Kon-
zessionsabgaben, Gewinnabfihrungen und Gewerbesteuern zu erwarten sind.”®
Die einnahmenorientierte Interessenlage der Kommunen impliziert folglich eine
Absatzausweitung - ein Gegensatz zu den politischen Zielen der Energieeinspa-

rung und Ressourcenschonung.

Fur Gemeinden kann eine Versorgungsubernahme von fiskalischem Interesse
sein, um eine Quersubventionierung anderer gemeindlicher Versorgungsbereiche
durchzufUhren. Existiert ein verlustbehafteter Betrieb, kénnen die Einnahmen aus
der Stromversorgung die ansonsten erforderlichen Steuereinnahmen zur Finan-
zierung des verlustbringenden Betriebs substituieren.?® Es koénnten sogar ...
Hallen- und Freibader in den Querverbund einbezogen werden, wenn ein tech-

204 vgl. Kap. IV.2.

295 geit 1991 bestehen jedoch Uberlegungen der bayerischen Landesregierung, die Landesbeteili-
gungen am Bayernwerk zu verduf3ern; vgl. Stern, V. (1992), S. 61.

26 yig1. Stern, V. (1992), S. 59.

27 ygl. Fn. 77.

208 \/gl. Schacht, M. (1988), S. 79.

29 ygl. Bolte, H./Giinther, A. (1990), S. 129.



50

t."*'° Diese Argumentation der kom-

nisch-wirtschaftlicher Zusammenhang besteh
munalen Seite veranschaulicht den Anreiz, den eine Ubernahme der Elektrizitéts-

versorgung bietet.

Ein weiterer Interessenschwerpunkt sind die energiepolitischen Gestaltungsmég-
lichkeiten, beispielsweise eine dezentrale Elektrizitdtserzeugungsstruktur i.V.m.
einer Kraft-Warme-Koppelung, die sich durch eine eigene Versorgungsstruktur
ergibt. Mit ihr verbunden sind populéare Zielsetzungen der Kommunalpolitiker, wie
die bereits erwdhnte Industrieansiedlungspolitik und die dadurch verbesserte

Arbeitsmarktsituation im Gemeindegebiet.?'"

Die kommunale Gebietsreform zu Beginn der siebziger Jahre veranderte die In-
teressenstruktur erheblich. Eine Folge dieser Reform war die Ausweitung der
Gemeindegrenzen vieler Gemeinden mit eigenen Stadtwerken (sog.
A-Gemeinden).?'? Deren Interesse besteht nun darin, nach Beendigung der be-
stehenden Konzessionsvertrage die Versorgungszustandigkeit ihrer eigenen EVU
auf das ,neue“ Gemeindegebiet auszuweiten.?”® Im Hinblick auf die Interessenla-
ge regionaler bzw. Uberregionaler Versorgungsunternehmen resultiert ein Ziel-
konflikt. Die Kommunen streben nach Ablauf der konzessionsvertraglichen Ver-
einbarungen danach, ihr Versorgungsgebiet zu erweitern - die regionalen Versor-

gungsunternehmen versuchen, dies zu verhindern.

Kommunen sind bezuglich spezifischer energiewirtschaftlicher Belange oftmals
unzureichend informiert. Kommunale Verwaltungen kénnen sich i.d.R. nicht gegen
die energiewirtschaftliche Kompetenz der Unternehmen in der Elektrizitatswirt-
schaft durchsetzen.' Die Durchsetzungsfahigkeit hangt gleichsam von der Gré-

Re der kommunalen Gebietskdrperschaft ab.

Gemeinden, die bislang keine eigenen EVU betreiben (B-Gemeinden), versuchen,
vornehmlich EinfluR auf die Gestaltung der Konzessionsvertrage zu nehmen, um

ein Hochstmal® an finanziellen Ertragen durch Konzessionsabgaben zu erwirt-

20 Bolte, H./Giinther, A. (1990), S. 129; vgl. auch Fn. 190 sowie Kap. I1.1.2.

2" ygl. Schacht, M. (1988), S. 84 f.

212 kommunen, die die Elektrizitatsversorgung nicht mit eigenen Stadtwerken oder Betrieben
betreiben, werden folglich als B-Gemeinden klassifiziert.

213 \igl. Schmidt, H. (1989), S. 257.

214 \gl. Schacht, M. (1988), S. 78.
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schaften. Ein Aufbau eigener Versorgungsinstitutionen ist aufgrund groRer,

h.2" Ihnen bietet sich le-

hauptsachlich 6konomischer Hindernisse kaum moéglic
diglich ein AnknUpfungspunkt zur Eigenversorgung in Form bestehender Gas-

oder Wasserversorgungseinrichtungen.®'®

4. Ubersicht der beteiligten Akteure im elektrizitéts-
wirtschaftlichen Sektor

Das Interessen- und Wirkungsgeflecht der Verbande und beteiligten Akteure ist in
nachfolgender Abbildung 6 illustriert. Aufgrund der komplexen Zusammenhénge
wird auf eine Darstellung der Unterorganisationen der Verbande, die die weiter-
gehende Offentlichkeitsarbeit betreiben, verzichtet. Der Staat wird durch die Le-
gislative und die staatlichen Aufsichtsbehérden représentiert; erstere besitzt
durch die Gestaltung der Rahmenbedingungen Einflul auf die Aufsichtsbehér-

den 217

Wie in Abbildung 6 verdeutlicht, richten die Interessenvertretungen der Unter-
nehmen und Gemeinden ihre EinfluBnahme direkt bzw. indirekt auf die staatlichen
Entscheidungstrager aus. Es wird gleichfalls dokumentiert, dal?} die DVG, ARE
und der VKU keine grundsétzliche Interessenidentitat besitzen. Liegt eine Identi-
tat vor, werden die gebundelten Interessen durch die VDEW in ihrer Funktion als
Dachverband vertreten. Die Verbénde verfolgen zugleich direkt ihre spezifischen

Partikularinteressen gegenuber der Legislative und der staatlichen Aufsicht.

215 yvgl. Schmidt, H. (1989), S. 257.

216 yigl. Schmidt, H. (1989), S. 258.

217 Auf eine Einbindung der Judikative wurde verzichtet, da hier priméar der regulative Aspekt des
staatlichen Handelns durch die Legislative und die staatliche Kontrollfunktion betrachtet wird,
wenngleich der Judikative infolge der zunehmenden Zahl der gerichtlich zu entscheidenden
Ubernahmefille eine nicht zu unterschitzende Bedeutung zukommt.
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Abbildung 6: Akteure in der Elektrizitatswirtschaft
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Eigene graphische Darstellung.

Der Zusammenschlu3 industrieller Interessen versucht, vornehmlich Einflu auf
die Gestaltung des gesetzlichen Rahmens zu nehmen; ihre Einwirkung auf die
Aufsichtsseite ist begrenzt. Die privaten Konsumenten hingegen haben einen
vergleichsweise geringen EinfluR auf die staatlichen Organe;*'® sie kénnen ledig-

lich durch ihre Wahlentscheidungen die Legislative beeinflussen.

218 partielle Konsumenteninteressen werden durch den VEA vertreten; vgl. Kap. I11.2.



53

IV. Das Tarifpreisgenehmigungsverfahren

Den im Rahmen der BTO Elt zu genehmigenden, allgemeinen Tarifen kénnen
unterschiedliche Konzepte zur Realisierung des priméaren Ziels der Versorgungs-
sicherheit zugrunde gelegt werden. Daher ist zunéchst eine Analyse der konzep-
tionellen Grundlagen notwendig (1.), da sie Auswirkungen auf den Ubernahme-
preis aufweisen. Das Tarifpreisgenehmigungsverfahren muf} die Kosten der kapi-
talintensiven Anlageguter im Sinne eines standardisierten Ansatzes operationali-
sieren, der sowohl fUr die Aufsichtsbehérde als auch fur das Unternehmen prakti-
kabel ist. Der standardisierte Ansatz von Kosten erfolgt durch die bereits erwahn-
te ,Arbeitsanleitung zur Darstellung der Kosten- und Erlésentwicklung” mittels des
Erhebungsbogen-K.*'° Die Genehmigungspraxis in den Bundeslandern wird nach
unterschiedlichen Arbeitsanleitungen realisiert. Im folgenden wird die von der
Mehrzahl der Bundeslander verwendete Arbeitsanleitung diskutiert (2.).>° Beste-
hen gravierende Abweichungen hinsichtlich der Kostenanerkennung gegenuber

' Durch Anderun-

anderen Bundeslandern, erfolgt ein entsprechender Hinweis.?
gen der LSP im Jahre 1986 und 1989 motiviert,”** ist gegenwartig eine Uberarbei-
tete Fassung der Arbeitsanleitung in der Diskussion,?*®> deren Auswirkungen auf

die Kostenkomponenten ebenfalis dargestellt werden (3.).

Im Anschiuf} an die Darlegung der Genehmigungspraxis erfolgt eine Modellrech-
nung, die die in den Arbeitsanleitungen verwendeten Verfahren zur Berechnung
der kalkulatorischen Kostenkomponenten auf deren Tauglichkeit hinsichtlich des

Erreichens der Versorgungssicherheit untersucht (4.).

2'% yigl. HMU (1992), Erhebungsbogen-K.
20 pie mehrheitlich verwendete Arbeitsanleitung ist verdffentlicht in Obernolte, W./ Danner, W.
(1983), S. Il 154b ff.

' Eine abweichende Praxis in der Kostenanerkennung ist in Nordrhein-Westfalen sowie in
Rheinland-Pfalz festzustellen; beide Lander verfligen lber eigene Arbeitsanleitungen, die in
einigen Punkten gegeniiber der erstgenannten, die u.a. in Bayern, Hessen, Niedersachsen und
in Brandenburg verwendet wird, differiert.

222 yg). Begriindung zur Anderung der ,Arbeitsanleitung® (1993), S. 2 f. Die vorldufige Fassung
dieser Arbeitsanleitung wird im weiteren als modifizierte Arbeitsanleitung bezeichnet.

2% vgl. modifizierte Arbeitsanleitung i.d.F. vom 16.04.1993.
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1. Konzepte zur Realisierung der Versorgungssicherheit

Angesichts der Sicherstellung des priméren Ziels der Versorgungssicherheit ist
fur die Unternehmen der Elektrizitdtswirtschaft der Zwang zur Reinvestition ver-
brauchter Anlageguter gegeben. Unter Zugrundelegung dieses Erfordernisses
mussen die Unternenmen in die Lage versetzt werden, auch bei fortgesetzten
Preissteigerungen notwendige InvestitionsmaRnahmen tatigen zu kénnen. Somit
ist eine Konzeption der allgemeinen Tarifpreise erforderlich, die die Unterneh-
menssubstanz nicht auszehrt. Die Betriebswirtschaftslehre hat in der Vergangen-
heit einige der im folgenden diskutierten Erhaltungskonzeptionen bereitgestelit
(1.1.). Anschlielend werden die in der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen

der Tarifpreisgenehmigungsverfahren verwendeten Konzeptionen erértert (1.2.).

1.1. Erhaltungskonzeptionen aus theoretischer Sicht

Die Erhaltungskonzeptionen versuchen, durch Abschreibungen die Kapital-
und/oder Substanzentwertung aufgrund von Preissteigerungen zu eliminieren.
Eine potentielle Substanzentwertung resultiert u.a. aus der Ausschuttung der auf
Preissteigerungen basierenden Gewinne.?* Zwei grundsatzliche Arten von Erhal-
tungskonzeptionen werden unterschieden, einerseits die Kapitalerhaltungskon-

zeptionen (1.1.1.), andererseits die Substanzerhaltungskonzeptionen (1.1.2.).?*°

1.1.1. Kapitalerhaltungskonzeptionen

Die Kapitalerhaltungskonzeptionen, die synonym auch als Geldkapitalerhaltungs-
konzeptionen bezeichnet werden, knupfen auf der Passivseite der Bilanz an, d.h.
das Kapital soll unabhangig von der Struktur sowie der spezifischen Substan-
zentwertung des Aktivvermdgens einer Unternehmung Uber ein Zeitintervall erhal-
ten werden. Diese Erhaltung kann am nominalen oder realen Kapitalbestand einer
Unternehmung ansetzen. Nachfolgend werden die Konzepte der Nominalkapital-
erhaltung (1.1.1.1.) sowie der Realkapitalerhaltung (1.1.1.2.) dargestelit.

224 Ein weiterer Substanzverlust entsteht durch das steuerliche Nominalwertprinzip, nach dem
auch durch den Inflationseffekt begriindete Gewinne besteuert werden.

225 schildbach interpretiert beide Grundkonzeptionen als sogenannte ,Minimalziele* im Rahmen
des Gewinnstrebens einer Unternehmung; vgl. Schildbach, T. (1992), Sp. 1888.
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1.1.1.1. Nominalkapitalerhaltung

Die Nominalkapitalerhaltung geht ausschlie3lich von der Erhaltung des nominalen
Geldkapitalbestandes im Zeitablauf aus. Eine Geldeinheit am Anfang einer Peri-
ode entspricht einer Einheit am Ende der Periode.””® Im Hinblick auf Abschrei-
bungen innerhalb der internen Kostenrechnung eines Unternehmens sind somit
nur Abschreibungen auf der Basis von historischen Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten zul&ssig. Diese ,nominalistische Bilanztheorie* wird in der Kosten-

rechnungsliteratur vergleichsweise selten vertreten.?

Geld- und Sachwertschwankungen in einer Volkswirtschaft und die resultierenden
Anderungen der Wiederbeschaffungspreise werden in diesem Konzept nicht
berucksichtigt. Unter dieser Pramisse ist ein Unternehmen nicht in der Lage, in
Zeiten fortgesetzter Preissteigerungen auf den Beschaffungsmarkten, unter An-

nahme konstanter Absatzpreise, auf seinem Markt zu bestehen.

Ein weiterer Aspekt ist die Besteuerung der auf die Inflation zurlckzufihrenden
Gewinnbestandteile. Daher ist es mdglich, dal?} ein Unternehmen am Ende der
Abschreibungsperiode nicht in der Lage ist, die verbrauchten Anlageguter durch
neue Guter zu ersetzen.?”® Im Falle einer ausschlieRlichen Nominalkapitalerhal-
tung unter inflatorischen Bedingungen kann die Substanz eines Unternehmens

sich derart verringern, daf® das Unternehmen in seinem Fortbestand gefahrdet ist.

1.1.1.2. Realkapitalerhaltung

Die reale Kapitalerhaltung geht von der Erhaltung der monetéren Kaufkraft aus.
Das Kapital ist real erhalten, wenn die Kaufkraft des Kapitals am Ende einer Peri-

2 In der Regel wird hierzu

ode der Kaufkraft zu Beginn der Periode entspricht.
der allgemeine Preissteigerungsindex der Konsumguter des Statistischen Bun-
desamtes herangezogen.”® Dieses Vorgehen ist jedoch zweifelhaft, da es auf die
spezielle Zusammensetzung des wiederzubeschaffenden Guterbundels der Un-

ternehmung ankommt, und der Wert des Konsumguterindexes in den seltensten

22 \/g1. Schildbach, T. (1992), Sp. 1892.
227 y/gl. Wohe, G. (1990), S. 1200.
228 \/g1. Gisbier, H. (1984), S. 68 f.
229 y/gl. Bonner, U. (1992), S. 232.
230 ygl. Schildbach, T. (1992), Sp. 1892.
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Fallen den Wert des unternehmensspezifischen Anlagenpreisindexes annehmen

231 . . . . . . I’ .. . .
In speziellen Fé&llen, wie beispielsweise der Investitionsguterindustrie

wird.
oder dem GroRhandel, kénnen spezifische Indizes gebildet werden.”*? Ein allge-
mein verbindlicher Index fur alle Unternehmen kann allerdings nicht gebildet wer-

den.

Wodhe weist darauf hin, daf} dieses Verfahren im Vergleich zu den unten diskutier-
ten Substanzerhaltungskonzeptionen eine héhere Praktikabilitat aufweist, da
ausschlief3lich inflationsbedingte Preissteigerungen bertcksichtigt werden. Hin-
gegen werden bei einer Orientierung an den Preisveranderungen der Anlageguter

auch solche Abweichungen einbezogen, die auf Qualitatsverdnderungen beru-

hen 233

1.1.2. Substanzerhaltungskonzeptionen

Die Substanzerhaltungskonzeptionen gehen von der Erhaltung der Gltermengen
des Unternehmens aus. Die Bedingung der Substanzerhaltung ist dann erfullt,
wenn der mengenmanige Bestand der Vermogensgegenstande am Periodenende
dem des Periodenanfangs entspricht. Im Rahmen der Unternehmenserhaltung
stellen diese Konzeptionen die Aktivseite der Bilanz in den Vordergrund.?**

Substanzerhaltungskonzeptionen unterscheiden sich nach dem Volumen des zu
erhaltenden Guterbestandes und nach der - entweder statischen oder dynami-
schen - Betrachtungsweise. Die statische Sichtweise geht von unveranderten
Qualitdts- und Produktivitatsbedingungen im Zeitablauf aus, die dynamischen
Konzeptionen berucksichtigen diese Fortschritte im Rahmen der Substanzerhal-
tung.>®® Im folgenden werden ausschlieBlich die statischen Konzeptionen, die

Bruttosubstanzerhaltung (1.1.2.1.) und Nettosubstanzerhaltung (1.1.2.2.) behan-

231 ygl. Jacobs, O./Schreiber, U. (1979), S. 111 f.

232 ygl. Wohe, G. (1990), S. 1202.

233 ygl. Wohe, G. (1990), S. 1202. Dies gilt natiirlich nur fiir die vom Untemehmen ermittelten
Preisveranderungen der Anlagegiiter. Werden die Preisverdnderungen aus den Indices des
Statistischen Bundesamtes gewonnen ergibt sich kein Unterschied, da diese von Qualitatsver-
anderungen bereinigt sind.

234 ygl. Schildbach, T. (1992), Sp. 1893.
2% pDynamische Substanzerhaltungskonzeptionen gehen auf F. Schmidt zuriick, der erstmals Ende

der zwanziger Jahre eine Kompensation der Preis- und Qualitdtsverdnderungen im Rahmen
der bilanziellen Bewertung des Anlagevermégens forderte; vgl. Schmidt, F. (1929), S. 176 ff.
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delt, da nur diese eine Relevanz fur die Kostendarstellung im elektrizitatswirt-

schaftlichen Sektor besitzen.?®

1.1.2.1. Bruttosubstanzerhaltung

,Bei der Bruttosubstanzerhaltung soll die Substanzerhaltung aus eigener Kraft
erfolgen, es ist fur die Substanzerhaltung keine zusatzliche AuBenfinanzierung

h***” Die Konzeption der Bruttosubstanzerhaltung geht demnach von

erforderlic
einem unveréndertem Bestand des nominalen Fremdkapitals am Ende einer Peri-
ode aus und fordert die Méglichkeit der Refinanzierung der verbrauchten Guter

ohne zusatzliche Fremdkapitalaufnahme.

Der Gewinn eines Unternehmens bemiflt sich daher aus dem Uberschuf der
Erlése Uber die zu Wiederbeschaffungswerten am Umsatztag bewerteten Guter-
mengen, die zur Erzielung der Erlése verbraucht wurden.”*® Die Bruttosubstan-
zerhaltung fordert die Deckung der inflatorischen Finanzierungslicke ausschlief3-
lich mit Eigenkapital. Einem Unternehmen der Elektrizitadtswirtschaft, das diese

9

Konzeption im Rahmen der Tarifpreisgenehmigung verfoigen wiirde,” entstinde

so aus dem unternehmensspezifischen Gewinn ein substanzerweiternder Effekt.

1.1.2.2. Nettosubstanzerhaltung

Die Nettosubstanzerhaltungskonzeption gleicht prinzipiell der Bruttosubstanz-
erhaltung, mit der Einschrankung, dal sie nur den eigenfinanzierten Anteil des
Anlagevermoégens miteinbezieht. Demzufolge differenziert das Konzept den zu
erhaltenden Anteil des Anlagevermdgens in Abhangigkeit von dessen Finanzie-
rung durch Eigen- oder Fremdkapital. Das Erhaltungskonzept berucksichtigt das

Fremdkapital nicht, da dieses nur zum Nominalwert zurlickzuzahlen ist.

Aus der Besteuerung der auf den Inflationseffekt zurtckzufihrenden Gewinnbe-

standteile resultiert ein Substanzverlust des eigenfinanzierten Teils des Anlage-

2% Um eine Realisierung der Versorgungssicherheit zu gewdhrieisten, ist ein Ausgleich der auf
dem Inflationseffekt beruhenden Preissteigerungen zu ermdoglichen; Preissteigerungen, die auf
Qualitatsverdnderungen basieren, sind schwer quantifizierbar und somit nicht praktikabel.

37 ygl. Zimmermann, G. (1989), S. 509.

238 y/gl. Bonner, U. (1992), S. 233.
23 Die EVU bevorzugten die bis in die 70er Jahre in der Betriebswirtschaftslehre vorherrschende

Bruttosubstanzerhaltungskonzeption; vgl. Zimmermann, G. (1989), S. 509.
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vermoégens. Auf das Fremdkapital entfallene Gewinne unterliegen keiner Schein-
gewinnbesteuerung, da in Zeiten fortgesetzter Preissteigerungen auch Schuld-
nergewinne entstehen, die die Scheingewinne kompensieren (,Aufrechnungs-
these*).** Eine kritische Betrachtung der ,Aufrechnungsthese* zeigt, daR Schein-
gewinne auf der Basis unternehmensindividueller Wiederbeschaffungspreise
ermittelt werden, Schuldnergewinne hingegen als an den allgemeinen Preisstei-

4" Diese Diskrepanz

gerungsindex gebundene Kaufkraftgewinne definiert sind.
belegt, dal’ die ,Aufrechnungsthese” ein, in der Realitat nur selten erfilltes, theo-

retisches Konstrukt ist.

Ein wesentliches Problem dieser Konzeption ist die Ermittlung der ,richtigen®
Eigenkapitalquote, die den Abschreibungskorrekturen zugrunde gelegt wird. Bus-
se von Colbe halt prinzipiell jede proportionale Zuordnung der Kapitalarten zu den

242 Einerseits kann der in der Literatur vor-

Vermoégensgegenstanden fur moglich.
geschlagenen proportionalen Zuordnung nach der ,goldenen Bilanzregel* gefolgt
werden,?*® wonach das Anlagevermégen durch das langfristig gebundene Eigen-
kapital zu finanzieren ist. Andererseits ist auch die Gesamtrelation von Eigen- zu

Fremdkapital zur Bestimmung der Eigenkapitalquote denkbar.?**

Einem pragmatischen Ansatz entsprechend, kann die urspringliche Eigenkapital-
quote bei der Anschaffung bzw. Herstellung der Sachanlageguter in der Anfangs-

periode verwendet werden, da diese Quote vorliegt oder einfach zu ermitteln ist.

In der Literatur ist umstritten, welche Instrumente des Rechnungswesens geeignet
sind, eine Nettosubstanzerhaltung zu erméglichen. Schneider betrachtet die Net-
tosubstanzerhaltung, die Uber eine mit der Eigenkapitalquote gewichtete Ab-

5

schreibung zu Wiederbeschaffungskosten®® erreicht werden soll, als Ubererfil-

lung der Konzeption an.?**® Zur Vermeidung von Substanzverlusten schlégt

240 \/g1. Zimmermann, G. (1989), S. 511.

241 ygl. Zimmermann, G. (1989), S. 511.

242 yg1. Busse von Colbe, W. (1989), S. 78.

243 ygl. HFA (1975), S. 614 ff.

244 g1, Jacobs, O./Schreiber, U. (1979), S. 124 auch S. 164.

%5 Da die Wiederbeschaffungskosten des Anlagegutes im Zeitpunkt der Reinvestition nicht be-
kannt sind, wird hierfir der Wert zum Abschreibungszeitpunkt (Tagesneuwert) verwendet. Im
folgenden wird unter dem Terminus der ,Abschreibungen auf der Basis von Wiederbeschaf-
fungswerten* der im jeweiligen Abschreibungszeitpunkt bekannte Wiederbeschaffungswert
verstanden.

246 \/gl. Schneider, D. (1984), S. 2524.
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Schneider vor, eine bestimmte fixierte Eigenkapitalquote - z.B. 25 % - zu erhalten,
indem Abschreibungen, die diesem Kapitalanteil zugeordnet werden, auf der
Basis des geschatzten zukunftigen Wiederbeschaffungswert erfolgen. Somit wur-
den wahrend der Nutzungsdauer die zur Reinvestition notwendigen Mittel ange-

247 Zimmermann sieht hingegen die Nettosubstanzerhaltung als erreicht an,

spart.
,wenn die auf Anschaffungspreisbasis ermittelten Abschreibungsgegenwerte und
die kalkulatorischen Zinsen im Zeitpunkt des Ruckflusses verzinslich angelegt

werden® 2%

Infolge von Daten- bzw. Prognoseproblemen sind die Wiederbeschaffungskosten
aufgrund der Unsicherheit und der fehlenden Nachprufbarkeit wahrend des Ab-
schreibungszeitraums zum Reinvestitionszeitpunkt im allgemeinen nicht bekannt.
Daher ist als Abschreibungsbasis der jeweilige Tagesneuwert*”® der Anlage zu-

grunde zu legen.?® Hieraus kann eine inflatorische Lucke entstehen.

Koch schlagt eine Nachholabschreibung vor, um diese Lucke zu schliel3en. Aller-

dings berucksichtigt er keine Verzinsung der Abschreibungsgegenwerte.®' Eine
weitere Moglichkeit stellt die Bildung einer Substanzerhaltungs- oder Kapitalerhal-

tungsricklage dar, die die inflationsbedingten Kapitalverluste abfangen soll.

Da zur Reinvestition ein absolut héherer Fremdfinanzierungsbetrag notwendig ist,
mull ein bestimmter Eigenkapitalanteil, der den ,realen Kapitalmarkt-
verhaltnissen” entspricht, im Unternehmen vorhanden sein, um eine interne Fi-

nanzierung der Reinvestition zu erméglichen.?*

1.2. Erhaltungskonzeptionen in den Tarifpreisgenehmigungsverfahren

Seit den 70er Jahren wird die Ansicht vertreten, dald mit der internen Kostenrech-
nung eines Unternehmens das Ziel der Nettosubstanzerhaltung zu verfolgen

ist > Dies wurde mit der ,Aufrechnungsthese - Ausgleich der Schein- mit den

247 yigl. Schneider, D. (1984), S. 2526.

28 Zimmermann, G. (1989), S. 514.

249 ygl. Fn. 245,

230 yg1. Busse von Colbe, W. (1989), S. 308.

21 ygl. Koch, H. (1984), S. 79.

252 yig1. Schneider, D. (1984), S. 2524,

23 Vvgl. HFA (1975), S. 614 ff; so auch Zimmermann, G. (1989), S. 510; Bonner, U. (1992),

S. 234.
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Schuldnergewinnen - begrindet.

Bonner sieht die Nettosubstanzerhaltung als
,Minimalziel* im Rahmen der Tarifpreisgenehmigung an.?*® Von Seiten der EVU
wird konzediert, dal das Tarifpreisgenehmigungsverfahren zumindest dem Kon-
zept der Nettosubstanzerhaltung genugen sollte, da die Pflicht zur Reinvestition
verbrauchter Anlageguter keine Substanzauszehrung des eigenkapitalfinanzier-

t.*® Fraglich ist jedoch, ob

ten Teils des Anlagevermégen im Unternehmen zulan
eine reale Kapitalerhaltung im Wege der kalkulatorischen Zinsen nicht ebenso

dem Kriterium der Versorgungssicherheit gentigen warde.

Im Rahmen von Tarifpreisgenehmigungsverfahren werden unterschiedliche Kon-
zeptionen in den Bundesléandern verwirklicht. Die in Rheinland-Pfalz praktizierte
Arbeitsanleitung sieht fur ihre Tarifpreisgenehmigungsverfahren beispielsweise
die Zielsetzung der realen Kapitalerhaltung vor. Mit der - in der Diskussion be-
findlichen - modifizierten Arbeitsanleitung wird ebenfalls eine reale Kapitalerhal-

7 Die nordrhein-

tung (allerdings Uber kalkulatorische Zinsen) angestrebt.
westfalische Preisaufsichtsbehérde verfolgt das Konzept der Brutto-
substanzerhaltung, wahrend andere Genehmigungsbehorden, wie u.a. hessische,
niedersachsische und  bayerische, gegenwéartig die  Nettosubstanz-

erhaltungskonzeption anwenden.

Fur den Reinvestitionszeitpunkt ist aus der Sicht des Unternehmens die Fahigkeit
zur Reinvestition von primarer Bedeutung. Daher wird im Anschluf3 an die Darstel-
lung der Kostenkomponenten zu prifen sein, welche MaRnahmen hinsichtlich der
Abschreibungen und/oder der Zinsen geeignet sind, eine solche Reinvestitions-
fahigkeit zu erméglichen. Gleichfalls wird untersucht, ob eine Kapitalerhaltungs-
ricklage - wie sie die rheinland-pfalzische Preisaufsichtsbehérde zulalt - zur
Reinvestitionsfahigkeit nach Ablauf der Nutzungsdauer fithrt.?*® An dieser Stelle
muid zugleich betont werden, daR in jedem Fall - unabhangig von der zugrunde
gelegten Erhaltungskonzeption - samtliche den Unternehmen zuflieBenden

Eriose (Kostenbestandteile des Tarifpreisgenehmigungsverfahren) zu be-

2% ygl. Zimmermann, G. (1989), S. 511.

55 y/gl. Bonner, U. (1992), S. 234.

2% v/gl. Bénner, U. (1992), S. 234.

257 \/gl. Begriindung zur modifizierten Arbeitsanleitung (1993), S. 3.
2% y/gl. unten Kap. IV.3.
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rucksichtigen sind, um die Reinvestitionsfahigkeit zur Versorgungssicherheit zu

gewabhrleisten.

2. Standardisierte Verfahren zur Darstellung der Kosten- und
Erlésentwicklung mit Hilfe verschiedener Arbeitsanleitungen

sowie des Erhebungsbogen-K

Bei der Darstellung der im Rahmen der Arbeitsanleitungen praktizierten Verfahren
wird zunédchst von der mehrheitlich angewendeten Systematik des Kostennach-
weises ausgegangen.”® Ergeben sich bei einigen Preisaufsichtsbehérden fun-
damentale Differenzen, erfolgt ein entsprechender Hinweis zur dortigen Vorge-
hensweise. Ein ,Hauptaugenmerk® wird auf den kalkulatorischen Kostenblock
gelegt. Die aufwandsgleichen Kosten finden gleichfalls Beachtung, wobei deren
Ermittlung jedoch weniger aufwendig erscheint und weniger Abweichungen inner-

halb der Tarifpreisgenehmigungsverfahren festzustellen sind.

Die Erldsentwicklung wird nicht explizit erdrtert, da sie implizit aus der Entwick-
lung der Kosten resultiert. Weiterhin wird die Umsetzung der aus der BTO Elt
abgeleiteten Pramisse der ,elektrizitatswirtschaftlich rationellen Betriebsfuhrung®
diskutiert, nach der nur ,angemessene Kosten" in der Tarifpreisgenehmigung zum
Ansatz gebracht werden durfen.”®® Des weiteren gelten im Rahmen des Kosten-
nachweises in der Arbeitsanleitung die Grundsétze eines ,geordneten Rech-
nungswesens*,”®' die sich an den betriebswirtschaftlichen Grundsatzen ord-
nungsgemafer Buchfuhrung und Bilanzierung ausrichten. So ist beispielsweise
darauf zu achten, daf} jeder Geschéaftsvorfall vollstdndig, einmalig, einheitlich
usw. zu erfassen ist.** Die kalkulatorische Rechnung nach der Arbeitsanleitung
soll eine ,kostenverursachungsgerechte, perioden- und betriebsbezogene Ermitt-
lung*®®® der Kosten ermaéglichen. Der Kosten- und Erlésnachweis hat ber einen

Zeitraum von drei Geschaftsjahren zu erfolgen: fur das abgelaufene nachkalkula-

2 Wenn im folgenden die Arbeitsanleitung genannt wird, ist hierunter zunachst die bereits oben
erwahnte Anleitung zu verstehen. Vgl. Fn. 220.

20 y/g1. Arbeitsanleitung, Abschnitt B.2.

%7 ygl. Arbeitsanleitung, Abschnitt B.4.

%2 y/gi. ebenda.

23 Arbeitsanleitung, Abschnitt A.
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torisch, fur das laufende teils nachkalkulatorisch, teils vorkalkulatorisch, fur das

bevorstehende vorkalkulatorisch.?%*

Die Darstellung des Kostennachweises wird nach den kalkulatorischen (2.1.)
sowie den aufwandsgleichen Kosten (2.2.) differenziert. Da ausschlieRlich die
Kosten des Elektrizitdtssektors in der Darstellung zu berUcksichtigen sind, mus-
sen die Erlése aus Nebengeschéften eliminiert werden; die entsprechenden Re-

gelungen werden unter (2.3.) beschrieben.

2.1. Kalkulatorischer Kostenblock

Der kalkulatorische Kostenblock setzt sich aus den kalkulatorischen Abschrei-
bungen, den kalkulatorischen Zinsen, den kalkulatorischen Einzelwagnissen bzw.
dem kalkulatorischen Gewinn zusammen. Im folgenden wird auf die kalkulatori-
schen Abschreibungen (2.1.1.) sowie Zinsen (2.1.2.) detailliert und auf den Ge-
winn nur kurz (2.1.3) eingegangen. Die kalkulatorischen Wagniskosten sind ver-
gleichsweise einfach zu ermitteln, da sie aus der GuV-Position ,Verluste aus
Wertminderungen oder dem Abgang von Gegenstanden des Umlaufvermégens”
sowie z.T. aus den ,sonstigen Aufwendungen* entnommen werden kénnen.*®

2.1.1. Kalkulatorische Abschreibungen

Die kalkulatorischen Abschreibungen sollen den Wertverzehr der im Stromge-
schaft notwendigen materiellen und immateriellen Anlageguter wiedergeben. Im
Gegensatz zu der nicht normierten, unternehmensinternen kalkulatorischen Ko-
stenrechnung, die eine moéglichst genaue tatsachliche Wertminderung der Anla-
geguter wiedergeben sollte, ist die Methodik im Tarifpreisgenehmigungsverfahren
nicht frei wahlbar, sondern durch die jeweilige Arbeitsanleitung vorgegeben. Im
Bereich der kalkulatorischen Abschreibungen differieren die drei untersuchten

Arbeitsanleitungen erheblich.

Die Untersuchungsgegenstande im Rahmen der kalkulatorischen Abschreibungen

beinhalten den Abschreibungsausgangsbetrag (2.1.1.1.) und -im Fall einer Ab-

254 ygl. Arbeitsanleitung, Abschnitt B.5.
265 vgl. Arbeitsanleitung, Abschnitt C.11.10.
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hangigkeit des Abschreibungsausgangsbetrages von der Kapitalstruktur - die
zugrunde zu legende Eigenkapitalquote (2.1.1.2.), die jeweils zu untersteliende
Nutzungsdauer (2.1.1.3.) sowie die grundsatzliche Abschreibungsmethodik
(21.1.4).

2.1.1.1. Abschreibungsbasis

Die verwendete Abschreibungsbasis differiert in den Arbeitsanleitungen. Einer-
seits ist es in einigen Bundeslandern méglich, - unabhangig von der Finanzierung
- die Abschreibungsbetrage auf der Basis von Wiederbeschaffungswerten zu
berechnen, andererseits werden, ob partiell oder vollstédndig, die historischen
Anschaffungs- und Herstellungskosten als Abschreibungsgrundiage heran-
gezogen. In der mehrheitlich verwendeten Arbeitsanleitung wird eine nach der
Kapitalstruktur ,gesplittete® Abschreibungsbasis angewendet. Diese zwischen
dem eigen- und dem fremdfinanzierten Anlagevermégen differenzierte Ausgangs-

%% Far den

basis tragt dem Konzept der Nettosubstanzerhaltung Rechnung.
fremdfinanzierten Teil des Anlagevermégens ist von den historischen Herstel-
lungs- und Anschaffungskosten, fur den eigenfinanzierten Teil vom jeweiligen
aktuellen Wiederbeschaffungswert abzuschreiben. Die gesonderte Abschreibung
auf Grundlage des Wiederbeschaffungswertes basiert auf den bis 1989 geltenden

Vorschriften der LSP, die eine solche Méglichkeit zuliel3.

Die jeweiligen Wiederbeschaffungswerte werden i.d.R. an Hand der Indizierung
der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten gewonnen.”®” Die Ar-
beitsanleitung schreibt bei der Ermittlung des Wiederbeschaffungswertes als
Abschreibungsausgangsbetrag die Berulcksichtigung eines Abschlages fur den

technisch-wirtschaftlichen Fortschritt vor.2%

Die Preisaufsichtsbehtdrden in Rheinland-Pfalz lassen als Abschreibungsaus-

gangsbetrag ausschlie3lich die historischen Anschaffungs- und Herstellungsko-

286 y/gl. Arbeitsanleitung, Abschnitt C.11.5.2.

%7 Das Statistische Bundesamt liefert zwar keine allgemeine Basisreihe fiir Versorgungsanlagen,
jedoch existieren einige indexreihen spezifischer Anlagegiiter, so daB es den EVU mdglich ist,
nach dem vorhandenen Giiterbiindel individuell gewichtete Reihen zu bilden; vgl. Anhang 2.

268 vgl. Arbeitsanleitung, Abschnitt C.11.5.3; da die Quantifizierung dieses Abschlages problema-
tisch ist, wird in der Praxis der Abschlag entweder pauschal oder aber z.T. Giberhaupt nicht be-

racksichtigt.
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sten zu. Durch Geldwertanderungen hervorgerufene Kapitalverluste werden dort
mittels einer Kapitalerhaltungsriicklage kompensiert.*®® Die Genehmigungspraxis
in NRW sieht hinsichtlich des Abschreibungsausgangsbetrages als Ausgangs-

® Die nordrhein-

groRe Wiederbeschaffungswerte oder Sachzeitwerte vor.%”
westfalische Arbeitsanleitung empfiehlt zugleich bei der Indizierung der Anschaf-
fungswerte Korrekturen - ,meistens Zuschléage* - sowie die Einholung eines sach-

verstandigen Rates, ,um zu niedrige Abschreibungen zu vermeiden“.?"

2.1.1.2. Eigenkapitalquote

Wie oben angedeutet, ist die ,richtige* Eigenkapitalquote zur Berechnung der
kalkulatorischen Abschreibungen von hoher Relevanz. Im Rahmen der mehr-
heitlich angewandten Tarifpreisgenehmigungspraxis wird der Anlagen-
deckungsgrad herangezogen. Dieser Quotient aus Eigenkapital und Anlage-
vermégen (beides der Bilanz entnommen) ist die Grundlage zur Berechnung der

Mehrabschreibungen fiir den eigenfinanzierten Anteil des Anlagevermégens.®’

Die Fragwurdigkeit dieser Quote wird durch die Betrachtung eines theoretischen
Abschreibungsmodells im Ein-Gut-Fall deutlich, in dem die Eigenkapitalquote - es
wird eine 50 %ige Quote zu Beginn der Investition unterstellt - ohne Zufihrung
von Thesaurierungsbetrdgen aus dem Gewinn eine Hoéhe von 100 % erreicht,
wenn durch eine lineare Abschreibung des Anlagevermdgens selbiges zur Halfte
abgeschrieben ist. Darlber hinaus erreicht die Eigenkapitalquote 6konomisch
unsinnige Werte von uber 100 %, wenn das Eigenkapital hdher sein sollte als das
Anlagevermégen - dies ist bei einem nahezu vollstadndig abgeschriebenen Anla-
gevermdgen der Fall. Der Anstieg der Eigenkapitalquote wird durch die steuerlich
mogliche, degressive Abschreibung zu Beginn einer Investitionsperiode be-

schieunigt.

In der Literatur wird die Ermittlung der sachgerechten Eigenkapitalquote kontro-
vers diskutiert: Badura/Kern sehen die Ermittlung der Eigenkapitalquote als pro-

269 y/gl. Arbeitsanleitung (RLP) (1992), S. 19.

270 \igl. Arbeitsanleitung (NRW) (1992), S. 18. Sachzeitwerte kdnnen als Basis angesetzt werden,
wenn eine Ubernahme zu diesem Wert erfolgte.

1 arbeitsanleitung (NRW) (1992), S. 18.

212 \ygl. HMU (1991), Erhebungsbogen-K.
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blembehaftet an, denn die o.g. pragmatischen Ansatze spiegeln die tatsachlichen

23 Busse von Colbe

Kapitalverhaltnisse - wenn Uberhaupt - nur zuféllig wider.
lehnt die praktizierte Heranziehung des Anlagendeckungsgrades als ,irrelevant*
ab, da dieser nicht die tatsachliche Finanzierungsstruktur reprasentiert.?’* Gerade
aufgrund der unmoglichen objektiven und sachgerechten Ermittlung der Eigen-
kapitalquote ist im Rahmen des Tarifpreisgenehmigungsverfahrens eine Unab-

hangigkeit der Abschreibungen von der Finanzierungsstruktur erforderlich.?”®

Okonomisch weitaus sinnvoller wéare die Verwendung einer Quote, die das Eigen-
kapital ins Verhaltnis zu dem betriebsnotwendigen Gesamtkapital setzen wirde;
diese Quote ist in jedem Fall auf 100 % begrenzt. Eine solchermalen konstruierte
Eigenkapitalquote ist allerdings durch die Finanzierungspolitik des Unternehmens
beeinfluBbar, da sie zum einen von der Geschwindigkeit der Fremdkapitaltilgung,
zum anderen von der Auflésungsdauer der Baukostenzuschisse (die mit
20 Jahren i.d.R. keine Kongruenz zu der Abschreibungsdauer des Investitionsob-

jektes hat) determiniert wird.

2.1.1.3. Nutzungsdauern

Die Regelungen hinsichtlich der anzusetzenden Nutzungsdauern differieren in
den einzelnen Bundesiandern. Mehrheitlich werden die steuerlich zuldssigen
Nutzungsdauern®® sowie deren AfA-Satze benutzt. Eine Ausnahme bildet NRW:
dort ist die jeweilige ,betriebstbliche technisch-wirtschaftliche Nutzungsdauer*’”

als Abschreibungsdauer anzusetzen.

Im Fall einer kirzeren als der tatsachlichen Nutzungsdauer der Anlageguter er-
gibt sich eine Inkonsistenz zum o.a. Postulat der méglichst ,kostenverursachungs-

gerechten und periodenbezogenen* Ermittlung der Kostenelemente, da die Ab-

23 \gl. Badura, P./Kern, W. (1983), S. 156 f.

274 vgl. Busse von Colbe, W. (1989), S. 82.

273 Die Tarifgenehmigungspraxis in den Bundeslandern Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz
verzichtet auf eine Ermittlung der Eigenkapitalquote im Rahmen der kalkulatorischen Ab-
schreibungen, da dort keine Differenzierung der Abschreibungsausgangsbetrdge zwischen der
Finanzierungsstruktur erfolgt. Allerdings verfolgen beide Preisgenehmigungsbehorden unter-
schiedliche konzeptionelle Zielsetzungen.

275 \1g1. Arbeitsanleitung, Abschnitt C.11.5.4.

277 1n ,Sonderfallen kénnen* jedoch auch ,kiirzere Nutzungsdauern fiir einzelne Objekte* ange-
wendet werden; vgl. Arbeitsanleitung (NRW) (1991), S. 19.
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schreibungen einen mdglichst realistischen Werteverzehr wiedergeben soliten.
Bei einer Zwischenanlage der Abschreibungsgegenwerte oder der sofortigen
Reinvestition resultiert aus einer kurzeren Nutzungsdauer zudem ein verstarkter

Kapazitatserweiterungseffekt (Lohmann-Ruchti-Effekt).

Bei der Verwendung der steuerlich zuldssigen Nutzungsdauer wird im Extremfall -
in bezug auf die technisch-wirtschaftliche Nutzungszeit - ein auf die Halfte ver-
kirzter Abschreibungszeitraum angesetzt.””® Diese kirzeren Nutzungsdauern
ermdglichen einen schnelleren Kapitalrickflu® fur das Unternehmen, demnach
wird das Anlagegut in einem kdrzeren Zeitraum von den Kunden Uber den Tarif-

preis bezahlt, als es fur die Versorgung der Kunden zur Verfuagung steht.

Fur einen potentiellen Verkauf eines Partikularnetzes ist die tarifliche Anerken-
nung der Nutzungsdauer von grofRer Bedeutung. Wird beispielsweise der Uber-
gabepreis auf der Basis einer langeren Nutzungsdauer berechnet als im Tarif-
preisgenehmigungsverfahren zuldssig, hat der potentielle Ubernehmer seine
daraus resultierenden héheren Kosten in einem kurzeren Zeitraum anzusetzen.
Dies fuhrt zu vergleichsweise hdheren Abschreibungsbetragen in den verbleiben-

den Perioden.

2.1.1.4. Abschreibungsmethode

In der Handels- und Steuerbilanz kénnen die EVU Wahimdéglichkeiten hinsichtlich
des Abschreibungsverfahrens ausschépfen. Im Rahmen der Vorschriften des
HGB und EStG sind z.B. degressive Abschreibungsmethoden, die zu einem an-
fanglich schnelleren Ruckflud der Mittel fihren, zuléssig. Im Tarifpreisgenehmi-
gungsverfahren ist gegenwartig - bundeseinheitlich - ausschliellich die lineare

?® Der jeweilige Abschreibungsausgangs-

Abschreibungsmethode anzuwenden.
betrag wird demnach Uber die entsprechende Nutzungsdauer gleichmaiig auf die

Perioden verteilt.

278 2., den Unterschieden der Nutzungsdauern der einzelnen Anlagegiiter vgl. Tabelle 11.
219 ygl. Arbeitsanleitung, Abschnitt C.11.5.2.; vgl. Arbeitsanleitung (RLP), S. 10; vgl. Arbeitsanlei-

tung (NRW), S. 19.
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2.1.2. Kalkulatorische Zinsen

Uber die kalkulatorische Zinskostenkomponente sollen die Kosten der Bereitstel-

lung des betriebsnotwendigen Kapitals angemessen entgolten werden.?® Eine
bundeskonforme Regelung bezuglich der kalkulatorischen Zinsen besteht nicht; in

der Genehmigungspraxis wird auch hier unterschiedlich verfahren.

Bevor auf die Genehmigungspraxis eingegangen wird, ist zunachst im Rahmen
der kalkulatorischen Zinsen ein Exkurs in die volkswirtschaftliche Zinstheorie
zweckmalig. Die Zinstheorie sieht im nominalen Zinssatz eine Inflationskompo-
nente, die Geldwertdnderungen berucksichtigen soll, eine Realverzinsungskom-
ponente, die dem Kapitalgeber eine angemessene Rendite verschaffen soll, so-
wie eine Risikokomponente. Letztere spiegelt die Entgeltung des potentiellen
Risikos eines partiellen oder totalen Verlustes des eingesetzten Kapitals wider.
Die Inflationskomponente ist bei einer statischen Betrachtungsweise um die Pro-
duktivitats- bzw. Qualitatssteigerung infolge des technischen Fortschritts zu be-
reinigen. Die durchschnittliche Wachstumsrate der Produktivitat im elektrizitats-
wirtschaftlichen Sektor der Bundesrepublik Deutschiand in den Jahren von 1961
bis 1981 betrug 1,9 %. Dies stellt im Vergleich zum Stahlsektor (0,5 %), der durch
ahnlich kapitalintensive Anlageguter sowie langfristige Nutzungsdauern gekenn-

zeichnet ist, eine deutlich héhere Wachstumsrate dar. %"

Das potentielle Risiko eines partiellen oder totalen Kapitalveriustes ist
- zumindest im Verteilungsbereich - u.a. durch das Kostenerstattungsprinzip na-
hezu ausgeschlossen. Samtliche Investitionskosten, mit einer rationellen Betriebs-
fihrung und i.V.m. dem Postulat der Versorgungssicherheit begrindet, kénnen im
Rahmen der allgemeinen Tarife auf die Verbraucher abgewalzt werden.?® Ein
weiteres Argument zum Ausschlu} des Risikobestandteiles im Zinsfu3 ist die
konzessionsvertraglich abgesicherte Monopolstellung, durch die den im Versor-
gungssektor operierenden Unternenmen eine Quasi-Absatzgarantie Uber

20 Jahre zugesichert wird.

280 yigl. Arbeitsanleitung, Abschnitt C.11.6.1.
281 ygl. Unger, R. (1986), S. 53.
22 ygl. Kap. 11.1.2.
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Im folgenden wird auf die GUberwiegend angewandte Praxis eingegangen, d.h. die
Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermégens (2.1.2.1.), die Bestimmung des
Abzugskapitals (2.1.2.2.) sowie die Berlcksichtigung von Zinsertragen (2.1.2.3.)
sind zu diskutieren. AbschlieRend werden abweichende Vorgehensweisen kurz
dargestellt (2.1.2.4.).

2.1.2.1. Betriebsnotwendiges Vermdgen

Zur Bestimmung des zu verzinsenden betriebsnotwendigen Kapitals wird das
betriebsnotwendige Vermbégen herangezogen, das sich aus dem Anlage- und

8 Das Anlagevermdgen bestimmt sich aus den

Umlaufvermégen zusammensetzt.
kalkulatorischen Wertansatzen, wahrend bei der Ermittlung des Umlaufvermoé-
gens auf die bilanziellen Werte zurtckgegriffen wird. Durch den kalkulatorischen
Wertansatz des Anlagevermégens entsteht eine Diskrepanz zwischen dem be-
triebsnotwendigen Vermoégen, das in der Tarifpreisgenehmigung zum Ansatz
kommt, und den bilanziellen GréBen des Anlagevermégens. Eine Diskrepanz

resultiert u.U. auch aus der Anwendung unterschiedlicher Abschreibungsmetho-

den.

Im Tarifpreisgenehmigungsverfahren ist von durchschnittlich gebundenen Men-
gen auszugehen, d.h. vom Mittelwert der kalkulatorischen Restwerte zum Anfang
und Ende des Kalkulationsjahres. Eine Abweichung im Hinblick auf die Regelun-
gen der LSP ergibt sich aus der méglichen Ansetzung im Bau befindlicher Anla-
gen.?® Die Grunde sind u.a. in der langen Planungs- und Bauphase der kapitalin-
tensiven Anlageguter zur Elektrizitatserzeugung zu sehen. Diese Regelung er-
scheint auf den ersten Blick sinnvoll, da den Unternehmen wéahrend der Baupha-
se eine Kapitalverzinsung zugestanden wird. Bedenklich sind in diesem Zusam-
menhang unsichere Bauvorhaben, beispielsweise zweifelhafte Erzeugungstech-
nologien, da sie trotz ihrer Fragwurdigkeit durchgefuhrt werden.

Im Rahmen der Arbeitsanleitung werden die tatsédchlichen Aufwendungen fur die

285

Verzinsung des Fremdkapitals nicht bertcksichtigt.”™ Hinter dieser Praxis kénnte

283 \/gl. HMU (1992), Erhebungsbogen KZi, S. 1.
284 \gl. Arbeitsanleitung, Abschnitt C.11.6.5.
28 vgl. Arbeitsanleitung, Abschnitt C.11.6.2.
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eine Gewinnkomponente vermutet werden, sofern der Fremdkapitalzinssatz, mit
dem sich das EVU finanziert, niedriger ist als der angesetzte ZinsfuR der kalkula-
torischen Verzinsung. Vice versa, ist dies fir die EVU von Nachteil, da dann die
Differenz zwischen beiden Zinssatzen aus der Eigenkapitalverzinsung getragen

werden mufdte.

In der mehrheitlich angewandten Arbeitsanleitung gilt ein vom Bundesminister fur

286

Wirtschaft festgesetzter Hochstzinssatz von 6,5 %.” Mit diesem Zinssatz wird

das betriebsnotwendige Kapital verzinst, das aus dem betriebsnotwendigen Ver-

**” Das betriebsnotwendige

moégen (vermindert um das Abzugskapital) besteht.
Vermdgen setzt sich aus dem fur das Stromgeschéft betriebsnotwendigen Anlage-

und Umlaufvermbégen zusammen.

Wird ein Kapitalverlustrisiko ausgeschlossen,®® kann auf die Umlaufrendite
staatlicher Wertpapiere rekurriert werden, denn diese beinhaltet faktisch die
Realverzinsungs- und die Inflationskomponente. In den Jahren 1980 bis 1994
betrug der durchschnittliche Realzins éffentlicher Anleihen 4,5 %.%*

Fraglich erscheint, ob dem EVU eine weitere inflationskompensierende Ko-
stenkomponente zugestanden werden darf, wenn die Substanzsicherung Uber
eine andere Kostenkomponente erfolgt. Die kalkulatorischen Zinskosten mussen
allerdings zumindest eine Bedienung der Fremdkapitalzinsen und eine angemes-

sene Realverzinsung des eingesetzten Eigenkapitals sicherstellen.®*

Ausgehend von der mehrheitlich verwendeten Arbeitsanleitung ist daher die Ge-
wahrung kalkulatorischer Zinsen zuzuglich einer Abschreibung fur den eigenkapi-
talfinanzierten Teil des Anlagevermégens auf der Basis von Wiederbeschaf-

fungswerten problematisch. In diesem Fall wird der Grundsatz der Einmaligkeit

86 ygl. Arbeitsanleitung, Abschnitt C.11.6.1.

7 \/gl. Arbeitsanleitung, Abschnitt C.I1.6.4.; vgl. zu den Komponenten des Abzugskapitals
Kap. IV.2.1.2.2.

288 vgl. Kap. IV.2.1.2.

288 per Realzins ist durch erhebliche Schwankungen bei langfristiger Betrachtung gekennzeichnet;
der hochste Wert lag bei ca. 7 % im Jahr 1986, der niedrigste bei ca. 1,9 % zu Beginn des Jah-
res 1994; vgl. ,.Die Zeit* vom 01.07.1994, S. 23. Demgegeniiber betrug die durchschnittliche
Umlaufrendite festverzinslicher Wertpapiere im gleichen Zeitraum 7,6 %; vgl. Deutsche Bun-
desbank (1994), S. 67.

20 autoren der Elektrizitatswirtschaft konzedieren ebenfalls, daB bei Anwendung der Nettosub-
stanzerhaltung im Rahmen der kalkulatorischen Abschreibungen der kalkulatorische Zinsful
keine Inflationskomponente enthalten darf; vgl. Schmitt, D./Diingen, H./Bergschneider, C.

(1990), S. 147.
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des Kostenansatzes durchbrochen, denn der nominale ZinsfuR berlcksichtigt
ebenfalls Inflationselemente. Diesen Uberlegungen folgend, wére beispielsweise
bei einem reinen Verteilerunternehmen ein Zinssatz als sachgerecht anzusehen,
der fur den eigenkapitalfinanzierten Teil des Anlagevermégens nur die Realver-
zinsungskomponente enthélt, denn bei einem reinen Verteilerunternenmen kann

die Risikokomponente nahezu ausgeschlossen werden.

2.1.2.2. Abzugskapital (Baukostenzuschisse bzw. HausanschluRkostenbeitrage)

Das Abzugskapital, das vom betriebsnotwendigen Vermégen abzuziehen ist, um
das zu verzinsende betriebsnotwendige Kapital zu ermitteln, besteht aus den
,dem Unternehmen zinslos zur Verfiigung gestellten Geldmitteln“.?*' Dieser Po-
sten setzt sich aus erhaltenen Vorauszahlungen und Anzahlungen von Kunden,
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, Verbindlichkeiten gegentber
verbundenen Unternehmen sowie den erhaltenen Baukostenzuschussen zusam-
men.** Der grofte Teil des Abzugskapitals sind i.d.R. Baukostenzuschisse bzw.
Hausanschluf3kostenbeitrage. Dieser Abzugsbetrag ist abhangig von der Héhe
der noch nicht aufgelésten Baukostenzuschusse, denn nur diese stellen Abzugs-

kapital dar.

Baukostenzuschusse®®” gelten nach der Arbeitsanleitung als einmalige Finanzie-
rungsbeitrdge, um den Stromabnehmern entsprechend gunstigere Strompreise
einzuraumen.”® Sie werden zumeist fur die Herstellung eines Hausanschlusses
vom EVU pauschal vereinnahmt oder auch von den Gebietskérperschaften zur

Erstellung des Strallenbeleuchtungsnetzes an das versorgende EVU geleistet.

In der Arbeitsanleitung heifdt es: ,Die Vorteile aus der Leistung von Baukostenzu-
schissen mussen aber in vollem Umfang dem Stromabnehmer zugute kom-
men“.*® Diese Vorschrift tibersieht jedoch, daR dem Kunden Opportunitatskosten,
entweder durch entgangene Zinseinnahmen oder im Fall einer Fremdfinanzierung

seines Beitrages durch die an seine Glaubiger zu zahlenden Zinsen, entstehen.

291 Arbeitsanleitung Abschnitt C.11.6.4.2.

292 ygl. Arbeitsanleitung, Abschnitt C.11.6.4.2.

2 |m folgenden werden alle zinslosen Finanzierungszuschiisse unter dem Terminus Baukosten-
zuschiisse subsumiert.

204 Vgl. Arbeitsanleitung, Abschnitt C.11.6.4.2.

2% Arbeitsanleitung, Abschnitt C.11.6.4.2.
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Das EVU hat die erhobenen Finanzierungbeitrage seiner Kunden zu gleichen
Teilen innerhalb von 20 Jahren aufzulésen, d.h. diesen Auflésungsbetrag von den
Gesamtkosten abzusetzen.”® Die Auflésungsdauer erfolgt unabhangig von der
Nutzungsdauer des durch Baukostenzuschisse finanzierten Sachanlagegutes.
Folglich ist die AbzugsgroRie in der kalkulatorischen Zinskomponente nach zwan-
zig Jahren Null, so daf} die kalkulatorischen Zinsen - die dem EVU zugute kom-
men - nicht Uber die vollstdndige Nutzungsdauer des Anlagegutes den Abzug-

scharakter des zinslosen Finanzierungszuschusses Dritter bertucksichtigen.

2.1.2.3. Zinsertrage

Die Zinsertrage aus dem betriebsnotwendigen Kapital sind von den Erlésen aus
Nebengeschaften zu differenzieren. Die Zinsertrdge bestehen insbesondere aus
Zinsertrdgen aus Bankguthaben, Wertpapieren, Beteiligungen, Verzugszinsen
sowie Pachten aus Betriebsgrundstiicken u.a. Sie sind von den ermittelten kalku-
latorischen Zinskosten abzuziehen.?*” Aufgrund der kostenmindernden Bertick-
sichtigung der Zinsertrdge kénnte ein Anreiz zur Ausgliederung der Mittel beste-
hen, die aus der Verzinsung der Abschreibungsruckflisse resultieren, soweit der
Zinsertrag gréRer ist als derjenige aus der anteiligen kalkulatorischen Verzinsung.
Eine Kapitalverschiebung kénnte beispielsweise auf die nicht im Stromgeschéft

tatigen, verbundenen Unternehmen erfolgen.

2.1.2.4. Abweichende Vorgehensweisen

Die in Rheinland-Pfalz praktizierte Arbeitsanleitung erkennt - gegenuber der oben
diskutierten Arbeitsanieitung - die tatsachlichen Aufwendungen fir das Fremd-
kapital an. Die Eigenkapitalverzinsung erfolgt in Anlehnung an die entsprechen-
den Regelungen der LSP, wonach das mit Eigenkapital finanzierte betriebsnot-
wendige Kapital mit dem geltenden kalkulatorischen Zinsful} verzinst wird. Analog
zu den o.a. Regelungen ist das unverzinsliche Kapital (Abzugskapital) vor der

Verzinsung zu eliminieren.**®

2% yv/gl. Arbeitsanleitung, Abschnitt D.2.
27 Arpeitsanleitung, Abschnitt C.11.6.3.
2% \/g1. Arbeitsanleitung (RLP) (1991), S. 11.
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Eine véllig andersartige Verfahrensweise besteht in Nordrhein-Westfalen, wo u.a.
aufgrund der abweichenden Methodik hinsichtlich der kalkulatorischen Abschrei-
bungen zunachst nur die tatsachlichen Zinsen in deren effektiver Héhe anzuset-
zen sind. Anfallende Zinsertrage werden dabei ,saldiert*.* Im weiteren Verfah-
ren tritt die Verzinsung des Dbetriebsnotwendigen Eigenkapitals als
,SchlusselgréRe* auf.>® Sie wird zur Bestimmung einer Tarifpreisveranderung
herangezogen, indem der Jahresgewinn oder -verlust als Prozentwert bezogen
auf das betriebsnotwendige Eigenkapital anzugeben ist. Damit soll eine stetige
gleichmaRige Verzinsung des Eigenkapitals gesichert werden.*' Die Arbeitsanlei-
tung Nordrhein-Westfalens erwdhnt jedoch nicht explizit, welche Zinsgréfle als
Beurteilungsmalstab berucksichtigt werden soll; sie verweist lediglich auf ein
Gutachten einer Wirtschaftsprufungsgesellschaft zur ,... Notwendigkeit von Tari-

fanderungen nach BTO Elt*. %

2.1.3. Kalkulatorischer Gewinn

Das mit der unternehmerischen Tatigkeit verbundene, allgemeine Unternehmerri-
siko der EVU soll, obgleich die aus dem Markt resultierenden Unwagbarkeiten
durch Demarkations- und Konzessionsvertrage gering sind, mit der kalkulatori-
schen Gewinnkomponente abgegolten werden.>® Auf diese Weise soll u.a. auch
die Existenz des EVU auf lange Sicht gesichert werden.* Ein standardisierter
Ansatz zur Ermittlung der kalkulatorischen Gewinngrée existiert nicht; vielmehr
ist der kalkulatorische Gewinn ,jeweils im Einzelfall unter Bertcksichtigung be-

triebsspezifischer Gesichtspunkte* zu berechnen.®”

299 \gl. Arbeitsanleitung (NRW) (1991), S. 19 f.

%0 pas betriebsnotwendige Eigenkapital wird abweichend von den anderen Verfahren ermittelt aus
dem betriebsnotwendigen Kapital abziglich des verzinslichen Fremdkapitals; somit werden
implizit Baukostenzuschiisse als Eigenkapital angesehen, wobei allerdings die Anlagen fiir
StraRenbeleuchtungszwecke nicht dem betriebsnotwendigen Kapital zugerechnet werden; vgl.
Arbeitsanleitung (NRW) (1991), S. 14 f.

31 ygl. Arbeitsanleitung (NRW) (1991), S. 21.

%2 vgl. Arbeitsanleitung (NRW) (1991), S. 29. In diesem Zusammenhang ist zu erwdhnen, daR die
Arbeitsanleitung (NRW) gleichfalis auf einer ,Arbeitshilfe* derselben Wirtschaftspriifungsgesell-
schaft basiert.

303 ygl. die Ausfiihrungen zum potentiellen Risiko eines EVU in Kap. IV.2.1.2.

304 vgl. Arbeitsanleitung, Abschnitt F.

3% vgl. ebenda.
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2.2. Aufwandsgleiche Kosten

Aus der Gewinn- und Verlustrechnung werden die fur das Stromgeschéft relevan-
ten aufwandsgleichen Kosten abgeleitet. Aufwandsgleiche Kosten sind u.a. die
der Strombeschaffung (2.2.1.), welche innerhalb dieser Kostenkategorie den
gréRten Anteil haben, sowie die Personalkosten (2.2.2.). Aulerdem stellen die
Konzessionsabgaben (2.2.3.) und die betrieblichen Steuern (2.2.4.) weitere auf-

wandsgleiche Kosten dar.

2.2.1. Strombeschaffung und -erzeugungskosten

Die tatsachlichen bzw. voraussichtlichen Kosten, die im Rahmen des Strombe-
zugs nach dem ,Erhebungsbogen SB* anfallen, sind Bestandteile des zu ermit-
telnden Tarifs. Die Kosten sind differenziert nach Eigenerzeugung und den jewei-
ligen Bezugsquellen zu bilanzieren. Auch zuséatzliche Kosten, die infolge von
Reserveversorgungen entstehen, sind anzusetzen. Ahnlich der Trennung in den
allgemeinen Tarifen ist eine Separation zwischen der elektrischen Leistung und
der elektrischen Arbeit sowie der Tages- und Nachtbezugsmenge vorzuneh-
men.*® Die entstehenden Aufwendungen werden, soweit ein Unternehmen eige-

ne Kraftwerke betreibt, gesondert in einem Erhebungsbogen zur Stromerzeugung

erfant. ™’

Angesichts der haufig zu beobachtenden Konzentration innerhalb der Elektrizi-
tatsbranche folgen Probleme bezuglich der Kosten, die ein Unternehmen des
gesamten Konzerns einem verbundenen Unternehmen in Rechnung stellt; hieraus

kénnte sich ein Spielraum zur Uberhéhten Ausweisung von Kosten ergeben.

2.2.2. Konzessionsabgaben

Die Konzessionsabgabe war in der Nachkriegszeit durch betrachtliche Strukturun-
terschiede gekennzeichnet. Das auf die Bevolkerungszahl bezogene Aufkommen

differierte in den einzelnen Bundeslandern erheblich.*® Bedeutung erlangte die

3% \/gl. HMU Erhebungsbogen SB (1992), S. 1.
37 yigl. HMU Erhebungsbogen SE (1992), S. 1.
308 \/gl. Gréner, H. (1975), S. 287. Dies lag im Verbot der Neueinfiihrung von Konzessionsabgaben

begriindet; vgl. Kap. 11.1.5.
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Konzessionsabgabe als fiskalpolitisches Instrument zur Einnahmeerzielung der
kommunalen Gebietskérperschaften. Sie kdnnte u.a. durch die Unmerklichkeit
auch als eine ,Quasi-Steuer’ bezeichnet werden. Bis 1992 hatte die Konzessi-
onsabgabe den Charakter einer Wertsteuer, da der Umsatz im Tarifkundenbe-

reich als Bemessungsgrundlage galt.

Die Bemessung der Konzessionsabgaben erfolgt durch die Anderung der KAV
nunmehr nach der Bevdlkerungsanzahl des Versorgungsgebietes. Seitdem hat
die Konzessionsabgabe die Eigenschaft einer Stlcksteuer. Der Abgabensatz im
Tarifkundenbereich differiert zwischen 1,20 und 4,69 Pfennig pro kWh.**® Primare
Steuertrager sind die Tarifkunden, der Sondervertragskundenbereich ist durch

einen weitaus geringeren Abgabensatz belastet.*'"°

Die derzeit geltende Arbeitsanleitung sah die ,Méglichkeit der Zahlung von Kon-
zessionsabgaben® im Rahmen der kalkulatorischen Gewinnkomponente vor.*"
Diese Vorgehensweise findet seit dem Inkrafttreten der novellierten Konzessions-
abgabenverordnung keine Anwendung mehr. Die zu zahlenden Konzessionsab-

gaben werden nunmehr als aufwandsgleiche Kosten in den Tarifpreis eingerech-

net.

2.2.3. Personalkosten

Die Lohn- und Gehaltskosten stellen i.d.R. die zweitgréte Kostenkategorie in-
nerhalb der aufwandsgleichen Kosten dar.?"? ,LAls Kosten kénnen alle auf das
Stromgeschaft entfallenden Léhne und Gehalter sowie die tariflichen und freiwilli-
gen Sozialaufwendungen angesetzt werden.“*** Ferner sind die Sozialkosten und
die Kosten fur Altersversorgung und Unterstitzung des Personals im Stromge-
schaft vollstandig in der Kostenermittlung anrechenbar.*'® Selbst gewinnabhangi-
ge AbschluRvergitungen gelten als im Tarifpreisgenehmigungsverfahren ansetz-

bare Kosten, sofern sie nicht der sparsamen Wirtschaftsflihrung widersprechen.

39 v/igl. § 2 Abs. 2 KAV.
3% |m Sondervertragskundenbereich darf ein Hochstsatz von 0,22 Pfennig pro kWh nicht iiber-

schritten werden; vgl. Bundesratsdrucksache 686/91, S. 2.
31 vgl. Arbeitsanleitung, Abschnitt F.
312 y/g1. Datenausgangsbasis der Modellrechnungen des ,Muster-EVU* in Tabelle 6.
313 Arbeitsanleitung Abschnitt C.11.2.
314 Arbeitsanleitung Abschnitt C.11.3. sowie C.I1.4.
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Demnach ist es den EVU moglich, Ubertarifliche Leistungen an ihre Mitarbeiter
auf die Elektrizitatstarife zu Uberwalzen. Dies fuhrte im Vergleich zu &hnlichen
Branchen - wie beispielsweise dem Stahlsektor - in der Vergangenheit zu deutlich

héheren Lohn- und Gehaltskosten in der Elektrizitatswirtschaft.*'s

Die Uberprifbarkeit der wirtschaftlichen Betriebsfiihrung ist gleichfalls einge-
schrankt, da in den ,Erhebungsbogen-K* die bilanziellen Ansatze Ubernommen
werden kénnen, ohne dal eine Differenzierung nach unterschiedlichen Personal-
kostenkategorien erfolgt. Die Arbeitsanleitung begrindet dies mit der Vermeidung
einer ,zeitaufwendigen Aufspaltung der Position Léhne und Gehalter.“*'® Demzu-
folge ist eine Uberprifung der Personalkosten von Seiten der Preisbehdrden im
Hinblick auf das Wirtschaftlichkeitskriteriums nahezu ausgeschlossen. Damit
steht dem Vorteil der Zeitersparnis der Nachteil gegenuber, dal} die praktizierte
Aggregation der Personalkosten eine Nachprufung der ,preisgunstigen Energie-
versorgung" verhindert. Die Preisaufsichtsbehérde kann zwar detailliertere Anga-
ben von den EVU anfordern, ob dies in der Realitat geschieht, muf jedoch dahin-

gestellt bleiben.

Ein weiterer Aspekt ist die problematische Zurechenbarkeit von Personalkosten in
Querverbundunternehmen, bei denen Kosten aus anderen Geschaftsfeldern des
Unternehmens in den Bereich der Stromversorgung verschoben werden kénnen,
ohne daf dies fur die Preisaufsichtsbeh6rde im Tarifpreisgenehmigungsverfahren
erkennbar wird. So kénnten beispielsweise Personalkosten, u.a. des ¢ffentlichen

Personennahverkehrs, dem Stromgeschaft zugeordnet werden.®"”

2.2.4. Betriebliche Steuern

Im Rahmen der Tarifpreisgenehmigung sind einige betriebliche Steuern als Ko-
sten ansetzbar. Im Zusammenhang mit dem Stromgeschéft werden die Gewerbe-
steuer (Gewerbekapital- und Gewerbeertragsteuer), die Vermogensteuer, die

Grundsteuer, die Kraftfahrzeugsteuer und die Umsatzsteuer fur den Eigenver-

313 vgl. Kemmer, H. G. (1993), S. 24.

318 Arbeitsanleitung Erlduterung zu i1.2-4.
37 In Querverbundunternehmen resultiert ein weiteres Problem aus der Personalkostenzuordung

im Bereich der Gas- und Wasserversorgung.



76

brauch als uber den aligemeinen Tarif anzurechnende Kosten angesehen.>”® Die
Einkommen- und Kérperschaftsteuer sowie die Erbschaft- und Schenkungsteuer
sind im Tarifpreisgenehmigungsverfahren nicht ansetzbar und mlssen aus dem

Gesamtergebnis gedeckt werden.*"*

2.3. Erlose aus Nebengeschiéften

Grundsatzlich sind nur die Kosten des Stromgeschaftes in den Tarifpreis einzu-
beziehen. Die Kosten und Erlése, welche aus anderen Geschéftsbereichen resul-
tieren, sind auszugliedern. Uberschreiten die Erlése aus Nebengeschaften die
5 %-Grenze des Gesamtumsatzes, so sind sie gesondert auszuweisen. Die Ar-
beitsanleitung argumentiert bezlglich dieser Regelung mit einem unvertretbar
hohen Zeitaufwand der rechnerischen Ausgliederung.’*® Die Differenzierung ist

jedoch notwendig, um eine Quersubventionierung anderer Bereiche durch das

Stromgeschaft zu vermeiden.

Die Regelung zu den ,Erlésen aus Nebengeschaften® erdffnet den EVU einige
unternehmens- und bilanzpolitische Spielraume. Handelt es sich um ein defizita-
res Nebengeschaft im Rahmen des § %igen Anteils am Umsatz wird ein rational
handelndes Unternehmen die Kosten des Nebengeschéftes nicht ausgliedern, da
somit die Kosten durch das Stromgeschaft quersubventioniert werden. Vice versa
wird ein Unternehmen, das z.B. in Verbindung mit den in der Stromerzeugung
anfallenden Kuppelprodukten ein gewinntrachtiges Nebengeschaft betreibt, diese

Kosten und Erlése ausgliedern.

3. Geplante Anderungen der Arbeitsanleitung

Die im Jahr 1989 vom Bundesminister der Wirtschaft verabschiedete Anderung

des LSP sowie die novellierte Konzessionsabgabenverordnung sollen in einer
1

modifizierten Arbeitsanleitung zum Ausdruck kommen.’” Die Arbeitsgruppe

,Betriebswirtschaftliche Fragen der BTO Elt* des Bund-La&nder-Ausschusses

318 \gl. Arbeitsanleitung Abschnitt C_11.7.

319 g1, Arbeitsanleitung Abschnitt C.11.7.

320 v/gl. Arbeitsanleitung, Abschnitt B.1.

321 V/gl. Begriindung Arbeitsanleitung (1993), S. 2f.
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,Energiepreise” hat nach ihren Beratungen eine vorlaufige Fassung der Arbeitsan-

%2 Die modifizierte Arbeitsanleitung sieht eine Abkehr vom Kon-

leitung vorgelegt.
zept der Nettosubstanzerhaltung vor, hin zu einer ,realen Kapitalerhaltung* durch
kalkulatorische Zinsen.’”® Nachfolgend werden die geplanten Anderungen mit
erheblichen Auswirkungen auf das Tarifpreisgenehmigungsverfahren dargestelit.
Die Veranderungen zielen auf die kalkulatorischen Abschreibungen (3.1.), die
Zinsen (3.2.) sowie den Gewinn (3.3.) ab. Eine weitere geplante Anderung ist die
Verlangerung der Nutzungsdauer von der steuerlich zuldssigen zur betriebstbli-

chen Nutzungsdauer (3.4.).

3.1. Kalkulatorische Abschreibungen

Im Bereich kalkulatorischer Abschreibungen soll zukunftig véllig auf eine Ab-
schreibungsméglichkeit auf der Basis von Wiederbeschaffungswerten verzichtet
werden. Kunftig soll nach der linearen Abschreibungsmethode von den Anschaf-
fungs- bzw. Herstellungskosten als Ausgangswert kalkulatorisch abgeschrieben
werden. FUr die EVU ist dies eine gravierende Verdnderung; sie sehen durch
diese Umstellung eine Gefahrdung der gegenwartig praktizierten Nettosubstan-
zerhaltung.®®* Vom VDEW wird die Forderung nach einer ,Kapital-
erhaltungsricklage mit Steuereffekt” vertreten. Nur durch diese Kompensation sei
die modifizierte Arbeitsanleitung als sachgerecht im Hinblick auf eine Nettosub-
stanzerhaltung anzusehen.’® Busse von Colbe konstatiert in der Verweigerung
bzw. Einschrankung von kalkulatorischen Abschreibungen auf der Basis von

Wiederbeschaffungswerten sogar einen enteignungsgleichen Eingriff.**°

322 ygl. Fn. 222.

323 yg1. Begriindung zur modifizierten Arbeitsanleitung (1993),S. 3.

324 \vgl. Hubig, K. (1994a), S. 4. Hubig fiihrt dazu weiterhin aus, daB eine Substanzerhaltung nach
den ,verdienstvollen“ Berechnungen Bd&nner's durch Abschreibungen auf die historischen An-
schaffungs- und Herstellungswerte nicht gewéahrleistet ist. Diese Berechnungen lassen jedoch
die kalkulatorischen Zinsen, welche gleichermaBen zur Substanzerhaltung beitragen, unbe-
riicksichtigt; vgl. Hubig, K. (1994a), S. 5 sowie Bonner, U. (1992), S. 229 ff.

325 ygl. VDEW (1993d), S. 9. Mit der Forderung nach einer Kapitalerhaltungsriicklage statt einer
Substanzerhaltungsriicklage billigt der Verband indirekt die Umsteliung auf das Konzept einer
Kapitalerhaltung.

328 y/gl. Busse von Colbe (1990), S. 312.



78

3.2. Kalkulatorische Zinsen

Im Gegensatz zur geltenden Arbeitsanleitung setzen sich die Zinskosten nunmehr
aus der ,Summe der tatsachlichen Aufwendungen fur das zinspflichtige Fremd-
kapital und der kalkulatorischen Verzinsung des betriebsnotwendigen Eigenkapi-

%7 Mit der ausschlieRlichen kalkulatorischen Verzinsung des

tals" zusammen.
betriebsnotwendigen Eigenkapitals i.V.m. der Anderung hinsichtlich der kalkula-
torischen Abschreibungen soll die reale Kapitalerhaltung im Tarifpreisgenehmi-

gungsverfahren verfolgt werden.*?®

Der Zinssatz, mit dem die betriebsnotwendige EigenkapitalgréRe verzinst werden
soll, bestimmt sich nach dem arithmetischen Mittel der Umlaufrendite inlandischer
festverzinslicher Wertpapiere innerhalb der letzten 5 Jahre vor Antragstellung.®*®
Die modifizierte Arbeitsanleitung nimmt eine weitere Klarstellung bezlglich der
Ruckstellung vor; Ruckstellungen werden nunmehr explizit als Abzugskapital bei
der kalkulatorischen Verzinsung qualifiziert. Begriindet wird dies mit dem Charak-
ter der Ruckstellungen, die einem dem EVU zinslos zur Verfugung stehenden
Kredit gleichzusetzen sind.** Die seitherige Praxis sieht ebenfalls einen Abzug
einzelner Ruckstellungsarten von der zu verzinsenden KapitalgréRe vor, wobei
allerdings Pensionsriickstellungen nur teilweise bericksichtigt wurden.*'

3.3. Kalkulatorischer Gewinn

Bezlglich des kalkulatorischen Gewinns erfahrt die Arbeitsanleitung eine dahin-
gehende Anderung, daB zuklnftig die Gewahrung dieser Kostenkomponente
nicht mehr im Einzelfall entschieden wird. Motiviert durch den Ansatz der Kon-
zessionsabgabe als eigenstandigem Kostenelement, erfolgt eine Operationalisie-
rung des kalkulatorischen Gewinns. Die Gewinngréfie, aus der das allgemeine
Unternehmerwagnis gedeckt werden soll, wird mit einem pauschalen Ansatz von
1 % des betriebsnotwendigen Eigenkapitals in die kalkulatorische Kostenkompo-

327 Modifizierte Arbeitsanleitung (1993), Abschnitt C.6.

328 y/q1. Begriindung zur modifizierten Arbeitsanleitung (1993),S. 3 f.

329 ygl. modifizierte Arbeitsanleitung (1993), Abschnitt C.6.3. Sinnvoller wire ein gleitender
Durchschnitt, der sich an der konzessionsvertraglichen Laufzeit orientiert.

330 ygl. Begriindung zur modifizierten Arbeitsanleitung (1993),S. 9.

331 vgl. Begriindung zur modifizierten Arbeitsanleitung (1993),S. 10.
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nente eingestellt.> Die von den Zinskosten getrennte Beriicksichtigung des
kalkulatorischen Gewinns soll deren alleinige Zuordnung zu den Wagniskosten
verdeutlichen; diese Gréle ist folglich nicht als Inflationsbestandteil anzuse-

hen 333

3.4. Anderung der Nutzungsdauer

Eine weitere, wesentliche Modifikation der geltenden Arbeitsanleitung besteht in
der geplanten Verlangerung der tariflich ansetzbaren Nutzungsdauern. Die Un-
ternehmen mussen im Rahmen des Tarifpreisgenehmigungsverfahrens als Ab-
schreibungsdauer des Anlagevermdgens die betriebsubliche Nutzungsdauer der
einzelnen Anlageglter ansetzen.®* Der resultierende, langsamere RuckfluR des
eingesetzten Kapitals unterliegt dadurch einer langeren Inflationsperiode. Einen
Vorteil fur die EVU bieten jedoch langere Nutzungsdauern hinsichtlich der kalkula-
torischen Verzinsung des eingesetzten Kapitals, da der absolute Ruckflul im
Rahmen der Zinskomponente héher ist als derjenige unter Zugrundelegung der
steuerlich zulassigen Nutzungsdauer. Die absolute Wirkungsrichtung dieser Vor-

bzw. Nachteile ist schwer zu quantifizieren, da beide Effekte gegenlaufige Aus-

wirkungen haben.

Aus der Umstellung von der kurzeren zur langeren Nutzungsperiode ergibt sich
ein abruptes Absinken der Abschreibungsbetrage in der Preiskalkulation. Zu
beachten ist jedoch, dall bereits abgeschriebene Anlageguter nicht wiederaufle-
ben, da ansonsten dem Grundsatz der Einmaligkeit der Kostenanrechnung wider-

sprochen wurde.

Hingegen ist eine Abstellung auf eine Nutzungsdauer, die sich tendenziell der
tatsachlichen Nutzungsdauer nahert, eine sinnvolle Lésung, da dadurch die po-
stulierte ,verursachungsgerechte" Kostenzuordnung durch die Ausweitung der

Nutzungsdauer starker betont wird.

332 \ig1. modifizierte Arbeitsanleitung (1993), Abschnitt F.2.
333 ygl. Begriindung zur modifizierten Arbeitsanleitung (1993),S. 11.
34 vgl. modifizierte Arbeitsanleitung (1993), Abschnitt C.5.2.
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4. Uberprifung der Reinvestitionsfahigkeit

Die unter Kap. IV.1. abgeleitete Forderung der Reinvestitionsfahigkeit wird an
dieser Stelle anhand abstrakter Modellrechnungen Uberpruft. Zur Sicherung infla-
tionsbedingter Verluste des Eigenkapitals kénnen unterschiedliche Vorgehens-
weisen angewandt werden. Alle mdglichen Verfahren knipfen an eine kalkulatori-
sche Berechnung dieser inflatorischen LUcke an. Denkbar sind hier zum einen
bestimmte Kombinationen der oben diskutierten Ausweismethoden der kalkulato-
rischen Kostenelemente, zum anderen eine - oben bereits erwahnte - spezielle
Kapitalerhaltungsricklage, die die inflationsbedingten Verluste kompensiert. Die
durchgefuhrten Modellrechnungen sollen lediglich inflationsinduzierte Effekte
analysieren, die zu Defiziten bezlglich der Reinvestitionsféhigkeit fihren. Von
einer weiteren Stérung der Reinvestitionsfahigkeit - z.B. durch die Besteuerung

% Im folgen-

von inflationsbedingten Scheingewinnen - wird zunachst abstrahiert.
den werden zunachst die kalkulatorischen Abschreibungen und Zinsen analysiert
(4.1.), im weiteren wird die Kapitalerhaltungsrucklage untersucht (4.2.). Im An-

schiuR daran erfolgt eine Zusammenfassung der Uberprifungsergebnisse (4.3.).

4.1. Kalkulatorische Kostenkomponenten

Im Rahmen der kalkulatorischen Kostenkomponenten kann zur Reinvestitions-
fahigkeit einerseits auf eine spezielle Abschreibungsmethodik, andererseits auf
die zu gewahrenden kalkulatorischen Zinsen zurtckgegriffen werden. Im folgen-

336

den werden zwei abstrakte Modellrechnungen vorgestellt,™ die die zwei Kompo-

nenten getrennt analysieren.

Zunachst wird auf die Moglichkeit der Sicherung der Reinvestitionsfahigkeit mit
Hiife von Abschreibungen auf der Grundlage von Wiederbeschaffungswerten
eingegangen. Die hierzu notwendigen Zeitreihen kénnen Tabelle 4 entnommen
werden. Als historische Anschaffungs- und Herstellungskosten werden

100 Geldeinheiten angenommen, die zu 100 % mit Eigenkapital finanziert sind. In

3% Diese restriktiven Annahmen werden im Zuge der theoretischen Modellrechnungen des
Kap. VI.1. aufgegeben; dort wird unter Riicksichtnahme der Besteuerung und einer angemes-
senen Ausschiittung die mehrheitlich praktizierte Arbeitsanleitung auf ihre Tauglichkeit hin-
sichtlich der Nettosubstanzerhaltungskonzeption tberpriift.

3% Diese abstrakten Modellrechnungen lehnen sich an die mehrheitlich genutzte Arbeitsanleitung
an, die in Kap. 1V.2. ausfihrlich diskutiert wurde.



81

Spalte 2 wird mit einer Inflationsrate von 3 % p.a. der ursprungliche Kapitaleinsatz
auf den jeweiligen Wiederbeschaffungswert (WBW) innerhalb von 40 Jahren

aufgezinst.**’

Tabelle 4. Reinvestitionsfahigkeit durch kalkulatorische Abschreibungen

1 2 3 4 5 6 7 8
Jahr WBW RBW AfA kum.AfA RBW kum. Afa Verfugb.
+ kum. Afa_+ Zinsertrage Mittel
0 100,00 100,00
1 103,00 97,50 2,50 2,50 100,00 2,50 100,00
2 106,09 95,00 2,58 5,08 100,08 5,25 100,25
3 109,27 92,50 2,65 7,73 100,23 8,28 100,78
4 112,55 90,00 2,73 10,46 100,46 11,60 101,60
5 115,93 87,50 2,81 13,27 100,77 15,24 102,74
6 119,41 85,00 2,90 16,17 101,17 19,23 104,23
7 122,99 82,50 2,99 19,16 101,66 23,58 106,08
8 126,68 80,00 3,07 22,23 102,23 28,34 108,34
9 130,48 77,50 3,17 25,40 102,90 33,52 111,02
10 134,39 75,00 3,26 28,66 103,66 39,17 114,17
11 138,42 72,50 3,36 32,02 104,52 45,32 117,82
12 142,58 70,00 3,46 35,48 105,48 52,01 122,01
13 146,85 67,50 3,56 39,04 106,54 59,28 126,78
14 151,26 65,00 3,67 42,72 107,72 67,18 132,18
15 155,80 62,50 3,78 46,50 109,00 75.74 138,24
16 160,47 60,00 3.89 50,39 110,39 85,03 145,03
17 165,28 57,50 4,01 54,40 111,90 95,10 152,60
18 170,24 55,00 413 58,54 113,54 106,01 161,01
19 175,35 52,50 4,26 62,79 115,29 117,82 170,32
20 150,61 50,00 338 57,18 T7.18 130,60 T80,60]
21 186,03 47,90 452 71,65 119,19 144,42 191,92
22 191,61 45,00 4,65 76,34 121,34 159,36 204,36
23 197,36 42,50 4,79 81,13 123,63 175,50 218,00
24 203,28 40,00 4,93 86,07 126,07 192,94 232,94
25 209,38 37,50 5,08 91,15 128,65 211,77 249,27
26 215,66 35,00 5,23 96,38 131,38 232,09 267,09
27 222,13 32,50 5,39 101,77 134,27 254,02 286,52
28 228,79 30,00 5,55 107,33 137,33 277,67 307,67
29 235,66 27,50 572 113,05 140,55 303,17 330,67
30 242,73 25,00 5,89 118,94 143,94 330,66 355,66
31 250,01 22,50 6,07 125,01 147,51 360,29 382,79
32 257,51 20,00 6,25 131,26 151,26 392,21 412,21
33 265,23 17,50 6,44 137,69 155,19 426,59 444,09
34 273,19 15,00 6,63 144,33 159,33 463,61 478,61
35 281,39 12,50 6,83 151,16 163,66 503,47 515,97
36 289,83 10,00 7,03 158,19 168,19 546,38 556,38
37 298,52 7,50 7,25 165,44 172,94 592,55 600,05
38 307,48 5,00 7,46 172,90 177,90 642,23 647,23
39 316,70 2,50 7,69 180,59 183,09 695,67 698,17
40 326,20 0,00 7,92 188,50 188,50 753,16 753,16
z 188,50
Startwert AV: 100 Eigenkapitalquote: 100%
Inflationrate: 3,0% Zinssatz: 7,12%
Nutzungsdauer: 40 Jahre AfA: 2,5%

Eigene Berechnungen.

Spalte 3 gibt den jeweiligen Restbuchwert - berechnet auf der Basis der be-
triebstblichen Nutzungsdauer - wieder. In Spalte 4 sind die jeweiligen Abschrei-

37 piese Annahmen liegen den drei folgenden abstrakten Modellrechnungen zugrunde. Als Lauf-
zeit wird an dieser Stelle die durchschnittliche betriebsiibliche Nutzungsdauer der Anlagegiiter
angesetzt; eine Kongruenz der Nutzungsdauer mit der tatsachlichen Verweildauer der Anlage
ist geboten, da ReinvestitionsmaBnahmen i.d.R. erst am Ende der betriebsiiblichen Nutzungs-
dauer anstehen.
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bungswerte wahrend der gesamten Laufzeit dargestellt. In Spalte 5 werden die
berechneten Abschreibungsgegenwerte kumuliert, um in der darauffolgenden
Spalte die jeweiligen Ruckflisse einschliellich des Restbuchwertes zu jedem

Zeitpunkt ermitteln zu kénnen.

Spalte 7 reprasentiert die Abschreibungsgegenwerte zuzaglich ihrer Verzinsung
mit einem ausgewahlten Zinssatz von 7,12 %, die im 20. Jahr die Wiederbeschaf-
fung der Anlage ausschlieRRlich aus RuckfluBmitteln sowie deren Verzinsung er-
maéglicht. In der letzten Spalte sind die verfugbaren Mittel inklusive des bei einer
potentiellen VerauBerung anfallenden Ubernahmepreises wiedergegeben, wobei

als Ubernahmepreis der tarifkalkulatorische Restbuchwert angesetzt wurde.

Dieses einfache Beispiel verdeutlicht, dal} theoretisch eine Wiederanlage der
Abschreibungsgegenwerte zu einem Zinssatz von 7,12 % ausreichend ist, die
Nettosubstanzerhaltung zu erfullen. Abbildung 7 stellt diesen Zusammenhang
dar. Der Pfad des Wiederbeschaffungswertes verlauft bis zum 20. Jahr oberhalb
dem der verfugbaren Mittel, im 20. Jahr schneiden sich beide, woraufhin die
Reinvestitionsfahigkeit permanent gesichert ist. Der Uberproportionale Anstieg ab

dem 20. Jahr ist auf den Zinseszinseffekt zurlickzufUhren.

Abbildung 7: Reinvestitionsfahigkeit durch kalkulatorische Abschreibungen
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Eigene Berechnungen.

Der Zinssatz flr die Wiederanlage der Abschreibungsgegenwerte ist nach dem zu
erfullenden Reinvestitionsfahigkeitskriterium im 20. Jahr ausgewahlt worden;
dieser Zinssatz spiegelt néherungsweise das in der Realitat vorzufindende Zins-
niveau fur Finanzanlagen wider. Da Konzessionsvertradge tber 20 Jahre laufen,

spielt die Unterdeckung bis zu diesem frUhestmoéglichen Veraullerungszeitpunkt
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keine Rolle. Jede spatere VerauRerung reduziert die H6he des erforderlichen

Anlagezinssatzes.

Mit einer gleichartigen Systematik wird nun die Méglichkeit untersucht, die eine
kalkulatorische Verzinsung des Kapitals mit einem Zinsfull von 6,5 % zur Rein-
vestitionsfahigkeit bietet. In Tabelle 5 sind die hierzu notwendigen Zeitreihen
wiedergegeben. Es werden lediglich die Abschreibungsbetrage durch die anfal-

lenden Zinsbetrage substituiert.

Tabelle 5: Reinvestitionsfahigkeit durch kalkulatorische Zinsen

1 2 3 4 5 6 7 8

Jahr WBW RBW KZ kum. KZ RBW kum. KZ Verfugb.

+ kum. KZ +Zinsertrdge Mittel
0 100,00 100,00
1 103,00 97,50 6,42 6,42 103,92 6,42 103,92
2 106,09 95,00 6,26 12,68 107,68 12,85 107,85
3 109,27 92,50 6,09 18,77 111,27 19,29 111,79
4 112,55 90,00 5,93 24,70 114,70 2574 115,74
5 115,93 87,50 577 30,47 117,97 32,20 119,70
6 119,41 85,00 5,61 36,08 121,08 38,67 123,67
7 122,99 82,50 5,44 41,52 124,02 45,15 127,65
8 126,68 80,00 528 46,80 126,80 51,64 131,64
9 130,48 77.50 512 51,92 129,42 58,15 135,65
10 134,39 75,00 4,96 56,88 131,88 64,67 139,67
11 138,42 72,50 4,79 61,67 134,17 71,20 143,70
12 142,58 70,00 4,63 66,30 136,30 77,74 147,74
13 146,85 67,50 4,47 70,77 138,27 84,30 151,80
14 151,26 65,00 4,31 75,08 140,08 90,87 155,87
15 155,80 62,50 4,14 79,22 141,72 97,46 159,96
16 160,47 60,00 3,98 83,20 143,20 104,06 164,06
17 165,28 57,50 3,82 87,02 144,52 110,67 168,17
18 170,24 55,00 3,66 90,68 145,68 117,30 172,30
19 175,35 52,50 3,49 94,17 146,67 123,95 176,45
20 150,61 50,00 3,33 97,90 147,50 130,61 180,61
21 186,03 47,50 3,17 100,67 148,17 137,29 184,79
22 191,61 45,00 3,01 103,68 148,68 143,98 188,98
23 197,36 42,50 2,84 106,52 148,02 150,70 193,20
24 203,28 40,00 2,68 109,20 149,20 157,43 197,43
25 209,38 37,50 2,52 111,72 149,22 164,17 201,67
26 215,66 35,00 2,36 114,08 149,08 170,94 205,94
27 222,13 32,50 2,19 116,27 148,77 177,73 210,23
28 228,79 30,00 2,03 118,30 148,30 184,53 214,53
29 235,66 27,50 1,87 120,17 147,67 191,36 218,86
30 242,73 25,00 1,71 121,88 146,88 198,21 223,21
31 250,01 22,50 1,54 123,42 145,92 205,08 227,58
32 257,51 20,00 1.38 124,80 144,80 211,97 231,97
33 265,23 17,50 1,22 126,02 143,52 218,88 236,38
34 273,19 15,00 1,06 127,08 142,08 225,82 240,82
35 281,39 12,50 0,89 127,97 140,47 232,78 245,28
36 289,83 10,00 073 128,70 138,70 239,77 249,77
37 298,52 7,50 0,57 129,27 136,77 246,78 254,28
38 307,48 5,00 0,41 129,68 134,68 253,81 258,81
39 316,70 2,50 0,24 129,92 132,42 260,88 263,38
40 326,20 0,00 0,08 130,00 130,00 267,97 267,97
z 130,00
Startwert AV: 100 Eigenkapitalquote: 100%
Inflationrate: 3,0% Kalk. Zinssatz: 6,5%

Nutzungsdauer: 40 Jahre Zinssatz: 2,69%

Eigene Berechnungen.

Die Berechnungen zeigen, daR auch die anfallenden kalkulatorischen Zinsbetra-
ge sowie deren Wiederanlage mit einem Zinssatz von 2,69 % ausreichend sind,

um eine Reinvestitionsfahigkeit im 20. Jahr zu gewahrleisten. Bei einer solch
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niedrigen Verzinsung der Wiederanlage reichen jedoch die verfugbaren Mittel am
Ende der betriebstblichen Laufzeit nicht aus, um eine Wiederbeschaffung des

urspruanglichen Anlagegutes zu erméglichen.

Wird der Zinssatz erhéht, reicht eine Verzinsung zu 3,40 % aus, die Anlage Uber
den gesamten Zeithorizont der betriebstblichen Nutzungsdauer volistandig aus
zurUckflielRenden Mitteln zu finanzieren. Abbildung 8 stellt den Zeitpfad des Wie-
derbeschaffungswertes und den der verfugbaren Mittel mit einer Verzinsung von
2,69 % und 7,12 % graphisch dar.

Abbildung 8: Reinvestitionsfahigkeit durch kalkulatorische Zinsen
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Eigene Berechnungen.

Abbildung 8 veranschaulicht den beschriebenen Sachverhalt graphisch, wobei ein
Zinssatz fur die Wiederanlage von 2,69 % unterstellt wurde. Wird bertcksichtigt,
dal der Marktzinssatz deutlich héher liegt kommt, man zum Ergebnis, dall eine
solche Verzinsung nebst Zinseszinsen die Fahigkeit zur Reinvestition bei weitem
sichert. Die absolute Héhe der zurtckflieRenden Mittel ist im Rahmen der kalkula-
torischen Verzinsung des Kapitals geringfugig héher, als die aus den Abschrei-

bungen nebst Zinseszinsen resultierenden Mittelrackflusse.

Die zwei voranstehenden Beispielsrechnungen heben die Méglichkeiten der Si-
cherung des Anlagevermdégens vor inflationsbedingten Verlusten hervor. Werden
nun beide MaRnahmen miteinander kombiniert - dies geschieht z.T. auch im
Rahmen einiger Tarifpreisgenehmigungsverfahren -, wird ersichtlich, welche
Mdoglichkeiten die Unternehmen zur Erhaltung des Anlagevermégens haben.
Einschrankend steht der konstatierten Reinvestitionsfahigkeit die o.a. restriktive

Annahme der fehlenden BerUcksichtigung der Besteuerung entgegen.
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4.2. Kapitalerhaltungsriicklage

Die von der Elektrizitdtswirtschaft - angesichts der Absicht der Preisreferenten,
die Arbeitsanleitung zu reformieren - geforderte Kapitalerhaltungsriicklage®*®
wurde im Jahr 1992 in der Arbeitsanleitung von Rheinland-Pfalz umgesetzt. Diese
Rucklage soll den inflationsbedingten Kapitalverlust des nominellen Eigenkapi-
talanteils sowie die aus der Scheingewinnbesteuerung resultierenden realen
Verluste berticksichtigen.**® Nach einer fest fixierten Berechnungsmethodik wer-
den die Zufuhrungen zur Rucklage nach folgender Methode ermittelt, wobei die
einmal gewahite Ermittlungsmethodik innerhalb der 20jahrigen Konzessions-

vertragslaufzeit beizubehalten ist.

Parameter, die der Berechnung zugrunde liegen, sind der im Jahr 1990 in der
Unternehmensbilanz ausgewiesene, absolute Eigenkapitalanteil sowie die vorge-
gebene Inflationsrate von 2 % p.a.,** die tber 20 Jahre beibehalten werden soll.
Die jahrliche Kapitalerhaltungsricklage (KER) errechnet sich aus folgender For-

mel:

Eigenkapital in t = 0 x (Zinseszinsfaktor — 1)

KER = 20 Jahre '

Der so ermittelte RuUcklagenbetrag wird anschlieRend mit einem Kérper-

schaftsteuerfaktor vervielfacht.*"'

Abbildung 9 verdeutlicht die Wirkungen der kumulierten Kapitalerhaltungsruckla-
ge (kum. KER), ohne die Berucksichtigung der Kérperschaftsteuerzulage, um
einen Vergleich mit den oben ermittelten Ergebnissen zu erméglichen. Die Inflati-
onsrate zur Indizierung der Anschaffungs- und Herstellungskosten wird mit 2 %
p.a. angenommen. Des weiteren sind in Abbildung 9 die kumulierten Abschrei-
bungen (kum. D) sowie die aus der Zwischenanlage der kumulierten Kapitalerhal-

tungsrucklage und Abschreibungen resultierenden Zinsen (kum. (KER + D) *

3% g1, VDEW (1993d), S. 9.

339 y/gl. Arbeitsanleitung (RLP) (1992), S. 19.

340 pie anfanglich gewahite KapitalgroRe ist auf jeden Fall beizubehalten; in besonders begriinde-
ten Fallen kann von der zugrunde gelegten Preissteigerung abgewichen werden; vgl. Arbeitsan-
leitung (RLP) (1992), S. 9.

31 yvgl. Arbeitsanleitung (RLP) (1992), Anhang: Berechnung der Kapitalerhaltungsriicklage mit
Koérperschaftsteuer.
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2 Die letztlich verfiigbaren Mittel errechnen sich aus den kumu-

Zins) dargesteilit.
lierten Ruckflussen zuzlglich dem jeweiligen Restbuchwert. Die Kapitalerhal-
tungsricklage wurde nach Ablauf der ersten 20 Jahre auf der Basis des Wieder-
beschaffungswertes im 20. Jahr neu berechnet.

Abbildung 9: Wirkung der Kapitalerhaltungsricklage i.V.m. kalkulatorischen
Abschreibungen®®
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Eigene Berechnungen.

Die permanent gegenuber dem Wiederbeschaffungswert héheren, verfugbaren
Mittel veranschaulichen die bestehenden Moéglichkeiten zur Ausschuttung - auch
diejenigen, die sich bei der Verfolgung des Konzeptes der Realkapitalerhaltung
nach dem Vorbild der rheinland-pfélzischen Preisaufsichtsbehérde ergeben.
Durch diese Konstruktion der Kostenkomponenten erfolgt im Rahmen der im Mo-
dell unberucksichtigten kalkulatorischen Zinsen gleichfalls ein Doppelansatz der

Inflationskomponente.

4.3. Uberpriifungsergebnis

Der Interpretation der Ergebnisse mul} vorangestellt werden, dal? der gesamte
MittelzufluR entscheidend zur Beurteilung der Reinvestitionsfahigkeit ist. Die

ausschlielliche Berlucksichtigung einer einzelnen kalkulatorischen Kosten-

*2 Eir die Verzinsung der Riickfliisse wurde ein Zinssatz von 7,5 % unterstellt.
3 Analog zu den vorhergehenden Modellen wird eine Eigenkapitalquote von 100 %, eine
40jahrige Nutzungsdauer sowie die Ausgangshéhe von 100 Geldeinheiten des Anlagevermo-

gens unterstelit.
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komponente kann das Ergebnis verfalschen, da eventuelle Zuflisse aus anderen

Komponenten unbercksichtigt bleiben.?**

Wie die abstrakten Modellberechnungen zeigen, erméglicht sowoh| die Abschrei-
bung auf der Basis von Wiederbeschaffungswerten als auch die Gewahrung kal-
kulatorischer Zinsen zu 6,5 % auf das betriebsnotwendige Kapital - jeweils isoliert
betrachtet - eine Reinvestition ab dem 20. Jahr bis zum Ablauf des zugrunde
gelegten Zeithorizontes. Werden die Ruckflusse zu Marktzinssatzen angelegt,
ergeben sich zusatzlich - insbesondere bei der Gewéahrung kalkulatorischer Zin-
sen - beachtliche Ausschuttungsméglichkeiten. Absolut gesehen sind die Még-
lichkeiten zur Erhaltung der Reinvestitionsfahigkeit im Rahmen der kalkulatori-

schen Zinsen héher als im Rahmen der kalkulatorischen Abschreibungen.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dafl einzelne MaBnahmen im
Rahmen der kalkulatorischen Kostenkomponenten zielerfullend hinsichtlich der
gewunschten Reinvestitionsfahigkeit sind. Aus der Kombination von kalkulatori-
schen Abschreibungen auf Wiederbeschaffungswerte fUr den eigenfinanzierten
Teil des Anlagevermégens und kalkulatorischen Zinsen resultiert jedoch eine
Uberalimentierung.’*® Dies gewahrleistet Gberdurchschnittliche Renditen sowohl
vor als auch nach Steuern, wie durch die Simulationsrechnung in Kap. V.1. noch-

mals verdeutlicht wird.>*

Die Gewahrung einer ausschlieRlichen Kapitalerhaltungsricklage erfullt ebenfalls
das Reinvestitionsziel. Werden darUber hinaus kalkulatorische Zinsen auf das
betriebsnotwendige Kapital zu Nominalzinssatzen gewanrt, realisiert das Unter-
nehmen auch in diesem Modellansatz eine Uberdurchschnittliche Rendite. Aus
dem Ansatz eines Nominalzinses resultiert eine zweifache Berucksichtigung der
Inflationskomponente. Berucksichtigt man eine Zwischenanlage der Ruckflisse,
wirden dem Unternehmen weitere finanzielle Mittel zukommen, die die Rendite

weiter erhéhen.

34 g0 beriicksichtigt beispielsweise Boénner in seinen Modellrechnungen ausschlieBlich die kalku-
latorischen Abschreibungen, wodurch er im Ergebnis die Reinvestitionsfahigkeit in Gefahr
sieht; vgl. Bénner, U. (1992), S. 229 ff; vgl auch Fn. 324.

35 | ohmann/Rihmann belegen ebenfalls mit einer Modellrechnung, ,dal Tageswertabschreibun-
gen nicht mit kalkulatorischen Zinsen zu Marktzinssdtzen kombiniert werden dirfen. Loh-

mann, K./Rihmann, P. (1989), S. 1334.
%8 |n der Simulationsrechnung werden die restriktiven Annahmen dieser abstrakten Beispielsrech-

nung gelockert, indem ein realitdtsnahes EVU abgebildet wird.
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V. Beendigung eines Konzessionsvertrages mit

anschlieBRendem Versorgerwechsel

In den sog. Endschaftsklauseln der Konzessionsvertrage zwischen kommunalen
Gebietskorperschaften und den bisherigen Regionalversorgern sind die Bedin-
gungen geregelt, die bei einem Wechsel der Versorgungszustandigkeit zum Tra-
gen kommen. In diesen Klauseln bestehen insbesondere bezuglich der po-

tentiellen Ubernahmepreise fur die Versorgungsnetze vielfaltige Unterschiede.

Die mit den gesetzlichen Regelungen verbundene Sonderstellung der EVU
(infolge der bei rationeller Betriebsfuhrung garantierten Erstattung aufwandsglei-
cher Kosten i.V.m. dem Ansatz kalkulatorischer Kostenelemente im Rahmen der
Tarifpreisgenehmigung Uber die konzessionsvertragliche Laufzeit hinweg) recht-
fertigt auch eine besondere Behandlung der Frage der Bewertung von Gutern des
Anlagevermégens. In Wettbewerbsunternehmen, bei denen die Kostenkontrolle
grundsétzlich im Markt erfolgt, féllt bei der Verauf3erung von Teilen des Anlage-
vermoégens zum Marktpreis entweder ein zuséatzlicher Gewinn (wenn der Markt-
preis Uber dem bilanziellen Restbuchwert liegt) oder ein zusatzlicher Verlust an.
Da aufgrund der staatlichen Regulierungen sowie dem Gebietsschutz kein Markt
existiert, der als Regulativ wirkt, kénnen die Preisbildungsmechanismen der
Wettbewerbsmarkte nicht zur Bestimmung eines ,angemessenen® Entgeltes im
elektrizitatswirtschaftlichen Sektor herangezogen werden. Aus o0.g. Grinden exi-

stiert folglich auch kein Marktpreis bzw. Verkehrswert fur solche Anlageguter.>"

Daher ist zu analysieren, ob ein Zusammenhang zwischen Tarifpreisgenehmi-
gung und Ubernahmepreis besteht (1.), aus dem ein ,angemessener" Ubernah-
mepreis abgeleitet werden kann; sodann sind die bestehenden bzw. konzessi-
onsvertraglich vereinbarten Ubernahmepreise (2.) sowie auftretende Sonderpro-
bleme zu diskutieren. Abschlielend ist ein der Konzessionsabgabenverordnung
und den spezifischen Rahmenbedingungen®® entsprechender ,2angemessener‘
Ubernahmepreis zu entwickeln (3.), der zugleich der zeitlichen Befristung des
§ 103 GWB nicht entgegensteht und somit nicht als unwirksam im Sinne des

GWB einzustufen ware.

347 \igl. Weber, W. (1989), S. 10; vgl. auch ARE (1994), S. 219.
348 vgl. Kap. I1.1.
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1. Zusammenhang zwischen Tarifpreisgenehmigung und

Ubernahmepreis

Da die Reinvestitionsfahigkeit den Unternehmen Uber das Tarifpreisgenehmi-

9 stellt sich die Frage, ob im Ubernahmefall tber

gungsverfahren garantiert wird,
die Substanzerhaltung und eine angemessene Rendite hinaus den bisherigen
Versorgern weitere Elemente im Rahmen des Ubernahmepreises zuflieRen dir-
fen. In der Vergangenheit wurde den EVU bis zum Ablauf des Konzessionsvertra-
ges - dem potentiellen Ubernahmezeitpunkt - ein Inflationsausgleich zur Netto-

%° Der weiterfihrende Versorger erhalt unter den

substanzerhaltung gewahrt.
geltenden Rahmenbedingungen gleichfalls Uber seine zuklnftigen Eriése einen
solchen Ausgleich. Wenn diese inflationssichernde Erlésbestandteile dem abge-
benden EVU zuflieRen, wird dem Ubernehmer aufgrund eines nicht Uber den
Tarifpreis zu deckenden Ubernahmepreises verwehrt, das Versorgungsnetz zu
ubernehmen.®" In einer ékonomischen Betrachtungsweise kann der potentielle
Ubernehmer das Netz nicht erwerben, wenn die notwendigen Mittel zur Fremd-
kapitalbedienung und Eigenkapitalverzinsung nicht Uber die Tarifpreise zurlck-

flieRen.

Die gesetzlichen Vorgaben des EnWG sowie der BTO Elt sind auch im Ubernah-
mefall zu beachten; die vorgeschriebene preisglnstige Versorgung lait eine
Doppelverrechnung von Kostenelementen nicht zu. Der Bund-Lé&nder-Ausschu}
,Energiepreise” vertritt gleichfalls die Auffassung, dal} ,Doppelverrechnungen von
Kosten, die durch den Eigentumsibergang von Versorgungsanlagen entstehen
kénnen, in den aligemeinen Tarifen zu vermeiden® sind.>* Vor dem Hintergrund
der Preisaufsicht darf demnach kein Einstandspreis in der Strompreiskalkulation
des erwerbenden Unternehmens zugrunde gelegt werden, der infolge von Dop-

pelverrechnungen Preissteigerungseffekte auslést.** Daraus folgt, daR der Er-

39 ygl. Kap. IV.2.

%0 pies gilt fiir die mehrheitlich verwendete Arbeitsanleitung; vgl. Kap. [V.1.2.

3" Hierbei wird unterstellt, da® die Preisaufsichtsbehérde einen beliebig hohen Ubernahmepreis
im Tarifpreisgenehmigungsverfahren nicht anerkennt.

%2 KU Nachrichtendienst (1990), Nr. 504, S. 8.

33 vgl. Schifer, G. (1993), S. 185.



90

werber keine héheren kalkulatorischen Kosten in Ansatz bringen darf als die, die

beim VerauRerer in seiner Tarifpreisgenehmigung angefallen waren.>*

Das Postulat des Verbotes der Doppelverrechnung von Kosten ist gleichfalls
durch die betriebswirtschaftlichen Grundsatze ordnungsgeméBer Rechnungsle-
gung begrundet - diese aus der Betriebswirtschaft abgeleiteten Grundsatze wer-
den von der Arbeitsanleitung tUbernommen.’*® GieichermaRen kann eine unzu-
lassige Doppelverrechnung aus den gesetzlichen Vorgaben des § 243 Abs. 1
HGB abgeleitet werden. Die Subsumtion des Postulates eines Doppel-
verrechnungsverbotes unter die formellen und materiellen ,Grundsatze ord-

u356

nungsgemafer Buchflhrung erfolgt unter der ,Identitat" und ,Kontinuitat* der

Rechnungslegung (§ 252 Abs. 1 HGB).>’

Wie im folgenden dargestellt wird, determiniert das Postulat des Verbotes von
Doppelverrechnung im Tarifpreisgenehmigungsverfahren den Ubernahmepreis.
Doppelverrechnungen kénnen verschiedener Natur sein: Zum einen sind sie zu
konstatieren, wenn der Ubernahmepreis einen zukunftigen Inflationsausgleich
beinhaltet, der damit dem abgebenden EVU zuflie3t, zum anderen durfen bereits
Uber den Tarif abgegoltene Kostenelemente nicht nochmals zum Ansatz kommen.
Beispielsweise durfen bereits vollstandig abgeschriebene Anlagegulter nicht mit
einem positiven Preis in den Ubernahmepreis einflieRen, sofern dieser zur

Grundlage der kalkulatorischen Kosten herangezogen wird.*®

Werden dem abgebenden Unternehmen unzuldssigerweise zukunftige Substan-

zerhaltungselemente im Ubernahmepreis gezahlt, wird der Tarifpreis ansteigen,

3% ygl. Schifer, G. (1993), S. 191. In einem konkreten Ubernahmefall ist zu beachten, daR eine
Tarifpreisneutralitat nur dann vorliegt, wenn keine strukturellen Unterschiede, die einen Anstieg
oder Riickgang der Tarifpreise induzieren, dem entgegenstehen. Ein Tarifpreisanstieg ist zu-
lassig, wenn dieser sich mit einer ungiinstiger gelagerten Struktur des Versorgungsgebietes
und damit der Kosten begriinden 14Rt. Es darf jedoch kein Tarifpreisanstieg infolge eines unan-
gemessen hohen Ubernahmepreises eintreten. Dies wire ein VerstoB gegen die gesetzliche
Vorgabe einer moglichst ,sicheren und preisgiinstigen" Stromversorgung.

35 ygl. Arbeitsanleitung, Abschnitt B.4.

36 Auf diese Grundsatze wird von der Arbeitsanleitung jedoch nicht explizit Bezug genommen; sie
veriangt lediglich ein geordnetes Rechnungswesen unter Nennung einiger der im HGB veran-
kerten Aspekte der ordnungsgem&Ren Buchfiihrung bzw. Bilanzierung.

37 vigl. Wéhe, G. (1990), S. 998 ff.

%8 Ein negativer Preis einzelner Anlagegiiter ist durchaus denkbar, wenn beispielsweise bauko-
stenzuschulfinanzierte Anlagegiiter, deren kalkulatorische Nutzungsdauer im Tarifpreisge-
nehmigungsverfahren abgelaufen ist, um den noch nicht aufgelésten Teil der Baukostenzu-
schisse reduziert werden.
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sofern die Preisaufsichtsbehorde den Einstandspreis im Tarifpreisgenehmigungs-
verfahren des aufnehmenden Unternehmens anerkennt. Wirde indes die Preis-
aufsichtsbehorde ihren gesetzlichen Vorgaben nachkommen und eine Doppelver-
rechnung untersagen, bliebe dem aufnehmenden EVU keine Mdglichkeit des
Ausgleichs von Preissteigerungen, so dall die zukinftige Versorgungssicherheit

gefahrdet wére.

Der Zusammenhang zwischen der Tarifpreisgenehmigung und dem Ubernahme-
preis wird allerdings von Vertretern der Regionalunternehmen bestritten; Hubig
begrindet seine Ablehnung des Zusammenhanges mit der partiellen Nicht-

%% Theoretisch

Anerkennung von Kosten im Tarifpreisgenehmigungsverfahren.
kénnen im Rahmen der preisaufsichtlichen Kostenanerkennung die anerkannten
von den tatsachlichen Kosten abweichen. Werden geringere Kosten als die tat-
sachlichen Kosten im Tarifpreisgenehmigungsverfahren berutcksichtigt, kann dies
z.B. auf grundsatzlichen Streitpunkten hinsichtlich der anerkennungsfahigen Ko-
stenarten beruhen.’® Andererseits kénnen - dies ist im Regelfall zu vermuten -
die kalkulatorischen Abschreibungskosten deutlich héher sein als die ihnen ge-
genuberstehenden tatsachlichen Kosten des EVU.**' Angesichts der gesetzlichen
Vorgaben ist ein Zusammenhang unbestreitbar, so dal’ dem Postulat des Doppel-
verrechnungsverbotes im Rahmen der Ubernahmepreisermittiung Folge zu leisten

ist.

2. Bewertungmdglichkeiten eines Versorgungsnetzes

Zur Bewertung eines Versorgungsunternenmens kénnen verschiedene betriebs-
wirtschaftliche Verfahren herangezogen werden.** Nachfolgend werden die in
Konzessionsvertragen vereinbarten Ubernahmepreise dargestelit (2.1.). Abgese-

hen von der grundsatzlichen Problematik der Entwicklung des ,angemessenen®

3% y/gl. Hubig, K. (1993), S. 5; vgl. auch Busse von Colbe, W. (1994), S. 36.

%0 50 der Rechtsstreit der Isar-Ampere-Werke gegen den Freistaat Bayern, um die Héhe der
kalkulatorischen Abschreibungen und Zinsen sowie die Kosten der Schneekatastrophe, der
Nachristung und Stillegung des Kernkraftwerkes Isar | und das diesbeziigliche Gutachten Bus-
se von Colbes aus dem Jahr 1987; vgl. Busse von Colbe, W. (1987), S. 8.

%1 Dies resultiert u.a. aus der Gewahrung von substanzerhaltenden Abschreibungen auf die
Wiederbeschaffungswerte.

2 Die betriebswirtschaftlichen Verfahren zur Bewertung gesamter Unternehmen scheiden hier
aus, da im Fall von Netziibernahmen nach Ablauf von Konzessionsvertragen i.d.R. ein Partiku-
larnetz Gegenstand von Ubernahmefillen ist.
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bzw. ,richtigen“ Ubernahmepreises treten noch einige Sonderprobleme (2.2.) auf,

die ebenfalls einer Diskussion bedurfen.

2.1. Ubernahmepreise

Die konzessionsvertraglichen Vereinbarungen zwischen den Regionalversorgern
und den kommunalen Gebietskérperschaften sehen verschiedene Ubernahme-
preise vor. Haufig ist der Sachzeitwert in den Endschaftsklauseln der Vertrage
anzutreffen. Dartuber hinaus ist in einigen Konzessionsvertragen ein
,Schatzwert*® oder ein ,Zeitwert*®* als Ubernahmepreisvereinbarung zu finden.
Vergleichsweise selten erscheint in den Endschaftsbedingungen der Konzessi-

%5 Im folgen-

onsvertrage die Vereinbarung einer Ubernahme zum Restbuchwert.
den werden als potentielle Ubernahmepreise Sachzeitwerte (2.1.1.), Restbuch-
werte (2.1.2.), Ertragswerte (2.1.3.) sowie die Sonderform des Anhaltewertes

(2.1.4.) betrachtet.

2.1.1. Sachzeitwert

In der Mehrzahl der Konzessionsvetrdge ist - so beispielsweise auch im

“%8 _ als Ubernahmepreis der Sachzeit-

,bayerischen Musterkonzessionsvertrag
wert vereinbart. Dieser Begriff stammt - wie bereits erwahnt - aus der Konzessi-
onsabgabenanordung aus dem Jahre 1941. In der betriebswirtschaftlichen Litera-

tur der Unternehmensbewertung ist der Sachzeitwert nicht vorzufinden.

Die Definition des Sachzeitwertes ist umstritten.*®” Die Interpretationen des Sach-
zeitwertes reichen vom ,steuerlichen Einheitswert*® bis zu der von der Elektrizi-
tatswirtschaft gepragten Definition des Sachzeitwertes als eine GréfR3e, die dem
,2auf der Grundlage des Tagesneuwertes unter Bertcksichtigung des Alters und

«369

Zustandes ermittelten Restwert eines Wirtschaftsgutes“*® entspricht.*® Diese

%3 & 6 Abs. 3 des Konzessionsvertrages Lahmeyer AG - Wehrheim vom 20./28.4.1988.

%4 § 10 Abs. 3 des Konzessionsvertrages Energieversorgung Offenbach - Stadt Miihlheim.

%5 Eine Ubernahme zum ,Buchrestwert" ist beispielsweise im Konzessionsvertrag der Stadt Dort-
mund und dem VEW aus dem Jahr 1935 vereinbart worden; vgl. Weber, W. (1989), S. 8.

%6 \/gl. Musterkonzessionsvertrag, abgedruckt in Hamann, D. (1991), S. 281 ff.

%7 \gl. Busse von Colbe, W. (1994), S. 26 ff.; vgl. auch Hubig, K. (1993), S. 7; vgl. auch Herlitz,
R. (1992), S. 77 ff.; vgl. auch Weber, W. (1989), S. 20.

38 \\eber, W. (1989), S. 20.

9 vgl. VDEW (Hrsg.), (1991), S. 26.
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Definition ist hinsichtlich ihrer Operationalisierung problematisch, denn ein sol-
cher Wert beruht auf einer subjektiven Auslegung der ,angemessenen“ Hohe der
vorzunehmenden Zu- bzw. Abschlége. Fraglich ist dabei, auf welcher Grundlage
der Abschlag fur Alter und Zustand Berucksichtigung findet. Die erfolgten Ab-
schreibungen entsprechen vielfach nicht dem tatséchlichen Wertverlust des Anla-
gegutes - folglich kénnen sie als unzweckmafig zur Berechnung des Abschlages

vom Tagesneuwert angesehen werden.

Busse von Colbe interpretiert den Sachzeitwert als Bruttorekonstruktionswert™"

welcher eine enge Verbindung mit dem Substanzwert hat, denn dieser wird oft-
mals als ,Sachwert* oder ,Zeitwert* gedeutet.* Der Sachzeitwert wird demge-
maR auch als ,Substanzwert im Sinne ersparter Ausgaben**”® aufgefaft, d.h. der
Substanzwert substituiert die zum Aufbau des zu bewertenden Unternehmensteils
notwendigen Ausgaben. Dieser Definition schlie3t sich Busse von Colbe an. Er
schrankt jedoch diese Interpretationsméglichkeit ein, denn dieser Wert ist nur als
Fiktion zu betrachten, weil der Erwerber nicht die Moéglichkeit der Neuerrichtung

hat 374

Eine fUr die Praxis operationalisierte Definition liefert Hubig. Er versteht unter dem
Sachzeitwert das ,Produkt aus dem Tagesneuwert und dem Verhaltnis der Rest-
zur Gesamtlebensdauer.>° Schafer schliefit sich dem an, wobei aus seiner Sicht
,der Tagesneuwert ggf. um Abschlage flUr zwischenzeitlichen technischen Fort-
schritt zu bereinigen ware.“*”® Er prazisiert die Definition, denn sowoh! die Rest-

lebensdauer als auch die Gesamtlebensdauer sollten sich an der  tatsachlich

3% Der in Ziff. 60 D/KAE hinein interpretierte ,Mindestkaufpreis® des Sachzeitwertes basiert nicht -
wie dies in der Nachkriegszeit ausgelegt wurde - auf dem Wiederbeschaffungswert, sondern
auf dem Anschaffungswert; im Ministerialblatt innere Verwaltung (MBIiV) heiBt es dazu: ,Als
Hoéchstgrenze fiir den Kaufpreis ist der Anschaffungswert ... abziiglich entsprechender Ab-
schreibungen nach besonders zu vereinbarenden Abschreibungssédtzen vorzusehen.*; MBIV
(1935) S. 1044; vgl. auch Herlitz, R. (1992), S. 81.

! Unter Bruttorekonstruktionswert wird der Betrag verstanden, der aufgewendet werden miite,
um das Unternehmen bzw. das Unternehmensteil vollstandig nachzubauen; der Nettorekon-
struktionswert umschliet nur den Betrag, der zur Reproduktion des Anlagevermdgens not-
wendlg ist; vgl. Moxter, A. (1983), S. 41 ff.

VgI Busse von Colbe, W. (1994), S. 27.

Schumacher K.S. (1993), S. 75.

Vgl Busse von Colbe, W. (1991), S. 2.

375 '* Vigl. Hubig, K. (1990), . 217 f.
% schafer, G. (1992), S. 186. Daneben existieren weitere, allerdings weniger bzw. nur bedingt
operationale und folglich ungeeignete Definitionen des Sachzeitwertes; vgl. VDEW (1991),

S. 26.
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37 Der

technisch erwartbaren Nutzungsdauer des Wirtschaftsgutes” orientieren.
aus dem Quotienten der Rest- zur Gesamtiebensdauer ermittelte Sachzeitwert ist
als praktikabler, einfach zu berechnender Wert anzusehen.*® Vorteilhaft ist der
Verlauf des so ermittelten Sachzeitwertes, da dieser nach Ablauf der Nutzungs-
dauer den Wert Null erreicht, denn aus Plausibilitatstberlegungen heraus darf ein
zu bewertendes Anlagegut am Ende der Nutzungsdauer keinen Wert mehr ha-

ben 379

Der Tagesneu- oder Wiederbeschaffungswert gilt nach mittlerweile vorherrschen-
der Meinung als Basis zur Ermittiung des Sachzeitwertes.*® Der Wiederbeschaf-
fungswert kann entweder durch eine kérperliche Aufnahme der Anlageglter und
deren Bewertung zu aktuellen Beschaffungspreisen erfolgen oder mit Hilfe der

Indizierung der Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten ermittelt werden. '

Ein weiterer wichtiger Aspekt des Sachzeitwertes ist die fehlende Einbeziehung
der Finanzierungsstruktur. Durch die Bertcksichtigung der Wiederbeschaffungs-
werte, ohne dal} diese nach der Finanzierungsart unterschieden werden, liegt ihm
das Konzept der Bruttosubstanzerhaltung fur die noch nicht abgeschriebenen

Anlageguter zugrunde.

Diskussionsbedarf besteht auch in der Frage, welche Nutzungsdauer in den Quo-
tienten zum Ansatz kommt - denkbar ist eine Gesamtiebensdauer, die den tech-
nisch-wirtschaftlichen, betriebsublichen oder bilanziellen, d.h. steuerlich zulassi-

gen Nutzungszeiten entspricht.>*

37 gchifer, G. (1992), S. 186. Busse von Colbe interpretiert zwar den Sachzeitwert als Sub-
stanzwert im Sinne der ersparten Ausgaben, er konzediert allerdings auch, dal dieser Wert
infolge des technischen Fortschrittes um einen Abschlag zu bereinigen ist; vgl. Busse von Col-
be, W. (1994), S. 43.

38 yigl. Stumpf, H. (1992), S. 593.

37 Wird der Sachzeitwert hingegen als Wiederbeschaffungswert abziiglich der erfolgten Abschrei-
bungen definiert, erreicht dieser nach Ablauf der Nutzungsdauer nicht notwendigerweise den
Wert Null, da die Abschreibungen auf der Basis der niedrigeren Tagesneuwerte in der Summe
geringer sind als der Wiederbeschaffungswert zum Bewertungsstichtag.

%0 |n der Vergangenheit bestand - wie erwahnt - Unklarheit, ob der Sachzeitwert nicht von den
historischen Anschaffungs- und Herstellungswerten abzuleiten ist; vgl. Stumpf, H. (1992),
S. 591; vgl. auch Fn. 370.

%1 ygl. ARE (1994), S. 202; vgl. auch zur Problematik der Ermittilungsméglichkeiten Kap. V.3.3.

%2 vgl. Kap. V.3.3.
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2.1.2. Restbuchwert

Im Rahmen der Ermittlung eines ,angemessenen" Ubernahmepreises im elektrizi-
tatswirtschaftlichen Sektor wird vereinzelt auch ein Restbuchwert gefordert.*®® Er
basiert auf den historischen Anschaffungs- und Herstellungswerten und beruck-
sichtigt die erfolgten Abschreibungen seit der Anschaffung bzw. Herstellung. Wie
bei der Berechnung des Sachzeitwertes kann der Restbuchwert auch auf unter-

schiedlichen Nutzungsdauern basieren.

Weber rekurriert den Restbuchwert auf die gesetzlichen Bestimmungen der Kon-
zessionsabgabenanordnung. Er betrachtet ,alle Ubernahmevereinbarungen in

«34 als Buchwertvereinba-

Konzessionsvertragen, die sich auf die KAE stlutzen
rungen. Apfelstedt spricht sich - aufgrund des Zusammenhanges zwischen dem
Ubernahmepreis und den bislang abgegoltenen Kosten - ebenfalls fur den Rest-
buchwert als ,angemessenen‘ Ubernahmepreis aus.** Schmidt sieht den Rest-
buchwert infolge des Doppelverrechnungsverbotes ebenfalls als ,angemessenen*
Ubernahmepreis an, da dieser keine Inflationselemente enthalt, die bereits Uber
den Tarifpreis abgegolten wurden.*®*® Aus Sicht der Preisaufsichtsbehérde fordert
Schéfer zur Vermeidung einer Doppelverrechnung zu Lasten der Kunden, dal
,bei Beendigung des Vertrages die Netze gegen Zahlung des kalkulatorischen

Restwertes herausgegeben werden“*®’ .

Hamann fuhrt jedoch juristische Argumente gegen den Restbuchwert an; so wird
eine erzwungene Ubernahme zum Restbuchwert mit einem enteignungsgleichen
Eingriff gleichgesetzt, da hierdurch gezwungenermafien der kostenlose Ubergang

8 Die Kritik der Regionalunternehmen am Rest-

von stillen Reserven stattfande.
buchwert setzt ebenfalls an dem Verzicht auf stille Reserven an. Dem im Strom-
verbund verbleibenden Kunden sei es nicht zuzumuten, auf stille Reserven zu

verzichten.*®® Dies trafe jedoch nur zu, wenn der VerauRerungserlés den gesam-

33 vigl. Fn. 365.

%4 \Weber, W. (1991), S. 10.

38 ygl. Apfelstedt, G. (1989), S. 144,

36 v/gl. Schmidt, H. (1989), S. 261.

%7 Schifer, G. (1993), S. 192.

38 \/gl. Hamann, D. W. (1991), S. 174 ff.
39 vgl. ARE/DVG (1993), S. 9.
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¥ Des weiteren stellt sich die Frage, ob die

ten Kosten gegengerechnet wurde.
Versorgungsunternehmen Uberhaupt stille Reserven auflésen kdénnen, denn bis-
lang wurden die Versorgungsnetze i.d.R. nicht verauBert, somit waren auch keine

Ertrage durch die Auflésung stiller Reserven méglich.

Bei der Ermittlung des am Tarifpreisgenehmigungsverfahren ausgerichteten
Restbuchwertes sind die lineare Abschreibungsmethode und eine identische
Nutzungsdauer zugrunde zu legen. Eine Ausrichtung an dem handelsbilanziellen
Restwert ist aufgrund der dort zuldssigen degressiven Abschreibungsmethode
abzulehnen, da diese nicht im Tarifpreisgenehmigungsverfahren zum Ansatz
kommen darf. Wenn im Rahmen der verwendeten Nutzungsdauer eine hohe Dis-
krepanz zwischen der tariflich angesetzten und der erwartbaren Nutzungsdauer
besteht, so argumentieren die Versorgungsunternehmen, daf} ein noch in techni-
scher Nutzung befindliches Anlagegut nicht einen Preis von Null haben kann.>'
Dieses Argument vernachlassigt jedoch die Besonderheiten des Elektrizitatssek-
tors. Bei Unternehmen, die in Wettbewerbsmaérkten agieren, ist ein solcher Preis
far die VerduRerung von Anlagegegenstanden nicht angezeigt, da den Wettbe-
werbsunternehmen am Markt keine Substanzerhaltung garantiert wird. Jedes
Unternehmen wird daher versucht sein, einen maximalen Eriés im Falle eines
Verkaufs von Gutern aus dem Anlagenbestand zu erzielen. Im regulierten Elek-
trizitatssektor, in dem administrierte Preise vorherrschen, wére allerdings eine
Ubernahmepreisvereinbarung zum Restbuchwert méglich, da bereits alle Kosten
(inklusive Substanzerhaltung und angemessener Rendite) bis zum Ubernah-

mestichtag dem Unternehmen erstattet wurden.

2.1.3. Ertragswert

Die zukunftig zu erwartenden Erlése bestimmen in abdiskontierter Form den Er-

tragswert einer Unternehmung.>? Der Kalkulationszinsfu® richtet sich i.d.R. nach

30 schéfer analysiert diesen Aspekt genauer, wobei er zum Ergebnis kommt, daB der iiber dem
Restbuchwert liegende VerduBerungserlds ,héchstwahrscheinlich in den unvermeidbaren
‘Rundungsdifferenzen’ des Genehmigungsverfahrens unter“geht; Schafer, G. (1993), S. 188.

¥ vgl. ARE/DVG (1993), S. 10.

%2 \/gl. Moxter, A. (1983), S. 9 ff.



97

dem Opportunitatskostenprinzip, d.h. nach der Verzinsung einer Alternativanlage

mit moglichst identischen Bedingungen.®®

In der Elektrizitatswirtschaft findet das Ertragswertverfahren Uberwiegend bei der
Ermittlung des Kaufpreises eines ganzen Unternehmens oder bei der Fusion

394

mehrerer Gesellschaften Anwendung.™" Aufgrund des Mangels an wirtschaftli-

cher Selbstandigkeit ist dieses Verfahren zur Bewertung einzelner Netzsegmente

% da die Ermittlung des Ertragswertes im Hinblick auf die

jedoch nicht geeignet,
zu erwartenden Erlése problematisch ist und die Zuordnung der zukunftigen Erlé-
se auf die potentiell tbergehenden Anlagen (-teile) nahezu unméglich sein wird.
Hinzu kommt die konzessionsvertragliche Befristung der Versorgungstatigkeit, die

die Ertragswerte beeinflult.

Vertreter der Elektrizitatswirtschaft negieren die alleinige Wertermittiung auf der
Basis des Ertragswertverfahrens und fordern eine Verknupfung mit dem Sub-
stanzwertverfahren.®® Allerdings ist auch diese Verbindung nicht als proble-
madaquat bei der Bewertung einzelner Netzsegmente anzusehen, da sowohl der
Ertrags- als auch der Substanzwert tendenziell stets niedriger ausfélit als bei

Unternehmen, die im Wettbewerb stehen.’

Unter der Pramisse der vergangenheitsorientierten Betrachtungsweise, wie sie im

Prinzip der Kostenerstattung Uber die Tarifpreise zum Ausdruck kommt, ist ein

Verfahren nicht anwendbar, das auf den Ertragswert oder Zukunftserfolgswert

rekurriert.>®® Weber vertritt die Auffassung, daR ,fur den Ubergang von Versor-
« 399

gungsgebieten Ertragswerte ermittelt werden kénnen®“.™ Allerdings fugt er ein-
schrankend hinzu, da bei deren Ermittlung die elektrizitdtswirtschaftlichen Rah-

33 pie Bestimmung des ZinsfuBes ist im Elektrizitatssektor vergleichsweise unproblematisch; vgl.
Kap. IV.2.1.2.
394 yi91. Hubig, K. (1990), S. 216.

3 vgl. ARE (1987), S. 19.
%% yigl. Hubig, K. (1990), S. 216. Die Verbindung des Ertrags- mit dem Substanzwertverfahren

wird im Rahmen der Mittelwertmethode z.T. der Unternehmensbewertung zugrunde gelegt; vgl.
Moxter, A. (1983), S. 56 ff.

%7 ygl. Hubig, K. (1990), S. 216. Im Fall der Bewertung zum Ertragswertverfahren sind - nach der
Stellungnahme des HFA des IdW - die zum Zwecke der Erhaltung der Unternehmenssubstanz
notwendigen Riicklagen vom Unternehmenswert abzuziehen; vgl. HFA (1983), S. 469 f.; vgl.
auch Wohe, G. (1990), S. 805.

38 piese Ansicht wird auch seitens der regionalen Versorgungsunternehmen vertreten; vgl. ARE
(1987), S. 19.

399 Weber, W. (1989), S. 13.



98

menbedingungen den Ubernahmepreis entscheidend determinieren.*® Grund-
sétzlich sind Ertragswerte denkbar, sie werden jedoch wesentlich von den zu-
kunftig geltenden - im Bewertungszeitpunkt unbekannten - Rahmenbedingungen

bestimmt.

Auch Schéfer lehnt die Preisermittiung nach dem Ertragswertverfahren aufgrund
der Interdependenz zwischen den zukulnftigen Erlésen und Kosten ab, denn ,die
Ertragswerte werden von den Strompreisen bestimmt, die ihrerseits nach den
Kosten kalkuliert und genehmigt werden“.*’ Eine Empfehlung des nordrhein-
westfalischen Innenministers legt den Gemeinden ebenfalls nahe, keine Ertrags-

werte der Ubernahmepreisermittiung zugrunde zu legen.**

2.1.4. Anhaltewerte

In einigen Konzessionsvertragen ist eine Zusatzvereinbarung zum Ubernahme-
preis zu finden. Hierbei handelt es sich um den sog. Anhaltewert.”” Dieser be-
schrankt die Abschl&ge fur Alter und Zustand eines zu Ubergebenden Anlagegu-
tes auf einen Héchstwert. Damit werden die Abschreibungen bei einem Wert von
85 % oder 70 % des Wiederbeschaffungswertes angehalten. Der Anhaltewert ist
aus den vermdgensteuerlichen Richtlinien abgeleitet, wonach fur Wirtschaftsgi-
ter, welche noch genutzt werden, auf jeden Fall ein angemessener Restwert an-
zusetzen ist. Dieser darf allerdings nicht auf der Basis von Wiederbeschaffungs-
werten, sondern lediglich auf der Grundlage der tatsachlichen Anschaffungs- bzw.

Herstellungskosten ermittelt werden. ***

0 v/q1. Weber, W. (1989), S. 13.
“1 Schafer, G. (1993), S. 186. Damit lige ein ZirkelschluB vor, d.h. theoretisch - wenn die Preis-

aufsichtsbehorde jeden Ubernahmepreis anerkennt - wiirde der Ertragswert demnach durch
sich selber determiniert. Somit wiirde es fiir das aufnehmende EVU keine Rolle mehr spielen,
welcher Ubernahmepreis vereinbart wird. Es wire gar noch von Vorteil wenn ein hoher Preis
zustande kommen wirde, da dann ein héherer Wert des gebundenen Kapitals der kalkulatori-
schen Verzinsung im Tarifpreisgenehmigungsverfahren unterlége.

492 per ErlaR richtet sich vielmehr an der VDEW-Begriffsbestimmung des Sachzeitwertes aus und
empfiehlt diesen als Ubernahmepreis; vgl. RAErl. NRW (1989), S. 253, Tz. 2.6.

%3 \gl. VEW-Konzessionsvertrag Punkt 0.12.3, abgedruckt in: Niedersdchsischer Stidte- und
Gemeindebund (Hrsg.) (1993), S. 103; so auch der RWE-Konzessionsvertrag § 7 Abs. 3, in:

ders., S. 120.
404 \/gl. Abschnitt 52 Abs. 3 VSIR (1989); vgl. auch Busse von Colbe, W. (1994), S. 50.
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Ein solcher Grenzwert ist die willkirliche Festsetzung®®

eines Mindestpreises,
auch fur solche Versorgungsanlagen, die bereits vollstandig abgeschrieben oder
unmittelbar vor der Ausscheidung stehen. Solche Preisvereinbarungen kénnen im
Rahmen der Tarifpreisgenehmigung nach der BTO Elt aufgrund der vorgeschrie-
benen Preisgunstigkeit nicht anerkannt werden. Sie wéaren in der Lage, einen

Versorgerwechsel zu verhindern, was mit dem GWB nicht vereinbar ware. **

Vertreter der Elektrizitatswirtschaft forderten den Ansatz eines Anhaltewertes, da
,ein noch voll genutztes Gut einen erheblichen wirtschaftlichen Wert besitzt und

“7 Aktuelle Versffentlichungen sehen einen

nicht mit Null bewertet werden kann.
Anhaitewert als nicht gerechtfertigt an, da beispielsweise in einem Sachzeitwert
im Sinne von ersparten Ausgaben die zum Ansatz kommende Restnutzungsdauer

implizit diese Substanz beriicksichtigt. **®

2.2. Sonderprobleme

Bei der Ermittlung eines Ubernahmepreises und beim Netz(bergang treten eine
Reihe von Sonderproblemen auf, die im folgenden vorgestellt und analysiert wer-
den. Als erstes ist die Behandlung noch nicht aufgeléster Baukostenzuschisse
(2.2.1.) zu erwahnen; des weiteren sind Einbindungs- und Entflechtungskosten
(2.2.2.), Durchleitungsrechte bzw. Weiterbelieferungsvorbehalte (2.2.3.) und

eventuelle Personaltbernahmeverpflichtungen (2.2.4.) zu nennen.

2.2.1. Behandlung noch nicht aufgeléster Baukostenzuschisse

Die Behandlung noch nicht aufgeldster Baukostenzuschisse, d.h. die Minderung
des Ubernahmepreises um diese, war lange Zeit strittig.*® Hubig vertritt die An-

sicht, dal Baukostenzuschusse partiell fur vorgelagerte Teile des Versorgungs-

95 vgl. AGE (1992), S. 12 1.

“% y/gl. ebenda.

7 Hubig, K. (1990), S. 218.

4% \/g1. Busse von Colbe, W. (1994), S. 50.

“® In den ,Sachaussagen zum Wechsel in der Versorgungszustandigkeit* der ARE wurde der
Standpunkt vertreten, daR die Baukostenzuschiisse beim Sachzeitwertverfahren auRer Ansatz
bleiben miissen, vgl. ARE (1987), S. 24.
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netzes geleistet wurden, wodurch zumindest ,ein Teil der Baukostenzuschusse

u«410

beim abgebenden Unternehmen verbleiben mufte.

Neuere Verdffentlichungen gehen indes davon aus, daR ein Ubernahmepreis um

“"" Problema-

noch nicht aufgeléste Baukostenzuschusse reduziert werden muR.
tisch ist jedoch die exakte Zurechnung zu den Ubergehenden Anlagegultern, da
die Baukostenzuschisse pauschalisiert erhoben und den Kosten pauschal ge-
gengerechnet werden. Des weiteren vertritt Busse von Colbe die Auffassung, dal
Baukostenzuschisse dem aufnehmenden Unternehmen aufgrund ihrer Unver-

412 Andererseits ist

zinslichkeit ausschlief3lich zum Nominalwert anzurechnen sind.
es denkbar, den potentiellen Ubernahmepreis, um die fiktiv - ab Zugangsdatum
der Baukostenzuschusse - verzinsten, noch nicht aufgelésten Baukostenzuschus-
se, zu vermindern, da das EVU in der Vergangenheit méglicherweise Zinsertrage
durch eine Zwischenanlage der Abschreibungsriickfliisse realisierte.*”® Die aus-
schlie8lich nominale Berucksichtigung der noch nicht aufgelésten Baukostenzu-
schusse entspricht dem gegenwartigen Praxisstand. Dies wird u.a. auch mit der
kostenmindernden Absetzung der Zinsertrdge im Rahmen des Tarifpreisgenehmi-

4 .
> die den

gungsverfahrens begrundet.*’* Angesichts der erheblichen Vorteile,
EVU aus der Finanzierung durch Baukostenzuschisse entstehen, ware die Auf-
zinsung der Zuschusse zumindest bei einem Ubernahmepreis angezeigt, der auf

den Wiederbeschaffungswerten basiert.

2.2.2. Einbindungs- und Entflechtungskosten

Ein Sonderproblem sind die bei einem Versorgerwechsel anfallenden Einbin-

® Die regionalen Versorgungsunternehmen

dungs- und Entflechtungskosten.*’
vertreten den Standpunkt, daf die gesamten Kosten dem Verursacher dieser

Kosten zuzurechnen sind. Wenn beispielsweise eine Kommune eine Beendigung

“19 Hubig, K. (1990), S. 219.

" vgl. ARE (1994), S. 206; vgl. auch Busse von Colbe, W. (1994), S. 53.
412 ygl. Busse von Colbe, W. (1994), S. 54.

413 vgl. Weber, W. (1989), S. 17.

419 ygl. Hubig, K. (1994b), S. 10.

15 ygl. Kap. IV.2.1.2.2.
416 Stumpf subsumiert unter der Netzentflechtung sowohi die Netzeinbindung als auch die Netz-

trennung; vgl. Stumpf, H. (1992), S. 593. Im folgenden wird jedoch unter der Entflechtung der
Vorgang der Trennung verstanden.
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des Konzessionsvertrages winscht, sind alle daraus resultierenden Kosten der

417

Gemeinde anzurechnen (Verursacherprinzip). Dem wird entgegengehalten,

dal ein EVU, welches keine Ruckstellungen fur Entflechtungen vornimmt, auf

eigenes Risiko handelt.*'®

Die Kartellbehérden des Bundes und der Lander sind jedoch mehrheitlich der
Auffassung, dal} die Kosten der Entflechtung, Stillegung sowie Entfernung nicht
mehr benétigter Anlagenteile vom bisher versorgenden EVU zu tragen sind.*'®
Diese Ansicht wurde vom BGH - soweit keine ausdruckliche vertragliche Rege-

“° Die Zurechnung der Entflechtungskosten zum ubertra-

lung besteht - bestatigt.
genden Vertragspartner stutzt sich auf § 448 Abs. 1 BGB, der die Kosten einer

,Ubergabe der verkauften Sachen“ regeit.

In neueren Veréffentlichungen der Elektrizitatswirtschaft wird mittlerweile die
Ansicht vertreten, da ,die Kosten der Abtrennung aus dem Regionalnetz das
abgebende EVU tragt*.*' Unstrittig ist, daf die Einbindungskosten in das beste-

hende Netz der aufnehmenden Gemeinde von dieser zu tragen sind.*?

Ein weiterer Gesichtspunkt im Zusammenhang mit den Entflechtungs- und Ein-
bindungskosten ist die Entsché&digung des abgebenden EVU fur nicht mehr bend-
tigte Anlagegegenstande, die nicht Ubertragen werden, da sie nicht in die Netz-
konzeption des Erwerbers passen. Von der Elektrizitatswirtschaft wird in diesem
Fall eine volle Entschadigung zum Sachzeitwert gefordert.*”> In der Praxis wird
jedoch durch einen Sachverstandigen zu prifen sein, ob diese Anlagegegenstan-
de tatsachlich fur das abgebende EVU ihren Nutzen verlieren. Wenn dies der Fall
ist, muRten sie ,angemessen” entschadigt werden, da die Anlagenteile auch im
Hinblick auf die Versorgungssicherheit vom abgebenden EVU unter der Annahme

47 \gl. ARE (1994), S. 215; vgl. auch Braun, D. (1988), S. 492; vgl. Hubig, K. (1990), S. 219; in
neueren Veroffentlichungen desselben Verfassers wird jedoch nur noch eine partielle Anwen-
dung des Verursacherprinzips gefordert; vgl. Fn. 421.

48 \/gl. Decker, H. (1991), S. 11.

419 vgl. AGE (1992), S. 14.
%20 yg1. BGH, Urteil vom 07.07.1992 - KZR 2/91, in: Energiewirtschaftliche Tagesfragen (1992),

S. 860 ff. Die Vorinstanzen des BGH begriinden ihre Entscheidung der Kostenilibernahmever-
pflichtung des abgebenden EVU beziiglich der Entflechtungskosten mit § 448 BGB; vgl. OLG
Miinchen Urteil vom 06.12.1990 Az. U (K) 6835/89 -, S. 27 ff.

“21 Hubig, K. (1994b), S. 10.

22 \yql. AGE (1992), S. 14 f; vgl. auch Hubig, K. (1994b), S. 10.

“23 ygl. Hubig, K. (1990), S. 219.
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der volistandigen Kostenerstattung angeschafft wurden. Dieses Vorgehen férdert
allerdings auch u.U. uberdimensionierte Investitionen, die den gesetzlich er-

wulnschten Wettbewerb durch potentielle Versorgerwechsel erschweren kénnen.

2.2.3. Weiterbelieferungsvorbehalte und Durchleitungsrechte

Ein zusatzlicher Aspekt hinsichtlich auftretender Sonderprobleme ist die Forde-
rung der abgebenden EVU, das zur Disposition stehende Netz auch nach einer
Ubernahme weiterhin zum Zwecke der Durchleitung und/oder Weiterbelieferung
zu nutzen. So finden sich in einigen Endschaftsbestimmungen Klauseln hinsicht-
lich eines unmittelbaren Weiterbelieferungsrechtes auf der Mittelspannungsebene
fur die im Gemeindegebiet ansassigen Sondervertragskunden.*** Solche Verein-
barungen kénnen allerdings die Wirtschaftlichkeit der Versorgungstubernahme
durch einen potentiellen Konkurrenten des bisherigen Versorgers nachhaltig
beeinflussen. Ein Weiterbelieferungsvorbehalt ist geeignet, eine Gemeinde an
den bisherigen Versorger zu binden.*”® Dieser Sachverhalt steht den kartellrecht-
lichen Bestimmungen des § 103a GWB entgegen, wodurch solche Vertragsklau-

“6 Ein Weiterbelieferungsvorbehalt fir be-

seln als bedenklich einzustufen sind.
stimmte Abnehmer ist auch problematisch im Hinblick auf eine effiziente volks-
wirtschaftliche Allokation, da durch einen solchen Vorbehalt sog. ,Rosinenpicker”
in den Markt eindringen und bestimmte Abnehmer zu geringeren Preisen beliefern
koénnen.*” Insgesamt fallen dann héhere Kosten an, als dies der Fall wére, wenn

ein Unternehmen die gesamte Nachfrage in einem regionalen Bereich versorgt.*®

Im Rahmen der Durchleitungsberechtigung beansprucht z.B. das Verbundunter-
nehmen VEW in seinen vertraglichen Endschaftsbestimmungen ,ein Recht, noch
mindestens 30 Jahre lang Durchgangsleitungen nebst Zubehér durch das Ge-

meindegebiet ... zu bauen, zu betreiben, instand zu halten ...“ usw. **°

24 \/gl. Niedersichsischer Stadte- und Gemeindebund (1992), S. 102. (VEW-Vertrag).

25 \/gl. AGE (1992), S. 17.

26 \igl. AGE (1992), S. 18; vgl. auch RAEr. NRW (1989), S. 251, Tz. 1.6.4.

427 \/gl. Blankart, C. B. (1980), S. 46.

8 Djese sog. ,adverse selection* Problematik tritt auf, wenn ein Unternehmen nur die kosten-
glinstigen Versorgungsgebiete versorgt, dem verbleibenden Unternehmen resultieren hieraus
dann (bei langfristig sinkenden Durchschnittskosten) héhere Kosten, so daf héhere gesamt-
wirtschaftliche Kosten verursacht werden; vgl. Demmler, H. (1992), S. 217 f.

429 y/gl. Niedersichsischer Stadte- und Gemeindebund (1992), S. 103, Tz. 0.12.5.
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Die Durchleitungsproblematik kann in vierfacher Hinsicht unterschieden wer-

den.430

1. Durchleitung von einem Versorgungsunternehmen in ein anderes
geschlossenes Versorgungsgebiet,

2. Durchleitung von einem Versorgungsunternehmen zu einem privaten
Abnehmer,

3. Durchleitung von einem privaten Abnehmer zu einem Versorgungs-
unternehmen und

4. Durchleitung von einem privaten Erzeuger zu einem privaten Abnehmer.

Durch das Instrument der Durchleitungsverpflichtung kénnte der Wettbewerb der
Elektrizitdtserzeuger verstarkt und aullerdem die bestehenden geschlossenen

431

Versorgungsgebiete aufgelockert werden.™" Im Fall einer Durchleitungsverpflich-

tung muR der Netzeigentumer fur seine Leistungen bezlglich der Bereitstellung

432 Dabei erweist sich nur der

des Netzes zur Durchleitung entschadigt werden.
zweite Fall der Durchleitung als kartellrechtlich problembehaftet, da mit ihr ein

Weiterbelieferungsrecht verbunden wére. **

Die allgemeine vertragliche Vereinbarung uber die Einrdumung von Durchlei-
tungsrechten fur den bisherigen Versorger wird allerdings von den Kartellbehor-
den i.d.R. nicht beanstandet.** Der Beratungserla® Nordrhein-Westfalens hait
eine vertragliche Ubereinkunft, die dem bisherigen Versorger eine ausschlieRli-

che Durchleitung gestattet, ebenfalls fir bedenkenlos.**®

2.2.4. Personalibernahmen

Bei potentiellen Netzubernahmen kénnen Probleme hinsichtlich der vertraglichen
Verpflichtung zur Personalibernahme auftreten. Wird beispielsweise eine Kom-
mune verpflichtet, das dem ubergehenden Netzteil vom VerauRlerer zugeordnete

Personal zu Ubernehmen, kénnte dies einen Ubergang aus finanziellen Grinden

430 y/gl. Pick, H. (1991), S. 178 f.
31 ygl. Pick, H. (1991), S. 179.
32 7ur Bestimmung des Durchleitungsentgelts; vgl. Pick, H. (1991), S. 180; m.w.N.
433
Vgl. Fn. 426.
434 vgl. AGE (1992), S. 19.
35 vgl. RAEr. NRW (1989), S. 252, Tz. 1.8.
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verhindern, soweit die Zuordnung Uber die betriebsublichen Personalbestande
hinausginge. § 613a BGB verpflichtet zu Personalibernahmen bei der VeréauRe-
rung eines Betriebes bzw. Betriebsteiles. Die bestehenden Arbeitsverhaitnisse
muUssen zu gleichen tariflichen Konditionen mindestens ein Jahr unverandert

beibehalten werden.**®

Verschiedentlich wird jedoch die Ansicht vertreten, dafd Fragen der PersonallUber-
nahmeverpflichtung gleichfalls unter den § 103a GWB subsumiert werden kén-
nen.*” Vertragliche Verpflichtungen zur Personalilbernahme, die eine Ubernah-
me eines Versorgungsnetzes nicht zulassen, sind danach als unwirksam zu be-
zeichnen. In der Literatur wird diese Subsumtion unter § 103a GWB von einigen
Autoren fur unzulassig gehalten.438 Dies bedarf allerdings einer differenzierten
Betrachtungsweise, da aus einer Ubernahmeverpflichtung die bereits erwahnte
Zurechnungsproblematik hinsichtlich des Personals zu dem Ubergehenden Netz-
teil besteht. Das abgebende EVU kdénnte einen unangemessen hohen Personal-
bestand dem Ubergehenden Netz zuordnen, die daraus folgenden finanziellen

Verpflichtungen kénnten dann eine Ubernahme verhindern.

Braun fuhrt zur Problematik einer Personalubernanme aus, dal® das Energiewirt-
schaftsrecht keine speziellen Ausfihrungen zur Personallbernahmeverpflichtung
kennt, so daR eine Verpflichtung gemaR § 613a BGB nur beim Ubergang eines

Betriebes oder Betriebsteils besteht.**®

Ein weiteres Problem, das bei PersonalUbernahmen auftritt, ist die Behandlung
der Versorgungsanwartschaften des ubergehenden Personalbestandes. Besteht
eine Verpflichtung des aufnehmenden EVU zur Ubernahme des Personals, ohne
die dazugehérigen Pensionsrickstellungen zu Ubernehmen, so kdénnte dies
ebenfalls eine Ubernahme aus wirtschaftlichen Grinden verhindern und wider-

spréche den Bestimmungen des GWB.

436 vigl. § 613a Abs. 1 BGB.

7 vgl. AGE (1992), S. 16; vgl. auch Morell, K.-D. (1993), S. 4.

438 Vgl. Hiiffer, U./Tettinger, P. J. (1992), S. 108; vgl. auch Blidenbender, U. (1989), S. 262.

439 Vgl. Braun, D. (1988), S. 484 f. Die Kartellbehérden der Bundesldnder teilen diese Ansicht; vgl.

AGE (1992), S. 16.
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3. Entwicklung des Ubernahmepreises

Der Schwerpunkt der Betrachtung wird auf den vom EVU geforderten Sachzeit-
wert sowie den Restbuchwert gelegt. Insofern ist im folgenden auf die Determi-
nanten méglicher Ubernahmepreise (3.1.) und den daraus entwickelten
,angemessenen‘ Ubernahmepreis (3.2.) einzugehen.*® Daraufhin erfolgt ein
Exkurs zur Ermittlungsmethodik der Ubernahmepreise (3.3.), die je nach Verfah-

ren den ,angemessenen‘ Ubernahmepreis in die eine oder andere Richtung ver-

zerrt.

3.1. Determinanten méglicher Ubernahmepreise

Im Rahmen der Diskussion des ,angemessenen® Ubernahmepreises werden der

Sachzeitwert sowie der Restbuchwert in ihren jeweils unterschiedlichen Auspra-

1

gungen betrachtet. Die nachfolgenden Simulationsrechnungen®' beschranken

sich ebenfalls auf einen Vergleich von Restbuchwert und Sachzeitwert.
Einen Uberblick zu den alternativen Ubernahmepreise gibt Abbildung 10.

Abbildung 10: Mégliche Ubernahmepreise

. zugrundeliegende
™. Nugzungs-  steuerlich betriebsiibliche technische

zugrunde:“\\ dauer zulassige Nutzungsdauer Nutzungsdauer
liegende T Nutzungsdauer
Ausgangsbasis = ™.,
historische tarit kalkulatorischer 7
Anschaffungs- bzw. | kalkulatorischer Y j
Herstellungswerte |  Restbuchwert Restouchwert S
ktuell tarif: !
aktuelle arif- ;
. kalkulatorischer technischer
Wiederbeschaf- kalkulatorischer ‘S chzeitwert Sachzeitwert
. achzeitwe achzeitwe i
fungswerte Sachzeitwert ;

Entwicklung des [T ——
Ubernahmeprelses

Eigene graphische Darstellung.

44 Die vorgehend diskutierten Sonderprobleme finden keine Beriicksichtigung bei der Ermittlung
des ,angemessenen* Ubernahmepreises, da sie im individuellen Einzelfall als Determinanten
des Kaufpreises in Erscheinung treten.

441 vgl. Kap. VL.
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Abbildung 10 verdeutlicht zugleich die tendenzielle Richtung der Wertentwick-
lung, die aus der unterschiedlichen Ausgangsbasis sowie den zugrundegelegten

Nutzungsdauern resultiert. *

Die in Frage kommenden Ubernahmepreise besitzen demnach zwei Freiheitsgra-
de, die zunachst analysiert werden. Zum einen wird der Ubernahmepreis durch
die jeweils verwendete Nutzungsdauer (3.1.1.), zum anderen durch die zugrunde
gelegte Ausgangsbasis (3.1.2.) determiniert. Letztere erscheint jedoch weniger

443

problembehaftet.

3.1.1.  Nutzungsdauer

Hinsichtlich der Nutzungsdauer ergeben sich verschiedene Ansatzmdéglichkeiten:
Einerseits kann die teilweise im Tarifpreisgenehmigungsverfahren verwendete
steuerlich zuldssige, im weiteren die betriebsubliche oder auch die tatsachliche

technische Nutzungsdauer in die Ubernahmepreisberechnung einflieBen.

Die Bestimmung der steuerlich zulassigen Nutzungsdauer ist unproblematisch,
denn diese liegt in einer verbindlichen Form vor.*** Schwierig ist die Feststellung
der betriebstblichen Nutzungsdauer, denn diese kann betriebsindividuell definiert
werden.** Die Preisaufsichtsbehérde Nordrhein-Westfalens - hier wird im Tarif-
preisgenehmigungsverfahren die betriebsibliche Nutzungsdauer angewandt -
nimmt als durchschnittliche betriebsibliche Nutzungsdauer einen Zeitraum von
24 Jahren an.*® Diese Auffassung ist allerdings umstritten; Markmiller fuhrt eine

,wesentlich langere* Nutzungsdauer als Regelfall an.*’

2 aufgrund der mehrheitlichen Nutzung der steuerlich-zuldssigen Nutzungsdauer im Rahmen des
Tarifpreisgenehmigungsverfahrens wird in diesem Zusammenhang der Terminus des tarifkalku-
latorischen Ubernahmepreises verwendet. In Verbindung mit dem tarifkalkulatorischen Rest-
buchwert ist gleichermaBen ein degressiv-tarifkalkulatorischer Restbuchwert theoretisch denk-
bar. Diese Variante des Restbuchwertes kann jedoch ausgeschlossen werden, da die degressi-
ve Abschreibungsmethode im Tarifpreisgenehmigungsverfahren nicht vorgesehen ist. Des
weiteren bestehen bei den EVU einige Md&glichkeiten, durch Bilanzierungs- und Bewertungs-
wahlrechte die Abschreibungshetrdge und damit die Hohe des degressiven Restbuchwertes
aus bilanzpolitischen Griinden zu verdndern.

443 \gl. zur Bestimmung der Ausgangsbasis die anzuwendende Ermittlungsmethodik in Kap. 3.3.

444 \/gl. BMF (1991), S. 1 ff.

45 vgl. Hubig, K. (1994b), S. 7 f.

446 yigl. RAEr. NRW (1989), S. 253, Tz. 2.6.

447 \/gl. Markmiller, K. F. (1992), S. 54.
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Vertreter der regionalen Versorgungsunternehmen halten zur Ubernahmepreis-
ermittiung entweder die betriebstbliche oder eine individuell ermittelte Nutzungs-
dauer fur sachgerecht.*® Dies wird durch verschiedene Faktoren begriindet, die
die Nutzungsdauer determinieren: Hubig sieht die Lange der Nutzungsdauern in
Abhangigkeit von der ,Qualitdt der investierten Guter, der Art ihres Einsatzes
wahrend der Betriebsdauer, den Instandhaltungsmafnahmen, von den klimatolo-

gischen Einwirkungen und der Bodenbeschaffenheit".**

Die individuelle Nutzungsdauer wird aus der Kenntnis der betriebsublichen Nut-
zungsdauer und durch ,Inaugenscheinnahme, technische Prufungen® festgelegt.
Aus der ,Summe der verbleibenden Restnutzungsdauer und bereits abgelaufener

Nutzungsdauer wird die individuelle Nutzungsdauer berechnet.*®

Wenn die im Tarifpreisgenehmigungsverfahren zum Ansatz kommende Nut-
zungsdauer nicht als Grundlage der Sachzeitwertermittlung genommen wird,
sondern eine langere Nutzungsdauer, wirde der Ubernahmepreis eine abrupte
Erhdhung der kalkulatorischen Abschreibungen im Tarifpreisgenehmigungsver-
fahren nach sich ziehen, falls dieser von der Preisaufsichtsbehérde anerkannt
wird.*" Huffer/Tettinger sehen ebenfalls die im Tariforeisgenehmigungsverfahren
zum Ansatz kommende Nutzungsdauer als addquat an,** da eine Doppelver-

rechnung von Kosten zu Lasten der Tarifkunden ausgeschlossen sein muR.

Im Rahmen der Ubernahmepreisermittlung ist demnach immer die Nutzungs-
dauer zu verwenden, die im Tarifpreisgenehmigungsverfahren zum Ansatz
kommt. Dies liegt im Grundsatz der ,Kontinuitat" der Tarifpreisberechnung be-
grundet. Da in der Bundesrepublik Deutschland diese Nutzungsdauern uneinheit-
lich verwendet werden, ist an dieser Stelle keine allgemein verbindliche Aussage

zur ,zweckmaRigen® Nutzungsdauer moglich.

48 91, Hubig, K. (1994b), S. 7.

449 Hubig, K. (1994b), S. 7.

0 Hubig, K. (1994b), S. 8.

41 vgl. Kap. VI1.3.3.

2 \gl. Hiiffer, U./Tettinger, P.J. (1990), S. 98.
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3.1.2. Ausgangsbasis

Als Ausgangsbasis des Sachzeitwertes wird - wie oben dargelegt - der Wiederbe-
schaffungswert zum Bewertungsstichtag zugrunde gelegt. Die Ausgangsbasis des
Sachzeitwertes beinhaltet samtliche aus Preissteigerungen und Qualitatsverande-

453

rungen resultierenden Effekte.™ Der Restbuchwert basiert auf den historischen

Anschaffungs- und Herstellungswerten.

Die korrekte Ermittlung der Ausgangsbasis ist haufig - wie nachfolgend verdeut-
licht wird - zum einen durch Datenlimitationen, zum anderen aufgrund der genutz-

ten Ermittlungsmethodik problembehaftet.***

3.2. ,Angemessener* Ubernahmepreis

Bei der Entwicklung eines ,angemessenen Ubernahmepreises ist die zugrunde
zu legende Ausgangsbasis umstritten. Die Regionalversorgungsunternehmen
sehen eine Ubernahmepreisermittiung auf der Basis der historischen Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten als unangemessen an, da ,der VerduRerer die

“4%> wirde. Diese Begriindung iber-

inflationsbedingten Substanzverluste tragen
sieht allerdings die substanzerhaltenden Ruckflisse, die das abgebende EVU in

der Vergangenheit bis zum Bewertungsstichtag gewahrt bekam.

Aus Sicht der Kunden wéare der zukunftige Inflationsausgleich im Rahmen der
Tarifpreise zweifach aufzuwenden, wenn der Ubernahmepreis auf dem Wieder-
beschaffungswert basiert, da das abgebende EVU den noch nicht zugeflossenen
zukunftigen Ausgleich durch den Ubernahmepreis erhélt. Das aufnehmende EVU
mUfite im Interesse der Versorgungssicherheit ebenfalls einen klnftigen Inflati-
onsausgleich erhalten. Wurde solchermallien dieses Inflationselement von den
Kunden zweifach geleistet, I1&ge ein doppelter Kostenansatz gleichartiger Ko-
stenelemente vor, der dem Postulat des Doppelverrechnungsverbotes widerspra-

che.

%3 Qualitatsveranderungen sind jedoch nur enthalten, wenn der Wiederbeschaffungswert durch
eine korperliche Aufnahme zu heutigen Preisen erfoigt.

4 ygl. Kap. V.3.3.

5 ARE (1994), S. 211.
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Da im Rahmen der Ubernahmepreisermittiung auf eine Vergangenheitsbetrach-
tung abzustellen ist, kann demnach nur ein Ubernahmepreis in Betracht kommen,
der im Berechnungsverfahren auf die historischen Anschaffungs- und Herstel-
lungswerte rekurriert. Dem entspricht unter den oben angefuhrten potentiellen
Ubernahmepreisen der Restbuchwert, wobei die tariflich unterstellte Nutzungs-

dauer zugrunde zu legen ist.

Selbst Busse von Colbe konzediert eine ,Zusatzbelastung der Tarifkunden“ in
Hohe der Differenz des ,Sachzeitwertes gegentiber dem Restwert*,**® falls ein
Ubernahmepreis zum Sachzeitwert vereinbart wird. Dartber hinaus widerspricht
dies dem Grundsatz der verursachungsgerechten Verrechnung von Kosten, da
die vom Versorgerwechse!l betroffenen Kunden vom Mehrerlés des abgebenden

EVU nicht mehr profitieren kénnen.*”

Ein weiterer Gesichtspunkt, der den Sachzeitwert als inadéquat erscheinen laRt,
ist die mehrheitliche Abstellung auf die Nettosubstanzerhaltungskonzeption in den
Tarifpreisgenehmigungsverfahren: Wird dem abgebenden EVU eine Entschadi-

48 mussen die Kun-

gung nach dem Bruttosubstanzerhaltungskonzept zugebilligt,
den zum einen - Uber die in der Arbeitsanleitung paraphierte Nettosubstanzerhal-
tung hinaus - dem abgebenden EVU hohere Kosten erstatten. Zum anderen wa-
ren diese zukinftigen Elemente vom Kunden zweifach aufzubringen, da dem
aufnehmenden EVU eine kunftige Nettosubstanzerhaltung im Rahmen der Tarif-
preise zusteht. Der Sachzeitwert widerspricht somit aufgrund seiner unzuldssigen
Doppelverrechnung von Kosten den gesetzlichen Vorgaben der preisgunstigen

Elektrizitdtsversorgung.

Daher kann bei einem Wechsel der Versorgungszustandigkeit ausschliel3lich ein
Restbuchwert als ,angemessener* Ubernahmepreis in Erwégung gezogen wer-

den, der folgende Kriterien erfullt: Dem Restbuchwert muB die Abschrei-

46 Busse von Colbe, W. (1994), S. 48. Er konkretisiert dies durch Modellrechnungen, die die
Zusatzbelastung auf 98 % quantifizieren.

7 \igl. Schafer, G. (1993), S. 188; vgl. auch Fn. 390.

8 vgl. Kap. V.2.1.1.
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bungsmethode sowie die verwendete Nutzungsdauer des Tarifpreisgeneh-

migungsverfahrens zugrunde liegen.**

3.3. Ermittlungsmethodik

Das fur das potentielle Ubernahmegebiet zu ermittelnde Mengengerust ist entwe-
der den betrieblichen Unterlagen der Anschaffung bzw. Herstellung zu entnehmen
oder im Rahmen einer kdrperlichen Bestandsaufnahme des Netzes, ,so wie es
steht und liegt,*® zu bestimmen. Letzteres ist allerdings vergleichsweise kosten-
und zeitaufwendig - Vertreter der Regionalunternehmen rechnen flr ein Ortsnetz

mit 20.000 Einwohnern eine Aufnahmedauer von drei Mannjahren.*"

Im Regelfall wird ein EVU jedoch Kenntnis Uber seine ursprunglichen Investitions-
kosten haben, so daR allenfalls die Kosten des sukzessiven Zubaus kleinerer
Netzelemente, die evil. in Jahressammelposten zusammengefalit wurden,
schwierig zu ermitteln sind.*> Durch die zusammengefalRte Aktivierung der hin-
zugetretenen Netzteile wird von Seiten der Regionalunternenmen eine exakte
Kenntnis der Restbuchwerte bestritten.**® Dem ist entgegenzuhalten, daR die
historischen Anschaffungs- und Herstellungswerte aus der ,von jedem Versor-
gungsunternehmen zu fuhrenden besonderen Anlagenbuchhaltung zweifelsfrei zu

1464

entnehmen sind.

Im Rahmen der kérperlichen Aufnahme des Mengengerustes kénnen allerdings

auch Fragen hinsichtlich des Zustandes der Versorgungsanlagen beantwortet

werden.

Als schematische Vorgehensweise der Bestandsaufnahme wird von den Regio-

nalunternehmen folgende Systematik vorgeschlagen:465

9 Diese Ansicht vertritt auch das OLG Frankfurt und fiihrt dazu in der Begriindung zu seinem
Vergleichsvorschlag aus, daR das abgebende EVU die Kosten der zukiinftigen Reinvestitions-
maRnahmen des (ibergehenden Netzes nicht zu tragen hat, sondern dies durch das aufneh-
mende EVU zu leisten ist; vgl. OLG Frankfurt, 1. Kartellsenat, Urteil vom 23.04.1992, Az. 6 U
(Kart) 213/90, in: Energiewirtschaftliche Tagesfragen (1992), S. 560 f.

“6% ygl. ARE (1987), S. 18.

61 vgl. Hubig, K. (1993), S. 6.

62 \/gl. Markmiller, K. F. (1992), S. 54.

483 \igl. Hubig, K. (1994b), S. 6 f.

44 schafer G. (1993), S. 191.

“85 vgl. Hubig, K. (1990), S. 218.
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e Trafogrundsticke mit Dienstbarkeiten,

e Transformatorenstationen (Gebaude und Einrichtungen),

e Gestattungs-, Kreuzungsvertradge und Kabeldienstbarkeiten,

e Nieder- bzw. Mittelspannungsfreileitungen und -kabel,

e Hausanschlusse,

e Strallenbeleuchtungen,

e MelReinrichtungen (Z&hler und Wandler) sowie

e Netzplane.

Mit der korperlichen Bestandsaufnahme ist die Problematik der notwendigen
Indizierung gewonnener Wiederbeschaffungswerte auf die historischen Anschaf-
fungs- und Herstellungswerte verbunden. In deren Zusammenhang steht die kor-
rekte Berlcksichtigung von Gemein- und/oder Planungskostenzuschlagen. Hier-
bei ist darauf zu achten, dal} diese Zuschlage nur einmalig verrechnet werden
durfen. Findet eine Indizierung der Wiederbeschaffungswerte zur Bestimmung der
historischen Anschaffungs- und Herstellungswerte statt, so sind diese Zuschlage
dem durch kérperliche Aufnahme gewonnen Wert hinzuzurechnen.*® Wird je-
doch auf die Anschaffungs- bzw. Herstellungswerte abgestellt, dirfen die Zu-
schidge nicht in Ansatz kommen, wenn sie im Rahmen der Aufnahme in das An-

lagevermégen aktiviert wurden.

6 \/gl. ARE (1987), S. 20.
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VI. Empirischer Teil

Der empirische Teil der vorliegenden Arbeit baut auf den - einleitend erwahnten -
theoretischen Simulationsrechnungen auf (1.); die Ergebnisse der Simulations-
rechnungen werden darauffolgend analysiert (2.). Die Evidenz der Ergebnisse
wird im Anschlul® mit einer praktischen Beispielsrechnung belegt (3.). Nachfol-
gend werden die wichtigsten Ergebnisse dargestellt sowie bestehende Zusam-

menhénge zwischen den Ubernahmepreisen abgeleitet (4.).

1. Theoretischer Aufbau der Simulationsrechnungen

Die folgenden Modellrechnungen sollen ein EVU simulieren, wobei als einschran-
kende Annahme ein Ein-Gut-Fall unterstellt wird. Dies ist zundchst notwendig, um
die aus der Variation einiger Modellparameter resultierenden Effekte sauber iso-
lieren zu kénnen. Die Datenbasis ist einem K-Bogen des Hessischen Ministeriums
fur Umwelt, Energie und Bundesangelegenheiten vom 7.8.1992 eines existieren-
den ,Muster-EVU" enthommen. Eine einheitliche Gesamtlebensdauer fur alle
Anlageguter des EVU wird unterstellt, d.h. es finden keine permanenten Ersatzin-
vestitionen statt, und im Ubergabezeitpunkt wird das gesamte Anlagevermégen

des EVU verkauft; Umlaufvermdgen ist im Anfangszeitpunkt nicht vorhanden.

Die Zugrundelegung des Ein-Gut-Falles wird z.T. von den EVU nahestehenden
Autoren heftig kritisiert;*®” er gilt als theoretisches Konstrukt bzw. als Fiktion, die
mit dem ,Normalfall“ der Praxis nichts zu tun hatte. Hinter dieser Kritik steht ver-
mutlich die BeflUrchtung, dal durch exakte und vor allem nachvollziehbare Bei-
spielsrechnungen die tatsadchlichen Zusammenhénge deutlich werden kénnten.
Diese oft als methodisch bezeichnete Pauschalkritik ist allerdings nicht gerecht-
fertigt. Setzt man - wie im folgenden geschehen - die geltende Arbeitsanleitung
sorgfaltig in ein Simulationsmodell um und sind damit alle wesentlichen Ko-
stenkomponenten gemanR dieser Arbeitsanleitung erfal3t, kann im Ein-Gut-Fall
kein anderes Ergebnis abgeleitet werden als im Mehr-Gut-Fall; der Mehr-Gut-Fall

ist nichts anderes als die Aggregation mehrerer Ein-Gut-Félle, so daf} bei korrek-

87 \gl. Bonner, U. (1992), S. 229 ff.
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ter Aggregation auch die selben Grundphanomene auftreten werden. Nur fihrt die
Aggregation im Mehr-Gut-Fall und insbesondere im Beispiel permanenter Rein-
vestition dazu, daf} im Zeitablauf sich z.T. verschieden entwickelnde Phanomene
Uberlagern kénnen. Dadurch verschwinden die klaren Zeitpfade des Ein-Gut-
Falles, so dal allein aufgrund des Aggregationsbedarfs im Mehr-Gut-Fall eindeu-
tige Zusammenhange verschleiert werden. So gilt die einfache Regel, dal die aus
dem Ein-Gut-Fall abgeleiteten Entwicklungstrends gleichermafen im Mehr-Gut-

Fall zum Tragen kommen.**®

Im folgenden werden die grundlegende Modellstruktur (1.1.) und die Modellpara-
meter (1.2.) vorgestellt. Darauf aufbauend ist die formalisierte Ubernahmepreisbe-
rechnung (1.3.), die Ermittlung der Endkundentarife (1.4.) und die Steuer-, The-

saurierungs- sowie Renditenermittlung (1.5.) dargestelit.

1.1. Grundlegende Modellstruktur

Der Modellaufbau verzichtet auf eine Darstellung in Kontenform, wie sie in der
Finanzbuchhaltung Ublich ist. Statt dessen werden samtliche Modellinhalte als
Zeitreihen beschrieben. Dies bietet den Vorteil, die im Zeitablauf resultierenden
Veranderungen Ubersichtlicher darstellen zu kénnen. In dem Modell werden zu-
nachst die Werte des Anlagevermégens dargestellt, dessen Ubernahmepreis
ermittelt werden soll; daran schlielen sich die Kapitalstruktur des EVU und die
tarifrelevanten kalkulatorischen Kostenkomponenten an. Ihnen folgen die Ermitt-
lung verschiedener Ubernahmepreise, die aufwandsgleichen Kosten - deren Ba-
sis aus dem ,Muster-EVU" entnommen worden ist - und die Tarifermittlung fur den
Endkunden. AbschlieRend wird eine Steuer-, Ausschittungs- und Thesaurie-
rungsrechnung vorgenommen. Diese grundlegende Modellstruktur ist sowohl far
das abgebende als auch fur das aufnehmende EVU anzuwenden. Bei dem Uber-

nehmenden EVU werden als Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten des Versor-

8 pije Annahme des Ein-Gut-Falles wird in den konkreten Beispielsrechnungen aus der Praxis
(vgl. Kap. V1.3.) aufgegeben, indem mit realistischen Folge- und Ersatzinvestitionen die Ko-
stenstruktur des Partikularnetzes und verschiedene Ubernahmepreise ermittelt werden.
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gungsnetzes die tatsachlich gezahlten Ubernahmepreise angesetzt.*® Aus die-
sen Uberlegungen heraus resultieren fur das aufnehmende Unternehmen ver-
schiedene Kalkulationen, d.h. fur jeden Ubernahmepreis ist eine gesonderte Kal-

kulationsrechnung erforderlich.

1.2. Modellparameter

Bei den theoretischen Modelirechnungen wird von historischen Anschaffungs-
und Herstellungskosten von 1 Mrd. DM ausgegangen. Das Anlagevermégen wur-
de im Zeitpunkt der Erstellung t=0 zu 30 % mit Baukostenzuschussen BKZ, zu
30 % mit Eigenkapital EK und zu 40 % mit Fremdkapital FK finanziert. Diese Kapi-
talstrukturannahmen sind grundsétzlich variabel, um verschiedene Effekte analy-
sieren zu kénnen. Als betriebsubliche Nutzungsdauer n, werden 40 Jahre und
als steuerlich zulassige Nutzungsdauer n, 30 Jahre angenommen. Die Preisstei-
gerungsrate der Anlagegiter, die Fremdkapitaltigungsdauer, der Fremdkapital-
zins, der Auflésungssatz der Baukostenzuschisse und der prozentuale durch-
schnittliche Ausschittungssatz des Gewinns sind frei fixierbare Variablen inner-
halb des Modells. Der Fremdkapitalzins wird auf 7,5 % festgesetzt. Die Tilgung
erfolgt zu periodisch gleichen Raten - fristenkongruent mit der steuerlich zulassi-

gen Nutzungsdauer des Anlagevermégens.

Die Preis- und Mengensteigerungen des Strombezuges sowie die Preissteigerung
der Personalkosten innerhalb der aufwandsgleichen Kosten sind ebenfalls frei
wahlbar. Die Preissteigerung des Strombezuges wird mit 0,5 % p.a. angenom-
men, von Mengensteigerung wird abgesehen. Als Personalkostensteigerung wird
eine Rate von 4 % p.a. unterstellt.

Spalte 1 der tabellarischen Modellrechnungen (vgl. Tabelle 6) gibt die Jahre t
wieder, die von t=1,2, ..., n laufen. Spalte 2 gibt den tarifkalkulatorischen
Restbuchwert RBW an, der fur t=0 mit den historischen Anschaffungs- bzw.

Herstellungskosten Gbereinstimmt; seine Definition lautet:

RBW, = RBW, - RBW, * (1/ny) . (2)

% Dies erfolgt unter der Pramisse, daB die Preisaufsichtsbehérde zunéchst jeden Ubernahme-
preis anerkennt, um die aus unterschiedlichen Ubernahmepreisen resultierenden Effekte

quantifizieren zu kénnen.
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In Spalte 3 findet sich der Wiederbeschaffungswert WBW:; er ist dadurch definiert,
dall die Anschaffungs- und Herstellungskosten mit einem adaquaten Preisin-

dex*® von 3 % p.a. Uber die Jahre inflationiert werden:
WBWt = RBWO * (1 +iAnIagenpreisindex)t . (3)

Die Spalten4 und 5 stellen die zwei Lebensdauerverhéaltnisse LV (n;) sowie
LV (n,) dar. Ersteres hat ein Periodenlange von n,;=30, das zweite eine Dauer
von n;=40. Das Lebensdauerverhaltnis mit der 30jahrigen Laufzeit gibt den
Anlagenverzehr nach steuerlich zulassiger Abschreibungsdauer, die langere
Laufzeit die betriebstbliche Lebensdauer wieder. Die Lebensdauerverhaltnisse

sind determiniert durch den Quotienten aus Restlebensdauer zur Gesamtlebens-

dauer einer Anlage:

LV, (Mi/n,) = (mi-t)/n. (415)

Die fur die Zielsetzung der Nettosubstanzerhaltung notwendige Kenngréf3e des
Eigenkapitals NSE kann Spalte 6 entnommen werden. Sie ist definiert als relativer
Eigenkapitalanteil am Investitionszeitpunkt t =0 der Investition, multipliziert mit

dem jeweiligen Wiederbeschaffungswert in einer Periode:
NSE; = EKQo * WBW, . (6)

Spalte 7 ist das ursprunglich eingesetzte Eigenkapital EK1 zu entnehmen. Spal-
te 8 enthalt die durch zwei durchschnittliche Ausschuttungssatze variierbaren
Thesaurierungsbetrage TH (siehe Spalte 49), deren Definition in der Steuer- und
Thesaurierungsberechnung nachfolgend verdeutlicht wird. Spalte 9 gibt die jewei-
lige Hohe des Eigenkapitals EK Il wieder, die sich als Addition der kumulierten
Thesaurierungsbetrdge zu dem ursprunglich eingesetzten Eigenkapital erklart:

EK I, = EKo + X8 TH;, (9)
bzw. alternativ als:
EK Il = EK ll.4 + TH;. (9a)

40 Die durchschnittliche Inflationsrate von 3 % p.a. ist aus den Preisverdnderungen der Kabel,
Transformatoren sowie den Tariflohnen und -gehéltern der Energiewirtschaft und Wasserver-
sorgung bzw. des StraBenneubaus gewonnen; vgl. Anhang 2; Tabelle 17 zur Berechnung und
Gewichtung des adaquaten Preisindexes.
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Spalte 10 gibt die Differenz zwischen der tatsachlichen EigenkapitalgréRe und der
Soll-EigenkapitalgréRe (Nettosubstanzerhaltung) wieder. Die Werte dieser Spalte
gelten als Kontrollvariable, um den aktuellen Zielerreichungsgrad zu Uberprifen,
wobei die Ausschuttung so gewahlt wird, dal} das Ziel der Nettosubstanzerhaltung
beim Auslaufen des Konzessionsvertrages (nach 20 Jahren) bzw. am Ende der

steuerlich zulassigen Nutzungsdauer (nach 30 Jahren) erfullt ist. "’

In Spalte 11 werden die Soll-Thesaurierungsbetrage ausgewiesen, welche sich
aus der Differenz zwischen dem zur Nettosubstanzerhaltung notwendigen Eigen-

kapitalbestand in der laufenden Periode und dem Wert aus der Vorperiode er-

rechnen:
STH, = NSE; - NSE,.; . (11)

In Spalte 12 wird die Differenz zwischen den periodisierten Thesaurierungsbetra-
gen und den Soll-Thesaurierungen gebildet. Der Konzeption der Nettosubstan-
zerhaltung ist Genuge getan, wenn die Summe dieser Spalte den Wert Null an-
nimmt. Da die Ausschuttung konstant gehalten werden soll, sind zwar nicht in
jedem Jahr ausreichend Mittel zur Soll-Thesaurierung verfugbar, uber die gesam-
te Laufzeit des Konzessionsvertrages (nach 20 Jahren) ist die Nettosubstanzer-
haltung jedoch erflllt, so dal® ein EVU dann in der Lage ist, eine Ersatzinvestition
im Falle einer VerauRerung durchzufihren. Insofern mul} die Summe der ersten
zwanzig Jahre durch Variation des durchschnittlichen Ausschuttungssatzes im
gleichen Zeitraum den Wert Null erreichen. Diese Zielwertsuche ist analog fur die
letzten 10 Jahre der steuerlich zuldssigen Nutzungsdauer mit einem zweiten
durchschnittlichen Ausschuttungssatz zu wiederholen. Diese Spalte gilt als Kon-
trolivariable, die den Unterschied zwischen der jahrlichen Soll- und Ist-

Thesaurierung beschreibt und im 20. Jahr sowie im 30. Jahr nicht negativ sein

darf.

Das Fremdkapital FK in Spalte 13 berechnet sich in der Ausgangsperiode t=0
aus den Anschaffungs- und Herstellungskosten, abzlglich der Baukostenzu-

schusse BKZ sowie des Eigenkapitals EK:

47" Da von einer Investition zum Zeitpunkt des Abschlusses eines Konzessionsvertrages ausge-
gangen wird, ist es ausreichend, wenn genau zum Zeitpunkt des Auslaufens des Konzessions-
vertrages die Mdéglichkeit der Nettosubstanzerhaltung gegeben ist.
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FKo = RBW, - BKZ, - EK Ip; (13)
und allgemein fur t mit n = Tilgungsdauer gilt:

FK; = FKi1 - (FKo = (1/n)) (13a)
d.h. Fremdkapital abzuglich Tilgung.

Der anfangliche Baukostenzuschul® BKZ folgt aus dem Produkt aus Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten sowie dem Baukostenzuschuf3-Anteil:

BKZ, = RBW, » BKZ-Anteil . (14)
Noch nicht aufgeléste Baukostenzuschisse der einzelnen Perioden t (Spalte 14)
ergeben sich als:

BKZ, = BKZ:.1- (BKZ, * BKZ-Auflésungssatz (1/20)) . (14a)
Die Eigenkapitalquote EKQ in Spalte 15 resultiert aus dem Quotienten aus Eigen-
kapital EK Il und Restbuchwert RBW:

EKQ; = EKIli/ RBW,. (15)
Die Eigenkapitalquote ist allerdings, um plausible Ergebnisse zu erzielen, auf
100 % begrenzt.
Die jahrliche Fremdkapitaltigung FKT der Spalte 16 wird determiniert durch das
Produkt des anfanglichen Fremdkapitalbestandes mit der Auflésungsquote:

FKT, = (FKo*(1/n)). (16)

Zu zahlende Zinsen fur das Fremdkapital (Spalte 17) bestimmen sich aus der
Multiplikation des noch nicht getilgten Fremdkapitals der Vorperiode mit dem

Fremdkapitalzins:
FKZ, = FKe1 * irkzinsus - (17)
Die kalkulatorischen Abschreibungen auf den eigenfinanzierten Teil des Anlage-

vermogens D(EK) in Spalte 18 erfolgen gemaf der Arbeitsanleitung auf der Basis

des Wiederbeschaffungswertes WBW:
D (EKY) = WBW, » EKQ¢.1 * (1/ny) . (18)

Abschreibungen auf den durch Fremdkapital und Baukostenzuschusse finanzier-
ten Teil des Anlagevermdgens D (FK) (Spalte 19) sind entsprechend der Arbeits-
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anleitung nur auf die Anschaffungs- und Herstellungskosten erlaubt und werden

wie folgt ermittelt:
D (FK) = RBW, * (1-EKQ4.1) * (1/n4 ) . (19)

Die kalkulatorischen Zinsen KZ in Spalte 20 werden mit 6,5 % auf das betriebs-

notwendige Kapital gewahrt:
KZ | = (EK 2 + EK 14)/2 + (FKyq + FK)/2] * ika. zinstue - (20)

Der erste Term in der eckigen Klammer entspricht dem durchschnittlichen Eigen-

kapital, der zweite Term dem durchschnittlichen Fremdkapital.*’

In Spalte 21 erfolgt eine Addition der einzelnen kalkulatorischen Kostenkompo-
nenten; diese Werte werden anschlieBend in der Tarifermittlung fur den Endkun-

den benétigt.*”

Der Periodentiberschul® PU der Spalte 22 ergibt sich aus der Differenz zwischen
kalkulatorischen und bilanziellen Abschreibungen**, zuzuglich der kalkulatori-
schen Zinsen auf das betriebsnotwendige Kapital und abziglich der tats&chlichen

Fremdkapitalverzinsung:

PU I, = D(FK) +D (EK) - RBW, » (1/n,) + KZ I - FKZ, . (22)

1.3. Ubernahmepreisberechnung

Die in Kap. V. diskutierten vier potentiellen Ubernahmepreise, welche in die Mo-
dellrechnungen einflieRen, werden im folgenden definiert. In Spalte 23 ist der
tarifkalkulatorische Restbuchwert abzuglich noch nicht aufgeléster Baukostenzu-

schusse zu finden:

RBW: (n)) =  RBW,4 - RBW, * (1/n;) - BKZ,. (23)

472 pus rechentechnischen Griinden muR das zu verzinsende Eigenkapital aus dem Durchschnitt
der zwei Vorperioden gebildet werden, da ansonsten ein Zirkelschlu® vorliegen wiirde.

473 \Jon der Gewshrung eines kalkulatorischen Gewinns wird an dieser Stelle abgesehen, da dieser
auf der Basis der mehrheitlich verwendeten Arbeitsanieitung nicht hinreichend spezifizierbar

ist.

‘74 Die kalkulatorischen Abschreibungen sind i.d.R. aufgrund der Wiederbeschaffungs-
wertabschreibungen héher als die bilanziellen Abschreibungen. Allerdings ist in den Anfangs-
perioden auch eine umgekehrte Konstellation nicht auszuschlieBen, da u.U. bilanziell degressiv
und somit schneller abgeschrieben wird.
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Spalte 24 enthalt einen gleichermallen bestimmten, als kalkulatorischen Rest-
buchwert bezeichneten Ubernahmepreis, der jedoch die betriebsiibliche Nut-

zungsdauer widerspiegelt:
RBWt (nz) = BWH - BWo * (1/n2) - BKZ( . (24)

In den folgenden Spalten 25/26 werden zwei verschiedene Sachzeitwerte aufge-
fahrt. Ersterer (tarifkalkulatorischer Sachzeitwert) ist determiniert durch die Mul-
tiplikation des Tagesneuwertes mit dem Lebensdauerverhaltnis, welches aus der
kUrzeren, steuerlich zuldssigen Nutzungsdauer resultiert, abztglich der im Zeit-

punkt t noch nicht aufgeldsten Baukostenzuschusse:
SZW; (ny) = WBW, * LV, (n4) - BKZ;. (25)

Die zweite Sachzeitwertdefinition (kalkulatorischer Sachzeitwert) richtet sich nach
der betriebsUblichen Nutzungsdauer des Anlagegutes, d.h. das Lebensdauerver-

haltnis (n4) wird durch das Verhéltnis (n,) ersetzt:
SZWt (nz) = WBWt * I_V( (ng) - BKZt (26)

Der Herleitung der Ubernahmepreise folgt die Tarifermittiung der Endkunden.

1.4. Ermittlung der Endkundentarife

In diesem Block findet eine Darstellung der kalkulatorischen und der aufwands-
gleichen Kosten mit den Absatzmengen statt, woraus verschiedene Endkunden-
preise abgeleitet werden. Zuné&chst sind in Spalte 27 die oben entwickelten, ge-

samten kalkulatorischen Abschreibungen D wiedergegeben.

Spalte 28 enthélt die in den Tarifpreis einflielenden kalkulatorischen Zinsen
KZ II; hierbei mu jedoch der Abzug von potentieflen Zinsertrdgen mit bertck-
sichtigt werden, daher wird nur das jeweils vorhandene Anlagevermdgen verzinst,

so daR sich folgender Zusammenhang ergibt:*"°

KZ Il = (RBWh.1 + RBWY)/2 * ixai. zinstuss - (28)

475 Nach der Arbeitsanleitung wird zwar das gesamte betriebsnotwendige Vermégen kalkulatorisch
verzinst, da indes die aus dem Umlaufvermdgen resultierenden Zinsertrige im Rahmen der
Tarifermittlung kostenmindernd zu beriicksichtigen sind, wird an dieser Stelle nur der jeweils
vorhandene Restbuchwert verzinst.
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Die aufwandsgleichen Kosten in Spalte 29 summieren die nachfolgenden Einzel-

kostenelemente auf:
AGK; = BK; + PK; + KA. (29)

Zuvor ist es notwendig, die Strombezugskosten BK zu ermitteln; in Spalte 30 ist
die Strombezugsmenge SB angegeben, die wie folgt definiert ist:

SB; = Mp * (1 +iAbsatzsteigerung)t , (30)

mit mp als urspriinglicher Absatzmenge - aus dem ,Muster-EVU" - und iapsatzsteigerung
als prognostizierter Absatzentwicklung. Es wird von einer Konstanz der Absatz-
menge und somit der Bezugsmenge ausgegangen. Fur die Verénderung des

Strombezugspreises SP in Spalte 31 gilt folgender Zusammenhang:

Sk, = Po * (1 +iBezugspreissteigerung)‘. (31)
Hieraus kénnen die Bezugskosten BK berechnet werden als:

BK: = SB: » SP;. (32)
Die Entwicklung der Personalkosten PK ist mit folgender Beziehung beschrieben:

PK: = PKoy = (1 +iPersonalkostensteigerung)t- (33)

Es wird ein Personalkostensteigerungssatz von 4 % (in Héhe der langfristigen
Preissteigerungsrate) unterstellt. Die Konzessionsabgabe KA ist definiert als
Produkt aus Strombezugsmenge und Konzessionsabgabensatz, der sich je nach
Einwohnerzahl des betreffenden Versorgungsgebietes auf 1,20 bis
4,69 Pfennig/kWh*’® belauft:

KA, = SB; * KA. (34)

Die Gesamtkosten GK | in Spalte 35 ergeben sich durch Addition der aufwands-
gleichen Kosten mit den kalkulatorischen Abschreibungen D und Zinsen KZ I

GK | = AGK; + KZ II; + Dy; (35)

476 \igl. § 2 Abs. 2 KAV. Gerechnet wurde mit einem - dem ,Muster-EVU* entnommenen - durch-
schnittlichen Konzessionsabgabensatz von 1,17 Pf/kWh.
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davon ist - gemaR der Arbeitsanleitung - die Aufiésung der Baukostenzuschlsse
abzusetzen, so dal} sich die Gesamtkosten mit Baukostenzuschuauflésung GK I

ergeben als:

GK Il = GK|; - (BKZ,., - BKZ,) . (36)
Der Strompreis pro kWh EKP | in Spalte 37 folgt aus:

EKP I = GKll;/ (SB¢ = 0,98) , (37)
d.h. es wird ein Ublicher Netzverlust von 2 % unterstellt.

Die Strompreise der Spalte 37 reflektieren nicht die gesamten Kosten, die dem
Tarifkunden entstehen. Zusatzlich zu dem Strompreis pro kWh entstehen dem
Tarifkunden noch Opportunitatskosten aus dem von ihm zu Beginn der Investiti-
onsperiode gezahlten Baukostenzuschuf}, denn ohne die Zahlung des Bauko-
stenzuschusses héatte der Tarifkunde entweder Zinseinnahmen aus seinem Pri-
vatvermoégen, oder er hat im Falle der Fremdkapitalfinanzierung von Baukosten-
zuschiissen Zinsen auf den Baukostenzuschul’ an seine Glaubiger zu entrichten.
Diese Opportunitatskosten sollen durch eine fiktive Verzinsung der Baukostenzu-

477

schusse mit 7,5 % berlcksichtigt werden;™" dabei ergibt sich diese Verzinsung

BKZzins mit:

BKZ-Zinsy =  BKZ * irk-zinstus - (38)
Die Gesamtkosten GK Il in Spalte 39 resultieren dann aus:

GK Il = GK I} + BKZzinst - (39)

Der fiktive Strompreis fur den Tarifkunden einschlie3lich BaukostenzuschuRver-

zinsung EKP Il ergibt sich in Spalte 40 mit:
EKP li; = GK Il / (SB; *0,98) . (40)
Far den Ubernehmer ist an dieser Stelle, um einen Vergleich der Endkundenprei-

se durchzufthren, die Fortentwicklung des Endkundenpreises des Vorbesitzers

einzufligen. Diese werden in einer zweiten Spaite von denen des Ubernehmers

47 Hier kénnte von einem hoheren Zinssatz fiir den Tarifkunden ausgegangen werden, der sich
zweifellos im Vergleich zum EVU zu ungiinstigeren Konditionen verschulden diirfte, wovon in
der Modellrechnung allerdings abgesehen wird.
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abgezogen, ist der sich daraus ergebende Wert positiv, steigen im Falle einer

Ubernahme die Endkundenpreise - et vice versa.

1.5. Steuer-, Thesaurierungs- und Renditenberechnung

Der Steuer- und Thesaurierungsberechnung liegt in Spalte 41 der oben definierte

Periodenuberschuf® PU | aus Spalte 22 zugrunde. Auf diese GewinngréRen wird

der Kérperschaftsteuersatz fur einbehaltene Gewinne ki (50 %) angewandt:*®

KSt It = PU It * k1 ; (42)

daraus ergibt sich der zu zahlende Korperschaftsteuerbetrag, sofern keine Aus-
schuattung stattfindet. Durch Abzug dieses Betrages vom Periodentberschuld a3t
sich die potentielle Thesaurierungsmoglichkeit bzw. Ausschuttungsmaéglichkeit

PU Il des Unternehmens ableiten:

PU 1, = PU I, - KSt I, . (43)

Hieraus ist durch Multiplikation mit dem Ausschittungssatz AS; in Spalte 44 der
Ausschuttungsbetrag ASB | zunachst ohne Kdérperschaftsteuerminderung zu be-

rechnen:

ASB |; = PU 1), = AS;. (45)
Nachfolgend ist zur Bestimmung des effektiven Ausschittungsbetrages zunachst
die Kérperschaftsteuerminderung KSt Il zu konkretisieren, indem das Produkt des

Periodenuberschusses mit der Differenz zwischen den beiden Kérperschaftsteu-

ersatzen und dem Ausschuttungssatz bestimmt wird:
KSt I, = PU Iy » (ks - k) = AS;. (46)

Der effektive Ausschuttungsbetrag ASB Il in Spalte 47 ist durch die einfache Be-

ziehung beschrieben als:

ASBI, =  ASBk+KStl. (47)

478 Andere Steuern miissen nur insofern beriicksichtigt werden, als sie im Tarifpreisgenehmi-
gungsverfahren nicht in voller Hohe iiber aufwandsgleiche Kosten auf den Strompreis lber-
wilzt werden, wobei im folgenden von einer volistandigen Uberwélzung ausgegangen werden
soll. Angesetzt wird daher nur die Kérperschaftsteuer, und zwar mit 50 % fiir einbehaltene und
36 % flir ausgeschlittete Gewinne als Durchschnittswerte der Vergangenheit.
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Die an den Fiskus zu entrichtende Kérperschaftsteuer KSt Ill ist durch Abzug der
Kérperschaftsteuerminderung vom Koérperschaftsteuerbetrag fur einbehaltene

Gewinne errechnet:

KSt Il = KSt I, - KSt I, . (48)

Der Thesaurierungsbetrag TH, der als Eigenkapitalzuwachs im Unternehmen ver-
bleibt, ergibt sich aus der Klrzung des Periodenuberschusses um den effektiven

Ausschuttungsbetrag und der tatséachlichen Kérperschaftsteuerzahlung:

TH: = PU I, - ASB I; - KSt llI; . (49)

Abschlieend sind einige Kennziffern, die fur die Rentabilitdt des EVU herange-
zogen werden, zu ermitteln; die nominale Eigenkapitalrendite vor Steuer ergibt
sich aus der Division des Periodenuberschusses PU Il mit dem anfanglichen
Eigenkapitalbestand EK,, die reale durch Division mit der fortlaufenden Eigen-

kapitalgréfe EK II:

EKR; nom.(v.st) = PU 1,/ EKo, (50)
EKR; real (v.St.) PU It/ EK Il . (51)

Die Eigenkapitalrenditen nach Steuern werden durch die Division der Differenz
zwischen dem Periodentberschu PU1 und der Kérperschaftsteuerzahiung

KSt 11l mit den EigenkapitalgréRen ermittelt:

(PU I,- KSt k) / EK, (52)
(PU I- KSt 11}) / EK Il; . (53)

EKR; nom.(n.st.)
EKR; real (n.st.)

Zuséatzlich werden diese KenngréfRen als Netto-Dividenden durch Division des

Ausschittungsbetrages mit den jeweiligen EigenkapitalgréRen angegeben:*®

ASB I,/ EKy, (54)
ASB I,/ EK II, . (55)

ND; nominal
NDt real

Die Zeitreihen des Simulationsmodelles sind Tabelle 6 zu entnehmen.*®°

47° Auf die Beriicksichtigung der aus der Anrechnung der Kérperschaft- und der Kapitalertragsteu-
er resuitierenden Folgewirkungen fiir die individuellen Grenzsteuersétze in der Einkommen-
steuer wird hier verzichtet.

0 |n der zweiten Zeile von Tabelle 6 kénnen die jeweils verwendeten Formeln in numerischer
Reihenfolge der Formelsammiung des Anhangs abgelesen werden; vgl. Anhang 1.



Theoretische Modellrechnung - Ein-Gut-Fall - (in Mio. DM)

1 2 3 4 5 3 7 8 9 10 1 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22
F1 F§ F7 F3 F4 | F17 F10 F33 F1M F18 F19 F20 F12 F13 F16 F14 F15| F21 F22 F23 F24 F25
Jahre| RBW _ WBW |[LV(n1) LV(n2)| NSE  EKI TH EKIl NSEKV SIH S KV FK  BKZ EKQ FKI FKZ |D(EK) D(FK) KZI KK POI
t | 100000 30% 30% 40% 30% 7.5% 6.5 %

0 | 1000,00 1000,00] 1,000 1,000] 300,00 300,0 0,00 300,00 0,00 000 0,00 400,00 3000 30,0%

1 966,67 1030,00{ 0967 0975| 309,00 3000 573 30573 -327 9,00 -327 1073| 38667 2850 316% 133 3000 1030 2256 4507 77,92 14,59
2 933,33 1060,90| 0933 0950| 31827 3000 6,00 31173 -654 927 -327 21,73\ 37333 2700 334% 13,3 29,00 11,18 22,03 4439 77,60 1527
3 900,00 1092,73| 0900 0925| 327,82 300,0 6,36 318,10 -9,72 955 -318 33,10 360,00 2550 353% 13,3 28,00f 12,17 21,46 43,90 77,53 16,19
4 866,67 112551 0867 0900 33765 3000 6,76 32485 -12,80 9,83 -308 44,85 34667 2400 375% 133 27,00 1326 20,83 43,44 7753 17,20
5 83333 115927 0833 0875 347,78 3000 7,19 33204 -1574 10,13 -2,94 57,04| 33333 2250 398% 133 2600 1448 20,14 43,00 77,62 18,29
6 800,00 1194,05| 0,800 0,850 358,22 3000 7,66 339,70 -1852 10,43 -2,77 69,70| 32000 2100 425% 133 2500 1586 19,38 42,58 77,82 19,49
7 766,67 1229,87| 0,767 0825| 36896 3000 8,18 347,88 -21,08 10,75 -257 82,88| 306,67 1950 454% 13,3 2400| 17,41 18,54 42,20 78,15 20,81
8 733,33 1266,77| 0,733 0,800( 380,03 300,0 8,75 356,63 -2340 11,07 -232 96,63, 293,33 180,0 486% 13,3 23,00f 19,16 17,60 41,85 7861 2227
9 700,00 1304,77| 0,700 0,775| 391,43 300,0 9,38 366,02 2541 11,40 -201 111,02 280,00 1650 523% 133 22,00 21,15 16,55 41,53 79,23 23,90
10 | 666,67 134392{ 0667 0,750{ 403,17 3000 10,11 37613 -27,05 11,74 -164 126,13| 26667 1500 564% 133 21,00| 2342 1537 4125 8005 2572
1 633,33 1384,23| 0,633 0,725f 415,27 300,0 10,91 387,04 -2823 12,10 -1,19 142,04 25333 1350 611% 13,3 20,001 26,03 14,04 41,02 81,10 27,76
12 600,00 142576 0,600 0,700| 427,73 300,0 11,82 398,86 -28,87 12,46 -064 158,86| 240,00 120,0 665% 13,3 19,001 29,04 12,53 40,84 82,41 30,08
13 | 56667 146853| 0567 0675| 44056 3000 12,86 411,71 -2885 12,83 002 17671| 22667 1050 727% 133 1800/ 3254 10,80 4071 84,05 32,72
14 | 53333 1512,59| 0533 0,650| 453,78 3000 1405 42576 -28,01 1322 0,83 19576| 21333 900 798% 133 17.00{ 3663 881 4064 8609 3575
15 500,00 155797 0,500 0,625| 467,39 300,0 1543 441,20 -26,19 13,61 1,82 216,20] 200,00 750 882% 133 16,001 41,46 6,50 40,65 88,61 39,27
16 466,67 1604,71} 0,467 0,600| 481,41 300,0 17,05 458,25 -23,16 14,02 3,03 238,25| 186,67 60,0 982% 13,3 1500 47,20 3,79 40,74 91,73 43,40
17 | 43333 1652,85| 0,433 0575| 49585 3000 18,97 477,22 -1863 1444 453 26222 17333 450 1000% 13,3 14,00/ 5410 058 40,93 9561 48,28
18 | 400,00 1702.43| 0400 0550/ 510,73 3000 20,30 49752 -1321 1488 542 28752 160,00 300 1000% 133 1300| 5675 0,00 4124 9798 51,65
19 | 366,67 175351| 0367 0525 526,05 3000 2152 51904  -7,01 1532 6,20 31404| 14667 150 1000% 133 12,00| 5845 0,00 41,65 100,10 54,76
20 333,33 1806,11] 0,333 0,500| 541,83 300,0 22,79 541,83 0,00 1578 7,01 341,83] 133,33 00 100,0% 13,3 11,00/ 60,20 0,00 42,14 102,34 58,01
21 300,00 1860,29] 0,300 0,475| 558,09 300,0 15,01 556,84 -1,24 16,26 -1,24 376,84 120,00 0,0 1000% 13,3 10,00f 62,01 0,00 42,71 104,72 61,39
22 | 266,67 1916,10| 0267 0450| 574,83 3000 1580 572,64 -2,19 1674 -094 41264| 106,67 00 100,0% 13,3 9,00 6387 000 4307 106,94 64,61
23 | 233,33 197359 0233 0425| 592,08 300,0 16,55 589,19  -2,89 17,24 -0,70 449,19 93,33 00 100,0% 13,3 800 6579 0,00 43,21 10899 67,66
24 | 200,00 203279 0,200 0400| 609,84 3000 17,32 60651 -333 1776 -0.44 48651| 80,00 00 100,0% 13,3 7,00 67,76 000 43,39 111,15 70,82
25 | 166,67 209378 0167 0375| 628,13 3000 18,12 62462 -351 1830 -0,18 524,62| 6667 00 100,0% 13,3 6,00( 69,79 000 43,63 113,42 74,09
26 | 133,33 215659 0133 0350| 646,98 3000 1894 64357 -341 1884 0,10 563,57 5333 00 1000% 13,3 500 71,89 000 43,91 11580 77.46
27 | 100,00 222129/ 0100 0325| 666,39 3000 19,80 663,36  -302 1941 039 603,36 40,00 00 100,0% 13,3 4,00 7404 000 4425 118,29 80,96
28 66,67 228793 0067 07300| 68638 3000 20,68 684,04 -233 1999 069 644,04 2667 00 100,0% 13,3 3,00/ 7626 000 44,64 120,91 84,57
29 33,33 235657 0033 0275 70697 3000 2159 70564  -1,33 2059 1,00 68564| 1333 00 100,0% 13,3 200/ 7855 0,00 4509 123,64 8831
30 0,00 2427.26| 0000 0250 728,18 3000 22,54 728,18 0,00 2121 1,33 72818 0,00 00 1000% 13,3 1,00/ 8091 000 4560 12651 9217
3 0,00""3500,08 0,225]7750,02 Saido 4-'36:7"0,00

3R 0,00 2575,08 0,200{ 772,52 Saldo 1-20: 0,00

33 0,00 265234 0,175| 795,70 Saldo 21-30: 0,00

34 0,00 273191 0,150 819,57

35 0,00 2813,86 0,125| 844,16

36 0,00 289828 0,100 869,48

37 0,00 298523 0,075 895,57

38 0,00 3074,78 0,050 922,44

39 0,00 3167,03 0.025| 950,11

40 0,00 3262,04 0,000| 978,61
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Ermittlung der Ubernahmepreise

Ermittlung der Endkundentarife

(Fortsetzung Tabelle 2)

1 23 24 25 26
F1 F 34 F 35 F 36 F 37
Jahre[ UNP! UNPIl [ UNP Il UNP IV
t
0 7000 7000 7000 7000
1 681,7 690,0| 7107 7193
2 6633 6800 7202 7379
3 6450 6700y 7285 7558
4 626,7 6600; 7354 7730
5 6083 6500 7411 789,4
6 590,0 6400 7452 8049
7 5717 6300| 7479 8196
8 5533 6200 7490 8334
9 5350 610,0] 7483 8462
10 5167 6000 7459 8579
1 4983 5900 7417 8686
12 4800 5800/ 7355 8780
13 4617 5700 7272 8863
14 4433 560,0f 7167 8932
15 4250 550,00 7040 8987
16 406,7 540,0f 6889 9028
17 3883 5300{ 6712 9054
18 3700 5200; 6510 9063
19 351,7 5100 6280 9056
20 3333 5000 6020 9031
21 3000 4750; 5581 883,6
22 266,7 450,0] 5110 8622
23 2333 4250| 4605 8388
24 2000 400,0( 4066 8131
25 166,7 375,0] 3490 7852
26 1333 350,04 2875 7548
27 1000 3250 2221 7219
28 66,7 3000 1525 6864
29 333 2750 786 6481
30 00 2500 00 6068
31 2250 562,5
32 200,0 5150
33 1750 4642
34 150,0 4088
35 1250 3517
36 100,0 2898
37 75,0 2239
38 50,0 153,7
39 250 79,2
40 0,0 0,0

1 27 28 29 30 N 32 33 34 35 36 37 38 39 40
F1 | F38 F39 F42 F40 F41 F43 F44 F 45 F46 F47 F 48 F 49 F 50 F 51
Jahre| D KZlIll AGK SB SP BK PK KA GKI1 GKIl EKPI| [BKZ-Zins GKIII EKP I
t 00%| 05% inMio 40% 75%
0] 18 734 0,120 DM 43,00 1,17E-03
1 32,86 4490 29265 18734| 0,121 DM 22593 4472 22,00( 370,41 355,41( 0,202DM 2250 392,91| 0,214 DM
2 33,22 4371 29557 18734/ 0,121 DM 227,06 46,51 22,00| 372,50 357,50| 0,203 DM 21,38 393,87| 0,215DM
3 3363 4252 29857 18734|0,122DM 22820 48,37 22,00( 374,71 359,71| 0,204 DM 20,25 394,96 0,215DM
4 3409 4133 301,64 18734|0,1220M 229,34 50,30 22,00{ 377,06 362,06| 0,205DM 19,13 396,19| 0,216 DM
5 3463 40,14 304,80 18734| 0,123 DM 230,48 52,32 22,00| 379,57 364,57 0,207 DM 18,00 397,57| 0,217 DM
6 35,24 3895 308,05 18734| 0124 DM 23164 5441 22,00| 382,23 367,23 0,208 DM 16,88 399,11| 0,217 DM
7 3595 37,75 311,38 18734/ 0,124 DM 23280 56,59 22,00{ 385,08 370,08 0,210 DM 15,75 400,83| 0,218 DM
8 36,76 3656 314,81 18734| 0,125DM 23396 58,85 22,00] 388,13 373,13 0,211 DM 14,63 402,76] 0,219 DM
9 37,70 3537 318,33 18734( 0,126 DM 23513 61,20 22,00 391,41 376,41| 0,213 DM 13,50 40491| 0,221 DM
10 | 38,80 34,18 321,96 18734| 0,126 DM 23630 63,65 22,00( 394,93 379,93 0,215DM 12,38 407,31| 0,222DM
11 40,08 32,99 32568 18734| 0,127 DM 237,49 66,20 22,00| 398,75 383,75 0,217 DM 11,25 410,00| 0,223 DM
12 4157 31,80 329,52 18734| 0,127 DM 23867 68,84 22,00] 402,89 387,89 0,219 DM 10,13 413,01| 0,225DM
13 | 43,34 30,60 333,47 18734|0,128DM 239,87 71,60 22,001 407,41 392,41 0,222 DM 9,00 416,41| 0,227 DM
14 4544 29,41 33753 18734| 0,129DM 24107 74,46 22,00( 412,38 397,38| 0,225DM 7,88 420,26 0,229 DM
15 | 47,96 2822 34171 18734|0,129DM 24227 7744 22,001 417,89 402,89 0,228 DM 6,75 42464| 0,231 DM
16 50,99 27,03 346,02 18734| 0,130 DM 243,48 8054 22,001 424,04 409,04] 0,231 DM 563 429,66| 0,234 DM
17 5468 2584 35046 18734| 0,131 DM 24470 83,76 22,00 430,98 415,98| 0,235 DM 450 43548| 0,237 DM
18 56,75 24,65 355,03 18734| 0,131 DM 24592 87,11 22,00( 436,43 421,43| 0,238 DM 3,38 439,80| 0,240 DM
19 5845 2345 359,75 18734| 0,132DM 24715 9059 22,00] 441,65 426,65 0,241 DM 2,25 443,90] 0,242DM
20 | 6020 2226 364,61 18734| 0,133 DM 248,39 94,22 22,00| 447,07 432,07 0,244DM 1,13  44820| 0,244 DM
21 62,01 2058 369,62 18734( 0,133 DM 249,63 97,99 22,00( 452,21 452,21| 0,246 DM 0,00 45221| 0,246 DM
22 | 6387 18,42 374,79 18734| 0,134 DM 250,88 101,91 22,00| 457,07 457,07 0,249 DM 0,00 457,07 0,249 DM
23 | 6579 16,25 380,12 18734| 0,135DM 252,13 10598 22,00{ 462,15 462,15 0,252DM 0,00 462,15| 0,252 DM
24 | 67,76 14,08 385,62 18734| 0,135DM 263,39 110,22 22,00| 467,46 467,46| 0,255 DM 0,00 467,46| 0,255 DM
25 | 6979 11,92 391,29 18734| 0,136 DM 254,66 114,63 22,00( 473,00 473,00 0,258 DM 0,00 473,00{ 0,258 DM
26 | 7189 9,75 397,15 18734| 0,137 DM 25593 119,22 22,00( 478,79 478,79 0,261 DM 0,00 478,79 0,261 DM
27 | 7404 758 403,20 18734| 0,137 DM 257,21 12398 22,00( 484,83 484,83| 0,264 DM 0,00 484,83| 0,264 DM
28 | 7626 542 409,44 18734| 0,138 DM 25850 128,94 22,00| 491,13 491,13| 0,268 DM 0,00 491,13{ 0,268 DM
29 7855 3,25 41590 18734| 0,139DM 25979 134,10 22,00| 497,70 497,70| 0,271 DM 0,00 497,70| 0,271 DM
30 80,91 1,08 42256 18734| 0,139 DM 261,09 139,47 22 00| 504,55 504,55| 0,275 DM 0,00 504,55 0,275DM
SB in MWh * 100 Netzverlust 2%
Allgemeine Parameter: Ratentilgung mit konstanten Raten
Anlagevermogen: 1000 FK-Riickzahlungsdauer: 30 Finanzierungsverhéltnisse: Absolut  Relativ
Tarifkalk. ND (n1): 30 BKZ-Auflésungssatz: 5% Eigenkapital: 300 30 %
Betriebstbl. ND (n2): 40 Fremdkapital: 40 % Fremdkapital: 400 40 %
Tarifkalk. Abschreibungssatz: 3,3 % Fremdkapitalzins: 8% Baukostenzuschiisse: 300 30%
Betriebsubl. Abschreibungssatz: 2,5 % FK-Tilgungsrate: 133 @ Ausschuttungssatz (1 - 20): 214 %
Anlagenpreisindex; 3,0 % Preissteigerungen: @ Ausschuttungssatz (21 - 30): 51,1%
BKZ: 30 % Personalkosten: 4,0 % @ Ausschuttungssatz (1 - 30): 355%
BKZ-Auflésung: 20 Bezugspreis: 0,5 % KSt-Satze (k1)/(k2): 50 %136 %

gzl



Steuer- und Thesaurierungsberechnung

(Fortsetzung Tabelle 2)

1

41

42

43

44

45 46 47 48 49 50 51 52 53 54 55

F1| F25 F26 F27 F28 F29 F30 | F31 F32 F33 F 52 F 53 F 54 F 55 F 56 F 57

Jahre] PU I KSti PUOIl ~ AS  ASBI KStIl | ASBIl KStliil TH EKR v. St. EKR n. St. Netto-Dividende

t nominal real nominal real nominal real

)

1 1459 729 729 214% 156 044 200 68 573 4,86 % 477 % 2,58 % 253% 0,67 % 0,65 %
2 1527 763 763 214% 163 046/ 209 7,48 6,00 5,09 % 4,90 % 2,70% 2,60 % 0,70 % 0,67 %
3 16,19 810 810 214% 1,73 049 222 761 636 5,40 % 509 % 2,86 % 2,70 % 0,74 % 0,70 %
4 1720 880 860 214% 184 052 236 808 6,76 573% 5,29 % 3,04 % 281% 0,79 % 0,73 %
5 1829 915 915 214% 19 055 251 860 7,19 6,10 % 551% 323% 292% 0,84 % 0,75 %
6 1949 975 975 214% 209 058 267 916 766 6,50 % 5,74 % 344 % 3,04% 0,89 % 0,79 %
7 2081 10,41 1041 214% 223 062 28 978 818 6,94 % 5,98 % 3,68 % 317 % 0,95 % 0,82 %
8 22,27 11,14 1114 214% 238 067 305 1047 875 7,42 % 6,25 % 393% 331% 1,02% 0,86 %
9 2390 1195 11,95 21,4% 25 072 327 1123 939 7,97 % 6,53 % 4,22 % 346% 1,09 % 0,89 %
10 | 2572 1286 1286 214% 275 077 352 1209 10,11 8,57 % 6,84 % 4,54 % 362% 1,17 % 0,94 %
11| 27,76 1388 1388 214% 297 083 38 1305 10,91 9,25 % 717 % 4,90 % 3,80 % 1,27 % 0,98 %
12 | 3008 1504 1504 214% 322 090 4,42 14,14 1182 1003% 7,54 % 531% 4,00 % 1,37 % 1,03 %
13 | 3272 1636 1636 214% 350 098 448 1538 12,86 1091 % 795% 5,78 % 421% 1,49 % 1,09 %
14 | 3575 1788 1788 214% 383 1,07] 490 1681 1405 1192% 8,40 % 6,32% 445% 1,63 % 1,15 %
15 | 3927 1964 1964 214% 420 1,18 538 1846 1543| 1309% 8,90 % 6,94 % 472% 1,79% 1,22%
16 [ 4340 21,70 21,70 214% 465 1,30 595 2040 17,05 1447 % 9,47 % 7,67 % 502 % 1,98 % 1,30 %
17 | 4828 2414 2414 214% 517 1,45 662 2269 1897 1609% 1012% 853 % 536 % 221% 139%
18 | 5165 2583 2583 214% 553 155 7,08 2428 2030{ 1722% 1038% 9,12 % 550 % 2,36% 1,42%
19 | 5476 27,38 2738 214% 58 164 750 2574 21,52 1825% 1055% 9,67 % 5,59 % 2,50 % 1,45 %
20 | 8801 29,00 2900 214% 621 174 785 2727 22791 1934% 10,71%| 1025% 567 % 265% 1,47 %
21 | 61,39 3069 3069 511% 1568 4,33] 2007 26,30 1501 2046% 11,02%| 11,70% 6,30 % 6,69 % 3,60 %
22 | 6461 3231 3231 51,1% 1651 462| 2113 2768 1580| 2154% 11,28%| 1231% 6,45 % 7,04 % 369 %
23 | 6766 3383 3383 511% 1729 484 2213 2899 1655 2255% 11,48%| 12,89% 6,56 % 7,38% 376 %
24 | 7082 3541 3541 511% 1809 507| 23,16 3034 1732 2361% 1168%| 1349% 6,67 % 7.72% 382%
25 | 7409 37,04 3704 511% 1893 530 2423 31,74 18,12 2470% 11,86%| 1411% 6,78 % 8,08 % 388 %
26 | 7746 3873 3873 511% 1979 554| 2533 33,19 1894| 2582% 12,04%| 1476% 6,88 % 8,44 % 394 %
27 | 8096 4048 4048 511% 2068 579 2647 3469 1980 2699% 1220%| 1542% 6,98 % 8,82 % 3,99 %
28 | 8457 4229 4229 511% 2161 605 2766 3624 2068 2819% 12,36%| 1611% 7,07 % 9,22% 404 %
29 | 8831 4415 44,15 511% 2256 632 2888 3784 2159 2944% 1251%| 1682% 715 % 9,63 % 4,09 %
30 | 9217 4608 4609 511% 2355 659| 30,14 3949 2254| 3072% 1266%| 17,56% 723%| 1005% 414 %
@ Ausschittungssatz: 30,6 % @ Rendite 1.-30. Jahr| 1501 % 887 % 8,36 % 487 % 3,65% 1,97 %
@ Rendite 1.-20.Jahr] 10,16 % 7,39% 541 % 392% 1,40 % 1,01 %
@ Rendite 21.-30. Jahr| 2536% 11,81 %| 1450% 6,81 % 8,30 % 389%
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2. Analyse der Ergebnisse der theoretischen Simulationsrechnungen

Im Rahmen der Analyse der Simulationsergebnisse sollen die Auswirkungen der
oben abgeleiteten, potentiellen Ubernahmepreise auf die Kosten- und Erléslage
des abgebenden bzw. aufnehmenden Unternehmens untersucht werden, um die
Konsequenzen der unterschiedlichen Ubernahmepreise darzustellen (2.1.). Da
die jeweilige Eigenkapitalquote im Zeitverlauf eine wesentliche Rolle hinsichtlich
der Héhe der kalkulatorischen Abschreibungen spielt, wird zugleich die kosten-

gunstigste Kapitalstruktur fur den Endkunden untersucht (2.2.).

2.1. Analyse der Ubernahmepreise und des VerduRerungsfalles

Der in der Praxis im Mittelpunkt stehende Ubernahmepreis ist der Sachzeitwert,
der - wie in Kap. IV erértert - unterschiedliche Auspragungen haben kann. Die
Modellrechnungen beschranken sich auf die operationalisierbaren Sachzeitwert-
Definitionen. Die zwei entwickelten Sachzeitwerte basieren auf der steuerlich
zulassigen bzw. der betriebsublichen Nutzungsdauer; eine weitere Definition die
sich an der tatsachlichen Nutzungsdauer orientiert, ist zwar méglich, jedoch ist
diese Nutzungsdauer nicht allgemeingultig quantifizierbar und somit wenig opera-
tional.**' Die zwei Restbuchwerte - gleichsam aus den differierenden Nutzungs-

dauern abgeleitet - gehen ebenfalls in die Analyse ein.

Die vier relevanten Ubernahmepreise - in der Tabelle 6, Spalte 23 bis 26 darge-
stellt - haben jeweils charakteristische Verlaufe. Alle Ubernahmepreise starten mit
den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten abzuglich der urspringli-
chen Baukostenzuschusse. Die Restbuchwerte haben einen linear abnehmenden
Verlauf, wobei die Steigung durch die angesetzte Nutzungsdauer bestimmt wird.
Die Sachzeitwerte hingegen haben einen nichtlinearen Verlauf; sie steigen zu-
nachst an, nehmen dann, wenn die jeweilige Nutzungsdauer nahezu zur Haélfte
verstrichen ist, wieder ab und erreichen den Wert Null am Ende der angenomme-
nen Nutzungsdauer. Nach Ablauf der 20jahrigen Laufzeit der Konzessionsvertra-

ge*® belauft sich der tarifkalkulatorische Restbuchwert auf 333,3 Mio. DM, der

81 vgl. Kap. V1.3.; dort basiert der Sachzeitwert, der von den veriduBernden EVU gefordert wird,
auf der technischen Nutzungsdauer.

“82 |n diesem Zeitpunkt bestehen keine abzuziehenden Baukostenzuschiisse, so daR die Ergebnis-
se nicht mehr um die noch nicht aufgeldste Baukostenzuschiisse bereinigt werden miissen.
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kalkulatorische Restbuchwert auf 500,0 Mio. DM, der tarifkalkulatorische Sach-
zeitwert auf 602,0 Mio. DM und der kalkulatorische Sachzeitwert auf
903,1 Mio. DM. Die vier Ubernahmepreise sind in Abbildung 11 graphisch darge-

stellt.

Abbildung 11: Potentielle Ubernahmepreise abziiglich noch nicht aufgeldster
Baukostenzuschusse im Zeitablauf
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Eigene Berechnungen.

Die Startparameter der in Abbildung 11 dargesteliten Ubernahmepreise, d.h. die
historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten, die Lebensdauerverhéltnis-
se, die Preissteigerungsrate von 3 % p.a. sowie die jeweiligen Wiederbeschaf-
fungskosten sind Tabelle 6 zu entnehmen. Die fur alle Ubernanmepreise charak-
teristischen Steigungsénderungen im 20. Jahr der Zeitpfade sind durch die Auflé-
sungsdauer der Baukostenzuschusse bedingt. Der tarifkalkulatorische Sachzeit-
wert erreicht sein Maximum nach 8 Perioden, der kalkulatorische Sachzeitwert hat
sein Maximum in der 18. Periode. In der 20. Periode, d.h. nach Auslaufen eines
Konzessionsvertrages wirde bei einer VeraduRerung zum kalkulatorischen Sach-
zeitwert das abgebende EVU nahezu 90 % seiner historischen Anschaffungs- und
Herstellungskosten abgegolten bekommen, obgleich die steuerlich zulassige
Nutzungsdauer schon zu zwei Dritteln abgelaufen ist und der diesbezlgliche
Restbuchwert damit nur noch einen Anteil von 33,3 % an den historischen An-
schaffungs- und Herstellungskosten hat. Eine VeraulRerung zum kalkulatorischen
Sachzeitwert wlurde demnach eine zuklnftige Substanzerhaltung reflektieren,
obwohl in der Vergangenheit bis zum potentiellen Ubernahmezeitpunkt Gber den
Stromtarif bereits alle notwendigen, substanzerhaltende Malnahmen dem EVU

zugeflossen sind. Der tarifkalkulatorische Sachzeitwert beinhaltet eine ebensol-
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che Substanzerhaltung, die jedoch durch die zugrundeliegende kurzere Nut-

zungsdauer etwas abgeschwécht ist.

In Kap. lll. wurde deutlich, welche Interessen die EVU verfolgen; gerade hier wird
sichtbar, daf} ein verduferndes EVU einen mdglichst hohen VerauRerungspreis

%% _ fordern wird. Aus energiewirtschafts- und

- den kalkulatorischen Sachzeitwert
preisaufsichtsrechtlichen Grinden ist eine Veriédngerung der tarifkalkulatorischen
Nutzungsdauer ausgeschlossen. Der Sachzeitwert mu3 aufgrund der fehlenden
Differenzierung zwischen eigen- oder fremdkapitalfinanziertem Vermégen*®* und
seinen zukunftigen SubstanzerhaItungseleménten ebenfalls ausgeschlossen
werden. Daher darf einzig der tarifkalkulatorische Restbuchwert als
,angemessener* Ubernahmepreis angesehen werden. Nur dieser Ubernahme-
preis beinhaltet die im Zeitpunkt einer Ubernahme noch nicht abgegoltenen In-

vestitionskosten.

Wird nun der VerauRerungsfall mit in die Analyse einbezogen, entsteht dem EVU
ein LiquiditatszufluB, der die Ausschuttungspolitik und die Renditen beeinfluf3t.
Der Liquiditatszuflu® durch den Verauflerungspreis darf allerdings nicht aus-
schlieBlich zur Ausschittung verwendet werden, es ist zunachst das noch nicht
getilgte Fremdkapital zu bedienen sowie das noch nicht zurickgeflossene Eigen-
kapital zu berucksichtigen. Der verbleibende Restbetrag kann zur Ausschuttung
verwendet werden, wobei jedoch auch hier aufgrund der Versorgungssicherheit

die Nettosubstanzerhaltungskonzeption im Zeitpunkt der Ubernahme erfullt sein

muf3.

Um die Auswirkungen der vier Ubernahmepreise zu untersuchen, wird von einer
Identitat der aufwandsgleichen Kosten des abgebenden und aufnehmenden EVU
ausgegangen. Damit hangt die Rentabilitdt eines zu Ubernehmenden Netzes

ausschlielich von den aus unterschiedlichen Ubernahmepreisen resultierenden,

8 Fin verduRerndes EVU wird i.d.R. versuchen, einen Sachzeitwert auf der Basis der l4ngeren
technischen Nutzungsdauer durchzusetzen; an dieser Stelle wird jedoch von einem solchen
Verhalten abstrahiert.

4 D h. der Sachzeitwert orientiert sich an der Bruttosubstanzerhaltungskonzeption, die nur in den
Tarifpreisgenehmigungsverfahren Nordrhein-Westfalens Anwendung findet; bei der mehrheit-
lich angewandten Arbeitsanieitung fiihrt diese Konzeption zu einer Ubererfiillung der Nettosub-
stanzerhaltungskonzeption; dies widersprache dem gesetzlichen Auftrag der preisgiinstigen
Elektrizitdtsversorgung; vgl. Kap. V.2.1.
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kalkulatorischen Kostenelementen ab, die die Preisaufsichtsbehérde dem auf-

nehmenden EVU anerkennen kann.

Unter der Voraussetzung, dal} die Preisaufsichtsbehérde zunéchst alle kalkulato-
rischen Kosten anerkennt, zeigt die folgende Tabelle 7 die durchschnittlichen
Eigenkapitalrenditen des abgebenden EVU sowohi bei der VerauRerung als auch
im Fall der Nicht-VeraduRerung und die des aufnehmenden EVU, wobei jeweils

eine Eigenkapitalquote von 30 % in t =0 unterstellt wird.**®

Aus dem Verkauf der Anlage zum kalkulatorischen Sachzeitwert foigt eine durch-
schnittliche nominale Eigenkapitalrendite vor Steuer von 15,54 %, selbst eine
VerauRerung zum tarifkalkulatorischen Restbuchwert ergibt eine durchschnittliche
nominale Rendite vor Steuer von 10,16 %. Das aufnehmende EVU erreicht unter
den o.a. Bedingungen - unabhangig vom Ubernahmepreis - eine nominale Rendi-

te vor Steuer von 9,74 %.

Tabelle 7: Renditen des abgebenden und Gbernehmenden EVU
Renditen des abgebenden und iibernehmenden EVU
in allen Fallen mit einer Eigenkapitalquote in t=0 von 30 %
Rendite des abgebenden EVU bei Nicht-VerduBerung

@ Rendite v. Steuer | @ Rendite n. Steuer| @ Netto-Dividende
Perioden @ Ausschittung | nominal real nominal real nominal real
1. - 20. Periode 21,4 % 10,16 7,39 5,41 3,92 1,40 1,01
21. - 30. Periode 51,1 % 25,36 11,91 14,50 6,81 8,30 3,89
1. - 30. Periode 35,56 % 15,01 8,87 8,36 4,87 3,65 1,97
Rendite des abgebenden EVU bei VerauBerung nach 20 Jahren
Ubernahmepreis | @ Ausschiittung | nominal real nominal real nominal real
tarifkalk. RBW 21,4 % 10,16 7,39 541 3,92 1,40 1,01
kalk. RBW 382 % 12,29 8,71 6,95 4,87 3,13 2,17
tarifkalk. SZW 453 % 13,29 9,39 7,75 5,39 410 2,81
kalk. SZW 59,2 % 15,54 11,03 9,67 6,71 6,57 4,48
Rendite des libernehmenden EVU
Perioden @ Ausschutttung | nominal real nominal real nominal real
21. - 30. Periode 30,2 % 9,74 8,27 531 4,50 1,90 1,61

Eigene Berechnungen.

“55 Das aufnehmende EVU hat zu Beginn der Nutzungsdauer eine Eigenkapitalquote von 30 %,
wahrend das aufnehmende EVU im Ubernahmezeitpunkt mit einer identischen 30%igen Quote
startet.
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Tabelle 7 verdeutlicht gleichfalls, dal} die Rendite des abgebenden EVU im letz-
ten Drittel der Nutzungsdauer deutlich ansteigt. Bei einer Nicht-Veraulerung des
Netzes erzielt das abgebende EVU eine durchschnittliche nominale Rendite vor
Steuer von 25,36 % mit einem durchschnittlichen Ausschuttungssatz ab der
21. Periode von 51,1 %. Sowohl| die Héhe des Ausschittungssatzes als auch die
im Zeitablauf steigende Eigenkapitalrendite veranschaulicht das Interesse des
verdullernden EVU, das Versorgungsgebiet Uber die konzessionsvertragliche
Laufzeit von 20 Jahren hinaus weiterhin zu versorgen. Diese Renditen liegen
deutlich tber der durchschnittlichen ,marktublichen* Rendite,*®® die in Wettbe-
werbsunternehmen erzielt werden kann. Die exakte Herleitung dieser Renditen ist

in den Tabellen 9a bis 9d dargestellit.

Die oben entwickelte Modelistruktur ist auf das aufnehmende Unternehmen Gber-
tragen worden. Die entsprechenden Modellrechnungen werden in den nachfol-
genden Tabellen 10a bis 10d dargestellt. Als Abschreibungsausgangsbetrag ist in
der Spalte 2 der jeweilige Einstandspreis des Ubernehmenden Unternehmens
angesetzt worden.*” Der Pfad der Wiederbeschaffungswerte startet hingegen mit
den jeweiligen Ubernahmepreisen fur eine gebrauchte Anlage, da der Erwerber
nur den Wiederbeschaffungswert flr eine gebrauchte Anlage als Kaufpreis ent-
richtet hat.*® Als Laufzeit darf nur die steuerlich zulassige Restnutzungsdauer
des Vorbesitzers von zehn Jahren in Ansatz kommen.**® Daraus folgt, dai durch
die niedrigeren Wiederbeschaffungswerte die Abschreibungen des eigenfinan-
zierten Anteils des Anlagevermégens zwar niedriger sind, dies wird allerdings
teilweise durch die héheren AfA-Satze von 10 % - im Gegensatz zu 3,33 % des

Verauflerers - kompensiert.

6 Schmidt quantifiziert die ,marktlbliche* Eigenkapitalverzinsung borsennotierter Aktien-
gesellschaften auf ca. 15 %, ohne dies jedoch durch weitere Queilen zu belegen; vgl. Schmidt,
R. (1991), S. 58.

7 Dieser Ansatz erfolgt - wie bereits erwihnt - unter der Pramisse, daR die Preisaufsichtsbehorde
zunachst jeden Ubernahmepreis anerkennt.

48 pDer Ansatz des Kaufpreises als Grundlage zur Berechnung der nachfolgenden Abschreibungen
ist unmittelbar einsichtig, wenn zum Vergleich ein Unternehmen betrachtet wird, das eine ge-
brauchte Anlage erwirbt, so kann dieses Unternehmen als Abschreibungsgrundlage nur den
Kaufpreis, nicht jedoch den aktuellen Wiederbeschaffungswert einer vergleichbaren Neuanlage
ansetzen.

489 \Wird - wie in der modifizierten oder nordrhein-westfalischen Arbeitsanleitung - eine betriebsiib-
liche Nutzungsdauer angesetzt, mul3 das aufnehmende EVU die entsprechende betriebsiibliche
Restnutzungsdauer vorsehen.



1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 1 12 13 14 15 16 17
F1 F25 F 26 F 27 F 20 F 28 F 29 F 30 F31 F 32 F 33 F 52 F 53 F 54 F §5 F 56 F 57
Jahref PUI Kst | PUI S AS ASB | Kst il ASB |l KSt 11l TH EKRv. St. EKR n. St. Netto-Dividende
t nominal real nominal real nominal real
0
1 14,59 7,29 7.29 327 214 % 1,56 0,44 2,00 6,86 573 4,86 % 477 % 2,58 % 253 % 0,67 % 0,65%
2 15,27 7,63 7.63 =327 21,41 % 1,63 0,46 2,09 7.18 6,00 5,00 % 4,90 % 270% 2,60 % 0,70% 0,67 %
3 16,19 8,10 8,10 318 21,41 % 1,73 0,49 2,22 7.61 6,36 540 % 5,09 % 2,86 % 2,70 % 0,74% 0,70 %
4 17,20 8,60 8,60 308 21,41 % 1,84 0,52 2,36 8,08 6,76 573% 529 % 3,04 % 2,81 % 0,79 % 0,73 %
5 18,29 9,15 9,15 294 21,41 % 1,96 0,55 2,51 8,60 7189 6,10 % 551 % 3,23% 292 % 0,84 % 0,75 %
6 19,49 975 9,75 2770 2141 % 2,09 0,58 2,67 9,16 7,66 8,50 % 574 % 344 % 3,04% 0,89 % 0,79 %
7 20,81 10,41 10,41 257 211,41 % 2,23 0,62 2,85 9,78 8,18 6,94 % 5,98 % 368% 317 % 0,95 % 0,82 %
8 22,27 11,14 11,14 2321 21141 % 2,38 0,67 3,05 10,47 8,75 7,42 % 6,25 % 393% 331 % 1,02% 0,86 %
9 23,90 11,95 11,95 2,01 21,41 % 2,56 0,72 3,27 11,23 9,39 797 % 6,53 % 4,22 % 3,46 % 1,08 % 0,89 %
10 25,72 12,86 12,86 164 2141 % 2,75 0,77 3,52 12,09 10,11 8,57 % 6,84 % 454 % 3,62% 1,17 % 0,94 %
11 27,76 13,88 13,88 1,191 21,41 % 297 0,83 3,80 13,05 10,91 9,25 % 717 % 4,90 % 3,80% 1,27 % 0,98 %
12 30,08 15,04 15,04 -064f 2141 % 3,22 0,90 412 14,14 11,82] 10,03 % 7,54 % 531% 4,00 % 1,37 % 1,03 %
13 32,72 16,36 16,36 0,02 21,41% 3,50 0,98 4,48 15,38 12,86 10,91 % 795 % 578 % 421 % 1,49 % 1,09%
14 35,75 17,88 17,88 083 2141 % 3,83 1,07 4,90 16,81 1405 1192% 8,40 % 6,32% 445% 163% 1,15 %
15 39,27 19,64 19,64 1,82 21,41 % 420 1,18 538 18,46 15,431 13.09% 8,90 % 6,94 % 472 % 1,79 % 1,22 %
16 43,40 21,70 21,70 303 21,41% 4,65 1,30 5,95 20,40 17,051 14,47 % 947 % 767 % 502 % 1,98 % 1,30 %
17 48,28 2414 2414 453 2141 % 517 1,45 6,62 22,69 1887 16,09% 10,12% 8,53 % 5,36 % 2,21% 1,39 %
18 51,65 25,83 25,83 5421 21,41 % 5,53 1,55 7,08 2428 2030 1722% 10,38% 912 % 5,50 % 2,36 % 1,42 %
19 5476 27,38 27,38 620 21,41 % 5,86 1,64 7.50 2574 21521 1825% 1055% 9,67 % 5,59 % 2,50 % 1,45 %
20 58,01 29,00 29,00 7011 21,41 % 6,21 1,74 7,95 27,27 2279] 1934% 10,71 %| 1025% 5,67 % 2,65 % 1,47 %
0,00 21,41% 10,16 % 7.39% 541 % 3,92 % 1,40 % 1,01 %
Renditen vor Steuern; 20 Jahre UNPL davon D EKR V. St. 2 EKR n, St. @ Netto-Dividende
& EK-Rendite nominal: 10,16 % UNP erfolgs- I AS nominal real  nominal real  nominal real
& EK-Rendite real: 7,39 % wirksam
Tarifkalk. RBW 333,33 0,00 2141% 10,16% 7.39% 541 % 392% 1,40 % 1,01 %
Renditen nach Steuern; 20 Jahre
@ EK-Rendite nominal: 541 % Kalk. RBW 500,00 16667 3816% 1229% 871 % 6,85 % 487 % 313% 217 %
@ EK-Rendite real: 392%
Tarifkalk. SZW 602,04 268,71 4529% 1329% 9,39% 7,75% 5,39 % 410 % 281 %
Netto-Dividende; 20 Jahre
@ Netto-Dividende nominal: 1,40 % Kalk. SZW 903,06 569,73 5919% 1554% 11,03% 9,67 % 6,71 % 6,57 % 4,48 %
@ Netto-Dividende real: 1,01 %
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7 8 9 10 1 12 13 14 15 16 17
F1 F 25 F 26 F 27 F 20 F 28 F 29 F 30 F 31 F 32 F 33 F 52 F 53 F 54 F 55 F 56 F 57
Jahre PUI KSt | PUII S AS ASB ! KSt ii ASB Il KSt il TH EKR v. St. EKR n. St. Netto-Dividende
t nominal real nominal real nominal real
0
1 14,59 7.29 7,29 -449] 3816 % 2,78 0,78 3,56 6,52 451 4,86 % 477 % 2,69 % 264 % 1,19% 117 %
2 15,27 7,63 7,63 -455] 38,16 % 2,91 0,82 3,73 6,82 472 5,09 % 490 % 2,82% 2,711 % 1,24 % 1,20 %
3 16,19 810 8,10 454 3816% 3,09 0,87 3,95 7,23 5,01 5,40 % 5,09 % 2,99 % 2,82 % 1,32% 1,24%
4 17,20 8,60 8,60 -452] 38,16 % 3,28 0,92 4,20 7,68 5,32 573 % 529% 317 % 293 % 1,40 % 1,29 %
5 18,29 9,15 9,15 -447| 38,16 % 3,49 0,98 4,47 8,17 5,66 6,10 % 551 % 337% 305% 1,49 % 1,35%
6 19,49 9,75 975 441 38,16 % 3,72 1,04 4,76 8,70 6,03 6,50 % 5,74 % 360% 3,18% 1,59 % 1,40 %
7 20,81 10,41 10,41 -431| 3816% 3,97 1,11 5,08 9,29 6,44 6,94 % 5,98 % 384 % 331 % 1,69 % 1,46 %
8 22,27 11,14 11,14 -418] 38,16 % 4,25 1,19 5,44 995 6,89 7,42 % 6,25 % 411 % 3,46 % 1,81 % 1,53 %
9 23,90 11,95 11,95 401 38,16% 4,56 1,28 5,84 10,67 7,39 797 % 6,53 % 441 % 361 % 1,95% 1,59 %
10 2572 12,86 12,86 -3,79] 38,16 % 491 1,37 6,28 11,48 7,95 8,57 % 6,84 % 474 % 3,78% 2,08 % 1,67 %
1" 27,76 13,88 13,88 -3511 3816% 5,30 1,48 6,78 12,40 8,58 9,25% 717 % 512% 397 % 226 % 1,75 %
12 30,08 15,04 15,04 -3,16| 38,16 % 5,74 1,61 7,35 13,43 930 10,03 % 754 % 5,55 % 417 % 2,45 % 1,84 %
13 32,72 16,36 16,36 2,72 38,16 % 6,24 1,75 7,99 14,61 10,12| 10,91 % 795 % 6,04 % 4,40 % 2,66 % 194 %
14 35,75 17,88 17,88 -216] 3816 % 6,82 1,91 8,73 15,97 11,06 1192% 8,40 % 6,60 % 4,65 % 291 % 2,05%
15 39,27 19,64 19,64 -1,47| 38,16 % 7,49 2,10 9,59 17,54 12,14] 13,09 % 8,90 % 7.25% 493 % 3,20 % 217 %
16 43,40 21,70 21,70 -0,60f 38,16 % 8,28 232 10,60 19,38 1342] 1447 % 9,47 % 8,01 % 524 % 353% 2,31 %
17 48,28 24,14 24,14 0,49] 38,16 % 921 2,58 11,79 21,56 1493 1609% 10,12% 891 % 5,60 % 393% 2,47 %
18 51,65 25,83 25,83 1,10[ 38,16 % 9,85 2,76 12,61 23,07 1597 1722% 10,38 % 9,53 % 575% 420 % 2,54 %
19 54,76 27,38 27,38 161 3816% 10,45 2,93 13,37 24,46 16,93 1825% 10,55%} 10,10% 584 % 4,46 % 2,58 %
20 224,68 112,34 112,34 53,69| 38,16 % 42 87 12,00 54,87 100,34 69,47] 7489% 4147%| 4145% 2295%| 1829% 10,13%
0,00] 38,16 % 12,29 % 8,71 % 6,95 % 4,87 % 3,13% 2,17 %
Renditen vor Steuern; 20 Jahre UNP 11 davon @ EKR V. St @ EKR n. St. @ Netto-Dividende
@ EK-Rendite nominal: 12,29 % UNP erfolgs- @ AS nominal real nominal real  nominal real
& EK-Rendite real: 871% wirksam
Tarifkalk. RBW 333,33 000 2141% 10,16% 7,39 % 541 % 392% 1,40 % 1,01 %
Renditen nach Steuern; 20 Jahre
@ EK-Rendite nominal: 6,95 % Kalk. RBW 500,00 166,67 3816% 1229% 871% 6,95 % 4,87 % 313% 217 %
@ EK-Rendite real: 487 %
Tarifkalk. SZW 602,04 268,71 4529% 1329% 939 % 775% 539 % 410 % 2,81 %
Netto-Dividende; 20 Jahre
D Netto-Dividende nominal: 313 % Kalk. SZW 903,06 569,73 5919% 1554% 11,03% 9,67 % 6,71 % 6,57 % 4,48 %
@D Netto-Dividende real: 217 %
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6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17
F1 F 25 F 26 F 27 F 20 F 28 F29 F 30 F 31 F32 F 33 F 52 F 53 F 54 F 55 F 56 F 57
Jahre] PUI KSt | PU Il [ AS ASB | Kst I ASB Il KSt 1l TH EKRv. St. EKR n. St. Netto-Dividende
t nominal real nominal real nominal real
0
1 14,59 7,29 7,29 -5,01| 4529% 3,30 0,93 423 6,37 3,99 4,86 % 477 % 274% 2,69 % 141 % 1,38 %
2 15,27 7,63 7,63 -5,09] 4529% 3,46 0,97 443 6,67 418 5,09 % 490 % 287 % 2,76 % 1,48 % 1,42 %
3 16,19 8,10 8,10 5,12 45,29 % 3,67 1,03 4,69 7,07 4,43 5,40 % 509 % 3,04% 2,87 % 1,56 % 1,48 %
4 17,20 8,60 8,60 -5,13| 45,29% 3,89 1,09 4,98 7,51 4,70 573% 529 % 323% 2,98 % 1,66 % 1,53 %
5 18,29 9,15 9,15 -513] 4529% 4,14 1,16 5,30 7,99 5,00 6,10 % 551% 3,44 % 310% 1,77% 1,60 %
6 19,49 9,75 9,75 5101 4529 % 441 1,24 5,65 8,51 533 6,50 % 574 % 3,66 % 3,23% 1,88 % 1,66 %
7 20,81 10,41 10,41 -5,051 4529% 471 1,32 6,03 9,00 5,69 6,94 % 5,98 % 391% 337% 2,01 % 1,73 %
8 2227 11,14 11,14 -498| 4529% 5,04 1,41 6,46 9,72 6,09 7,42 % 6,25 % 418 % 3,52% 215 % 1,81 %
9 23,90 11,95 11,95 -4,86| 4529 % 541 1,52 6,93 10,43 6,54 7,97 % 6,53 % 449 % 3,68% 231% 1,89 %
10 2572 12,86 12,86 -471] 4529 % 5,82 1,63 7,46 11,23 7,03 8,57 % 6,84 % 4,83 % 385% 2,49 % 1,98 %
11 27,76 13,88 13,88 -450} 4529 % 6,29 1,76 8,05 12,12 7.59 925% 717 % 521% 4,04 % 2,68 % 2,08 %
12 30,08 15,04 15,04 -4,23] 4529 % 6,81 1,91 8,72 13,13 8,231 10,03% 754 % 5,65 % 425% 291 % 219%
13 32,72 16,36 16,36 -3,88] 4529% 7.41 2,07 9,48 14,28 8,95 1091 % 7,95 % 6,14 % 4,48 % 316 % 2,30 %
14 35,75 17,88 17,88 -3,44] 4529% 8,10 2,27 10,36 15,61 9,781 11,92% 8,40 % 6,71 % 4,73 % 345 % 2,43 %
15 39,27 19,64 19,64 -2,87| 4529% 8,89 2,49 11,39 17,15 10,74| 13,09 % 8,90 % 7,38 % 5,02% 380 % 2,58 %
16 43,40 21,70 21,70 -215] 4529% 9,83 2,75 12,58 18,95 11,87 1447 % 947 % 8,15% 534% 419 % 275%
17 48,28 2414 2414 -1,24] 4529% 10,93 3,06 14,00 21,08 13,21 1609% 10,12% 9,07 % 570% 467 % 293 %
18 51,65 25,83 25,83 -0,75| 4529 % 11,70 3,28 14,97 22,55 1413 1722% 10,38% 9,70 % 5,85 % 499 % 3,01 %
19 54,76 27,38 27,38 0,34] 4529% 12,40 347 15,87 239 1498; 1825% 10,55%] 10,28% 594 % 529 % 3,06 %
20 326,72 163,36 163,36 73,58| 45,29 % 73,99 20,72 94,71 142,64 8937| 10891% 6030%i 6136% 3397%| 3157% 1748%
0,00] 4529 % 13,29 % 939% 7.75% 5,39 % 410 % 281 %
Renditen vor Steuern; 20 Jahre UNP I davon @ EKR v. St. & EKR n. St. D Netto-Dividende
@ EK-Rendite nominal; 13,29 % UNP erfolgs- DAS nominal real  nominal real  nominal real
@ EK-Rendite real: 9,39 % wirksam
Tarifkalk. RBW 333,33 000 2141% 1016% 7.39% 541 % 392% 1,40 % 1,01 %
Renditen nach Steuern; 20 Jahre
@ EK-Rendite nominal: 7.75% Kalk. RBW 500,00 16667 3816% 1229% 871 % 6,95 % 4,87 % 3,13% 217 %
@ EK-Rendite real: 5,39 %
Tarifkalk. SZW 602,04 268,71 4529% 1329% 939 % 7,75 % 539% 410% 281 %
Netto-Dividende; 20 Jahre
@ Netto-Dividende nominal: 410% Kalk. SZW 903,06 569,73 5919% 1554% 11,03% 9,67 % 6,71 % 6,57 % 4,48 %
@ Netto-Dividende real: 281 %
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1 2 3 4 5 6 7 ] 9 10 1" 12 13 14 15 16 17
F1 F 25 F 26 F 27 F 20 F 28 F 29 F 30 F 31 F 32 F 33 F 52 F 53 F 54 F §5 F 56 F 57
Jahre| PUI| KSt | PUII S AS ASB | KSt Il ASB Il KSt ™ EKR v. St. EKR n. St. Netto-Dividende
t nominal real nominal real nominal real
0
1 14,59 7,29 7,29 -6,02| 59,19% 4,32 1,21 5,53 6,09 2,98 4,86 % 477 % 283 % 2,78 % 1,84 % 1,81 %
2 15,27 7.63 7,63 -6,15] 59,19 % 452 1,27 5,78 6,37 312 5,09 % 490 % 297 % 285% 1,93 % 1,86 %
3 16,19 8,10 8,10 -6,24] 59,19 % 479 1,34 6,13 6,75 3,30 5,40 % 5,09 % 315% 297 % 2,04% 1,93 %
4 17,20 8,60 8,60 -6,331 59,19% 5,09 1,42 6,51 717 351 573% 5,29 % 334% 3,09% 217 % 201 %
5 18,29 9,15 9,15 -6,40| 59,19 % 54 1,52 6,93 7,63 373 6,10 % 551 % 355% 321% 231 % 209%
6 19,49 9,75 9,75 -6,46|] 59,19 % 577 1,62 7,38 8,13 3,98 6,50 % 574% 3,79% 334% 2,46 % 217 %
7 20,81 10,41 10,41 -6,50| 59,19 % 6,16 1,72 7,88 8,68 425 6,94 % 598 % 404 % 349% 2,63 % 227%
8 2227 11,14 11,14 -6,52] 59,19% 6,59 1,85 8,44 9,29 455 742 % 6,25 % 433% 364% 281 % 237%
9 23,90 11,95 11,95 -6,52] 59,19% 7,07 1,98 9,05 9,97 4,88 7,97 % 6,53 % 464 % 381 % 3,02% 2,47 %
10 25,72 12,86 12,86 -6,50] 59,19% 7.61 2,13 974 10,73 5,25 857 % 6,84 % 5,00 % 3,99% 325% 2,59 %
1" 27,76 13,88 13,88 6,43 59,19% 8,22 2,30 10,52 11,58 5,66 925% 717 % 539% 418 % 351 % 2,72%
12 30,08 15,04 15,04 -6,32] 59,19 % 8,90 2,49 11,39 12,55 6,141 1003% 754 % 5,84 % 440 % 380% 2,86 %
13 3272 16,36 16,36 -6,16| 59,19 % 9,68 271 12,39 13,65 6,68] 10,91 % 7.95% 6,36 % 463 % 413 % 3.01%
14 35,75 17,88 17,88 -592| 59,19 % 10,58 2,96 13,54 14,91 730 11,92% 8,40 % 6,95 % 489 % 451 % 3,18%
15 39,27 19,64 19,64 -5,60] 59,19 % 11,62 3,25 14,88 16,38 8,01] 13,09% 8,90 % 763% 519 % 496 % 337%
16 43,40 21,70 21,70 5,17 59,19 % 12,84 3,60 16,44 18,10 8,86] 1447 % 9,47 % 843 % 552% 5,48 % 3,59 %
17 48,28 2414 2414 -459| 59,19 % 14,29 4,00 18,29 20,14 9,85| 1608% 10,12% 9,38 % 590 % 6,10 % 383%
18 51,65 25,83 25,83 -434] 59,19% 15,29 428 19,57 21,55 10,54 1722% 10,38%| 10,04 % 6,05% 6,52 % 393%
19 54,76 27,38 27,38 -415] 59,19 % 16,21 4,54 20,74 2284 11,171 1825% 1055%| 1064% 6,15 % 6,91 % 400 %
20 627,73 313,87 313,87 112,311 59,19 % 185,78 52,02 237,79 261,85 128,091 20924 % 11585%| 121,96% 6753%| 7926% 43,89 %
0,00 59,19 % 1554% 11,03% 9,67 % 6,71 % 6,57 % 4,48 %
Renditen vor Steuern; 20 Jahre ONP IV davon @ EKRv. St. @ EKR n. St. @ Netto-Dividende
@ EK-Rendite nominal: 15,54 % UNP erfolgs- @ AS nominal real nominal real  nominal real
@ EK-Rendite real: 11,03 % wirksam
Tarifkalk. RBW 333,33 000 2141% 10,16% 739% 541 % 392% 1,40 % 1,01 %
Renditen nach Steuern; 20 Jahre
@ EK-Rendite nominal: 9,67 % Kalk. RBW 500,00 166,67 38,16% 12,29% 8,71 % 6,95 % 487 % 313% 217 %
J EK-Rendite real: 6,71 %
Tarifkalk. SZW 602,04 26871 4529% 1329% 9,39 % 775% 539% 410% 281 %
Netto-Dividende; 20 Jahre
@ Netto-Dividende nominal: 6,57 % Kalk. SZW 903,06 569,73 59,19% 1554% 11,03% 9,67 % 6,71 % 6,57 % 448 %
@ Netto-Dividende real: 4,48 %

NA3 uspusgabqe sap

JUDIS Jop sne - Jamjlezyoes Jayosiloe|ny(ey - |jeisbuniagnelap Jaq :pg ajjeqel

GeEL



Tabelle 4a: Kosten und Tarifentwicklung des aufnehmenden EVU

Tarifkalk. RBW als Ubernahmepreis

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 1" 12 13 14 15 16 17 18 19 20
F1 F5 F7 F3 F17__ F10 F33 F11__ F18 F19 F20 | F12 F16  F14 F15 F21 F 22 F 23 F 24 F25
Jahre| RBW  WBW |[LV(n1)| NSE  EKI TH EKIl NSEKV STH S FK EKQ FKT FKZ | D(EK) DFK _ KZI KK PUI
t 3333 30% 65 %
0 3333 33333 1,00 10006 1000 000 100,00 000 0,00 23333 300%
1 3000 34333] 090 10300 1000 129 10129 171 300 -171| 21000 338% 233 1750| 10300 23333 20008 54542 3708
2 2667 35363| 080| 10609 1000 152 10282 -327 309 -157| 18667 386% 233 1575 11940 22079 19434 53452 4369
3 2333 36424 070} 10927 1000 181 10463 -464 318 1,37 16333 448% 233 1400 14044 20481 18009 52534 5200
4 2000 37517| 060 11255 1000 217 10680 575 328 111} 14000 534% 233 1225| 16823 18386 16600 51810 6226
5 1667 38642 050 11593 1000 263 10944 649 338 -074| 11667 657% 233 1050 20636 15533 15213 51382 7548
6 1333 398,02| 040 11941 1000 326 11270 671 348 -022| 9333 845% 233 875 26,134 11,446 13853 51,433 9350
7 1000 409,96| 030 12299 1000 419 1168 610 358 060 7000 1000% 233 7,00] 34651 5159 12528 52338 12004
8 667 42226 020| 12668 1000 520 12208 -460 369 151 4687 1000% 233 525 42226 0000 11,253 53479 14,895
9 333 43492 010 13048 1000 583 12791 -257 380 202| 2333 1000% 233 350 43492 0000 10041 53534 16,700
10 00 44797\ 000 13439 1000 649 13439 000 391 257 000 1000% 233 1,75| 44797 0000 8883 53680 18597
0,00 265,044 116,417 146,722 538,183 98,600
Tabelle 4b: Kosten und Tarifentwicklung des aufnehmenden EVU Kalk. RBW als Ubernahmepreis
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 1 12 13 14 15 16 17 18 19 20
F1| F5 F7 F3 F17___F10 F33 F11__ F18 F19 F20 | F12 F16 __F14 F15 F21 F 22 F 23 F 24 F25
Jahre][ RBW  WBW |[LV(n1)| NSE  EKI TH EKIl NSEKV STH S FK EKQ FKT FKZ | D(EK) D(FK)  KZI KK PUI
t 5000 30% 65 %
0 5000 500,00 100 15000 1500 000 15000 000 000 35000 30,0 %
1 4500 51500( 090 15450 1500 194 15194 -256 450 -256| 31500 338% 350 2625 15450 35000 31,363 81,813 5563
2 4000 53045/ 080 15914 1500 229 15423 491 463 235 28000 386% 350 2363| 17910 33118 20151 80179 6554
3 3500 54636 070( 16391 1500 272 15695 696 477 205 24500 448% 350 2100 21,066 30722 27013 78801 7801
4 3000 56275( 060 1688 1500 326 16020 -862 492 166 21000 534% 350 1838| 25235 27579 24901 77.715 9340
5 2500 57964 050 17389 1500 395 16415 974 506 -1,12| 17500 657% 350 1575 30954 23299 22820 77073 11323
6 2000 597.03| 040 17911 1500 489 16905 -1006 522 032 14000 845% 350 1313 39202 17,169 20779 77150 14025
7 1500 61494 030| 18448 1500 628 17533 915 537  091| 10500 1000% 350 1050| 51976 7,739 18791 78506 18006
8 1000 633,39 020 19002 1500 779 18312 -690 553 226) 70,00 1000% 350 788 63339 0000 16880 80,218 22,343
9 500 65239/ 0,10| 19572 1500 874 19186 -38 570 304 3500 1000% 350 525| 65239 0000 15062 80,301 25051
10 00 671,96 000 20159 1500 973 20159 000 587 386 0,00 1000% 350 263| 67,196 0000 13324 80520 27,895
0,00 397,566 174625 220,083 792574147 899
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Tarifermittlung fiir Endkunden
(Fortsetzung Tabelle 4a)
1 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 3 32
F1 ] F38 F 39 F 42 F 40 F41 F 43 F 44 F 45 F 46 F48 F 48 F 48 -F 48
Jahre] D KZII  AGK SB SP BK PK KA GK1 EKP| EKP (alty |Differenz
t 65% 05% 40%
0 18734 0,133DM 8059 0,00117
1 33633 20,583 365850| 18734 0,133DM 24963 94,22 22000{ 420,07 0229DM 0,244 DM| -0,015 DM
2 | 34019 18417 370,866| 18734 0134DM 25088 97,99 22,000 423,30 ©231DM 0,246 DM| -0,016 DM
3 | 34525 16,250 376,040 18734 0,135DM 252113 101,91 22000 426,82] 0232DM 0,249 DM| -0,016 DM
4 | 35209 14,083 381,377| 18734 0,135DM 25339 10598 22,000 430,67 0235DM 0,252DM| -0,017 DM
5 | 36168 11,917 386,884| 18734 01136DM 25466 11022 22000{ 43497| 0237DM 0,255DM| -0,018 DM
6 | 37581 9750 392566| 18734 0137DM 25593 11463 22000| 43990 0240DM 0,258 DM| -0,018 DM
7 | 39810 7,583 398431 18734 0137DM 25721 11922 22,000| 44582 0243DM 0,261 DM| -0,018 DM
8 | 42226 5417 404,485| 18734 0,138DM 25850 123,98 22000i 452,13| 0246DM 0,264 DM| -0018 DM
9 | 43492 3250 410,737| 18734 0,139DM 25979 128,94 22000 457,48/ 0249DM 0,268 DM| -0,018 DM
10 | 44797 1083 417,194| 18734 0139DM 261,09 13410 22000| 463,07| 0252DM 0271 DM| -0,019 DM
381,461
Tarifermittlung fiir Endkunden
(Fortsetzung Tabelle 4b)
1 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32
F1| F38 F39 F 42 F 40 F41 F43 F44 F 45 F 46 F 48 F 48 F48-F 48
Jahre| D KZII  AGK SB SP BK PK KA GK EKP| EKP (alf) |Differenz
t 65 % 05% 40%
0 18734 0,133DM 8059 0,00117
1 50450 30,875 365850| 18734 0,33DM 24963 9422 22000| 44717] 0244DM 0,244 DM| -0,001 DM
2 | 51028 27625 370866] 18734 0,134DM 250,88 97,99 22,000f 449,52| 0245DM 0,246 DM|( -0,001 DM
3 | 51,788 24,375 376040f 18734 0,135DM 252,13 101,91 22,000 452,20| 0246DM 0,249 DM| -0,003 DM
4 | 52814 21,125 381377| 18734 0135DM 253,39 10598 22000 45532 0248DM 0252DM| -0,004 DM
5 | 54253 17875 386884| 18734 0,136DM 254,66 110,22 22000 459,01| 0250DM 0,255 DM| -0,005DM
6 | 56371 14,625 392,566| 18734 0,137DM 25593 114,63 22000| 46356| 0252DM 0,258 DM| -0,005 DM
7 | 59715 11,375 398431| 18734 0,137DM 25721 11922 22000{ 46952| 0256DM 0,261 DM| -0,005 DM
8 | 63339 8,125 404485] 18734 0,138DM 258,50 123,98 22,000 47595 0259DM 0,264 DM| -0,005 DM
9 | 65239 4875 410737 18734 0,139DM 259,79 128,94 22000| 480,85 0262DM 0268 DM| -0,006 DM
10 | 67196 1,625 417194| 18734 0139DM 261,09 13410 22000] 48601| 0265DM 0271 DM| -0,006 DM
572,191

Ubernahmepreis:  UNP 1 3333
Tarifkalk. Nutzungsdauer: 10
Tarifkalk. AfA: 10,0 %
Finanzierungsstruktur
relativ absolut
Eigenkapital: 30,0% 100,00
Fremdkapital: 70,0 % 233,33
Gesamtkapital:  100,0 % 333,33
FK-Tilgung: 10
Tilgungsrate: 23,33
Ausschittungssatz: 302%
Ubernahmepreis:  UNP I 500
Tarifkalk. Nutzungsdauer: 10
Tarifkalk. AfA: 10,0 %
Finanzierungsstruktur
relativ absolut
Eigenkapital: 30,0 % 150,00
Fremdkapital: 70,0 % 350,00
Gesamtkapital:  100,0 % 500,00
FK-Tilgung: 10
Tilgungsrate: 35,00
Ausschlttungssatz: 30,2%
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Steuer- und Thesaurierungsberechnung
(Fortsetzung Tabelle 4a)

1 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 43 44 45 46 47
F1 F 25 F 26 F 27 F 28 F 29 F 30 F 31 F 32 F 33 F 52 F 53 F 54 F 55 F 56 F 57
Jahre| PU | KSt| PU Il AS ASB | KSt Il ASB I KSt il TH EKR v. St. EKR n. St. Netto-Dividende
t nominal real nominal real nominal real
0
1 3,71 1,85 1,85 302% 0,56 0,16 0,72 1,70 1,29 371 % 3,66 % 2,01 % 1,99 % 0,72 % 071 %
2 4,37 2,18 218 302% 0,66 0,18 0,85 2,00 1,52 4,37 % 4,25% 237 % 2,30 % 0,85 % 082%
3 5,20 2,60 260 302% 0,79 0,22 1,01 2,38 1,81 5,20 % 4,97 % 2,82 % 2,70 % 1,01 % 0,96 %
4 6,23 3,11 3,11 302% 0,94 0,26 1,21 2,85 2,17 6,23 % 5,83 % 3,38% 3,16 % 121 % 113 %
5 7,55 377 377 302% 1,14 0,32 1,46 3,45 263 7.55 % 6,90 % 4,09 % 374 % 1,46 % 1,33%
6 9,35 4,68 468 302% 1,41 0,40 1,81 4,28 3,26 9,35 % 8,30 % 5,07 % 4,50 % 1,81 % 1,61 %
7 12,00 6,00 6,00 302% 1,82 0,51 2,32 5,49 419 12,00 % 10,27 % 6,51 % 557 % 2,32% 1,99 %
8 14,90 7,45 745 302% 2,25 0,63 2,88 6,82 5,20 14,90 % 12,20 % 8,08 % 6,62 % 2,88 % 2,36 %
9 16,70 8,35 835 302% 2,53 0,71 3,23 7,64 5,83 16,70 % 13,06 % 9,06 % 7,08 % 3,23% 2,53 %
10 18,60 9,30 930 30,2% 2,81 0,79 3,60 8,51 6,49 18,60 % 13,84 % 10,09 % 7,50 % 3,60 % 2,68 %
9,74 % 8,27 % 5,31 % 4,50 % 1,90 % 1,61%
Steuer- und Thesaurierungsberechnung
(Fortsetzung Tabelle 4b)
1 33 34 35 36 37 38 39 40 a1 42 43 44 45 46 47
F1 F 25 F 26 F 27 F 28 F 29 F 30 F 31 F 32 F 33 F 52 F 53 F 54 F 55 F 56 F 57
Jahre| PU | KSti PUII AS ASB | KSt Il ASB I KSt il TH EKRv. St. EKR n. St. Netto-Dividende
t nominal real nominal real nominal real
0
1 5,56 2,78 2,78 302% 0,84 0,24 1,08 2,55 1,94 371 % 3,66 % 2,01 % 1,99 % 0,72 % 071 %
2 6,55 3,28 328 302% 0,99 0,28 1,27 3,00 2,28 4,37 % 4,25 % 2,37 % 2,30 % 0,85 % 082%
3 7,80 3,90 390 302% 1,18 0,33 1,51 3,57 2,72 5,20 % 4,97 % 2,82 % 2,70 % 1,01 % 0,96 %
4 9,34 467 467 302% 1.41 0,40 1,81 4,27 3,26 6,23 % 5,83 % 3,38% 3,16 % 1,21 % 1,13%
5 11,32 5,66 566 30,2% 1,71 0,48 219 5,18 3,95 7.55 % 6,90 % 4,09 % 3,74 % 1,46 % 1,33 %
6 14,03 7,01 701 302% 2,12 0,59 2,71 6,42 4,89 9,35 % 8,30 % 5,07 % 4,50 % 1,81 % 1,61 %
7 18,01 9,00 900 30,2% 2,72 0,76 3,48 8,24 6,28 12,00 % 10,27 % 6,51 % 5,57 % 232% 1,99 %
8 2234 11,17 11,17 302% 3,38 0,95 4,32 10,23 7,79 14,90 % 12,20 % 8,08 % 6,62 % 2,88 % 2,36 %
9 2505 12,53 12,53 302% 3,79 1,06 4,85 11,46 8,74 16,70 % 13,06 % 9,06 % 7,08 % 3,23% 2,53 %
10 27,90 13,95 1395 302% 4,22 1,18 5,40 12,77 9,73 18,60 % 13,84 % 10,09 % 7,50 % 3,60 % 2,68 %
9,74 % 8,27 % 531 % 4,50 % 1,90 % 1,61 %
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Tabelle 4c: Kosten und Tarifentwicklung des aufnehmenden EVU

Tarifkalk. SZW als Ubernahmepreis

1

2

3 4 5 6 7 8 9 10 1 12 13 14 15 16 17 18 19 20
F1| F5 F7 F3 | F17 F10 F33 F11___F18 F19 F20 | F12 F16__ F14 F15 F 21 F22 F 23 F 24 F 25
Jahre] RBW  WBW |LV(n1)| NSE  EKI TH  EKIl NSEKV STH S FK EKQ FKT FKZ | D(EK) D(FK) KZI KK PO
t 8020  30% 6.5 %
0 6020 60204] 1,00 18061 1806 000 18061 000 0,00 42143 300%
1 5418 620,10, 090| 18603 1806 234 18295 308 542 308 37928 338% 421 3161 18603 42143 37763 98508 6,698
2 4816 63870 080| 19161 1806 275 18570 -591 558 -2,83| 33714 386% 421 2845| 21565 39876 35009 96541 7,891
3 4214 657,86 070 19736 1806 328 18898 -838 575 -247| 29500 448% 421 2520 25365 36991 32526 94882 9392
4 3612 67760 060 20328 1806 392 19290 -1038 592 -200| 25286 534% 421 2212| 30,385 33207 29982 93574 11,246
5 301,0 697,93 050 20938 1806 476 19765 -1172 610 -1,34| 21071 657% 421 1896 37,270 28054 27,477 92801 13633
6 2408 71886| 040| 21566 1806 589 20354 -1212 628 -0,39| 16857 845% 421  1580| 47,202 20673 25020 92,894 16,887
7 1806 74043 030| 22213 1806 756 211,11 -11,02 647  1,09| 12643 1000% 421 1264| 62583 9318 22626 94527 21,681
8 1204 76264| 020 22879 1806 938 22049 -830 666 272 8429 1000% 421 948| 76264 0000 20324 96589 26,903
9 602 78552 010| 23566 1806 1052 231,01 -465 68 3,66 4214 1000% 42,1 6,32| 78552 0000 18136 96688 30,163
10 00 80909 000| 24273 1806 11,72 24273 000 707 485 000 1000% 421 316 80909 0000 16043 96952 33,588
0,60 478699 210,262 264,956 953857 178 083
Tabelle 4d: Kosten und Tarifentwicklung des aufnehmenden EVU Kalk. SZW als Ubernahmepreis
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 1 12 13 14 15 16 17 18 19 20
F1| F5 F7 F3 | F17 F10 F33 F11  F18 F18 F20 | F12 F16  F14 F15 | F21 F 22 F23 F24 F25
Jahre| RBW  WBW |[LV(n1)| NSE  EKI TH  EKIl NSEKV STH S FK EKQ FKT FKZ | D(EK) D(FK) KZI KK PUT
t 2031  30% 6.5 %
0 9031 90308] 1,00] 27092 2709 000 27082 000 000 63214 300%
1 8128 930,15 090| 27904 2709 350 27442 462 813 -462| 56893 338% 632 4741 27904 63214 56644 147762 10,046
2 7224 95805| 080| 28742 2709 413 27855 887 837 -424| 50571 386% 632 4267| 32,348 59814 52,649 144,812 11,837
3 6321 986,79 070 20604 2709 491 28346 -1257 862 -371| 44250 448% 632 37,93 38047 55487 48788 142323 14,089
4 5418 101640 060| 30492 2709 588 28935 -1557 88 300 37928 534% 632 3319| 45577 49811 44973 140,361 16,868
5 4515 104689 050| 31407 2709 713 29648 -1759 915 -201| 31607 657% 632 2845 55905 42081 41215 139202 20,450
6 361,2 1078,30| 040| 32349 2709 884 30532 -1817 942 -059] 25286 845% 632 2371 70803 31009 37529 139,342 25331
7 2709 111064| 030| 33319 2709 11,34 31666 -1653 970  164| 18964 1000% 632 1896 93875 13977 33940 141791 32,521
8 1806 114396 020{ 34319 2709 1408 330,73 -1245 1000 408 12643 1000% 632 1422| 114396 0000 30486 144883 40,354
9 90,3 117828 0,10| 35348 2709 1578 34652 697 1030 549 6321 1000% 632 948/ 117,828 0000 27,204 145032 45244
10 00 121363| 000| 36409 2709 1757 36409 000 1060 697/ 000 1000% 632 4,74| 121,363 0,000 24065 145428 50,382
0,00 718,048 315393 367494 1430935 267,123

6gEl



Tarifermittlung fur Endkunden

(Fortsetzung Tabelle 4c)

1 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 3 32
F1| F38 F 39 F 42 F 40 F 41 F 43 F 44 F 45 F 46 F 48 F48 F438-F 48
Jahre| D KZ I AGK SB SP BK PK KA GKI EKP| EKP (at) |Differenz
t 6,5 % 0,5 % 40%
0 18734 0,1330M 90,59 0,00117
1 60,746 37,176 365850 18734 0133DM 24963 9422 22,000 46377 0253DM 0,244 DM| 0,008 DM
2 61442 33263 370,866| 18734 0,134DM 250,88 97,99 22,000 46557 0254DM 0,246DM| 0,007 DM
3 62,356 20,349 376,040/ 18734 0,135DM 25213 101,91 22,000 467,75 0,255DM 0,249 DM| 0,006 DM
4 63502 25436 381,377 18734 0,135DM 25339 10598 22,000 470,41 0,256DM  0,252DM| 0,004 DM
5 65,324 21523 386,884| 18734 0,136DM 25466 110,22 22,000 47373| 0258DM 0,255DM| 0,003 DM
6 67,875 17,610 392566| 18734 0137DM 25593 11463 22,000| 47805/ 0260DM 0,258 DM| 0,003 DM
7 71901 13696 398,431| 18734 0,137DM 25721 119,22 22,000| 484,03 0264DM 0,261 DM| 0,003 DM
8 76,264 9783 404,485 18734 0,138DM 25850 123,98 22,000 49053| 0,267DM 0,264DM| 0,003 DM
9 78552 5870 410737/ 18734 0,139DM 25979 12894 22,000| 4¢516{ 0270DM 0,268 DM| 0,002 DM
10 80909 1957 417194| 18734 0,139DM 26100 13410 22000 500,06/ 0272DM 0,271 DM| 0,001 DM
688,061
Tarifermittlung fir Endkunden
(Fortsetzung Tabelle 4d)
1 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32
F1| F38 F 39 F 42 F 40 F 41 F 43 F 44 F 45 F 46 F 48 F 48 F48-F 48
Jahre| D Kzl AGK SB SP BK PK KA GKI1 EKP| EKP (af)  |Differenz
t 6,5 % 05% 40%
0 18734 0,133DM 90,50 0,00117
1 01,118 55764 365850 18734 0,133DM 24963 0422 22000/ 512,73 0278DM 0,244 DM| 0,035DM
2 92162 49,894 370866 18734 D0,134DM 250,88 97,99 22,000| 512,92 0279DM 0,246 DM| 0,033 DM
3 93534 44024 376040 18734 04350M 25213 101,91 22,000 513,60 0280DM 0,249DM| 0,031 DM
4 95388 38,154 381,377 18734 01350M 25339 10598 22,000 51492 0280DM 0,252DM| 0,029 DM
5 07,986 32,284 386,884| 18734 O0,136DM 25466 11022 22,000 517,15/ 0282DM 0,255DM| 0,027 DM
6 | 101812 26414 392566 18734 0137DM 25593 11463 22000 520,79| 0284DM 0,258 DM| 0,026 DM
7 | 107852 20,545 398431 18734 0137DM 257,21 11922 22000| 526,83| 0287DM 0261 DM| 0,026 DM
8 | 114396 14675 404485 18734 0,138DM 25850 12398 22,000 533,56 0291DM 0,264DM| 0,027 DM
9 | 117,828 8805 410737| 18734 0,139DM 25079 12894 22000{ 537,37| 0293DM 0,268 DM| 0,025 DM
10 | 121,363 2935 417194| 18734 0,1390DM 261,09 13410 22000 541,49| 0205DM 0,271 DM| 0,024 DM

1033,441

Ubernahmepreis:

Tarifkalk. Nutzungsdauer:
Tarifkalk. AfA:

UNP I

602,0

10
10,0 %

Finanzierungsstruktur

Eigenkapital:
Fremdkapital:
Gesamtkapital:

FK-Tilgung:

Tilgungsrate:
Ausschittungssatz:

Ubernahmepreis:

Tarifkalk. Nutzungsdauer:;
Tarifkalk. AfA:

relativ
30,0%
70,0 %
100,0 %

UNP IV

absolut
180,61
421,43
602,04

10

42,14
30,2%

903,1

10
10,0 %

Finanzierungsstruktur

Eigenkapital:
Fremdkapital:
Gesamtkapital:

FK-Tilgung:
Tilgungsrate:
Ausschittungssatz:

relativ

30,0%
70,0 %
100,0 %

absolut
270,92
632,14
903,06

10
63,21
30,2%

ovl



Steuer- und Thesaurierungsberechnung
(Fortsetzung Tabelle 4c)

1 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 43 44 45 46 47
F1 F 25 F 26 F 27 F 28 F 29 F 30 F 31 F 32 F 33 F 52 F §3 F 54 F 55 F 56 F 57
Jahre| PU | KSt | PU I AS ASB | KSt I ASB I KSt i TH EKR v. St. EKR n. St. Netto-Dividende
t nominal real nominal real nominal real
0
1 6,70 3,35 3,35 302% 1,01 0,28 1,30 3,07 2,34 371 % 3,66 % 2,01 % 1,99 % 0,72 % 0,71%
2 7.89 3,95 3,95 30,2% 1,19 0,33 1,53 3,61 2,75 437 % 425 % 2,37 % 2,30 % 0,85 % 0,82 %
3 9,39 470 470 30,2% 1,42 0,40 1,82 4,30 3,28 5,20 % 497 % 2,82 % 2,70 % 1.01 % 0,96 %
4 11,25 5,62 562 302% 1,70 048 2,18 5,15 3,92 6,23 % 5,83 % 3,38 % 3,16 % 1,21 % 1,13 %
5 13,63 6,82 6,82 302% 2,06 0,58 2,64 6,24 476 7,55 % 6,90 % 4,09 % 3,74 % 1,46 % 1,33 %
6 16,89 8,44 8,44 302% 2,55 0,71 3,27 7,73 5,89 9,35 % 8,30 % 5,07 % 4,50 % 1,81 % 1,61 %
7 21,68 10,84 10,84 302% 328 0,92 4,20 9,92 7,56 12,00 % 10,27 % 6,51 % 5,57 % 2,32% 1,99 %
8 26,90 13,45 13,45 302% 4,07 1,14 5,21 12,31 9,38 14,90 % 12,20 % 8,08 % 6,62 % 2,88 % 2,36 %
9 30,16 15,08 15,08 30,2% 4,56 1,28 5,84 13,80 10,52 16,70 % 13,06 % 9,06 % 7,08 % 3,23 % 2,53 %
10 33,59 16,79 16,79 302 % 5,08 1,42 6,50 15,37 11,72 18,60 % 13,84 % 10,09 % 7,50 % 3,60 % 2,68 %
974 % 8,27 % 5,31 % 4,50 % 1,90 % 1.61%
Steuer- und Thesaurierungsberechnung
(Fortsetzung Tabelle 4d)
1 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 43 44 45 46 47
F1 F 25 F 26 F 27 F 28 F 29 F 30 F 31 F 32 F 33 F 52 F 53 F 54 F 55 F 56 F 57
Jahre| PU | KSt! PU Il AS ASBI Kstll ASB i KSt il TH EKR v. St. EKR n. St. Netto-Dividende
t nominal real nominal real nominal real
0
1 10,05 5,02 502 302% 1,62 043 1,94 4,60 3,50 371 % 3,66 % 2,01 % 1,99 % 072 % 0,71 %
2 11,84 5,92 592 302% 1,79 0,50 2,29 5,42 4,13 437 % 4,25% 2,37 % 2,30 % 0,85 % 0,82 %
3 14,09 7,04 704 302% 2,13 0,60 2,73 6,45 4,91 5,20 % 4,97 % 282% 2,70 % 1,01 % 0,96 %
4 16,87 8,43 843 302% 2,55 0,71 3,26 7,72 5,88 6,23 % 5,83 % 3,38 % 3,16 % 1,21 % 1,13%
5 20,45 10,23 10,23 302% 3,00 0,87 3,96 9,36 7,13 7,55 % 6,90 % 4,09 % 3,74 % 1,46 % 1,33 %
6 25,33 12,67 12,67 302% 3,83 1,07 4,90 11,59 8,84 9,35% 8,30 % 5,07 % 4,50 % 1,81 % 1.61%
7 32,52 16,26 16,26 30,2% 4,02 1,38 6,29 14,88 11,34 12,00 % 10,27 % 6,51 % 5,57 % 2,32 % 1,99 %
8 40,35 20,18 20,18 302 % 6,10 1,71 7,81 18,47 14,08 14,90 % 12,20 % 8,08 % 6,62 % 2,88 % 2,36 %
9 4524 22,62 2262 302% 6,84 1,92 8,76 20,71 15,78 16,70 % 13,06 % 9,06 % 7,08 % 3,23 % 2,53 %
10 50,38 2519 2519 302 % 7,62 2,13 9,75 23,06 17,57 18,60 % 13,84 % 10,09 % 7,50 % 3,60 % 2,68 %
9,74 % 827 % 5,31 % 4,50 % 1,90 % 1,61%

vl
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In der Spalte 32 der Tabellen 9a bis 9d sind die Entwicklungen der Endkunden-
preise wiedergegeben. Bei einer Ubernahme zum tarifkalkulatorischen und kalku-
latorischen Sachzeitwert liegen die Endkundentarife Uber denen des abgebenden
EVU, falls dieses das Ubernahmegebiet weiter versorgen wiirde (vgl. Tabelle 9¢c
bis 9d, Sp. 32). Erfolgt dagegen eine Ubernahme zum Restbuchwert (sowoh! zum
tarifkalkulatorischen als auch zum kalkulatorischen), sinken die Endkundentarife

490

geringfugig (vgl. Tabelle 9a und 9b, Sp. 32).

Abbildung 12 stellt die kalkulatorischen Kostenpfade des Ubergebenden und des
Ubernehmenden Unternehmens graphisch dar. Die vier Pfade des Ubernehmen-
den Unternehmens reprasentieren die kalkulatorischen Kosten bei den jeweiligen

Ubernahmepreisen.

Abbildung 12: Kalkulatorischer Kostenpfad des abgebenden Unternehmens und
die Kostenpfade des aufnehmenden Unternehmens bei
alternativen Ubernahmepreisen

160 -| —©— Kalkulatorische Kosten (KK) bei NichtverauRerung

14g || —O— KK (Tarifkalk. RBW)
—A—KK (Kalk. RBW)
120 1 3¢ KK (Tarifcalk. SZW)
= 100 11 —%—KK (Kalk. S2W)
g 8ot S
2 & &
£ 60+ o
w0l
20 1 EKQ (A) = EKQ (U)=30%
0 f } f } f oy
0 5 10 15 20 25 30

Eigene Berechnungen.

Aus der obenstehenden Abbildung wird ersichtlich, daR eine Ubernahme zum
tarifkalkulatorischen bzw. kalkulatorischen Sachzeitwert zur sprunghaften Erho-
hung der kalkulatorischen Kosten im Ubernahmezeitpunkt fuhrt. Die zwei anderen
Ubernahmepreise ziehen eine mehr oder weniger starke Verminderung der kalku-
latorischen Kosten nach sich. Werden die einzelnen Elemente des kalkulatori-

schen Kostenblocks betrachtet, so zeigt sich, dal} der Pfad der Zinskomponente

0 per Anstieg des Endkundenpreises im Rahmen einer Ubernahme zum tarifkalkulatorischen
Sachzeitwert ist zum einen durch den Preissprung im Ubernahmezeitpunkt aufgrund des Auflé-
sungsendes der Baukostenzuschiisse bedingt, zum anderen in den héheren kalkulatorischen
Zinsen (KZ Il) des aufnehmenden EVU begriindet.



143

- abgesehen von einer Ubernahme zum tarifkalkulatorischen Restbuchwert - im-
mer Uber dem des abgebenden Unternehmens liegen.”®' Die kalkulatorischen
Abschreibungen liegen - auRer beim kalkulatorischen Sachzeitwertes als Uber-
nahmepreis - unter dem des veréduRernden EVU; diese sind ohnehin bedingt
durch die hohe Eigenkapitalquote und den Abschreibungen auf der Basis von
Wiederbeschaffungswerten vergleichsweise hoch. Der kalkulatorische Preissen-
kungsspielraum im letzten Drittel der Nutzungsdauer bei den zwei Restbuchwer-
ten resultiert v.a. aus der niedrigeren Eigenkapitalquote des aufnehmenden EVU
und aus dem Bruch des Wiederbeschaffungswertpfades im Zeitpunkt der Uber-

nahme.

Die Tarifpreissenkung durch die Ubernahme zum tarifkalkulatorischen Restbuch-
wert ist jedoch fur den Verbraucher nur von voribergehender Dauer, da das EVU
im Reinvestitionszeitpunkt nur eine gebrauchte Anlage - was in der Realitéat zwar
nicht méglich ist - mit seiner urspringlichen Eigenkapitalquote im Ubernahme-
zeitpunkt refinanzieren kann. Im Reinvestitionszeitpunkt mu3 das Unternehmen
entweder durch interne oder externe Mittelzufuhrung den notwendigen héheren
Kapitalbedarf zur Erneuerung der Anlage bereitstellen, womit die Endkundentarife
- bei gleicher Finanzierungsstruktur wie im historischen Anschaffungs- bzw. Her-

stellungszeitpunkt - auf das Niveau des abgebenden Unternehmens zurlckge-

fuhrt warden. %2

2.2. Kapitalstrukturanalyse

Wie bereits deutlich wurde, sind die Stromtarife nicht unabhangig von der Finan-
zierungsstruktur des Anlagevermdgens. Ein Vergleich der verschiedenen Finan-
zierungsvarianten mit ihren Auswirkungen auf den Tarifpreis zeigt, dal® der fur
den Endabnehmer kostengunstigste Tarif aus einer vollstandig fremdfinanzierten
Anlagenstruktur resultiert. In diesem Fall mussen jedoch fur eventuelle Bauko-
stenzuschisse Opportunitdtskosten mitbertcksichtigt werden; Argumente der

EVU, dal eine Finanzierung mit Baukostenzuschussen sich positiv auf den Tarif-

“1 y/gl. Abbildung 15a bis 15d im Anhang 3.
2 Dies gilt natiirlich nur bei Gleichheit der aufwandsgleichen Kostenkomponenten im aufneh-

menden und abgebenden Unternehmen.
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preis auswirkt, Ubersehen die dem Kunden entstandenen Kosten fur dessen Fi-

nanzierungsbeitrag.*®

Die folgende Analyse hat, um die Nettosubstanzerhaltung zu gewahrleisten, zwei
Restriktionen; das Eigenkapital und die Zufihrungen aus der Thesaurierung mus-
sen im 20. Jahr - im Fall einer méglichen VerduBerung - sowie im 30. Jahr - dem
Reinvestitionszeitpunkt - eine Wiederbeschaffung des Anlagegutes mit der ur-
sprunglichen Eigenkapitalquote erlauben. Durch diese Nebenbedingungen wer-
den die effektiven Ausschuttungsbetrage und die Renditen reglementiert. Nur der
Uberschuf}, der Uber den Beitrag zur Nettosubstanzerhaltung hinausgeht, darf
ausgeschuttet werden. Die Ergebnisse unterschiedlicher Finanzierungsstrukturen

sind in Tabelle 10 wiedergegeben.

Werden die moglichen Finanzierungsstrukturen hinsichtlich der absoluten Peri-
odenuberschasse (PUI) und der absoluten effektiven Ausschittungsbetrége
(ASB 1l) analysiert, resultiert ein Maximum dieser beiden Variablen bei einer
100 %igen Eigenkapitalfinanzierung. Die Eigenkapitalrenditen vor Steuer und die
Netto-Dividenden, sowohl real als auch nominal, erreichen ein Maximum bei ei-
nem maoglichst hohen BaukostenzuschuB-Anteil.** Im Fall der Finanzierung zu
10 % mit Eigenkapital und zu 90 % mit Fremdkapital ist eine Ausschittung in den
ersten zwei Dritteln der Gesamtlaufzeit nicht mdglich. Tabelle 10 verdeutlicht
zugleich, dal eine Substitution des Fremdkapitals durch Baukostenzuschusse fur
das EVU im Hinblick auf den Periodenuberschuf und den effektiven Ausscht-
tungsbetrag sowie die daraus abgeleiteten Kennziffern die beste Finanzierungsal-

ternative fUr das EVU darstellt.

Die Analyse zeigt zudem, dall die Rentabilitat aller Finanzierungsvarianten
- gemessen an den zwei Ausschittungssatzen - im letzten Drittel der Nutzungs-
dauer weitaus héher ist, als die der ersten zwei Drittel. Dies ist im 100 %igen

Anlagendeckungsgrad, der eine vollstandige Abschreibung auf der Basis der

93 vgl. Kap. 1IV.2.1.2.2.
4% pas Maximum der Eigenkapitalrenditen bei einer 10 %igen Eigenkapitalfinanzierung und einer

90 %igen BaukostenzuschuBfinanzierung ist beispielsweise moglich im Rahmen der Hausan-
schliisse, wo pauschale Beitrdge zur Netzfinanzierung vom Kunden abverlangt werden, wobei
die AVBEIV nur eine maximale Finanzierung der HausanschluBkosten zu 70 % mit Bauko-
stenzuschiissen zulédRt, was jedoch durch die pauschale Erhebung der AnschluRkostenbeitrage
abweichen kann; vgl. § 9 Abs. 1 und Abs. 3 AVBEItV.
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Wiederbeschaffungspreise ermdglicht, sowie dem exponentiellen Anstieg der

Wiederbeschaffungswertpfade begrindet.

Tabelle 10: Ergebnisse unterschiedlicher Finanzierungsstrukturen

Finanzierungsstruktur Gewinn/Ausschittung Durchschnittliche EK-Rendite tiber 30 Jahre Ausschuttungssatz
£1.-30 £1.-30. Vor Steuer Nach Steuer
EK FK BKZ PU I ASB I EKR EKR ND ND AS1 AS2
in t=0 in t=0 in t=0 nominal real nominal real 1.-20. 21.-30.
1 10% 90 % 0% 422,12 87,47 12,63 % 782 % 2,81 % 1,56 % 00% 36,5 %
2 20% 80 % 0% 921,68 224,49 1475 % 8,47 % 361% 174 % 0,0% 571 %
3 30% 70 % 0% 1314,01 292,90 14,28 % 8,38 % 320 % 165 % 138 % 50,5 %
4 40 % 60 % 0% 1672,87 339,88 1374 % 8,17 % 2,80 % 151 % 178% 441 %
5 50 % 50 % 0% 201721 377,57 1330 % 797 % 2,50 % 138 % 18,8 % 393 %
6 60 % 40 % 0% 2353,26 409,95 12,96 % 781 % 227 % 1.27 % 19,0 % 357 %,
7 70% 30% 0% 2684,05 438,96 12,68 % 7.67 % 208 % 1.18 % 188 % 329%
8 80 % 20% 0% 3011,85 466,07 12,46 % 7,55 % 1,94 % 111 % 184 % 30,5 %
9 90 % 10% 0% 3337,87 492,03 1229 % 7,46 % 182 % 1,05 % 181 % 28,6 %
10} 100% 0% 0% 3662,90 517,36 12,14 % 7,38 % 172 % 1,00 % 178 % 27,0 %|
11 10% 0% 90 % 684,13 255,16 21,50 % 12,31 % 8,07 % 421 % 26,1 % 733 %
2] 20% 0% 80 % 1102,16 340,01 17,89 % 10,50 % 555 % 301% 30,0 % 61,3 %
13] 30% 0% 70 % 1460,32 386,54 15,96 % 9,52 % 425 % 237 % 295 % 51.8 %
141 40% 0% 60 % 1795,89 418,61 1479 % 8,88 % 3,46 % 1,96 % 275 % 452 %
15] 50% 0% 50 % 2118,52 442,40 13,99 % 8,44 % 293 % 168 % 253 % 40,2 %
16| 60% 0% 40 % 243373 461,45 13,41 % 8,11 % 255 % 1.47 % 23,4 % 36,4 %
17 70% 0% 30% 274420 477,46 12,97 % 7,86 % 227 % 131% 216 % 333 %
18| 80% 0% 20 % 3051,87 491,68 1263 % 7.67 % 204 % 1,18 % 20,2 % 30,8 %
191 90% 0% 10 % 3357,86 504,82 12,36 % 751 % 1,86 % 1,08 % 189% 287 %
200 10% 45 % 45 % 553,32 171,43 16,97 % 9,86 % 538 % 273 % 0,0% 62,1 %)
21| 20% 40 % 40 % 1017,82 286,03 16,42 % 951 % 463 % 239 % 169 % 60,5 %)
22| 30% 35% 35% 1387,92 340,20 15,13 % 895 % 373 % 2,02% 225% 51,2 %
23| 40% 30 % 30 % 1734,70 379,45 1427 % 853 % 313 % 1,74 % 230 % 44,6 %
24 50 % 25% 25% 2068,02 410,08 13,65 % 821 % 272 % 1,53 % 222 % 39,8 %!
251 60% 20% 20% 2393,57 435,75 13,18 % 7,96 % 2,41 % 1,37 % 212 % 36,0 %
261 70% 15 % 15 % 2714,16 458,23 12,83 % 777 % 217 % 124 % 202 % 331 %
27| 80% 10 % 10% 3031,88 478,88 12,55 % 761 % 1,99 % 1,14 % 193 % 307 %
28| 90% 5% S% 334787 498 43 1232 % 7,49 % 184 % 1,06 % 185 % 287 %

Eigene Berechnungen.

3. Beispielsrechnung aus der Praxis

Das oben entwickelte, theoretische Verfahren zur Ubernahmepreisermittiung wird
im folgenden auf einen konkreten Ubernahmefall angewandt.**® Die Angaben
Uber die Art und das Alter der Anlagen sowie die H6he des Tagesneuwertes ba-
sieren auf Unterlagen des verauf’ernden EVU und/oder des erwerbenden EVU.
Im Hinblick auf die Abschreibungsdauer im vorangegangenen Tarifpreisgenehmi-
gungsverfahren bei dem verauRernden EVU wird angenommen, dal} die tarifkal-
kulatorisch anerkannte Nutzungsdauer mit der steuerlich zulassigen Nutzungs-
dauer Ubereinstimmt, wie es auch die mehrheitlich angewandte Arbeitsanleitung
erlaubt. Auf der Basis dieser Daten werden die vier verschiedenen Ubernahme-
preise*® ermittelt. Die Bestimmung wird nach folgender, grundsatzlicher Vorge-

hensweise vorgenommen:

“%5 |m Rahmen des oben erwidhnten Gutachtens sind drei weitere Ubernahmeféile aus der Praxis
untersucht worden, auf deren Darstellung im Rahmen dieser Arbeit jedoch verzichtet wird.
4% vgl. Kap. V1.4.2.
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o Feststellung des Mengengerustes,

o Netzsegmentierung nach Gruppen- bzw. Altersstruktur der Anlagegditer,
o Feststellung des Alters der Netzsegmente,

 Ermittlung der Tagesneuwerte zum Bewertungsstichtag, *’

e Berechnung der historischen Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten und

o Ermittlung der vier potentiellen Ubernahmepreise.**®

Das gesamte Versorgungsnetz besteht aus einem Endverteilungsnetz, den dazu-
gehérigen Einrichtungen sowie den Mittelspannungszuleitungen. Die Segmentie-

rung des Versorgungsnetzes erfolgt demnach in folgende Bereiche:
A: Mittelspannungsnetz,
B: Niederspannungsnetz,
C: Transformatorenstationen,
D: Mel3- und Zahleinrichtungen,
E: Straflenbeleuchtungsanlagen.

Auf der Basis der Wiederbeschaffungswerte und des Alters erfolgt eine Deflatio-
nierung, um die historischen Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten, die die
Grundlage der zwei Restbuchwerte bilden, errechnen zu kénnen. Die zwei Sach-
zeitwerte fullen - wie bereits theoretisch dargestellt - auf der Grundlage der Wie-
derbeschaffungskosten respektive den Tagesneuwerten. Die steuerlich bzw.
tarifkalkulatorisch zulassigen Nutzungsdauern n, sind der AfA-Tabelle®® des
Bundesministeriums der Finanzen entnommen worden. Die betriebsublichen
Nutzungszeiten n, basieren auf einer WIBERA-Untersuchung®® . Die technischen

Nutzungsdauern nz beruhen auf der technisch maximalen Haltbarkeit der Versor-

“7 Die Feststellung des Tagesneuwertes erfolgte - soweit aus den vorhandenen Unterlagen er-
sichtlich - durch eine kérperliche Aufnahme der Versorgungsanlagen.

%8 Zur jeweiligen Ausgangsbasis sowie der zugrundeliegenden Nutzungsdauer der Ubernahme-
preise vgl. Abbildung 10.
Der notwendige Abzug der Baukostenzuschiisse vom Ubernahmepreis konnte im Beispielsfall
nicht erfolgen, da hierzu keine Angaben vom verdu3ernden EVU vorlagen.

99 ygl. BMF (1991), Nr. 100 00, Abschnitt A.II.

590 v/gl. Stumpf, H. (1992a), S. 21.
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gungsanlagen.™®' Tabelle 11 stellt die verschiedenen Nutzungsdauern in Jahren

fur die einzelnen Netzsegmente dar.

Tabelle 11: Nutzungsdauern verschiedener Netzsegmente

Netzsegment n, n; n;
Mittelspannungsnetz

Kabel 35 45 50
Freileitung 30 40 40
Niederspannungsnetz

Kabel 25 40 50
Freileitungen 25 30 40
Transformatorenstationen 20 35 40
mit Ausnahme des baulichen 20 35 50
MeR- und Zahleinrichtungen 15 25 25
mit Ausnahme Stromwandler 15 30 25
Stralenbeleuchtungsanlagen 20 30 40

Quelle: BMF (1991): AfA-Tabelle; Stumpf, H. (1992), S. 21;
Unterlagen der veridu3ernden EVU.

Das folgende Fallbeispiel beinhaltet eine beabsichtigte Ubernahme der Versor-
gungsanlagen eines Stadtteils durch die Stadtwerke der Stadt X zum 01.01.1995.
Der bisher vom EVU Y versorgte Stadtteil ist bereits vor einigen Jahren in die
Stadt X eingemeindet worden.

Zur Ermittlung eines ,angemessenen” Ubernahmepreises ist zunéchst das Men-
gengerUst der Versorgungsanlagen festzustellen (3.1.) und nochmals kurz auf die
spezifische Modellstruktur einzugehen (3.2.), bevor ein Ubernahmepreis ab-

geleitet wird (3.3.).

3.1. Analyse des Mengengeriistes

Das auf den Angaben des bisherigen Versorgers beruhende MengengerUst ist
sowohl vom potentiellen VeraulRerer als auch vom Erwerber bewertet worden.
Aufgrund der stark differierenden Ergebnisse wird der zur Ermittlung der Sach-

zeitwerte notwendige Wiederbeschaffungswert durch eigene Berechnungen fest-

' Die unternehmensspezifischen technischen Nutzungsdauern wurden aus der Sachzeitwerter-
mittlung der EVU abgeleitet; sie kdnnen allerdings von EVU zu EVU variieren. Im nachfolgen-
den Beispiel werden sie jedoch nicht weiter beriicksichtigt.
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%2 In Anlehnung an das oben entwickelte Ordnungsschema wird das

gestellt.
gesamte Versorgungsnetz nach folgendem spezifischen Schema segmentiert:
jeder Teil ist nochmals nach seinen verschiedenen Kostenarten abgestuft, um in
der Analyse die unterschiedlichen Preissteigerungsraten der verschiedenen Ko-
stenkategorien mit einzubeziehen. Tabelle 12 verdeutlicht die Segmentierung
sowie die Vorgehensweise der Deflationierung des ermittelten Wiederbeschaf-
fungswertes.

Das Mittelspannungsnetz wird in zwei Freileitungs- (A.l.) und drei Kabelsegmente
(A.ll.) aufgeteilt. Erstere wurden Ende der funfziger bzw. Anfang der sechziger
Jahre, letztere wurden nachfolgend in der Jahren 1974, 1978 und 1988 erstellt.
Die Kosten des Mittelspannungskabelnetzes setzen sich aus Material- und Mon-
tagekosten sowie Kosten der Tiefbauarbeiten zusammen; im Bereich des Mittels-
pannungsfreileitungsnetzes erlbrigt sich eine Differenzierung nach den Kosten
der Tiefbauarbeiten. Das Niederspannungsnetz kann aufgrund von Datenrestrik-
tionen®® nur in zwei Teile mit einem jeweiligen durchschnittlichen Alter zerlegt
werden. Ersterer ist das Niederspannungsfreileitungsnetz (B.l.), welches zugleich
die Kosten der Hausanschlisse umfalt. Das Niederspannungskabelnetz (B.Il.),
welches 40 % der gesamten Wiederbeschaffungskosten représentiert, kommt mit
seinem durchschnittlichen Alter von 13 Jahren in Ansatz.*** Die Transformato-
renstationen (C.) werden gleichfalls aggregiert betrachtet; sie haben ein durch-
schnittliches Alter von 19 Jahren. Es erfolgt eine Auftrennung in Material- und
Montagekosten, wobei letztere etwa ein Drittel der Investitionskosten im Bereich
der Transformatorenstationen einnehmen. Als letztes Segment gelten die Mel3-
und Zahlereinrichtungen (D.); hier ist eine Aufteilung zwischen den Material- und
Montagekosten nicht méglich, denn die Montagekosten sind im Bereich der Nie-
derspannungsfreileitungen enthalten, da die Hausanschlul3kosten i.d.R. auch die
Montagekosten von Mel3- und Zahleinrichtungen einschliel3en.

Die Materialkosten werden aus dem vorliegenden Mengengerust und den zuge-

hoérigen Preisen gewonnen; die Montagekosten werden aus pauschalisierten

52 pem ermittelten Wiederbeschaffungswert liegen das Mengengeriist des EVU Y sowie die
aktuellen Preise fiir Materialien und Tiefbauarbeiten der Stadtwerke X zugrunde.

3 Das angegebene Mengengeriist ist von dem abgebenden EVU iiber das gesamte Niederspan-
nungssegment aggregiert worden.

%04 Das Kabelsegment wird - wie im Bereich der Mittelspannung - weiterhin differenziert nach den
Kosten der Material-, Montage- und Tiefbauarbeiten.
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Kabelverlegepreisen zu den heutigen Preisen der Stadtwerke X bewertet. Die
Ermittlung der historischen Herstellungskosten der Material- und Montagekosten

% da in diesem Bereich keine strittigen

ist vergleichsweise unproblematisch,
Fragen auftreten. Die Tiefbauarbeiten beinhalten die Kosten der benétigten Ka-
belgraben, des Sandbettes und der Wiederherstellung der Oberflache. Diese
Kosten werden ebenfalls mit den gegenwartigen Preisen fir Tiefbauarbeiten be-
rechnet. Bei dieser Kostenkomponente kdénnen allerdings Streitfragen hinsichtlich
der Hoéhe der Beteiligung von Kommunen oder von Dritten an den Versiegelungs-
kosten entstehen; im vorliegenden Ubernahmefall bestehen jedoch keine diesbe-
zuglichen Streitfragen.

Das gesamte Versorgungsnetz wird somit in neun unterschiedliche Teilsegmente
zerlegt, deren Wiederbeschaffungswerte berechnet werden. Der gesamte Wie-
derbeschaffungswert belauft sich auf 8,258 Mio. DM zum Bewertungsstichtag
01.01.1994. Auf dieser Basis erfolgt in der Tabelle 12 die Bestimmung der histori-
schen Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten durch Deflationierung. Hierzu ist es
notwendig, geeignete Indizes zur Deflationierung der heutigen Wiederbeschaf-
fungswerte zu berechnen. Fur jede Kostenart wird ein spezifischer Indexes aus
dem geometrischen Mittel der Preissteigerungsraten vom Zeitpunkt der Herstel-
lung bis zum Jahr 1992 errechnet. Zur Feststellung eines geeigneten Index fur die
Materialkosten wird auf die Indexreihen der ,Erzeugerpreise gewerblicher Produk-
te**® des Statistischen Bundesamtes zuriickgegriffen. Der Materialkostenindex
far die Segmente der Nieder- und Mittelspannung (A.l. - B.IL.) setzt sich aus den
gleichgewichteten Indexreihen der ,isolierten Dréhte und Leitungen®, der ,Kabel*
und den ,Geraten und Einrichtungen der Elektrizitatsverteilung* zusammen. Der
Materialindex der Transformatorenstationen (C.) ist aus der Reihe des
,Transformatorenpreisindex” entwickelt, der der Mef3- und Zahleinrichtungen (D.)
resultiet aus der Reihe der ,Installationsgerate. Die Preissteigerungen der
Montagekosten sind aus dem Bereich der ,Tariflohne und Gehalter®, speziell

denen der  Elektrizitatswirtschaft und Wasserversorgung* entnommen. Die Prei-

%5 Es treten natiirlich die in Kap. V.3.3. erorterten grundsétzlichen Probleme der Deflationierung
von Wiederbeschaffungswerten auf.

506 \/gl. Statistisches Bundesamt (1968), S. 424 f., 442, 466; Statistisches Bundesamt (1972),
S. 416 f., 450, 481; Statistisches Bundesamt (1976), S. 445 f., 451, 485, Statistisches Bundes-
amt (1981), S. 474, 492 {., 497; Statistisches Bundesamt (1987), S. 497, 510 f., 515; Statisti-
sches Bundesamt (1993), S. 628, 644 f., 649.
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sénderungen im Bereich der Tiefbauarbeiten gehen aus dem Index der
,Tarifléhne und -gehalter” des ,Baugewerbes” hervor.

Wie oben angefuhrt, werden die historischen Anschaffungskosten der neun Netz-
segmente mit einem speziellen Index fur die einzelnen Kostenarten errechnet. Um
in der nachfolgenden Betrachtung der Abschreibungsstruktur einen praktikablen
Index zu erhalten, wird eine mit den jeweiligen Kosten gewichtete, durchschnittli-
che Preissteigerungsrate fur jedes Segment gebildet. AnschlieRend wird dem
historischen Herstellungspreis ein Gemeinkostenzuschlag von 10 %> hinzuge-
rechnet. Die ermittelten historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten wer-
den in das unter Kap. VI.1. entwickelte Modell integriert. Die nominalen histori-

schen Anschaffungskosten betrugen fur alle Netzsegmente 4,984 Mio. DM.

3.2. Modellstruktur

In dem unter Kap. VI.1. diskutierten theoretischen Aufbau der Modellrechungen
werden entsprechend der Netzsegmente neun Zeitreihen gebildet, wovon jede im
Anschaffungszeitpunkt des jeweiligen Anlagegutes beginnt. Alle Modellparameter
werden fUr jedes einzelne Segment des Versorgungsnetzes berechnet.

Die allgemeinen Parameter sowie die Ergebnisse des Modells sind Tabelle 13 zu
entnehmen. Die Nutzungsdauern entsprechen den oben dargesteliten Zeiten.*®
Die Finanzierungsverhaltnisse kénnen, fir jedes der neun Anlageguter gesondert,
in die Kalkulation eingehen. Im Mittelspannungs- und Transformatorenbereich
wird eine identische Kapitalstruktur, d.h. eine Finanzierung zu gleichen Teilen mit
Fremd- und Eigenkapital unterstellt. Der Niederspannungssektor (B.l. und B.11.) ist
zu 30 % durch Baukostenzuschusse finanziert. Das Eigenkapital erreicht im Falle
der Baukostenzuschufifinanzierung in t =0 einen Anteil von 30 %. Der fehlende
Beitrag von 40 % des Finanzierungsvolumens dieses Segments wird durch
Fremdkapital gedeckt. Die Zahl- und MeReinrichtungen hingegen werden zu 60 %

durch Baukostenzuschisse der Kunden oder von Dritten bezuschuf3t, der fehlen-

7 Dieser Zuschlag entspricht einem in der Elektrizitatswirtschaft blicherweise verwendeten Satz.
Von den Stadtwerken X wird im Falle der Eigenerstellung ein Zuschlag von 9 % verwendet. Fir
die Fremderstellung von Anlagen erreichen die in Rechnung gestellten Gemeinkostenzuschila-
ge Werte von bis zu 40 % der gesamten Einzelkosten.

5% \vgl. Tabelle 11.
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de Finanzierungsbetrag wird zu 30 % mit Eigenkapital und zu 10 % mit Fremd-
kapital finanziert.>®

Die Baukostenzuschisse werden - gemafR der mehrheitlich genutzten Arbeitsan-
leitung - jahrlich zu 5 % uber 20 Jahre hinweg aufgelést. Der Tilgungszeitraum fur
das Fremdkapital wird im Regelfall mit 20 Jahren veranschlagt. Eine Ausnahme
bildet die Fremdfinanzierung der Zahl- und MeReinrichtungen, die innerhalb von
15 Jahren getilgt wird, denn eine langerfristige Tilgung wurde nach Ablauf der
Nutzungsdauer negative Ergebnisse des Periodentberschusses dieses Segments
liefern. Im Hinblick auf die Ubernahmepreise ist lediglich die Auflésungsdauer der
Baukostenzuschusse problematisch, da dies im Fall des Abzuges negative Uber-
nahmepreise liefert.

Um der energiewirtschaftlichen Zielsetzung der Versorgungssicherheit gerecht zu
werden, muR3 zumindest im Ubernahmezeitpunkt die Reinvestitionsfahigkeit ge-
wahrleistet sein. Eine Reinvestition mit den ursprunglichen Eigenkapitalrelationen
kann Uber folgende Modellkonstruktion erméglicht werden: Die historische Eigen-
kapitalgroBe wird mit den netzspezifischen Inflationsraten bis zum Ubernahme-
zeitpunkt aufgezinst, d.h. die ZuftUhrungen zum Eigenkapital missen nach der
Kérperschaftsbesteuerung in der Summe genau die inflatorische Finanzierungs-
licke des Eigenkapitals erreichen, um eine Nettosubstanzerhaltung zu gewahr-
leisten. Dies erfolgt Uber die Variation des Ausschuttungssatzes, hierbei erreicht
der Ausschuttungssatz bis zum Bewertungsstichtag einen durchschnittlichen Wert
von 45,8 % des PeriodenUberschusses.

Fur die moglichst realitdtsnahe Simulation des Vorgehens der Arbeitsanleitung ist
die verwendete Eigenkapitalquote bedeutsam, daher erfolgen die Abschreibun-
gen auf den Wiederbeschaffungswert fur den eigenfinanzierten Anteil des Anla-
gevermobgens mit einer gewichteten durchschnittlichen Eigenkapitalquote. Fur
jedes Netzsegment wird der durchschnittliche Anteil am Tagesneuwert in jeweils
neun Zeitreihen bestimmt; mit diesem wird die spezifische Eigenkapitalquote (aus
der Formel 14 bzw. 14a) jedes Segments zu jedem Zeitpunkt gewichtet. Die

Summe der gewichteten Eigenkapitalquoten ist die Basis des Abschreibungsan-

%% per vergleichsweise hohe BaukostenzuschuB-Anteil im Bereich der Zahl- und MeReinrichtun-
gen resultiert aus den requirierbaren Finanzierungsbeitrdgen der Kunden im HausanschluRbe-

reich.
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teils, der zu Wiederbeschaffungspreisen erfolgt, d.h. es wird - wie in der Arbeits-
anleitung - nur eine einzige Quote zur Berechnung der Abschreibungen herange-
zogen. Den Verlauf der genutzten Eigenkapitalquote sowie deren lineare Trend-
funktion sind in Abbildung 13 wiedergegeben.

Abbildung 13: Eigenkapitalquote und tendenzieller Verlauf wahrend des betrach-
teten Zeithorizontes

40% - ; ; : .
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30% -
04
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0% E } I Il i 4 I ’ 4'L + }
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Eigene graphische Darstellung.

Wahrend des Betrachtungshorizontes erreicht die Eigenkapitalquote erst gegen
Ende den Wert von 100 %, dies ist allerdings im Ausbleiben von Reinvestitions-
mafnahmen begrindet.’'

Das weitere Vorgehen der Analyse ist den kalkulatorischen Kostenelementen
gewidmet; es werden fur dieses Partikularnetz die im Tarif enthaltenen kalkulato-
rischen Abschreibungen und Zinsen ermittelt. Die Summe des nominalen histori-
schen Eigenkapitaleinsatzes in den Investitionszeitpunkten der neun Netzseg-
mente betrug 1,740 Mio. DM. Werden die jeweiligen Tagesneuwerte mit den zu-
gehdérigen, urspringlichen Eigenkapitalquoten gewichtet und aufsummiert, ergibt
sich daraus die zur Nettosubstanzerhaltung notwendige GréRe (NSE in 1994) des
Eigenkapitals im Zeitpunkt 1994, dieser Wert entspricht dem Eigenkapital Il in
Héhe von 2,979 Mio. DM. Nicht jedes Segment erwirtschaftet zum Zeitpunkt der

potentiellen Ubernahme den zur Nettosubstanzerhaltung notwendigen Beitrag;

10 Die Reinvestition des Jahres 1988 im Bereich des Mittelspannungskabelnetzes ist in ihrem
Volumen vergleichsweise gering, dies hat eine temporare Verminderung des Anstieges zur
Folge; wéare hingegen eine Reinvestition mit einem héheren Volumen erfolgt hitte sich kein
kontinuierlicher Anstieg der Quote ergeben. Dies verdeutlicht zugleich, dafd bei einem EVU mit
in den Baujahren durchmischtem Anlagenbestand und kontinuierlichen ReinvestitionsmaR-
nahmen die Eigenkapitalquote einen vergleichsweise konstanten Wert annehmen wird.
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die inflationsbedingte Lucke der schon vollstdndig abgeschriebenen Netzteile
muf} durch die noch im Tarifpreisgenehmigungsverfahren involvierten Teile kom-
pensiert werden,®"

Werden nun die Ruckflisse bis zum potentiellen Ubernahmezeitpunkt 1994 be-
trachtet, zeigt sich, dal im Rahmen der kalkulatorischen Abschreibungen und
Zinsen eine Summe von 8,078 Mio. DM an das EVU zurlckgeflossen ist. Dieser
Wert entspricht - zunachst unter Vernachlassigung der Besteuerung und Aus-
schuttung - nahezu dem vollstandigen Wiederbeschaffungswert der Anlageguter.
Werden von diesen Ruckflussen die historischen Anschaffungskosten - diese
entsprechen der nominellen Eigenkapitalerhaltung, der Fremdkapitaltiigung und
der BaukostenzuschuBauflésung - sowie die bis 1994 angefallenen Fremdkapi-
talzinsen subtrahiert,”'? spiegelt der verbleibende Betrag von 3,103 Mio. DM den
bis dahin erwirtschafteten Uberschuf® wider. Dieser wird zur Bedienung der Steu-
erverpflichtung, der Thesaurierung im Rahmen der Nettosubstanzerhaltung und
zu einer ,angemessenen” Ausschuittung verwendet (vgl. Tabelle 13). Wird der
Ausschuttungsbetrag durch das nominale Eigenkapital dividiert, resultiert hieraus

eine durchschnittliche nominale Netto-Dividende von 29,4 %.

3.3. Madgliche Ubernahmepreise

Die potentiellen Ubernahmepreise werden fur das jeweilige Netzsegment be-
stimmt und zu einem Gesamtpreis fur jedes Jahr addiert. Am Bewertungsstichtag
werden von den ermittelten Ubernahmepreisen die noch nicht aufgelésten Bau-
kostenzuschisse der Segmente B.l., B.ll. und D. in H6he von 224.236 DM sub-

trahiert.

Der kalkulatorische Sachzeitwert (SZW II) des gesamten Netzes betragt
513

3,935 Mio. DM; dies entspricht in etwa der Preisermittiung der Stadtwerke X.

51" vgl. die Segmente aus A.l., die einen negativen Beitrag zur Nettosubstanzerhaltung wegen
fehlender ReinvestitionsmaBnahmen liefern; die Segmente aus A.ll. und B.ll. sind noch im
Tarifpreisgenehmigungsverfahren involviert; diese erreichen ihren notwendigen Substanzerhal-
tungsbeitrag infolge des durchschnittlichen Ausschiittungssatzes nicht.

512 04 die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten der Anlagegiiter noch nicht voll-
standig zurlickgeflossen sind, muB der tarifkalkulatorische Restbuchwert hinzuaddiert werden,
um den Periodentiberschul zu ermitteln; hierbei ist zu beachten, dal® die noch nicht aufgel6-
sten Baukostenzuschiisse ebenfalls hinzugerechnet werden miissen.

3 Dje Stadtwerke X legten ihrer Berechnung zunéchst die vom EVU vorgegebene technische
Nutzungsdauer zugrunde mit dem Sachzeitwert-Ergebnis von 5,527 Mio. DM; dies ist im Laufe
der Preisermittiung auf die betriebsiibliche Nutzungszeit korrigiert worden, woraus ein Sach-
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Der kalkulatorische Restbuchwert (RBW II) von 2,289 Mio. DM, wie auch der
kalkulatorische Sachzeitwert, bericksichtigt alle Netzsegmente mit einem positi-
ven Preis. Eine H6he von 1,813 Mio. DM erreicht der tarifkalkulatorische Sach-
zeitwert (SZW 1). Der tarifkalkulatorische Restbuchwert (RBW I) hat eine Héhe
von 1,080 Mio. DM. Diese beiden Ubernahmepreise beriicksichtigen vier Segmen-
te (AllL1., AllL.2., AIL3. und B.Il.) mit einem positiven Preis, die Zahl- und
MeReinrichtungen hingegen gehen aufgrund der noch nicht aufgelésten Bauko-
stenzuschisse mit einem negativen Preis in die auf den steuerlich zuldssigen
Nutzungsdauern basierenden Ubernahmepreise ein. Bei den verbleibenden
Ubernahmepreisen wird der Abzug noch nicht aufgeléster Baukostenzuschisse
durch einen positiven Ubernahmepreis kompensiert.

In Verbindung mit der Analyse kalkulatorischer Kostenelemente wird zudem deut-
lich, daR auch in diesem Ubernahmefall ein auf den Wiederbeschaffungswerten
basierender Ubernahmepreis kein ,angemessener* Ubernahmepreis im Sinne des
gesetzlichen Postulates der ,Preisgunstigkeit® und des Doppelverrechnungsver-
botes sein kann; vielmehr muf ein Ubernanmepreis in Betracht kommen, der sich
an den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie an der steuer-
lich zuldssigen Nutzungsdauer orientiert. Eine denkbare Preissenkung aufgrund
des tarifkalkulatorischen Restbuchwertes als Ubernahmepreis ist durch die néti-

gen Einbindungskosten von ca. 1,7 Mio. DM kaum méglich.*'*

zeitwert von 4,032 Mio. DM resultierte. Eine Bericksichtigung der noch nicht aufgeldsten Bau-
kostenzuschiisse fand bislang jedoch keinen Eingang in die Preisermittiung. Das verauernde
EVU verlangt hingegen einen Preis von 6,755 Mio. DM; die Differenz ist einerseits durch die
technische Nutzungsdauer, andererseits durch verwendete Anhaltewerte begriindet.

5 Den Stadtwerken X entstehen aufgrund umfangreicher EinbindungsmaBnahmen hieraus ver-
gleichsweise hohe Kosten, da im Bereich der Mittelspannungszuleitungen profunde MaBnah-
men notwendig sind, um den Stadtteil in einem sog. Ringnetz versorgen zu kénnen.
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Tabelle 12: Segmentierung und Deflationierung des Verteilungsnetzes im Uber-

nahmefall EVU Y / Stadtwerke X
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Spezifische Netzparameter, Analyse der kalkulatorischen Kosten, Ubernahmepreise
2 3

1 4 5 6 7 8 9
Netzsegmente: Al Al2 Aldl1. All2. A3, 8.l B C. D.
Baujahr, (Rest-)Nutzungsdauern
Baujahr (t = 0): 1857 1961 1974 1977 1987 1968 1980 1974 1975
Ende der Nutzungsdauer: 1987 1991 2009 2012 2022 1993 2005 1994 1990
Steuerlich zuldssige ND (n1): 30 30 35 35 35 25 25 20 15
Betriebstbliche ND (n2): 40 40 45 45 45 40 40 35 25
Restnutzungsdauer in t = 1994; -7 -3 15 18 28 -1 1 o] -4
Historische Anschaffungs- und Hersteliungskosten z
AKHKint=0 10 281 27 457 163 842 230 506 219423 578 049 2146217 572729 1035 866 4984 370
Relative Finanzierungsverhaltnisseint=0 7]
Eigenkapital: 50 % 50 % 50 % 50 % 50 % 30 % 30 % 50 % 30% 3%
Fremdkapital: 50 % 50 % 50 % 50 % 50 % 40 % 40% 50 % 10 % 36 %
Baukostenzuschisse: 0% 0% 0% 0% 0% 30% 0% 0% 60 % 29%
Absolute Finanzierungsverhiéltnisse int= 0 z
Eigenkapital: 5141 13728 81921 115253 109 711 173 415 643 865 286 364 3107860 1740 159
Fremdkapital: 5141 13728 81921 115253 109 711 231220 858 487 286 364 103 587 1 805 412
Baukostenzuschiisse (20 J.): 0 0 0 0 0 173 415 643 865 0 621520 1 438 800
Parameter der Fremdkapitalriickzahlung z
Fremdkapitaltilgung: 20 20 20 20 20 20 20 20 15
Tilgungsraten: 257 686 4096 5763 5486 11561 42924 14318 6906 91 997
S FK-Zinsen (7,5 %) in t = 1994: 4048 10 811 64513 88 169 48 959 182 086 608 452 225512 62 152 1294 701
Summe der verschiedenen Riickfliisse bis 1994 b
¥ Abschreibungen in t = 1994 15656 44 942 126 731 142 899 49579 795078 1 481 495 730 496 1214086 4 600 962
£ kalk. Zinsen (6,5 %) int = 1994: 18993 51188 199 460 230514 94770 562 825 1211626 675 744 432 210 3477 329
T kalk. Ruckflisse in t = 1994 34 650 96 130 326 191 373413 144 348 1357 903 2693120 1 406 240 1646 296 8078 291
Verwendung des Periodeniiberschusses bis 1994 z
T PeriodentiberschuB in t = 1994: 20320 57 862 163 373 173284 51505 597 768 882 787 607 999 548 278 3103176
£ Steuerbetrag: 8858 25223 712186 75536 22452 260573 384 816 265033 239 000 1352 708
T Thesaurierung: 8114 23104 65233 69 190 20565 238 682 352 486 242 767 218 921 1239 062
T Ausschittungsbetrag: 3349 9536 26924 28 557 8 488 98 513 145 484 100 199 90 357 511 406
Zielerreichung der Nettosubstanzerhaltungskonzeption z
NSE int = 1994: 20816 51653 148 029 189 010 139 927 387 987 1016 287 502 824 512 687 2979221
T Eigenkapital Il in t = 1994: 13254 36 832 147 154 184 443 130 277 412 097 996 351 529132 529 681 2979 221
NSEKV int= 1994: -7 561 -14 821 -875 -14 566 -9 651 24110 -19936 26 308 16 993 0
Wiederbeschaffungswert; potentielie Ubernahmepreise abziiglich BKZ P
Wiederbeschaffungswert in t = 1994: 40 087 99 240 287 834 385434 270296 1253847 3278963 977735 1664516 8257 952
Restbuchwert | (n1) int = 1994: 0 0 65 537 118 546 175538 0 751176 Q -31 076 1079721
Restbuchwert Il (n2) in t= 1994: 771 4805 87382 143 426 185290 202317 1201 881 245 455 217532 2288 861
Sachzeitwert | (n1) int= 1934: o] 0 118 423 204 696 223883 0 1297 395 0 -31076 1813322
Sachzeitwert )l (n2) int = 1994 3122 18 079 157 898 247 657 236 321 452 651 2 008 796 430 992 379074 3934 591

Anmerkung: Ausschilttungssatz: 45,8 %, KSt-Satz (k1): 50 %, KSt-Satz (k2): 36 %; BKZ in t = 1994: 224.236
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4. Ergebnisse der empirischen Analyse

Sowohl die theoretische als auch die konkrete praktische Beispielsrechnung ver-
deutlicht, daR eine Ubernahme zum Sachzeitwert den Endkundentarif deutlich
erhéhen wird. Die theoretischen Modellrechnungen zeigen die aus einer Verlan-
gerung der Nutzungsdauern im Rahmen der Ubernahmepreisberechnung resultie-
renden Konsequenzen. Zudem veranschaulichen sie die doppelte Verrechnung
kalkulatorischer Kostenelemente bei einer Ubernahme zu den am Wiederbeschaf-
fungswert oder an einer langeren Nutzungsdauer orientierten Ubernahmepreisen.
Aus den Modellrechnungen wird die Rentabilitat des elektrizitatswirtschaftlichen
Versorgungssektors - gemessen an den Ausschuttungsquoten und den berechne-

ten Renditen - gleichfalls deutlich.

Setzt man die theoretische Simulationsrechnung in eine Modellstruktur um, in der
eine periodische Reinvestition simuliert wird, so zeigen sich die gleichen Effekte
wie im Ein-Gut-Fall. Die schon dort existierende Uberalimentierung der EVU wird
hierbei allerdings noch verstérkt, so daR sich sogar eine durchschnittliche reale

Eigenkapitalrendite vor Steuer von tber 20 % ergibt.’"

Werden die Simulationsrechnungen des ersten Abschnittes entsprechend der in
der Diskussion befindlichen modifizierten Arbeitsanleitung durchgefihrt,”’® so
ergeben sich Anderungen gegenlber dem oben dargestellten Simulationsmodell
im Hinblick auf die kalkulatorischen Abschreibungen, Zinsen, den Gewinn sowie
die anzusetzende Nutzungsdauer. Als Ergebnis der modifizierten Simulations-
rechnung 4Rt sich festhalten, daR mit der Anderung der Arbeitsanleitung die EVU
Uber die gesamte betriebsubliche Nutzungsdauer ceteris paribus eine durch-
schnittliche Ausschuttungsquote von 19 % realisieren kénnen.”"” Den EVU ist es
nach der modifizierten Arbeitsanleitung auch weiterhin moéglich, aus den zuflie-
Renden Eriésen eine Nettosubstanzerhaltung zu gewéhrleisten und dartber hin-

aus eine nominale Eigenkapitalrendite vor Steuer von ca. 13 % zu erzielen.

55 Diese Simulation wurde mit finf in gleichen Abstinden aufeinanderfolgenden Reinvestitions-
maRlnahmen (iber einen Zeitraum von 40 Jahren durchgeftihrt.

%1% vgl. Kap. IV.3.
"7 Diese Ausschiittungsquote ist nach der Erfiillung der Nettosubstanzerhaltungskonzeption iiber

die gesamte betriebsiibliche Nutzungsdauer maoglich.
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Das Fallbeispiel sowie die theoretischen Simulationsrechnungen belegen die
Evidenz fur die Herleitung des ,angemessenen* Ubernahmepreises. Ferner wird
auf die in der Praxis auftretenden Sonderprobleme hingewiesen. Gerade auch
Zurechnungsfragen hinsichtlich der Kosten der Kabelverlegung - beispielsweise
Versiegelungskosten - werfen gravierende Probleme bezlglich der korrekten

Bestimmung der Ubernahmepreise auf.>'®

Das vorangegangene Beispiel verdeutlicht in der Vergangenheitsbetrachtung,
welche Anteile der historischen Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bereits im
Rahmen der Tarife an das EVU zurlUckgeflossen sind. Gerade an dieser Stelle
wird nochmals deutlich, dal die gesamten Ruckflisse zusammen mit dem tarif-
kalkulatorischen Restbuchwert den aktuellen Wiederbeschaffungswert deutlich
Uberschreiten. Auch aus diesem Grunde durfte die Preisaufsichtsbehérde - wegen
des Doppelverrechnungsverbotes - keinen anderen Preis als den tarifkalkulatori-
schen Restbuchwert anerkennen, wenn sie gemaf} ihrem gesetzlichen Auftrag -

der preisgunstigen Versorgung - handelt.

Aus den Ergebnissen verschiedener Beispielsrechnungen kann nunmehr der - in
Abbildung 14 dargestellte - Uberschlagige Zusammenhang zwischen den alterna-

> Eine Ausweitung der Nutzungs-

tiven Ubernahmepreisen abgeleitet werden:
dauer von der steuerlich zulassigen auf die betriebsubliche zieht eine Erhéhung
des Ubernahmepreises (bezogen auf den tarifkalkulatorischen Restbuchwert) um
ca. 55 % nach sich. Eine nochmalige Verlangerung auf die technische Nutzungs-
dauer hat einen Anstieg von ca. 100 % im Vergleich zum Restbuchwert | zur Fol-
ge. Eine Abstellung der Ubernahmepreise auf die Grundlage der Wiederbeschaf-
fungswerte statt der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten fuhrt zu

einer Erhdhung des Ubernahmepreises um ca. 45 %.%%°

58 Eine hier nicht dargestellte komparativ-statische Analyse belegt, daR ausschlieRlich eine Ver-
4uBerung zum tarifkalkulatorischen Restbuchwert den Strompreis nicht verteuert. Dieses Fall-
beispiel zeigt, dal eine potentielle VerduRerung zu dem aus der technischen Nutzungsdauer
abgeleiteten Sachzeitwert den Endkundentarif ceteris paribus um ca. 30 % erhoht.

19 \/gl Fn. 495.

520 Die Ergebnisse des dargesteliten Beispielsfalls weichen zwar von diesen pauschalisierten
Regeln ab, dies ist jedoch in der Altersstruktur begriindet. Das durchschnittliche Alter des Anla-
genbestandes ist deutlich hoher als das der iibrigen Fallbeispiele; vgl. Fn. 495.
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Abbildung 14: Relative Unterschiede zwischen den verschiedenen Ubernahme-
preisen bezogen auf den tarifkalkulatorischen Restbuchwert
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Eigene graphische Darsteliung.

Diese Ergebnisse deuten zugleich an, welcher Anreiz flr eine konzessionsver-
tragliche Vereinbarung des Sachzeitwertes als Ubernahmepreis auf der Basis
einer moglichst langen Nutzungsdauer fur das abgebende EVU besteht. Gelingt

es den EVU, die
,2auskommlichen" reglementierten Gewinne hinaus weitere ,super normal profits®,

inre Forderungen durchzusetzen, erhalten sie uber
die in keiner Weise zu rechtfertigen sind und - im Fall einer Anerkennung durch
die Preisaufsichtsbehodrde als Basis der kalkulatorischen Kosten des uberneh-
menden EVU - sowohl dem energiewirtschaftlichen Ziel der Preisgunstigkeit als

auch dem Postulat eines Doppelverrechnungsverbotes entgegenstehen.
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VIl. Zusammenfassung und Ausblick

Im Anschluf® an eine kurze Zusammenfassung (1.), wird ein Ausblick auf mégliche
MaBnahmen zur differenzierten Regulierung des elektrizitatswirtschaftlichen

Sektors gegeben (2.).

1. Zusammenfassung

Zur Beschreibung der Grundlagen des elektrizitatswirtschaftlichen Sektors wer-
den neben dem ordnungspolitischen Gesetzesrahmen (Kap. I.1.) strukturelle
Merkmale dargelegt. Hierbei interessieren sowohl die Konzentrationstendenzen
als auch Daten zum Aufkommen und Verbrauch (Kap. I1.2.). Diese Informationen
dienen der Verdeutlichung der Besonderheiten des elektrizitatswirtschaftlichen
Sektors. Die Analyse der Netzstruktur (Kap. I1.3.) illustriert erstmals die Bedeu-
tung, die potentielle Ubernahmepreise im Rahmen eines Netzubergangs erlangen
kénnen. Zum Abschlul} des ersten Kapitels wird das Tarifsystem transparent
dargestellt sowie kritisch auf die Systematik der Tarifbildung eingegangen
(Kap. 11.4.). Durch die kostenorientierte statt einer kostenechten Tarifpreisbildung
richten sich die aligemeinen Tarifpreise nicht ausschlief3lich nach volkswirtschaft-
lich effizienten Grenzkosten. Sie werden vielmehr aus Durchschnitts- und Grenz-
kosten bestimmt. Ein solcher Tarifpreis liefert aufgrund seiner Kostendegression

nur geringe Anreize zur Energieeinsparung.

Im dritten Kapitel wird die Interessenstruktur der beteiligten Akteure genauer
analysiert. Aus der Kennzeichnung der Interessen der EVU, ihrer Interessenver-
treter (Kap. l11.1.), der Konsumenten (Kap. lll.2.) sowie der Entscheidungstrager
des offentlichen Sektors (Kap. 111.3.) sind konfliktare bzw. gleichgerichtete Interes-
senlagen herausgearbeitet worden. Das Ziel der preisgunstigen Elektrizitatsver-
sorgung widerspricht der gewinnmaximierenden Zielsetzung der Versorgungsun-
ternehmen. Infolge einer hohen Beteiligung des &ffentlichen Sektors besitzt dieser
angesichts der fiskalpolitischen Ziele gleichgerichtete Interessen mit den Versor-
gungsunternehmen. Die entwickelte Ubersicht (Kap. 1.4.) der beteiligten Akteure
des elektrizitatswirtschaftlichen Sektors illustriert bestehende Zusammenhange.
Sie verdeutlicht zugleich potentielle EinfluRmdglichkeiten der Akteure in der aus-
gepragten, vielseitig verzahnten Interessenvertretungsstruktur der Elektrizitats-

wirtschaft.
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Im Rahmen der Kostenanerkennung im Tarifpreisgenehmigungsverfahren
(Kap. IV.) werden zunéchst die konzeptionellen Vorgaben zur Realisierung der
elektrizitatswirtschaftlichen Zielsetzungen analysiert (Kap. IV.1.). Aufgrund des
primaren Ziels der Versorgungssicherheit ist eine Konzeption der Tarifpreise resp.
der zugrunde zu legenden Kalkulationsverfahren notwendig, die eine Reinvestiti-
onsfahigkeit nach Ablauf der betriebsiblichen Nutzungsdauer der Anlageguter
gewahrleistet. Daraufhin sind die konkreten standardisierten Verfahren der Ko-
stenanerkennung aufgezeigt (Kap. IV.2.) sowie die in der Diskussion befindlichen
Anderungen der Arbeitsanleitung untersucht worden (Kap. IV.3.). Mehrheitlich
werden derzeit in der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der preisaufsichtli-
chen Kostenanerkennung die kurzeren, steuerlich zuldssigen Nutzungsdauern
verwendet; diese Inkongruenz zu den betriebstblichen Nutzungsdauern ermég-
licht den EVU einen schnelleren KapitalruckfluR. Erste Ergebnisse, die kritisch
eine mdgliche Uberalimentierung der EVU bei den gegenwartig praktizierten
Verfahren verdeutlichen, sind durch die Uberprifung der Reinvestitionsfahigkeit
festgestellt worden (Kap. IV.4.). Aus den Ausfuhrungen zu den Methoden der
Tarifpreisgenehmigungen geht hervor, daly die Regulierungen des elektrizitats-
wirtschaftlichen Sektors zur Uberalimentierung der EVU fuhren, verbunden mit

negativen Wirkungen auf eine volkswirtschaftlich effiziente Allokation.

Das funfte Kapitel wendet sich der potentiellen Netzibernahme nach Ablauf von
Konzessionsvertrdge zu. Hierbei wird zu Beginn der Bezug zwischen Tarifpreis-
genehmigung und Ubernahmepreis hergestellt (Kap. V.1.). Nachfolgend sind
verschiedene - in Konzessionsvertrédgen verwendete - Ubernahmepreise aufge-
zeigt und diskutiert worden (Kap. V.2.1.). Infolge des Zusammenhanges zwischen
den Tarifpreisgenehmigungsverfahren und der Bewertung von Anlageguatern kann
ein Ubernahmepreis, der auf den Zukunftserfolgswert zurlckgreift, ausgeschlos-
sen werden, da die Ruckflusse der Vergangenheit auch die Wertstellung elektrizi-
tatswirtschaftlicher Anlageguter bestimmen. Im weiteren Fortgang der Analyse ist
demnach der Schwerpunkt auf einen - von der Elektrizitatswirtschaft geforderten -
Sachzeitwert und einen alternativen Restbuchwert gelegt worden. Auf die in der
Realitat anzutreffenden Sonderprobleme bei einem NetzUbergang wird ebenfalls
eingegangen (Kap.V.2.2.). Aus den Ergebnissen zum Tarifpreisgenehmi-
gungsverfahren und den Zusammenhangen mit den Bewertungsmdglichkeiten ist

ein ,angemessener‘ Ubernahmepreis abgeleitet worden (Kap. V.3.). Der einzige
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Ubernahmepreis, der den elektrizitatswirtschaftlichen Erfordernissen gerecht wird,
ist ein Restbuchwert, der auf im Tarifpreisgenehmigungsverfahren verwendete

Nutzungsdauern rekurriert.

Im empirischen Teil der vorliegenden Arbeit werden die zuvor gewonnenen theo-
retischen Erkenntnisse zum ,angemessenen‘ Ubernahmepreis iberpriift
(Kap. VI.). Hierzu wird zunachst die Verfahrensweise der mehrheitlich angewand-
ten Arbeitsanleitung mit Werten eines ,Muster-EVU" in ein theoretisches Simulati-
onsmodell umgesetzt (Kap. VI.1.). Die Ergebnisse der Simulation veranschauli-
chen die Renditeméglichkeiten der EVU nach der geltenden Arbeitsanleitung
(Kap. VI.2.). Die Evidenz der Ergebnisse werden abschlieRend anhand einer prak-
tischen Beispielsrechnung Uber eine vorliegende Netzibernahme aufgezeigt

(Kap. VI.3.) und zusammengefafdt dargestelit (Kap. VI1.4.).

2. Ausblick

Die bestehenden Regulierungen des gesamten Versorgungssektors werden in der

h,521 wenn ein naturli-

Literatur kritisiert. Regulierungen sind nur dann erforderlic
ches Monopol vorliegt. Die natirliche Monopoleigenschaft in der Elektrizitatswirt-
schatt trifft ausschlieBlich auf das Verteilungsnetz zu, da nur die Elektrizitdtsvertei-
lung durch langfristig sinkende Durchschnittskosten und durch Leitungsgebunden-
heit gekennzeichnet ist.”?? Der Produktions- und Absatzsektor der Elektrizitatswirt-
schaft besitzt keinen natlirlichen Monopolcharakter, demnach ist aus wettbewerb-
spolitischer Sicht in diesem Bereich eine Lockerung der staatlichen Regulierung zu
fordern. Hierbei weist jedoch sowohl UbermaRiger Interventionismus als auch ein

Politikansatz des Laissez faire Mangel hinsichtlich einer effizienten Lésung auf.*®

Selbst im Fall eines vorliegenden natirlichen Monopols sehen einige Autoren die
allokativen Verzerrungen aus der Monopolstellung der Unternehmen geringer an
als die negativen Konsequenzen einer staatlichen Regulierung.®®* Insofern ware

eine staatliche Gewahrleistung der Versorgungssicherheit durch ordnungspoliti-

21 vgl. Blankart, C.B./Knieps, G. (1992), S. 75.
2 \/gl. Vogelsang, I. (1982), S. 67.

°23 vgl. Blankart, C. B./Knieps, G. (1992), S. 84.
524 \/gl. Krakowski, M. (1985), S. 408.
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sche Mallnahmen ausreichend. Der Staatseingriff sollte jedoch auf das Mindest-
maf beschrénkt bleiben.

In der gegenwartigen Situation erzielt die Stromwirtschaft auf allen Stufen
,auskémmiiche Preise“,525 wodurch die tbernommenen Aufgaben - Versorgungs-
sicherheit resp. Daseinsvorsorge - bei weitem Gbererfillt werden kénnen. Begrin-
det ist die ,auskdmmliche® Situation der EVU in den Regulierungen der Tarifpreis-
genehmigungsverfahren. Die zunehmende Ausweitung dieser Verfahren auf die
kommunale Kalkulation von Wasser-, Abwasser- und Miullgebuhren ist mittlerweile
vom OVG Minster in einem beachtenswerten Urteil als unzuléssig verworfen wor-
den.’®® Aus o.g. Griinden wiare eine Weiterfiihrung der - mit der LSP begonnenen -
Reformierung der standardisierten Kalkulationsverfahren wunschenswert. Dies

kénnte zugleich mit einer starkeren Wettbewerbsorientierung um die temporaren

Versorgungsmonopole verwirklicht werden.

Vorschlage zur starkeren Wettbewerbsorientierung in der Elektrizitatsproduktion
wurden in den USA verwirklicht. Fir den Zubau neuer Kapazitaten findet in einigen
Staaten der USA bereits ein Auktionsverfahren Anwendung.527 Ein neuer potentiel-
ler Anbieter reicht Angebote iber geplante Kapazitaten und Kosten einer bestimm-
ten Produktionsmenge ein; der kostenglnstigste Anbieter kommt dann zum Zuge.

Die Auktionen werden jeweils zu bestimmten festgelegten Terminen durchgeftihrt.

Weitere Erfahrungen mit einer starkeren Wettbewerbsorientierung wurden durch
die Privatisierung der Elektrizitdtswirtschaft in GroRbritannien realisiert. Die beste-
hende Integration von Produktion, Transport und Absatz wurde aufgebrochen; Ziel
war es, in der Produktions- bzw. Lieferungsstufe einen Wettbewerb zu ermdégli-
chen. Das Verbundnetz ist einer zentralen Netzgesellschaft ibertragen worden,
die wiederum Produzenten und regionale Verteiler unter Vertrag nimmt.**® Der

Wettbewerb in der Produktionsstufe wird durch einen sog. ,Pool* erreicht; die Pro-

525 v/gl. Weber, W. (1989), S. 20.

526 5o durfen die kalkulatorischen Zinsen nicht auf der Basis von Wiederbeschaffungswerten ermit-
telt werden. Auch ein Wiederaufleben von abgeschriebenen Anlagegutern wurde fur unzulassig
erklart (Urteil, OVG Minster Az. 9 A 1248/92). Vgl. FAZ vom 08.08.1994, S. 4. Ostholthoff ana-
lysiert die Praxis der Berechnung kalkulatorischer Kosten im Abwassersektor unter betriebs- und
finanzwirtschaftlichen Aspekten genauer; vgl. Ostholthoff, K. H. (1993).

527 ygl. Bolle, F. (1990), S. 253 ff.

528 \/gl. Lammers, G./Pfaffenberger, W. (1990), S. 33.
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duzenten informieren die Poolverwaltung taglich dartiber, ,welche Kraftwerke zur
Verfiigung stehen und welche Leistung sie zu welchem Preis anbieten.**° Dieser
Pool koordiniert demnach -in Form eines Spotmarktes - zentral Angebot und
Nachfrage auf dem Elektrizitatsmarkt.**® Die Preisbildung erfolgt auf der Basis ei-
nes Grenzkosten- und Kapazitdtsvorhaltungspreises. Dem Staat verbleibt eine
EinfluBmadglichkeit durch eine neue eigenstandige Aufsichtsbehorde, der die Li-
zenzerteilung und eine Preis- bzw. Lizenziiberwachung obliegt.”®" Anfanglich wur-
de die Umstrukturierung noch sehr kritisch bewertet;>* gegenwartig - vier Jahre
nach der Umstrukturierung - liegen jedoch durchaus positive Erfahrungen mit dem

liberalisierten Elektrizitatsmarkt vor.>*®

In der Bundesrepublik Deutschland empfahl die Monopolkommission schon in den
70er Jahren im ersten Hauptgutachten eine Verstarkung des Wettbewerbs. Sie
schlug beispielsweise vor, ,die Versorgungsgebiete der Gemeinden auszuschrei-
ben“®®** und damit den Wettbewerb um Versorgungsgebiete zu starken. Des weite-
ren wurde die Einfiihrung von umfassenden Durchleitungsrechten i.V.m. entspre-
chenden Entgelten empfohlen. Auch das Bundeskartellamt versucht derzeit, die
Gebietsmonopole zu lockern; die Kartellbbehérde ficht modellhaft den Konzessi-
onsvertrag zwischen dem Stromkonzern RWE und der Stadt Kleve an.’*® Gegen-
wartig zeichnet sich zudem ab, dal im Rahmen der wirtschaftlichen Harmonisie-
rung in der Europaischen Union die Briisseler Kartellbehérde die tradierten Mono-

polsituationen auf den Energiemarkten aufbrechen will.**®

Zukiinftig kénnte demnach ein Wettbewerb in der Elektrizitdtsversorgung durch
staatliche Regulierungsédnderungen eine ,rationelle Betriebsfiihrung“ der EVU in-
duzieren und, verbunden mit den Regulierungsanderungen, zugleich eine wiin-
schenswerte einheitliche Vorgehensweise im Rahmen der Tarifpreisgenehmigung

schaffen.

%29 Bartels, R./Cohen, R./Hoehn, T. (1991), S: 31.

%0 vgl. Kumkar. L. (1994), S. 97.

%1 vgl. Kumkar. L. (1994), S. 100.

%32 ygl. Lammers, G./Pfaffenberger, W. (1990), S. 36.

%33 vgl. Kumkar. L. (1994), S. 111 vgl. auch FAZ vom 23.03.1994, S. 17.
%3 Monopolkommission (1976), S. 417 ff.

5% vgl. FAZ, vom 18.01.1994, S. 12.

%% Vgl. Gréner, H. (1989), S. 25; vgl. auch FAZ, vom 23.03.1994, S. 17.



Anhang 1: Formelsammiung

Altersstruktur:

(1)  Nutzungsdauer (steuerliche) ny = 30 Jahre
(2) Nutzungsdauer (betriebsiblich) n; = 40 Jahre
(3) Lebensdauerverhaltnis | LVi(ny) = (ny-t)/ny
(4) Lebensdauerverhaltnis || LVi(n2) = (n2-t)/ny

Restbuchwert, Wiederbeschaffungswert, Sachzeitwert:

(5) Tarifkalk. Restbuchwert n, RBWin,;= RBW nqs- RBWy *« (1/ny)
(6) Kalk. Restbuchwert n, RBW,n,= RBW,1 n;- RBWj * (1/ny)
(7) Wiederbeschaffungswert WBW,; = RBW;+ (1+iAn.agenpreisindex)‘
(8) Tarifkalk. Sachzeitwert SZWiny =  WBW, » LVt (ny)
(9) Kalk. Sachzeitwert SZWin, =  WBW, » LV, (ny)

Kapitalstruktur:

(10) Eigenkapitalint=0 EKL = EKp
(11) Eigenkapital EKIlp, = EKo+TH,
EKIly = EKIhs+ TH;
(12) Fremdkapital FKo = RBW; » FK-Anteil
FK; = FKq - FKTy
(13) Baukostenzuschisse (BKZ) BKZ, = RBW,;* BKZ-Anteil
BKZ;, = BKZ4- (BKZ,+ 1/20)
(14) Fremdkapitaltilgung FKTy, = FKp»(1/ny)
(15) Fremdkapitalzinsen FKZi = FKi * ikzinstus
(16) Eigenkapitalquote EKQ: = EKIL/RBW,
(far EKQ, < 1)
= 1

(fir EKQ > 1)

Kapitalstruktur-Kontrollvariablen:

(17) Nettosubstanzerhaltung (NSE) NSE;, = WBW,;+« EKQo
(18) NSE-Kontrollvariable NSEKV,= EKII;- NSE;
(19) Soll-Thesaurierung STHy = NSE¢-EKl
STH; = NSE - NSE.,
(20) Thesaurierungs-Kontrollvar. St = TH;- S?’Ht

mit 208=0



Kalkulatorische Kosten:

(21) Abschreibung eigenfin. Anlagev.
(22) Abschreibung fremdfin. Anlagev.

(23) Kalkulatorische Zinsen

(24) Kalkulatorische Kosten

XI

D (EKy)
D (FKy)
KZ I,

KK;

WBW{ * EKQt—1 * (1/n1)
RBW, * (1- EKQ.1) * (1/n4)

[(EK llu2 + EK ll1) / 2
+ (FKiq + FKY) / 2] * liaik. zinsfun

D (EKy) + D (FK) + KZ |

PeriodeniiberschuB, Steuern, Ausschiittung, Thesaurierung:

(25)

(26)
(27)
(28)
(29)
(30)
(31)
(32)
(33)

Periodentberschuf}

PU I,

Kérperschaftsteuer auf einbeh. PU KSt |,

Potentielle Thes./Ausschlitt.
Ausschittungssatz miti=1, 2

Ausschuttungsbetrag bei k4

Koérperschaftsteuer-Minderung

Ausschittungsbetrag bei k;
Korperschaftsteuerzahlung

Thesaurierung

Ubernahmepreise:

(34) Ubernahmepreis|  UNP |
(35) Ubernahmepreis I UNP Il
(36) Ubernahmepreis Il UNP Il
(37) Ubernahmepreis IV UNP IV

Tarifermittlung:

(38)
(39)

(40)
(41)
(42)
(43)
(44)
(45)
(46)
(47)

Kalk. Abschreibungen
Kalk. Zinsen

Strombezug
Strombezugspreis
Aufwandsgleiche Kosten
Strombezugskosten
Personalkosten
Konzessionsabgabe
Gesamtkosten

Gesamtkosten abziigl. BKZ

PO II,
AS;
ASB |
KSt Il
ASB Il
KSt 1
TH;

RBW |;
RBW lI;
SZW |,
SZW i,

De
KZ Iy

SB,
SP
AGK;
BK;
PKi
KA
GK |;
GK Il

D (EKy) + D (FKy)
- RBW, * (1/ny) + KZ I; - FKZ,

PU I » kq

PU I; - KSt |,

variabel

PU Il = AS;

PU Iy * (kq - ko) * AS;
ASB |, + KSt I,

KSt |; - KSt Il

PU I; - ASB I; - KSt I,

RBW, « LV; (ny) - BKZ,
RBW, « LV; (ny) - BKZ
WBW, LVt (n4) - BKZ,
WBW, LV, () - BKZ,

D (EK) + D (FKy)

(RBW,y.1 (nq) + RBW; (ng)) / 2
* lialk. ZinsfuB3

Mg * (1"'iAbsatzsteigerung)t

Po * (1+igesugspreissteigerung)’
BK; + PK; + KA,

SB; » SP;

PKo * (1 '*'iF'ers.kostensteigerung)t
SB; + KAg

AGK; + D+ KZ 1l

GK | - (BKZ.4 - BKZ))



(48) Strompreis pro kWh

(49) Fiktive Verzinsung der BKZ
(50) Gesamtkosten
(51) Strompreis inklusive BKZzins 1

Renditen vor Steuern

(52) EK-Rendite nominal v. St.
(53) EK-Rendite real v. St.
Renditen nach Steuern:
(54) EK-Rendite nominal n. St.
(55) EK-Rendite real n. St.
Netto-Dividende:

(56) Netto-Dividende nominal
(57) Netto-Dividende real

Xl

EKP I, =

BKZZinst =
GK Ik
EKP Il

GKl; / (SB; = 0,98)
[Netzverlust 2%]

BKZt * iFK-ZinsfuIS
GK Iy + BKZ; * irk-zinsiun

(GK Il + BKZzins 1) /
(SB,  0,98)

EKR nom.(v. St) = PU It/ EK Io

EKR real (v. St.)

= PU |t / EK ”t

EKR nom.(n. St) = (PU lt - KSt ”It) / EK |0

EKR real (n. St.) =

ND nominal
ND real

(PU I - KSt 1l / EK I,

= ASBIL,/EKIp
ASB Il / EK I,
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Anhang 2: Preisindizes

Tabelle 14; Preissteigerungsraten ausgewahiter Bereiche und allgemeiner
gewichteter Preissteigerungsindex der Elektrizitatswirtschaft

Material Tariflohne und Gehdilter
Energiewirtschaft
Jahre Kabel Transformatoren Neubau Straenbau |und
Wasserversorgung
1959 1,83 % -1,70 % 5,84 %
1960 057 % 313% 4,69 % .
1961 -5,46 % 387 % 504 % 8,59 %
1962 -0,50 % 0,70 % 6,72 % 8,34 %
1963 -1,10% -0,60 % 380% 6,80 %
1964 1375 % -0,30 % -0,87 % 487 %
1965 11,38 % -0,10 % -5,25 % 8,84 %
1966 10,06 % 0,00 % -1,23% 6,81 %
1967 -11,31 % -2,63 % -4.67 % 392%
1968 074 % 0,00 % 479 % 4,29 %
1969 4,46 % -8,61 % 4,47 % 10,63 %
1970 2,10% 9,99 % 15,02 % 13,65 %
1971 -10,00 % 4,40 % 7,90 % 18,55 %
1972 -1,78 % 0,29 % 1,30% 15,65 %
1973 6,22 % 0,00 % 320 % 13,42 %
1974 564 % -1,53 % 957 % 13,05 %
1975 -10,18 % 912 % 235% 9,78 %
1976 -2,40 % -5,60 % -1,60% 456 %
1977 2,46 % 593 % 163 % 5,90 %
1978 1,70 % 3,80 % 2,70 % 5,19 %
1979 -1,02% 193% 6,52 % 431 %
1980 7.711% 388 % 10,42 % 585 %
1981 4,40 % 3,60 % 2,60 % 4,40 %
1982 230% 541 % -224% 393%
1983 581 % 256 % -0,80 % 3,69 %
1984 301% -1,88 % 131% 1,78%
1985 2,49 % -0,36 % 1,79 % 349 %
1986 -450 % 260 % 210% 3,70 %
1987 073 % 107 % 1,08 % 3,76 %
1988 747 % 077 % 107 % 2,42 %
1989 3,10 % 153 % 221% 381%
1890 6,77 % 273% 6,19 % 594 %
1891 212% 376% 6,89 % 611 %
1992 -320% 301% 554 % 397 %
Material Tariflohne und Gehalter
! Energiewirtschaft s
;S:chh'tete Kabel Transformatoren Neubau Strafenbau (und g:‘:hsf:mt::ﬁhe
ndizes: Wasserversorgung issteigerung
Gewichte: 02 0,2 03 03 1,0
1958 - 1992 0,0016585 0,0028606 0,0094647 0,0181610 3,31%
1962 - 1992 0,0021318 0,0028479 0,0085103 0,0200680 3.36 %
1967 - 1992 0,0009364 0,0037208 0,0113047 0,0203425 3,63 %
1972 - 1992 0,0016901 0,0041396 0,0092182 0,0162301 313%
1977 - 1992 0,0021503 0,0045561 0,0093249 0,0124486 285%
1982 - 1892 0,0000572 0,0031336 0,0081236 0,0115755 2,38%
1984 - 1992 |- 0,0009560 0,0037618 0,0099959 0,0124293 2,52%
1987 - 1992 |- 0,0009656 0,0047102 0,0130571 0,0133178 3,01%
1989- 1892 |- 0,0081004 0,0063321 0,0186147 0,0160018 3,28%

Quelle: Statistisches Bundesamt (1968), S. 424 f., 442, 466, Statistisches Bundesamt (1972),
S. 416 f., 450, 481; Statistisches Bundesamt (1976), S. 445 f., 451, 485; Statistisches
Bundesamt (1981), S. 474, 492 f., 497; Statistisches Bundesamt (1987), S. 497, 510 f.,
515; Statistisches Bundesamt (1993), S. 628, 644 f., 649; eigene Berechnungen.
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Anhang 3: Kalkulatorische Einzelkostenelemente des verduRernden
bzw. aufnehmenden EVU bei unterschiedlichen

Ubernahmepreisen

Abbildung 15a: Kalkulatorische Kostenelemente des verauf3ernden bzw.
aufnehmenden EVU bei tarifkalkulatorischem Restbuchwert
und einem relativen Eigenkapital von 30 % in t=0

90 - Ubernahmepreis: Tarifkalk. RBW (EKQ = 30 %)

in Mic. DM

20 - ——D (neu)
—A— KZ (alt) —¢—KZ (neu)
10 —i— KK (ait) —i— KK(neu)
0 —— t } t + 4
0 5 10 15 20 25 30

Eigene Berechnungen.

Abbildung 15b: Kalkulatorische Kostenelemente des verédu3ernden bzw.
aufnehmenden EVU bei kalkulatorischem Restbuchwert
und einem relativen Eigenkapital von 30 % in t=0

00 . Ubernahmepreis: Kalk. RBW (EKQ = 30 %)

801 W =2

70 +
60 +

s
850 |
o
S 40 |
c
30
20 -
—¢—KZ (neu)
07 | g KK@t) — —KKneu)
o } : T T t
0 5 10 15 20 25 30

Eigene Berechnungen.
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Abbildung 15c: Kalkulatorische Kostenelemente des verau3ernden bzw.
aufnehmenden EVU bei tarifkalkulatorischem Sachzeitwert und
einem relativen Eigenkapital von 30 % in t=0

100 - Ubernahmepreis: Tarifkalk. SZW (EKQ = 30 %)
o

90 T = —~ ~ —— S

80 +

70 +
3 60t
g 50+
s
c 407 1

30 :

—o—D (alt) —3—D (neu)
209 _aA KZ@ly — ——KZ(neu)
107 _s KK@t)y  —s—KK(neu)
0 T T — T T t
0 5 10 15 20 25 30

Eigene Berechnungen.

Abbildung 15d: Kalkulatorische Kostenelemente des verédullernden bzw.
aufnehmenden EVU bei kalkulatorischem Sachzeitwert
und einem relativen Eigenkapital von 30 % in t=0

160 - Ubernahmepreis: Kalk. SZW (EKQ = 30 %)

140 + |—o—D@lt) ——D (neu) —a—KZ(alt) TN
f e i

120 + | —»¢—KZ (neu) ——KK (alt) —i—KK(neu) i
100 +

in Mio. DM

Eigene Berechnungen.



XVI

Literaturverzeichnis:

Aberle, Gerd (1992): Wettbewerbstheorie und Wettbewerbspolitik, 2. Aufl., Stuttgart
1992.

Apfelstedt, Gert (1991): Die rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
der kommunalen Energiepolitik, in: Leonhardt, Willy/
Klopfleisch, Rheinhard/Jochum, Gerhard (Hrsg.): Kommunales Energie-
Handbuch, 2. Aufl., Karisruhe 1991.

Arbeitsanleitung Nordrhein-Westfalen (1991): Arbeitshilfe fur die Bearbeitung des
NRW-Erhebungsbogens zur Beurteilung der Notwendigkeit von
Tarifanderungen bei Elektrizitatsversorgungsunternehmen, Dusseldorf 1991.

Arbeitsanleitung Rheinland-Pfalz (1992): Arbeitsanleitung zur Darstellung der
Kosten- und Erlésentwicklung in der Stromversorgung, Mainz 1992.

Arbeitsgruppe Endschaftsbestimmungen (AGE) (1992): Bericht der Arbeitsgruppe
Endschaftsbestimmungen in Konzessionsvertragen gemal § 103 Abs. 1
Nr. 2 GWB fiir den Arbeitsausschufl Versorgungswirtschaft der
Kartellbehérden des Bundes und der Lander; Stand 05.10.1992.

ARE e.V./DVG e.V. (1993): Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft regionaler
Energieversorgungsunternehmen ARE e.V. Hannover und der Deutschen
Verbundgesellschaft DVG e.V. Heidelberg: ,zum Ergebnis der Erérterung der
Endschaftsbestimmungen in Konzessionsvertragen der Kartellbehérden des
Bundes und der Lander am 22/23.10.1992 in Wiesbaden* vom 31.03.1993,
in: RAE 1993, S. 208 ff.

ARE e.V. (1987): Sachaussagen zum Wechsel in der Versorgungszustandigkeit,
Hannover 1987.

ARE e.V. (1994): Regionale Energieversorgung 1992/1993 - Tatigkeitsbericht,
Hannover 1994.

Badura, Peter/Kern, Werner (1983). Malistab und Grenzen der Preisaufsicht nach
§ 12a der Bundestarifordnung Elektrizitat aus rechtlicher und
betriebswirtschaftlicher Sicht, Hamburg 1983.

Bartels, Robert/Cohen, Robin/Hoehn, Thomas (1991): Das neue Elekitrizitatssystem
in GroBbritannien: Erste Erfahrungen und Perspektiven, in: ZfE 1/91,
S. 27 - 36.

Baumol, William J./Panzar, John J./Willig, Robert D. (1982): Contestable Markets
and the Theory of Industry Structure, New York 1982.

Blankart, Charles Beat (1980): Okonomie der &ffentlichen Unternehmen - Eine
institutionelle Analyse der Staatswirtschaft, Minchen 1980.

Blankart, Charles Beat/Knieps, Ginther (1992): Netzékonomik, in: Jahrbuch fur neue
politische Okonomie, S. 73 - 87.



XVl

Boke, Ernst/Heller, Wolfgang (1991): Die Reform des Energiewirtschaftsgesetzes
aus industrieller Sicht, in: ZfE 4/91, S. 267 - 272.

Bolle, Friedel (1990): Wettbewerb in der Elektrizitatsproduktion - Die amerika-
nischen PURPA-Auktionen, in: ZfE 4/1990, S. 253 - 265.

Bolle, Friedel (1994): Wettbewerb in der kommunalen Stromversorgung, in:
ZfE 2/93, S. 172 - 179.

Bolte, Herbert/Gunther, Andreas (1990): Zwoélf wichtige Fragen zur Ubernahme
von Stromversorgungsaniagen durch Gemeinden, in: Bayerischer
kommunaler Prufungsverband - Geschéftsbericht 1990, S. 120 - 133.

Bénner, Udo (1992): Die Kalkulation administrierter Preise unter dem Aspekt der
Substanzerhaltung, Kostendeckende Erlése der EVU im Rahmen der
Tarifgenehmigung, in: ZfE 4/92, S. 229 - 258.

Braun, Dieter (1988): Rechtsfragen beim Wechsel in der Versorgungs-
zustandigkeit, in: Energiewirtschaftliche Tagesfragen 6/1988,
S. 472 - 493.

Buchanan, James M./Tollison, Robert D./Tullock, Gordon (1980) (Hrsg.): Toward
a Theory of the Rent-Seeking Society, Texas College Station 1980.

Budde, Hans-Jurgen (1994): Verbesserung der Standortbedingungen in
Deutschland und Europa durch Einfuhrung von Wettbewerb auf
den Strom- und Gasmaérkten, in: VIK 2/1994, S. 54 - 59,

Budenbender, Ulrich (1989): Kartellrechtliche Beurteilung von Personal-
Ubernahmeverpflichtungen in Konzessionsvertragen, in:
Recht 1989 Nr.10, S. 262 - 265.

Bund-Lander-Ausschul} ,Energiepreise” (1993): Arbeitsanleitung zur Darstellung
der Kosten- und Eriésentwicklung in der Stromversorgung (nach dem
Erhebungsbogen K) in der Fassung vom 10.10.1983 und nach dem Stand
der Beratungen der Arbeitsgruppe ,Betriebswirtschaftliche Fragen der
BTO EIt‘, 20.01.1993.

Bund-Lander-Ausschul? ,Energiepreise” (1993): Begrindung zur Anderung der
Arbeitsanleitung zur Darstellung der Kosten- und Erlésentwicklung in der
Stromversorgung (nach dem Stand der Beratungen des
Bearbeitungsstandes: 08.04.1993).

Bundesministerium der Finanzen (Hrsg.) (1991): Kérperschaftsteuer-Richtlinien,
Nr. 100 00 des Systematischen Verzeichnisses der Wirtschaftszweige,
AfA-Tabelle, Energie- und Wasserversorgung, Bonn 2/1991.

Bundesministerium far Wirtschaft (1994): Die Elektrizitatswirtschaft in der
Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1992 - Elektrizitatsstatistik -,
Frankfurt am Main 1994.



XVl

Bundesratsdrucksache 686/91: Verordnung Uber Konzessionsabgaben flur Strom
und Gas (Konzessionsabgabenverordnung - KAV), vom 08.11.1991.

Bundestagsdrucksache 8/3690: Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen, vom 12.02.1980.

Busse von Colbe, Walther (1987): Tarifanhebung im Strompreisgenehmigungs-
verfahren, Gutachten - Isar-Ampere-Werke, Bochum 1987.

Busse von Colbe, Walther (1989): Netto-Substanzerhaltung als integratives
Konzept fur Bilanzierung und Kostenrechnung - Dargestellt am Beispiel
administrierter Preise auf Kostenbasis, in: Delfmann: Der Integrations-
gedanke der Betriebswirtschaftslehre, Festschrift fur Helmut Koch,
Wiesbaden 1989, S. 74 - 85.

Busse von Colbe, Walther (1990): Kalkulatorische Abschreibung und Substanz-
erhaltung - zu den jungsten Anderungen der LSP, in: Steffen,
R./Wartmann, R. (Hrsg.): Kosten und Erlése, Festschrift fur Gert
LaBmann, Stuttgart 1990, S. 299 - 314.

Busse von Colbe, Walther (1991). ,Bewertung von Leitungsnetzen bei der
Beendigung von Konzessionsvertragen® - Zusammenfassung anlafdlich
der 20. Jahrestagung des Instituts fur Energierecht Universitat Kéin
11/1991.

Busse von Calbe, Walther (1994). Bewertung von ortlichen Stromversorgungs-
anlagen bei einem Wechsel der Versorgungszustandigkeit,
Stuttgart 1994.

Decker, Heinrich (1991): ,Verursacherprinzip* abgeschmettert - Tauziehen
um Entflechtungskosten bei Ubernahme von Verteilanlagen,
in: ZfFK 8/1991, S. 11.

Demmler, Horst (1992): Grundlagen der Mikroékonomie, Minchen 1992.

Deutsche Bundesbank (Hrsg.) (1994). Monatsbericht der Deutschen Bundesbank,
Heft Nr. 8, Frankfurt am Main 1994.

Deutsche Verbundgesellschaft e.V. (DVG) (1993a). DVG-Jahresbericht 1992,
Heidelberg 1993.

Deutsche Verbundgesellschaft e.V. (DVG) (1993b): Die Stromversorgung in
Deutschland, Heidelberg 1993.

Die Zeit Nr. 27: ,Gespenster der Inflation®, vom 01.07.1994, S. 23.

Dungen, Helmut (1984): Subventionen in der deutschen Energiewirtschaft
von 1979 bis 1984, in: ZfE 4/1984, S. 262 - 268.

Ebisch, Hellmuth/Gottschalk, Joachim (1987): Preise und Preisprufungen bei
offentlichen Auftragen - Einschliellich Bauauftrédge - Kommentar, 5. Aufl.,
Munchen 1987.



XIX

Elschen, Rainer (1991): Gegenstand und Anwendungsméglichkeiten der Agency-
Theorie, in: ZfbF 1991, S. 1002 - 1012,

FAZ: Auch die Brusseler Kartellbehérde will Energiemonopole aufbrechen,
vom 23.03.1994, S. 17.

FAZ: Das Bundeskartellamt |af3t nicht locker - Gebietsmonopole der Energie-
wirtschaft sollen gebrochen werden, vom 18.01.1994, S. 12.

FAZ: Oberverwaltungsgericht in Manster rugt tberhéhte AbwassergebUhren, vom
08.08.1994, S. 4.

FAZ: Preussenelektra erwartet dauerhaft ruhigere Stromnachfrage,
vom 14.04.1994, S. 20.

FAZ. Rezession dampft den Energieverbrauch, vom 02.03.1994, S. 16.

Gisbier, Helmut (1984): Unternehmenserhaltung bei Geldentwertung - Ein Beitrag
zur Bertcksichtigung der Substanzerhaltung in der externen
Rechnungslegung der Unternehmen, Frankfurt am Main 1984.

Groner, Helmut (1975): Die Ordnung der deutschen Elektrizitatswirtschaft,
Baden-Baden 1975.

Groner, Helmut (1989); Uberlegungen zum Fortbestand geschlossener
Versorgungsgebiete in einem EG-Binnermarkt fur Elektrizitat,
in: ZfE 1/89, S. 22 - 174.

Hamann, Dirk Walter (1991): Die kartellrechtliche Zulassigkeit sog. Endschafts-
klauseln unter besonderer Bertcksichtigung stromwirtschaftlicher
Konzessionsvertrage, Munster 1991.

Hennicke, Peter/Johnson, Jeffrey P./Kohler, Stephan/Seifried, Dieter (1985): Die
Energiewende ist mdglich, Freiburg 1985.

Herlitz, Rainer (1992): Anschaffungswert oder Tagesneuwert als Grundlage des
gesetzlichen Mindestkaufpreises bei Netzibernahmen durch Gemeinden
nach Ablauf von Konzessionsvertragen?, in: Versorgungswirtschaft
4/1992, S. 77 - 81.

Hessisches Ministerium far Umwelt, Energie und Bundesangelegenheiten (HMU):
Antrage auf Genehmigung neuer bzw. Verlangerung geltender Tarife far
elektrische Energie nach § 12 BTO Elt: Erhebungsbogen K;
Erhebungsbogen SB; Erhebungsbogen SE; Erhebungsbogen SA/ EV;
Erhebungsbogen KA; Erhebungsbogen KAb; Erhebungsbogen KZi;
Erhebungsbogen U, Wiesbaden 07.08.1992.

HFA, Hauptfachausschul} des Instituts der Wirtschaftsprufer (1975): Stellung-
nahme HFA 2/1975:; Zur BerUcksichtigung der Substanzerhaltung bei der
Ermittlung des Jahresergebnisses, in: Die Wirtschaftsprufung 1975,

S. 614 -618.



XX

HFA, HauptfachausschuBl des Instituts der Wirtschaftsprifer (1983): Stellung-
nahme HFA 2/1983: Grundsétze zur Durchfihrung von Unternehmens-
bewertungen, in: Die Wirtschaftsprifung 1983, S. 468 ff.

Hoven, Ingolf/Schulz, Walter (1988). Kostenorientierte Stromtarife, in: ZfE 4/1988,
S. 221 - 239.

Hubig, Klaus (1990): Grundsatze einer kostenorientierten Preisbildung fur
Versorgungsgebiete, in: Energiewirtschaftliche Tagesfragen 4/1990,
S. 215 -219.

Hubig, Klaus (1993): Grundsatze der Preisbildung fur tbergehende Versorgungs-
anlagen, in: FORUM Institut fir Management: 2. Fachkonferenz, Wechsel
der Versorgungszustandigkeit in der Elektrizitatswirtschaft, Berlin 1990.

Hubig, Klaus (1994a): Anmerkungen zur Diskussion Uber die Darstellung der
Kosten- und Erléslage von Elektrizitdtsversorgungsunternehmen, in:
FORUM Institut fur Management: Kolloquium tber ,Tarifgenehmigung und
Preisaufsicht in der Energiewirtschaft‘, Bergisch-Gladbach 1994.

Hubig, Klaus (1994b): Grundsétze der Netzbewertung und -entflechtung, in
FORUM Institut fur Management: 3. Fachkonferenz, Wechsel der
Versorgungszustandigkeit in der Elektrizitatswirtschaft, Berlin 1994.

Huffer, Uwe/Tettinger, Peter J. (1990). Konzessionsvertrag, Endschaftsklausel
und Ubernahmepreis - Eine Fallstudie zur Stromversorgung Dortmund,
Bochum 1990.

Huffer, Uwe/Tettinger, Peter J. (1992). Rechtsfragen beim Versorgerwechsel nach
Ablauf von Konzessionsvertragen, Bochum 1992.

Jacobs, Otto/Schreiber, Ulrich (1979): Betriebliche Kapital- und Substanz-
erhaltung in Zeiten steigender Preise, Stuttgart 1979.

Jungst, Rainer (1990): Zum Verhaltnis von Kartell- und Preisaufsicht in der
Elektrizitatsversorgung, in: ZfE 2/1990, S. 150 - 153.

Kammerl, Alois Franz (1990): Elektrizitatswirtschaft und der Staat als
Gesellschafter, Hamburg 1990.

Kemmer, Heinz Gunter (1993): Elektrizitatswirtschaft: Die Versorgungs-
unternehmen zahlen Spitzengehalter - zu Lasten der Verbraucher -
Konkurrenzios teuer, in: ,Die Zeit* vom 10.09.1993, S. 24.

Klaue, Siegfried (1992): Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrénkungen (GWB) in:
Immenga, Ulrich/Mestmacker, Ernst-Joachim: GWB Kommentar, Minchen
1992.

Koch, Helmut (1985): Zur Anwendung der LSP bei fortgesetzten Preissteigerun-
gen, in: Die Wirtschaftsprifung 3/1985, S. 77 - 82.

Krakowski, Michael (1985): Grenzen naturlicher Monopole, in: Wirtschaftsdienst
1985/VIII, S. 404 - 412.



XXI

Kumkar, Lars (1994): Die Umstrukturierung des Elektrizitatssektors in
GroRbritannien, in: Die Weltwirtschaft 1/94, S. 93 - 112.

Lammers, Gudrun/Pfaffenberger, Wolfgang (1990): Zur Reform der
Elektrizitatswirtschaft in GroRbritannien, in: ZfE 1/90, S. 30 - 37.

Lenz, Ulrich (1992): Die gesetzlichen Regelungen der Konzessionsabgaben, in:
Die Wirtschaftsprifung 9/1992, S. 252 - 258.

Lohmann, Karl/Radhmann, Peter (1989): Marktverzinsung und Erhaltungs-
konzeptionen bei abnutzbaren Anlagegegenstanden, in: Zeitschrift
fUr Betriebswirtschaft 1989, S. 1324 - 1337.

Markmiller, Karl (1992): Die Bewertung von Netzanlagen beim Wechsel der
Versorgungszustandigkeit, in: Versorgungswirtschaft 3/1992, S. 53 - 56.

Mergenthaler, Heinz (1984). Kostentragerrechnungsverfahren in der
Elektrizitatswirtschaft, Darmstadt 1984.

Ministerialblatt innere Verwaltung (MBIiV) (1935). Angelegenheiten der
Kommunalverbande - Abschlufd von Vertragen der Energiewirtschaft
durch Gemeinden und Gemeindeverbande; RAErl. des PreuRischen
Ministeriums des Inneren vom 20.08.1935 - |A 8355/4467, in: MBIiV 1935
Nr. 35, S. 1036 - 1046.

Monopolkommission (1976): Mehr Wettbewerb ist méglich: Hauptgutachten
1973/1975, Baden-Baden 1976.

Morell, Klaus-Dieter (1993): Die Personaliibernahme bei der Ubernahme von
Stromversorgungsnetzen, Kéin 1993.

Moxter, Adolf (1983). Grundséatze ordnungsmaRiger Unternehmensbewertung,
2. Auflage, Wiesbaden 1983.

Minch, Paul (1983): Versorgungsunternenmen, in: Brede, H. & v. Loesch, A,, Die
Unternehmen der éffentlichen Wirtschaft in der Bundesrepublik
Deutschland, S. 101 - 134.

Niedersachsischer Stadte- und Gemeindebund (Hrsg.) (1992): Konzessions-
vertrdge und Konzessionsabgaben, Hannover 1992.

Obernolte, Wolfgang/Danner, Wolfgang (1992): Energiewirtschaftsrecht,
- Kommentar, 26. Erganzungslieferung, Minchen 1992,

Ostholthoff, Karl Heinz (1993): Kalkulatorische Kosten und Substanzerhaltung -
Einige Fragen und der Versuch klarender, konsistenter Antworten bei
regiebetriebener Aufgabenerfullung der Abwasserbeseitigung in NRW
unter betriebs- und finanzwirtschaftlichen Aspekten, Siegen 1993.

Pick, Hartmut (1991): Durchleitung im Binnenmarkt fur Elektrizitat - Wettbewerb
der Erzeuger, in: ZfE 3/1991, S. 177 - 189.



XXl

Rehfeld, Dieter (1986): Bestimmungsfaktoren der Energiepolitik in der
Bundesrepublik Deutschland: Zugleich ein Beitrag zur aktuellen
Diskussion staatlicher Willensbildungs-, Entscheidungs- und
Funktionsmuster, Frankfurt am Main 1986.

Rund-Erial} des Innenministers NRW (1989): Abschlul® von Vertrdgen auf dem
Gebiet der Energiewirtschaft durch Gemeinden, in: Ministerialblatt NRW
17/1989, S. 248 - 254,

Salje, Peter (1978): Preismi3brauch durch Elektrizitdtversorgungsunternehmen,
Kéln 1978.

Schacht, Martin (1988): Ortliche und regionale Energieversorgungskonzepte: Zu
den ékonomischen und interessenbedingten Hemmnissen einer
rationalen Energieversorgung auf dem Warmemarkt, Berlin 1988.

Schéafer Gert (1993): Versorgerwechsel in der Stromwirtschaft: Die Problematik
der Netzubernahme zum Sachzeitwert vor dem Hintergrund der
Preisaufsicht nach § 12 BTO Elt, in: RdE, 5/1993, S. 185 - 193.

Schiffer, Hans-Wilhelm (1985): Struktur und Wandel in der Energiewirtschaft in
der Bundesrepublik Deutschland, Kéin 1985.

Schildbach, Thomas (1992). Substanz- und Kapitalerhaltung, in: Handwérterbuch
des Rechnungswesen, 3. Aufl., Sp. 1888 - 1901.

Schmidt, Fritz (1929): Die organische Tageswertbilanz, unveranderter Nachdruck
der 3. Aufl., Wiesbaden 1951.

Schmidt, Gerhard (1987). Kommunale Energieversorgung in der Bundesrepublik
Deutschland seit 1948 - Perspektive fur die Zukunft,
in: ZfE 4/1987, S. 263 - 265.

Schmidt, Helmut (1987): Rekommunalisierung der Stromversorgung -
Okonomische, umwelt- und regionalpolitische Auswirkungen des
Wechsels in der Versorgungszustandigkeit, in: ZfE 4/1987, S. 256 - 264.

Schmidt, Reinhart (1991): Der Sachzeitwert als Ubernahmepreis bei der
Beendigung von Konzessionsvertragen, Kiel 1991.

Schmitt, Dieter/Dingen, Helmut/Bergschneider, Claus (1990): Bewertungs-
probleme in der Elektrizitatswirtschaft und inre Bedeutung fur die
Preisgenehmigung, in: ZfE 2/1990, S. 142 - 149.

Schneider, Dieter (1984). Entscheidungsrelevante fixe Kosten, Abschreibungen
und Zinsen zur Substanzerhaltung - Zwei Beispiele von
,Betriebsblindheit" in Kostentheorie und Kostenrechnung -, in:
Wochenzeitschrift fur Betriebswirtschaft, Steuer-, Wirtschafts-
und Arbeitsrecht 49/1984, S. 2621 - 2528.

Schumacher, K.S. (1993): Investitionsrechnerische Grundlagen des
Sachzeitwertes, in: OR Spektrum 15/1993, S. 75 - 82,



XXIII

Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1968): Statistisches Jahrbuch fir die
Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1968.

Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1972): Statistisches Jahrbuch fur die
Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1972.

Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1976): Statistisches Jahrbuch fur die
Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1976.

Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1981): Statistisches Jahrbuch fir die
Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1981.

Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1987): Statistisches Jahrbuch fur die
Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1987.

Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1993): Statistisches Jahrbuch fur die
Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1993.

Stern, Volker (1992): Vorrang fir Private in der 6ffentlichen Energieversorgung,
Karl-Brauer-Institut, Wiesbaden 1992.

Stumpf, Hans (1992a). Grundséatze der Preisbildung fur Gbergehende
Versorgungsanlagen aus der Sicht eines unabhéngigen Sachver-
standigen, Vorabdruck des Vortrages anlaidlich der Fachtagung des
Forum Instituts fir Management am 23.01.1992 in Kénigswinter.

Stumpf, Hans (1992b). Grundsatze der Preisbildung fur Ubergehende
Versorgungsanlagen, in: der Stadtetag 8/1992, S. 589 - 594,

Unger, Ralph (1986). Messung und Analyse der Totalen Faktorproduktivitat far
28 Sektoren der Bundesrepublik Deutschland, 1960 bis 1981,
Frankfurt am Main 1986.

VDEW e.V. (Hrsg.) (1991): Begriffsbestimmung in der Energiewirtschaft, Teil 8,
Begriffe des Rechnungswesens, 3. Aufl., Frankfurt a.M. 1992.

VDEW e.V. (1992): Ein Verband stellt sich vor, Frankfurt am Main 1992.

VDEW e.V. (1993a): Die offentliche Elektrizitatsversorgung 1992,
Frankfurt am Main 1993.

VDEW e.V. (1993b): VDEW-Materialien - EG-Strompreisvergleich, Frankfurt am
Main 1993.

VDEW e.V. (1993c): VDEW-Materialien - Die Gestaltung der Deutschen
Strompreise, Frankfurt am Main 1993.

VDEW e.V. (1993d): Betriebswirtschaft und Steuern, in: VDEW-Kontakt 10/93,
Frankfurt am Main, S. 8 - 9.

VDEW e.V. (1994): Struktur der deutschen Elektrizitatswirtschaft, in:
Strombasiswissen Nr. 115, Frankfurt am Main 1994.

VKU Nachrichtendienst (1990): Anlagenbewertung bei Ubernahme von
Versorgungsgebieten, Nr. 504, 12/1990, S. 8.



XXIV

VKU (Hrsg.) (1993). Materialsammlung zum Thema Netzibernahmen vom
Verband Kommunaler Unternehmen: Checkliste fur Netzibernahmen,
1/1993.

Vogelsang, Ingo (1982). Anreizmechanismen zur Regulierung der
Elektrizitatswirtschaft - Eine Fallstudie zur 6konomischen Theorie der
Institutionen, TUbingen 1982.

Weber, Wolfgang (1989). Die Netzibernahme durch die Kommunen - Steht der
Preis im Wege?, Vortrag anlallich des Akademiegespraches der
Friedrich-Ebert-Stiftung: ,Die Neuorientierung kommunaler Energiepolitik
vor der Bewahrung®, Bonn-Bad Godesberg 1989.

Weigt, Norbert (1984): Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes? - Ein
Beitrag zur Diskussion Uber den Ordnungsrahmen der leitungs-
gebundenen Energiewirtschaft, in: ZfE 4/1984, S. 291 - 297.

Weizacker von, Carl Christian (1982): Staatliche Regulierung - positive und
normative Theorie, in: Schweizerische Zeitschrift fur Volkswirtschaft und

Statistik, S. 323 - 343.

Weizacker von, Carl Christian (1988): Innovationen in der Energiewirtschaft,
in: ZfE 3/1988, S. 141 - 146.

Wenders, John T. (1982): Spitzenlastpreise in der Elektrizitatswirtschaft, in:
Blankart, Charles Beat und Faber, Monika (Hrsg.): Regulierung
6ffentlicher Unternehmen, Meisenheim/Glan 1982, S. 91 - 101.

Wirtschaftswoche Nr. 20, vom 13.05.1994, S. 54 - 55.

Woéhe, Gunter (1990): EinfGhrung in die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre,
17. Auflage, Munchen 1990.

Zimmermann, Gebhard (1989): Zur Substanzerhaltung in Unternehmen unter
Preisaufsicht ,Das Problem der Kostenbewertung bei EVU im Rahmen der
Tarifgenehmigung®, in: Z6gU, Band 12, Heft 4, 1989, S. 498 - 516.

Zimmermann, Gebhard (1990): Die Reform der Stromtarife, in: BFuP 1/1990,
S.30-51.






Bisher erschienene

Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeitridge

Nr.1 07.1995 H.-G. Petersen Economic Aspects of Agricultural Areas
Management and Land/Water Ecotones
Conservation

Nr.2 07.1995 H.-G. Petersen Pros and Cons of a Negative
Income Tax

Nr.3 07.1995 C. Sowada Haushaltspolitische Konsequenzen

steigender Staatsverschuldung in Polen



	Titelblatt
	Impressum

	Inhaltsverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis

	I. Einleitung
	1. Problemstellung
	2. Vorgehensweise

	II. Grundlagen der Elektrizitätswirtschaft
	1. Normative Regelungen des elektrizitätswirtschaftlichen Sektors
	1.1. Energiewirtschaftsgesetz
	1.2. Bundestarifordnung Elektrizität
	1.3. Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen
	1.4. Leitsätze für die Preisermittlung auf Grund von Selbstkosten /Arbeitsanleitung zur Darstellung der Kosten- und Erlösentwicklung
	1.5. Konzessionsabgabenverordnungen
	1.6. Allgemeine Bedingungen für die Elektrizitätsversorgung von Tarifkunden

	2. Strukturelle Merkmale der Elektrizitätswirtschaft
	2.1. Stromproduzenten
	2.2. Stromverteiler
	2.3. Aufkommen
	2.4. Verbrauch

	3. Technische Struktur der Elektrizitätsversorgungsnetze
	3.1. Hochspannungsnetz
	3.2. Mittelspannungsnetz
	3.3. Niederspannungsnetz

	4. Tarifsystematik
	4.1. Allgemeine Tarife
	4.1.1. Tarifstruktur vor der Änderung 1990
	4.1.2. Gegenwärtige Tarifstruktur

	4.2. Sondervertragskunden


	III. Interessenstruktur der beteiligten Akteure
	1. Interessen der Elektrizitätsversorgungsunternehmen
	1.1. Zielfunktionen der Unternehmen
	1.2. Interessenvertretungen

	2. Interessen der Konsumenten
	3. Interessenstruktur der Entscheidungsträger im öffentlichen Sektor
	3.1. Bundesinteresse
	3.2. Landesinteresse
	3.3. Kommunalinteresse

	4. Übersicht der beteiligten Akteure im elektrizitätswirtschaftlichen Sektor

	IV. Das Tarifpreisgenehmigungsverfahren
	1. Konzepte zur Realisierung der Versorgungssicherheit
	1.1. Erhaltungskonzeptionen aus theoretischer Sicht
	1.1.1. Kapitalerhaltungskonzeptionen
	1.1.1.1. Nominalkapitalerhaltung
	1.1.1.2. Realkapitalerhaltung

	1.1.2. Substanzerhaltungskonzeptionen
	1.1.2.1. Bruttosubstanzerhaltung
	1.1.2.2. Nettosubstanzerhaltung


	1.2. Erhaltungskonzeptionen in den Tarifpreisgenehmigungsverfahren

	2. Standardisierte Verfahren zur Darstellung der Kosten- und Erlösentwicklung mit Hilfe verschiedener Arbeitsanleitungen sowie des Erhebungsbogen-K
	2.1. Kalkulatorischer Kostenblock
	2.1.1. Kalkulatorische Abschreibungen
	2.1.1.1. Abschreibungsbasis
	2.1.1.2. Eigenkapitalquote
	2.1.1.3. Nutzungsdauern
	2.1.1.4. Abschreibungsmethode

	2.1.2. Kalkulatorische Zinsen
	2.1.2.1. Betriebsnotwendiges Vermögen
	2.1.2.2. Abzugskapital (Baukostenzuschüsse bzw. Hausanschlußkostenbeiträge)
	2.1.2.3. Zinserträge
	2.1.2.4. Abweichende Vorgehensweisen

	2.1.3. Kalkulatorischer Gewinn

	2.2. Aufwandsgleiche Kosten
	2.2.1. Strombeschaffung und -erzeugungskosten
	2.2.2. Konzessionsabgaben
	2.2.3. Personalkosten
	2.2.4. Betriebliche Steuern

	2.3. Erlöse aus Nebengeschäften

	3. Geplante Änderungen der Arbeitsanleitung
	3.1. Kalkulatorische Abschreibungen
	3.2. Kalkulatorische Zinsen
	3.3. Kalkulatorischer Gewinn
	3.4. Änderung der Nutzungsdauer

	4. Überprüfung der Reinvestitionsfähigkeit
	4.1. Kalkulatorische Kostenkomponenten
	4.2. Kapitalerhaltungsrücklage
	4.3. Überprüfungsergebnis


	V. Beendigung eines Konzessionsvertrages mit anschließendem Versorgerwechsel
	1. Zusammenhang zwischen Tarifpreisgenehmigung und Übernahmepreis
	2. Bewertungmöglichkeiten eines Versorgungsnetzes
	2.1. Übemahmepreise
	2.1.1. Sachzeitwert
	2.1.2. Restbuchwert
	2.1.3. Ertragswert
	2.1.4. Anhaltewerte

	2.2. Sonderprobleme
	2.2.1. Behandlung noch nicht aufgelöster Baukostenzuschüsse
	2.2.2. Einbindungs- und Entflechtungskosten
	2.2.3. Weiterbelieferungsvorbehalte und Durchleitungsrechte
	2.2.4. Personalübernahmen


	3. Entwicklung des Übernahmepreises
	3.1. Determinanten möglicher Übernahmepreise
	3.1.1. Nutzungsdauer
	3.1.2. Ausgangsbasis

	3.2. „Angemessener" Übernahmepreis
	3.3. Ermittlungsmethodik


	VI. Empirischer Teil
	1. Theoretischer Aufbau der Simulationsrechnungen
	1.1. Grundlegende Modellstruktur
	1.2. Modellparameter
	1.3. Übernahmepreisberechnung
	1.4. Ermittlung der Endkundentarife
	1.5. Steuer-, Thesaurierungs- und Renditenberechnung

	2. Analyse der Ergebnisse der theoretischen Simulationsrechnungen
	2.1. Analyse der Übernahmepreise und des Veräußerungsfalles
	2.2. Kapitalstrukturanalyse

	3. Beispielsrechnung aus der Praxis
	3.1. Analyse des Mengengerüstes
	3.2. Modellstruktur
	3.3. Mögliche Übernahmepreise

	4. Ergebnisse der empirischen Analyse

	VII. Zusammenfassung und Ausblick
	1. Zusammenfassung
	2. Ausblick

	Anhang 1: Formelsammlung
	Anhang 2: Preisindizes
	Anhang 3: Kalkulatorische Einzelkostenelemente des veräußernden bzw.aufnehmenden EVU bei unterschiedlichen Übernahmepreisen
	Literaturverzeichnis



